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EDITORIAL/155: Liebe Leserin, lieber Leser ... (SB)





Wochendruckausgabe 155 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
02.11.2019
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Liebe Leserin, lieber Leser,

bereits mit dieser Ausgabe der Schattenblick-Wochendruckpostille
möchten wir uns zum nahenden Jahresabschluß herzlich für Ihre
regelmäßige und zugewandte Aufmerksamkeit bedanken und Ihnen
gleichzeitig die wichtigsten letzten und entsprechend ersten
Informationen und Daten in eigener Sache für das Ende des Jahres 2019
und den Beginn des Jahres 2020 mitteilen.

Die beiden abschließenden Nummern 156 und 157 werden noch in der
jeweils 45. und 46. Woche in diesem Jahr erscheinen. Dann beginnt für
die Redaktion und alle anderen Mitwirkenden wie sonst auch die Zeit
der steten Versorgung der Online-Tageszeitung Schattenblick mit
Reportagen, Berichten, Interviews, Kommentaren und Impressionen aus
eigener Feder und Recherche sowie die umfangreiche Präsentation von
Beiträgen aus anderen Publikationen.

In der vierten Woche des Jahres 2020 dann startet die
Wochendruckausgabe des Schattenblicks mit ihren Veröffentlichungen aus
eigener Hand und solchen befreundeter Medien wieder durch. Sie steht
so ihrer Leserschaft wie gewohnt als Abonnement oder in
Einzelexemplaren zum neugierigen und kritischen Stöbern und Lesen wie
auch zum dialogischen Gebrauch erneut zur streitbaren Verfügung.

Ihre Schattenblick-Redaktion


1. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KOHLEALARM/656: Klimakampf und Kohlefront - folgenreich und weltumspannend ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 4. November 2019

Dorfspaziergang in Keyenberg mit Carola Rackete 

11:30 Start Dorfspaziergang auf der Wiese hinter der Keyenberger Kirche

(An St. Kreuz, 41812 Erkelenz)



Es ist höchste Zeit, zu handeln. Das ist das Credo von Aktivistin Carola
Rackete, die im Sommer berühmt wurde, weil sie 53 Menschen aus Seenot
rettete und auf der Sea-Watch 3 gegen den Willen der italienischen
Regierung in einen sicheren Hafen brachte. Die Klimakrise bedroht die
Menschenrechte. Am Sonntag, den 10. November 2019 wird Kapitän Carola
Rackete deshalb auf Einladung des Bündnisses "Alle Dörfer Bleiben" den vom
Braunkohlebergbau bedrohten Ort Keyenberg besuchen. Der Dorfspaziergang
startet um 11:30 Uhr auf der Wiese hinter der Keyenberger Kirche (St.
Kreuz, 41812 Erkelenz).

Die Dorfspaziergänge sind aus den Waldspaziergängen im Hambacher Forst
entstanden und führen durch die von dem Tagebau bedrohten Dörfer. Für den
Kohleabbau sollen in Nordrhein-Westfalen immer noch Menschen enteignet und
umgesiedelt werden. Seit Jahren wächst nicht nur die bundesweite
Klimabewegung, sondern auch der Widerstand in den betroffenen Dörfern.

Aktivistin Carola Rackete erklärt die Gründe ihres Besuchs in Keyenberg wie
folgt: "Auf dem Mittelmeer habe ich gesehen, wie Menschen sterben, weil sie
vor Krieg, Terror und Hunger, aber auch vor den Folgen der Klimakrise
fliehen. Der Braunkohletagebau im Rheinland ist mitverantwortlich für die
Klimakrise. Solidarisch stehe ich an der Seite der Menschen, die sich hier
lokal gegen die zerstörerischen Tagebaue engagieren und freue mich sie und
ihren Widerstand besuchen zu können. Keine Familie darf mehr für den Abbau
klimaschädlicher Braunkohle ihr Zuhause verlieren. Wir müssen sofort raus
aus den fossilen Energien."

Das Bündnis "Alle Dörfer Bleiben" streitet für den Erhalt aller vom
Braunkohlebergbau bedrohten Dörfer und damit für die Einhaltung der Pariser
Klimaschutzziele.

Die Gemeinschaft "Menschenrecht vor Bergrecht" ist ein Zusammenschluss von
Bewohner*innen aller bedrohten Dörfer und Höfe am Tagebau Garzweiler II.
Die Gemeinschaft besitzt ein Grundstück zwischen dem Tagebau und der
Ortschaft Keyenberg, welches sie gegenüber RWE als unverkäuflich deklariert
hat. Notfalls ist sie bereit, juristische Schritte bis vor das deutsche
Verfassungsgericht zu gehen um dort klären zu lassen, ob Enteignungen für
Braunkohle noch verfassungsgemäß sind.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2019 
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KOHLEALARM/655: Klimakampf und Kohlefront - den Druck verstärken ... (Michael Zobel)


Der Kohleausstieg bleibt Handarbeit - Termine

von Michael Zobel, 4. November 2019



Liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, Mitmenschen...

Guten Tag zusammen,

nein, es wird nicht ruhiger. Die Bagger zerstören den Hambacher Wald
scheinbar unaufhaltsam, die Dörfer werden weiter abgerissen, Menschen
werden weiter vertrieben und verlieren ihre Heimat. Die Folgen des
Klimawandels werden weltweit täglich dramatischer. Und was macht die
Politik? Das Nichtstun und Aussitzen wird Methode, jeder Tag ohne ein
Kohleausstiegsgesetz ist ein verlorener Tag.

Was ist also zu tun? Wir müssen den Druck immer weiter erhöhen, wir müssen
die Verantwortlichen dazu zwingen, endlich zu handeln, endlich zu ihren
vollmundigen Ankündigungen zu stehen.

Es gibt viel zu tun, wir machen weiter, wir nehmen das Handeln weiter
selber in die Hand, hier ein paar Termine für die kommenden Tage und
Wochen:

Sonntag, 10. November, 11:30 Uhr Dorfspaziergang in Keyenberg und Kuckum am
Tagebau Garzweiler, diesmal mit Carola Rackete, Kapitänin der SeaWatch,
Treffpunkt ist die Grünfläche hinter der Keyenberger Kirche:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/

Mittwoch, 13. November, 9:00 Uhr, Weshutdown, 2. Verhandlungstag in
Eschweiler

https://hambacherforst.org/blog/2019/10/16/prozess-wegen-kraftwerksblockade-weshutdown/

Donnerstag, 14. November, 18:00 Uhr, DIE ROTE LINIE, der Film über den
Hambacher Wald, diesmal im Schulzentrum Vogelsang in Solingen... Eva und
ich werden zum anschließenden Gespräch da sein....

https://mindjazz-pictures.de/filme/die-rote-linie-widerstand-im-hambacher-forst/

Freitag, 15. November, 19:30 Uhr, Konzert mit dem Gerd Schinkel Trio im
Pinù Aachen, Buchkremerstraße, im Aachen-Fenster...

https://gerdschinkel.jimdo.com/

Sonntag, 17. November, 11:30 Uhr, DIE ROTE LINIE, der Film über den
Hambacher Wald, diesmal in Kleve, Tichelpark Cinemas, der BUND und Fridays
for Future laden ein...

https://www.kleverkinos.de/detail/78068/Die_Rote_Linie_-_Widerstand_im_Hambacher_Forst

Mittwoch, 20. November, DIE ROTE LINIE, der Film über den Hambacher Wald,
heute im Kuba Jülich, Bahnhofstr. 13, 52428 Jülich

https://kuba-juelich.de/index.php/programm/kino/die-rote-linie/

Donnerstag, 21. November, PREMIERE, In unser aller Namen - Ein neuer Film
über die Konflikte im Hambacher Wald von Daggi Diebels und Tom Meffert aus
Aachen, 20.15 Uhr Apollo Aachen

https://in-unser-aller-namen.de/

Freitag, 29. November, Fridays for Future, weltweiter Klimastreik, vier
Tage vor dem Klimagipfel in Madrid, wir werden die SchülerInnen erneut nach
Kräften unterstützen

https://fridaysforfuture.de/neustartklima/

Sonntag, 8. Dezember, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 68 Monate Wald- und
Dorfspaziergänge, Treffpunkt und mehr in den kommenden Tagen...

und dann noch dies: KEIN BAUM IST EGAL, das gilt auch für die Hainbuchen in
der Lothringerstraße/Aachen, die für einen Premiumradweg und einen
Premiumfußgängerweg weichen sollen. Gehts noch, in Zeiten des
Klimanotstands? Ich freue mich, dass mutige Menschen den ersten
Fäll-Versuch verhindern konnten. Mehr dazu auf

https://www.facebook.com/groups/450922635479155/ oder/und 

https://www.facebook.com/BuergerFuerBaeume/

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglch.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner Webseite
www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel und viele UnterstützerInnen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 4. November 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/4476: Marbach - #StepOne, "Narrating Africa". Eine Open-Space-Ausstellung, 10.-22.11.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im November 2019

10. November 2019 bis 22. November 2020

#StepOne

"Narrating Africa". Eine Open-Space-Ausstellung



10. November 2019 bis 22. November 2020 im Literaturmuseum der Moderne

Welche Texte und Archivalien gehören in einen realen und dann auch
virtuellen Raum, in dem es um die unterschiedlichen Arten und Weisen
geht, Afrika zu erzählen? Diese Frage verhandelt unter dem Titel
"Narrating Africa" in einem ersten Schritt der erweiterte
Teilnehmerkreis eines Workshops, der im September 2019 als Auftakt
eines Forschungs- und Ausstellungsprojekts im Deutschen
Literaturarchiv Marbach stattgefunden hat: Julia Augert, Coletta
Kandemiri, Nelson Mlambo, Napaldulwe Shiweda (alle University of
Namibia), Werner Hillerbrecht (National Archives of Namibia), Dag
Henrichsen, Christian Vandersee (Basler Afrika Bibliographien),
Dorothee Kimmich, Sigrid Köhler (Universität Tübingen), Annette
Bühler-Dietrich (Universität Stuttgart), Bruno Arich-Gerz
(Universität Wuppertal), Stephan Hermes (Universität Duisburg-Essen)
sowie aus Marbach Madeleine Brook, Jan Bürger, Heike Gfrereis, Vera
Hildenbrandt, Stefanie Hundehege, Anna Kinder, Martin Kuhn, Julia
Maass, Tamara Meyer und Sandra Richter.

In #StepOne der Open-Space Ausstellung stellen sie Lese-, Bibliotheks-
und Archivfunde vor, die dann in einem zweiten Schritt dialogisch
kommentiert und in einem dritten Schritt im Rahmen einer
internationalen Autorentagung erweitert werden. Ziel ist es
langfristig, einen virtuellen Forschungsraum aufzubauen, in dem
kooperativ literarische Archivmaterialien zum Kolonialismus und
Postkolonialismus zugänglich und erforscht werden können.

Die Ausstellung wird zusammen mit Sonja Schwarz und Abdelhamid Ameur,
zwei Studierenden der Klasse Uli Cluss an der Staatlichen Akademie der
Bildenden Künste Stuttgart, so gestaltet, dass sie als "open
space" Themen und Perspektiven von "Narrating Africa" auf
einfache Weise zur offenen wie öffentlichen Debatte stellt.

Gefördert von Ministerium für Forschung, Wissenschaft und Kunst des
Landes Baden-Württemberg.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im November 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1468: Marbach - Lateinamerika erzählt, Michi Strausfeld, 26.11.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im November 2019

GESPRÄCH

Dienstag, 26. November, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Lateinamerika erzählt - Michi Strausfeld

Moderation Jan Bürger und Lydia Schmuck.



Seit der Buchhandel hierzulande im Herbst 1976 Lateinamerika als
geistige Größe für sich entdeckt hat, gehört die Lektorin und
Übersetzerin Michi Strausfeld zu den wichtigsten Vermittlerinnen für
die Literaturen aus Argentinien, Brasilien, Mexiko, Kolumbien, Kuba
und Uruguay. Nicht von ungefähr wurde sie 2012 auf der Buchmesse in
Buenos Aires auf die Liste der 50 wichtigsten Herausgeberinnen
spanischsprachiger Literatur gesetzt. Nun hat sie selbst ein Buch
geschrieben, eine farbige Chronik ihres Lebens mit Büchern und
Autoren aus Lateinamerika: Gelbe Schmetterlinge und die Herren
Diktatoren. Lateinamerika erzählt seine Geschichte.

Gefördert durch die Robert Bosch Stiftung GmbH aus Mitteln der
DVA-Stiftung.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im November 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar
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TREFF/1467: Marbach - Der Orient sind wir, Mathias Enard, 25.11.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im November 2019

Die im Rahmen der Tagung »Übersetzernachlässe in globalen
Archiven« geplante Abendveranstaltung mit Mathias Énard am 
25. November 2019 muss leider entfallen! Sie soll 2020 nachgeholt werden.

Information zur Tagung: 

http://www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/



ENTFÄLLT:

GESPRÄCH 

Montag, 25. November, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Der Orient sind wir - Mathias Enard

Moderation Sandra Richter.

Mit seinem Roman "Kompass", der zum Welterfolg wurde, tauchte der
französische Schriftsteller Mathias Enard, von dem jetzt auch Gedichte
auf Deutsch erscheinen, tief in die Kulturen des Orients und des
Okzidents ein. Forschungsreisen führen seine Figuren nach Istanbul und
Palmyra, aber immer wieder auch in Bibliotheken. Und zu Franz Kafka
oder Jörg Fauser, dem Vater der deutschen Pop- und Drogen-Literatur.
Zwischen Fakten und Fiktionen scheint Enard wie kaum ein anderer Autor
eng am Puls des aktuellen Weltgeschehens.

Gefördert durch die Robert Bosch Stiftung GmbH aus Mitteln der DVA-
Stiftung.

Eintritt: 9,- Euro / erm. 7,- Euro / für Mitglieder der DSG 4,50
Euro.

Aktualisiert am 20. November 2019

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im November 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar
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REZENSION/719: Winfried Wolf - Mit dem Elektroauto in die Sackgasse (SB)


Winfried Wolf



Mit dem Elektroauto in die Sackgasse

Warum E-Mobilität den Klimawandel beschleunigt




Wer bisher geglaubt hat, daß Elektroautos "immerhin" einen
Fortschritt gegenüber Autos mit Verbrennungsmotoren darstellen, da
diese angeblich viel stärker die Luft verschmutzen und zum
Klimawandel beitragen, wird von Winfried Wolf umfassend über diesen
Irrtum aufgeklärt. Elektroautos sind schwerer, produzieren mehr
Feinstaub zumindest aufgrund des Gummiabriebs der Reifen, und beim
gegenwärtig vorherrschenden Energiemix stammt der Strom zu ihrem
Betrieb hauptsächlich aus fossilen Energieträgern oder
Atomkraftwerken. Die vermeintliche Sauberkeit der Elektroautos ergibt
sich allein deshalb, weil die bei ihrer Herstellung anfallenden
CO₂-Emissionen nicht in die Klimabilanz einberechnet oder auch
externalisiert, das heißt in andere Weltregionen verschoben werden.
Erst nach rund acht Jahren amortisiert sich energetisch ein
Elektroauto im Verhältnis zu einem Verbrenner, schreibt Wolf (S. 95).
Zu ergänzen wäre, daß wahrscheinlich noch vor dieser Zeit, das wären
rund 120.000 Kilometer, ein Teil der Elektroautos durch neue Modelle
ersetzt werden wird, so daß ihr energetischer Vorteil gar nicht erst
zum Tragen käme.

Das Buch "Mit dem Elektroauto in die Sackgasse" liefert einen Strauß
von Gründen, warum elektrisch angetriebener Individualverkehr ein
Rückschritt gegenüber anderen Mobilitätskonzepten wie dem
Schienenverkehr (Eisenbahn und Tram) ist und sowieso das gesamte
Verkehrs- und Gütertransportaufkommen reduziert werden müßte, um die
Klimaschutzziele des 2015 beschlossenen Übereinkommens von Paris
einzuhalten.

Dabei argumentiert Wolf an manchen Stellen systemimmanent. Wenn er
beispielsweise berichtet, daß sich die sowieso schon bescheidene
Reichweite von Elektroautos und -bussen im Winter verringert, da mit
der Energie der Batterien auch die Heizung gespeist werden muß, dann
zeigt das zwar, wie unattraktiv Elektroautos sind, aber würde die
Industrie diesen Mangel beheben, wäre das Argument hinfällig.

Systemkritisch hingegen wird der Autor, wenn er die Täuschung
offenlegt, daß im Jahr 2025 der von der Bundesregierung angestrebte
höhere Anteil von Elektroautos an der Fahrzeugflotte automatisch zu
wirksamem Klimaschutz führen wird. Denn in absoluten Zahlen, so
rechnet Wolf vor, würde bis dahin auch die Zahl der Autos mit
Verbrennungsmotoren steigen, so daß in der Summe noch viel mehr Autos
als heute die Luft verpesten, die Straßen verstopfen und Fläche
verbrauchen. Prognosen zufolge wird sich der weltweite Kfz-Bestand
von 2010 bis 2025 auf 2,1 Mrd. Fahrzeuge verdoppeln. (S. 177)

Elektroautos würden sowieso eher als Zweit- oder Drittwagen erworben,
und das auch nur von einer zahlungsfähigen Klientel. Die soziale
Ausgrenzung ist ebenso vorprogrammiert wie der Verkehrskollaps. Der
Autobranche hingegen ginge es vor allem darum, die gegenwärtige Krise
der Mobilität (Dieselskandal, Feinstaub) zu bewältigen und weiterhin
ihre Stellung als globale Schlüsselindustrie zu wahren.

Wie sehr der frühere Bundestagsabgeordnete der Partei Die Linke mit
seinem im März dieses Jahres erschienenen Buch ins Schwarze trifft,
zeigt sich dieser Tage in der Medienberichterstattung anläßlich des
Autogipfels bei der Bundeskanzlerin und der Vorstellung des
"Masterplans Ladeinfrastruktur" des Bundesverkehrsministeriums. Darin
heißt es, zitiert nach n-tv.de vom 2. November 2019: "Damit
Deutschland auch weiterhin führende Automobilnation bleibt, müssen
Politik und Industrie Hand in Hand an der schnellen Verbreitung von
Elektrofahrzeugen arbeiten." Bei drohenden Einbußen der
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands drückt also der Schuh und nicht etwa
beim mangelhaften Klimaschutz.

Eine Million Ladestationen bis 2030 will die Bundesregierung
einrichten. Damit entschärft sie die berechtigte, jedoch
systemimmanente Kritik, derzufolge ein Widerspruch zwischen dem
Versprechen der Elektroautomobilität und ihrer realen Umsetzung
besteht.

Die deutsche Autoindustrie dominiert die Branche vor allem im
Hochpreissegment. Teurere Autos haben in der Regel höhere
CO₂-Emissionen. Dementsprechend hat sich die Bundesregierung auf der
Ebene der Europäischen Union erfolgreich dafür stark gemacht, daß die
CO₂-Grenzwerte an der gesamten Fahrzeugflotte eines Herstellers
bemessen werden. Das hat zur Konsequenz, daß mit einem einzigen
Elektroauto (das als CO₂-neutral gilt, obwohl es einen gewaltigen
ökologischen Rucksack trägt, noch bevor es auch nur einen Meter
gefahren ist) bis zu sieben SUVs, jene besonders spritfressenden
Allradfahrzeuge, kompensiert werden können. Die Emissionen der
Gesamtflotte (bestehend aus Elektroautos und Verbrennern wie den
SUVs) bleiben somit unterhalb der EU-Abgasgrenzwerte - ein
Rechenkunststück zur Sicherung von Wachstum und Profit, von dem sich
das Klima gewiß nicht beeindrucken läßt.

Zu den Stärken des Buchs zählt sicherlich, daß dessen Autor, der auch
Chefredakteur von "Lunapark21 - Zeitschrift zur Kritik der globalen
Ökonomie" ist, den Blick nicht auf Elektroautos einengt, sondern die
Autobranche insgesamt ins Visier nimmt und dabei einen weiten Bogen
zur Verkehrspolitik spannt. Denn Wirtschaft und Politik gehen Hand in
Hand. So behandelt das Buch Themen wie Dieselskandal (jährlich 12.860
vorzeitige Todesfälle und mehr als 800.000 Neuerkrankungen aufgrund
der verschwiegenen Stickoxidemissionen aus Dieselautos!), Förderung
des Kohle- und Atomstroms für die Elektromobilität (insbesondere in
China und Frankreich) und der ökologisch problematische Rohstoffabbau
für die Lithiumbatterien in Bolivien, Chile und Argentinien. Auch dem
Entrepeneur und CEO beim Elektroautohersteller Tesla, Elon Musk,
widmet der Autor einen eigenen Abschnitt.

Der passionierte Bahnfahrer Winfried Wolf läßt es sich nicht nehmen,
Alternativen zum motorisierten Individualverkehr aufzuzeigen: Ausbau
des Schienennetzes und kürzere Taktraten bei den Zugverbindungen,
Wiedereinführung des Nachtzugverkehrs als Alternative zu
Inlandsflügen, Verbilligung der Bahnpreise und kostenloser
öffentlicher Nahverkehr zählen zu den zwölf Kernforderungen, mit
denen der Autor die notwendige Verkehrswende umreißt. Das Buch bietet
einen Fundus an Informationen und Denkanstößen rund um den
gegenwärtigen Elektromobilitätshype und ist sowohl für
neueinsteigende als auch bereits mit Verkehrspolitik befaßte Personen
ein Lesegewinn.

Winfried Wolf

Mit dem Elektroauto in die Sackgasse

Warum E-Mobilität den Klimawandel beschleunigt

Promedia Verlag, Wien 2019

216 Seiten, brosch.

17,90 Euro
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MELDUNG/330: Autogipfel - Ausbau der E-Mobilität muss mit Menschenrechtsstandards beim Kobaltabbau einhergehen


Amnesty International - Pressemitteilung vom 4. November 2019

Autogipfel: Ausbau der E-Mobilität muss mit Menschenrechtsstandards beim
Kobaltabbau einhergehen



Zum heutigen Autogipfel der Bundesregierung in Berlin erklärt Markus N.
Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in Deutschland:

BERLIN, 4.11.2019 - "Der Ausstieg aus fossilen Treibstoffen in der
Mobilität ist ein richtiger Schritt, um der Klimakrise wirkungsvoll
entgegenzutreten. Doch die aktuellen Pläne greifen deutlich zu kurz:
Verantwortliche, zukunftsgerichtete Wirtschaft und Politik müssen
klimabewahrend, umweltschonend und menschenrechtskonform sein."

Beim Abbau von Rohstoffen wie Kobalt für die Akku-Produktion kommt es zu
schweren Menschenrechtsverletzungen wie zum Beispiel Kinderarbeit. Amnesty
International hat dabei auch mangelnde Sorgfaltspflichten deutscher
Automobilhersteller dokumentiert.

"Hier sind die Autohersteller gefragt, aber auch die Bundesregierung: Wer
neue Technologien fördert und ein Förderungsprogramm für Elektromobilität
auflegt, muss die Wirtschaft in die Pflicht nehmen, damit es entlang der
Lieferketten nicht zu Menschenrechtsverletzungen kommt. So ist es beim
Kobaltabbau längst überfällig, dass die Einhaltung von grundlegenden
Standards, wie den OECD-Leitsätzen, sichergestellt wird. Käuferinnen und
Käufer von Elektro-Autos sollten erwarten können, dass ihr neues Auto nicht
nur die Umwelt schont, sondern auch frei von Kinderarbeit und Ausbeutung
ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. November 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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VORTRAG/220: Mönchengladbach - "Foodsharing - Restlos glücklich!", über die Bewegung, 16.11.19


Stadt Mönchengladbach

Foodsharing - Restlos glücklich!



Täglich landen alleine in Deutschland etwa ein Drittel aller
Lebensmittel in der Mülltonne, obwohl sie noch verzehrt werden
könnten. Dies ist nicht nur eine Verschwendung der Lebensmittel an
sich, sondern auch der Ressourcen, die z.B. in Anbau, Ernte,
Verpackung, Transport und Lagerung geflossen sind. Doch es geht auch
anders: Foodsharing ist eine Initiative von engagierten Bürgerinnen
und Bürgern, die sich für die "Rettung" von Lebensmitteln einsetzen
(seit 2012). Inzwischen hat die Initiative ein europaweit agierendes
Netzwerk aufgebaut. Die Online-Plattform www.foodsharing.de ist dabei
ein zentrales Werkzeug, das Struktur bietet und Erfahrungsaustausch
erleichtert.

Dieser kostenfreie VHS-Vortrag am Mittwoch, 16. November, 11 bis 12.30
Uhr, in der VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, informiert
über die Foodsharing-Bewegung regional und national. Für alle, die
anschließend interessiert sind, selbst aktiv zu werden, wird
ausreichend Zeit sein, die ersten Schritte zu besprechen und
aufkommende Fragen zu beantworten.

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.10.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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PREIS/227: Norbert Scheuer mit dem Wilhelm Raabe-Literaturpreis 2019 ausgezeichnet (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 3.11.2019

Norbert Scheuer mit dem Wilhelm Raabe-Literaturpreis 2019 ausgezeichnet



Der Schriftsteller Norbert Scheuer hat für sein Buch "Winterbienen"
den von der Stadt Braunschweig und dem Deutschlandfunk gestifteten und
mit 30.000 Euro dotierten Wilhelm Raabe-Literaturpreis 2019 erhalten.

Der Braunschweiger Oberbürgermeister Ulrich Markurth und
Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue überreichten die Auszeichnung
am Sonntag, den 3. November. Die Laudatio hielt der deutsche
Journalist und Autor Patrick Bahners.

"Winterbienen" erzählt die Geschichte eines Imkers gegen Ende des
Zweiten Weltkriegs, der in seinen Bienenstöcken Juden zur Flucht
verhilft. Die Geschichte spielt in der Eifel und verwebt die Natur-
mit einer Gesellschaftserzählung. Mit seinem Buch erreiche Scheuer
eine äußerste Nähe von symbolischem Zeichen und konkreter Realität, so
die Jury.

Weiter heißt es in der Begründung: "In der Form des Tagebuchs findet
er zu einer Kompaktheit der Darstellung und einer Gelassenheit der
Schreibweise, die jedes Unheil in der Welt überführt in eine neue
ästhetische Ordnung. Das macht ihn zu einem einzigartigen
realistischen Erzähler unserer Zeit, zu einem poetisch-realistischen
Erzähler auch in der Tradition Wilhelm Raabes."

Mit der Verleihung des Wilhelm Raabe-Literaturpreises zeichnen
Deutschlandfunk und die Stadt Braunschweig jährlich ein in deutscher
Sprache verfasstes erzählerisches Werk aus, das einen besonderen
Stellenwert in der Entwicklung des Preisträgers markiert. Es muss im
Vergabejahr erschienen sein. Ausgeschlossen ist die Würdigung eines
Erstlingswerkes oder des Gesamtwerkes.


Die Jury:


	Prof. Dr. h.c. Gerd Biegel (Präsident der Internationalen Raabe-Gesellschaft e.V.)

	Alexander Cammann (DIE ZEIT)

	Thomas Geiger (Literarisches Colloquium Berlin)

	Dr. Anja Hesse (Dezernentin für Kultur und Wissenschaft der Stadt Braunschweig)

	Katrin Hillgruber (freie Journalistin)

	Marie Schmidt (Süddeutsche Zeitung)

	Dr. Michael Schmitt (3sat)

	Prof. Dr. Renate Stauf (Germanistisches Institut, TU Braunschweig)

	Dr. Hubert Winkels (Deutschlandfunk)




Die vollständige Begründung der Jury:

Alle Dinge dieser Welt sind einander ähnlich. Das Kleinste
korrespondiert mit dem Größten, und noch im Kontrast steckt
Verwandtschaft. Nikolaus von Kues ist einer der Philosophen, die diese
Einsicht durch die Zeiten getragen haben. Bis heute und bis nach Kall
in der Eifel, wo der Schriftsteller Norbert Scheuer lebt. Er hat
seinen kleinen Eifelort in bisher acht Romanen zum Spiegel der Welt
gemacht, und in jedem seiner Bücher das lokale Kleine zum Gegenstand
höchster Aufmerksamkeit gesteigert. Damit hat er zugleich einen großen
metaphorischen Raum geöffnet. In seinem Roman "Winterbienen" leisten
dies eben jene in unserer Gegenwart über alles geschätzten, ja
geradezu verehrten Insekten, die zu Tausenden einen gemeinsamen Körper
bilden.

Der Roman spielt in den letzten Monaten des zweiten Weltkriegs, und
mit den summenden Bienen auf den Wiesen an der Urft kontrastieren und
korrespondieren die alliierten Jagdflugzeuge am westlichen Himmel.
Egidius Arimond ist Epileptiker, der versucht, sich mit Medikamenten
ruhig zu halten. Dabei ist es doch die kriegerische Außenwelt, die in
konvulsivischen Zuckungen tobt. Ohne Aufhebens rettet er jüdische
Mitmenschen vor dem Tod, mit Hilfe seiner Bienenvölker.

In "Winterbienen" erreicht Norbert Scheuer eine äußerste Nähe von
symbolischem Zeichen und konkreter Realität. In der Form des Tagebuchs
findet er zu einer Kompaktheit der Darstellung und einer Gelassenheit
der Schreibweise, die jedes Unheil in der Welt überführt in eine neue
ästhetische Ordnung. Das macht ihn zu einem einzigartigen
realistischen Erzähler unserer Zeit, zu einem poetisch-realistischen
Erzähler auch in der Tradition Wilhelm Raabes.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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AUSSTELLUNG/376: Marbach - "Dostojewskij und Schiller", 10.11.2019-16.02.2020


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im November 2019

10. November 2019 bis 16. Februar 2020

wechselausstellung im Literaturmuseum der Moderne

"Dostojewskij und Schiller"



Mit zehn Jahren sieht Fjodor Dostojewskij eine Aufführung
von Schillers "Räubern" in Moskau: »Ich habe ihn auswendig
gelernt, habe in seiner Sprache gesprochen und in seinen Bildern
geträumt ... Schon wenn ich den Namen Schiller höre, tut mir das
Herz weh.« In "Schuld und Sühne" wird Raskolnikow als Schiller
bezeichnet. Die Ausstellung zeigt die Spuren dieser ersten
literarischen Liebe.

In Zusammenarbeit mit dem Staatlichen Literaturmuseum der Russischen
Föderation.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im November 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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KURSUS/179: Berlin - Nachtschicht, Die Lange Nacht der guten Exposés, 29.11.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2019

Fr., 29.11.19, 18.00 Uhr

Nachtschicht - Die Lange Nacht der guten Exposés



Deadline-Coaching für alle von 18-99 mit Dr. Dorothee Schmidt (Hille &
Schmidt Literatur- und Medienagentur). Vorkenntnisse nicht
erforderlich.

Ein gutes Exposé ist oft mitentscheidend für den Publikationserfolg. Was
aber macht ein gutes Exposé aus? Welche Anforderungen stellen Verlage an
AutorInnen? Welches Stipendium oder Projekt auch immer Dich gerade
antreibt, ob Du Prof bist oder Anfänger: Nimm die letzten Tage vor
Weihnachten zum Anlass, gemeinsam mit Gleichgesinnten Deine Unterlagen auf
Hochglanz zu polieren, um gut vorbereitet ins neue Lyrikjahr zu starten!

Zur Einführung stimmt Dorothee Schmidt, offzieller Deadline Sprint-Coach
von der Hille & Schmidt Literatur- und Medienagentur, mit Tipps für
professionelles Arbeiten an Exposés auf die Nacht ein.

Fr 29.11. 18 - Sa 30.11. 1 Uhr

Eintritt frei.

Begrenzte Teilnehmerzahl. Um Anmeldung wird gebeten.

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/6540: Kiel - Anne Siegel, "Reykjavík Blues", 13.11.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Mittwoch - 13.11.2019 - 19 Uhr

Anne Siegel liest aus "Reykjavík Blues"

Eintritt: 8 / erm. 5

(nur begrenztes Kartenkontingent im freien Verkauf)



Anne Siegel entführt ihre zahlreichen Leser gerne nach Island. Nach
ihren viel beachteten Büchern "Frauen, Fische, Fjorde" und "Señora
Gerta" arbeitet sie nun an einer Island-Trilogie. Deren erster Teil
"Nordbräute" war 2015 für den Hamburger Literaturpreis nominiert. Der
zweite, "Reykjavík Blues",beschäftigt sich mit der Zeit der großen
Wirtschaftskrise, die Siegels Protagonisten aus der Bahn wirft.
Mittendrin stehen Jón und Léontine, Jóns große Liebe aus Kindertagen.
Während er sein Engagement als Cellist in Deutschland auflöst, um in
Island Politiker zu werden, wird Léontine wegen Betrugs verurteilt.
Als Bankerin war sie daran beteiligt, Kapital in ausländische
Briefkastenfirmen zu verschieben. Jóns Großmutter Christa beschließt,
sich auf die Suche nach diesem Geld zu machen.

Veranstalter: Literaturhaus SH / Investitionsbank SH

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AUSSICHTEN/8792: Und morgen, den 05. November 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.11.2019 bis zum 06.11.2019 +++






[image: Jean-Luc 8792 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolkenverhangen,

verregnet und naß,

Jeans Freunde bangen

um Spiel und um Spaß.
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KREATIV/156: Unna - Kreativ-Atelier, Malen und Bastel nach Kinderbüchern in der Kinderbibliothek, 9.11.19


Kreisstadt Unna

Nächstes Kreativ-Atelier am 9. November



Kreisstadt Unna. Da die Bibliothek am Samstag, 2. November 2019,
geschlossen ist, findet das nächste offene Kreativ-Atelier mit Claudia
Rau (freie Mitarbeiterin der Jugendkunstschule) am Samstag, 9.
November 2019, in der Bibliothek im zib statt.

Ab 11 Uhr wird mit Kindern ab 4 Jahren in der Kinderbibliothek in
Anlehnung an bekannte Kinderbücher gemalt und gebastelt.

Der Eintritt ist frei!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.10.2019

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER/1450: Hamburg - Oskar und die Dame in Rosa, 29.11. - 1.12.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Oskar und die Dame in Rosa

Ambrella Figurentheater & Theatrium Steinau 

Regie: Renat Safiullin 

Spiel: Heike Klockmeier & Detlef Heinichen 

Figuren: Pauline Späte 

Trick und Animation: Omani Frei 

Bühnenbild und Kostüme: Ella Späte

Premiere: Fr 29. November 2019, 18:00 Uhr

weitere Vorstellungen: Sa 30. Nov. + So 1. Dez., jeweils 16:00 Uhr



Eine Hymne auf das Leben frei nach der gleichnamigen Erzählung von
Eric-Emmanuel Schmitt. Gespielt von zwei Menschen mit sieben
Großfiguren und animierten Zeichnungen.

Oskar ist 10 Jahre alt, unheilbar an Leukämie erkrankt und verliert
dennoch nie seine Lebensfreude. Im Krankenhaus begegnet er Oma Rosa,
einer der älteren Damen im rosa Kittel, die ehrenamtlich schwerkranke
Kinder betreut. Sie ist es, die Oskar auf die Idee bringt, Briefe an
den lieben Gott zu schreiben. Und zwar auch, obwohl er nicht an ihn
glaubt. Denn warum soll man ihn nicht trotzdem um Hilfe bitten?
Unsentimental und unerschrocken erzählen Oskars Briefe von Liebe,
Schmerz, Freude und Verlust. In nur wenigen Tagen erlebt er auf
wundersame Weise ein ganzes Leben. An Weihnachten kann er sich würdig
von allen verabschieden.

Gefördert durch die Behörde für Kultur und Medien der Freien und
Hansestadt Hamburg

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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DA/658: Der 2018er TV Stud-Streik aus Sicht der FAU Berlin


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Der 2018er TV Stud-Streik aus Sicht der FAU Berlin

Von der Redaktion, 30. Oktober 2019



An den Berliner Hochschulen war die FAU 2018 Teil der Streikbewegung zur
Erneuerung des studentischen DGB-Tarifvertrags. FAU-Aktive haben die
Kampagne von Anfang bis Ende mitgeprägt, aber auch ihre Kritik an
Mechanismen der Stellvertretergewerkschaften.

Der Tarifvertrag für studentische Beschäftigte (TV Stud) regelt die
Arbeitsbedingungen der ca. 8.000 studentischen Hilfskräfte, die berlinweit
an Hochschulen arbeiten. Er wurde in den 1980ern durch mehrwöchige Streiks
erkämpft und stellt in der BRD den einzigen Tarifvertrag für studentische
Beschäftigte dar. Doch er ist nicht gut gealtert: Von 2001 bis 2018 gab es
keine Lohnerhöhungen und 2003 wurde die Jahressonderzahlung gestrichen.
Unter Berücksichtigung der steigenden Mieten und Lebenserhaltungskosten
bedeutet das einen Reallohnverfall von mindestens 30 Prozent.

2015 startete der jüngste Versuch, den TV Stud zu erneuern. Nach einer
Organizing-Kampagne startete eine unter verdi- und GEW-Mitgliedern gewählte
Tarifkommission 2017 Sondierungsgespräche und ging in fünf
Verhandlungsrunden, die gegen Ende des Jahres angesichts sich
verschlechternder Ergebnisse als gescheitert anerkannt wurden. Zu diesem
Zeitpunkt war in Verhandlungen bereits der Großteil der Forderungen
kampflos aufgegeben worden.

Erst im Januar 2018 begannen erste Warnstreiks. Der Tarifkonflikt wurde
nach mehrjähriger Kampagnenarbeit, neun Verhandlungsrunden, dutzenden
Protestaktionen und 40 Streiktagen im Juli 2018 durch eine 2/3-Mehrheit bei
einer Mitgliederbefragung beendet. Der neue TV Stud sieht zwar wesentliche
Verbesserungen vor. Das Ergebnis bleibt jedoch hinter allen der 14
Forderungen der Kampagne [1] zurück. Aktive der FAU Berlin begleiteten die
Kampagne von Beginn an solidarisch und trugen maßgeblich zu ihrem Aufbau
sowie der ungewöhnlich hohen Basisbeteiligung und überdurchschnittlichen
Skepsis gegenüber sozialpartnerschaftlichen Strategien im Vergleich zu
gewöhnlichen DGB-geführten Kampagnen bei.


Im Folgenden berichten uns Beteiligte aus der FAU von ihrer Erfahrung
in der gewerkschaftlichen Zusammenarbeit:

Welche Herausforderungen würdet ihr bei TV Stud hervorheben?

Erstens: Anders als der Vorgänger-Tarifvertrag "TV Stud II", der 1986 durch
wilde Streiks studentisch Beschäftigter (SHKs) in Berlin angestoßen wurde,
waren diesmal Stellvertretergewerkschaften die Initiator*innen. Über
relevante Informationen, Finanzen und Entscheidungen konnten wir so nur
vermittelt verfügen.

Zweitens: SHKs arbeiten relativ prekär, haben aber oft kein
(Problem-)Bewusstsein davon. Wir sehen unsere Tätigkeit häufig als bloß
kurzfristigen Nebenjob oder als Bildungschance. Hoher Durchlauf, räumliche
Zerstreuung und persönliche Abhängigkeitsverhältnisse an Hochschulen
erschweren die (Selbst-)Organisierung.

Inwiefern war TV Stud eine Stellvertretungskampagne?

Durch die Initiative von GEW und ver.di war der Rahmen als
Stellvertreterkampagne gesetzt. Es gab eine gewählte Tarifkommission,
welche - einmal gewählt - eigenmächtig Entscheidungen über Verhandlungen
und Streiks treffen konnte. Streiktage mussten zusätzlich von den
Vorstandsgremien der Gewerkschaften abgenickt werden, was mehrmals ein
harter Kampf war. Zugleich wurden aber Organizing-Methoden genutzt, wie wir
sie aus der FAU-Betriebsarbeit kennen. (Siehe dazu auch DA 05/2016,
"Organizing" [2].) Organizing wird dabei seines politischen Gehalts
entkleidet: Es geht nicht um Selbstorganisierung mit den vorrangigen
Zielen, Klassenbewusstsein zu schaffen und beim Empowerment zu
unterstützen, sondern erstmal um Mitgliedergewinnung.

Dementsprechend fand bei TV Stud keine Selbstorganisierung im eigentlichen
Sinne statt, sondern Gewerkschaftssekretär*innen wirkten mit einem
kleineren "Aktivenkreis" in die Belegschaft hinein. Wissens- und
Entscheidungshierarchien waren so, wenn auch nicht völlig undurchlässig,
gegeben.

Wie seht ihr die Beteiligung der FAU im nachhinein?

Wir haben Selbstorganisierungsansätze gegen die Stellvertretungsansprüche
von ver.di und GEW gestärkt und so Konflikte zwischen Selbst-/Mitbestimmung
und Stellvertretung offengelegt. Dies praktisch zu erfahren, hat auch
einige SHKs von FAU-Ansätzen überzeugt. Relevantes Wissen dafür haben wir
durch Ämter in Stellvertretungsgremien erlangt. Gleichzeitig band die
Stellvertretungsarbeit viele Kapazitäten zum Beispiel in Verhandlungen
anstatt in Selbstorganisierung. Die offene Frage ist: Gibt es eine gute
Balance?

Und was würdet ihr anderen FAU'ista gerne für die Zukunft
mitgeben?

Es braucht regelmäßig genug Raum zur Bewertung der eigenen (FAU-)Strategie
in einer solchen Kampagne von Stellvertretergewerkschaften. Sonst laufen
wir Gefahr, durch Organizing bloß zu deren Mitgliedergewinnung beizutragen.
Sie werden mit ihrem von oben gesteuerten Organizing-Ansatz wahrscheinlich
kurzfristig Erfolge haben (bspw. mit TV Stud in anderen Bundesländern),
aber nachhaltig ist das nicht (DA 2016). Echte Selbstorganisierung braucht
ihre Zeit, trägt aber entsprechende Früchte!


Anmerkungen:

[1] https://tvstud.berlin/forderungen/

[2] https://direkteaktion.org/verteilzeitung-mai-organizing/


URL des Artikels bei "DA - Direkte Aktion":

https://direkteaktion.org/tvstud-streik-sicht-fau-berlin/

 * 

Quelle:

DA - Direkte Aktion

Redaktion: da-kontakt(ätt)fau.org

Herausgeber: Geschäftskommission der FAU

Ludwigstraße 37, 06110 Halle (Saale)

Telefon: +49 (0) 151 555 595 63

E-Mail: geko(ätt)fau.org

Internet: https://direkteaktion.org
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DAS BLÄTTCHEN/1940: "original bauhaus" in Berlin


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 21 | 14. Oktober 2019

"original bauhaus" in Berlin

von Wolfgang Brauer



Am 11. Juni 2019 erfolgte nach inzwischen zwei Jahrzehnte andauerndem
politische Gezerre der "Spatenstich" zum Baubeginn der Erweiterung des
Berliner "Bauhaus-Archivs/Museum für Gestaltung" in der Klingelhöfer Straße
in Tiergarten. Dem Museum ist zu gratulieren: Für die Berliner
Kulturpolitik ist es ein Armutszeugnis sondergleichen. Im 100.
Gründungsjahr des Bauhauses eröffneten sowohl Weimar als auch Dessau neue,
auf unterschiedliche Weise höchst bemerkenswerte Museumsbauten. Die
bedeutendere Sammlung liegt allerdings in Berlin. Aber gut im Depot
verwahrt. Einige Exponate sind jetzt auf Reisen gegangen - zu den
Jubiläumsausstellungen an anderen Orten.

Zumindest ein kleiner Teil der Sammlung ist derzeit in der Berlinischen
Galerie zu sehen. "original bauhaus" nennt sich die Schau und sucht - so
jedenfalls das Leitmotiv - in insgesamt 14 Fallstudien zu 14 herausragenden
Exponaten dem spannenden Verhältnis von Original, Kopie und Massenprodukt
auf die Spur zu kommen. Das lohnt unbedingt den Besuch. Wer über den Preis
einer nachgebauten Wilhelm-Wagenfeld-Tischlampe oder von
Marianne-Brandt-Blecharbeiten, die man im Shop der Galerie erwerben kann,
irritiert ist - angeblich wollte das Bauhaus doch geschmackvolle und
preiswerte Produkte für den Massenbedarf liefern ... -, findet in der
Ausstellung Erklärungen.

Im Zentrum der Exposition stehen aber die Vorkurse, denen sich alle
Bauhaus-Studentinnen und -Studenten unterziehen mussten. Die Vorkurse sind
eine Besonderheit des Bauhauses. Am Anfang steht Johannes Itten, er leitet
diese Ausbildung bis zu seinem Abgang 1923. Die Ausstellungsmacher billigen
ihm verschämt zu, dass er "von esoterischen Ideen inspiriert" gewesen sei.
Damit untertreiben sie absichtsvoll seine durchaus vorhandene Affinität zu
zumindest faschismuskompatiblen Theorien. Itten folgen Lászlo Moholy-Nagy
bis 1928 und schließlich Josef Albers, selbst Bauhaus-Schüler, dann bis zur
Schließung der Einrichtung in Berlin 1933.

Spannend wird das Erlebnis "Vorkurs" durch die Vielfalt der verwendeten
Materialien, Techniken und die sehr unterschiedlichen didaktischen Zugänge.
Die Aufgabenstellungen waren selbst bei gottgleichen Lehrerpersönlichkeiten
auf eine erstaunliche Weise ergebnisoffen, und die Studienarbeiten
verblüffen selbst heute noch durch ihre Vielfalt und gestalterische
Stringenz. Natürlich ist das noch keine Kunst, auch wenn Walter Gropius
selbst 1938 bei der von ihm verantworteten Ausstellung "The Bauhaus
1919-1929" im New Yorker Museum of Modern Art den Auftakt für eine
Musealisierung auch der Vorkursarbeiten gab. Interessanterweise klammerte
er im MoMa die Arbeitsergebnisse seiner Nachfolger Hannes Meyer und Ludwig
Mies van der Rohe aus.

Die Berliner Ausstellung sucht diese Ikonisierung zu durchbrechen, indem
sie den Vorkurs als "work in progress" zeigt - und den Besuchern
ermöglicht, sich in einer interaktiven Medienstation "Vorkurs machen"
selbst auszuprobieren. Deren Arbeitsplätze sind von jungen Menschen dicht
umlagert. Das geschafft zu haben, ist das eigentliche Verdienst der
Ausstellungsmacher. Das Bauhaus ist inzwischen so mythenumwoben, dass es
Nicht-Eingeweihten immer schwerer fällt, über die Überwältigung durch den
ästhetischen Glamour seiner Produkte hinaus den rationalen Kern seines
kulturpolitischen Ansatzes zu finden. Wer das schafft, wird mit einer
Mischung von Erstaunen und Erschrecken feststellen, dass diese scheinbar
homogene und durchaus geschlossene Gesellschaft "Bauhaus" ein Spiegelbild
der in sich zerrissenen Weimarer Republik darstellt. Sein Untergang war
also mit dem Ende Weimars folgerichtig. Ebenso folgerichtig war es, dass
seine ästhetischen Ansätze unter den nachfolgenden politischen Bedingungen,
denen sich die "Bauhäusler" weltweit aussetzten - auch im
nationalsozialistischen Deutschland! - höchst unterschiedlich adaptiert
wurden. Bis hin zur Pervertierung. Thomas Drachenberg, Landeskonservator
von Brandenburg, wies dieser Tage am Beispiel der Bauhausschüler Ernst
Neufert und Fritz Ertl auf diese Ambivalenz hin: Während Ersterer bei den
Nazis "Reichsbeauftragter für Baunormung" wurde, entwickelte Letzterer in
Auschwitz "die serielle Produktion von Baracken, in denen wiederum etliche
andere Bauhäusler kaserniert wurden, bevor man sie umbrachte".

Nach dem Jubiläum ist vor dem Jubiläum. 2029 wird der Umbau des Berliner
"Bauhaus-Archivs" möglicherweise beendet sein. Als Jubiläumsausstellung
wünschte ich mir dann eine Exposition, die das widersprüchliche Weiterleben
der Ideen des Bauhauses nach 1933 aufzeigt. Jenseits der immer noch
wirksamen Instrumentalisierung im Zeichen des Kalten Krieges. Angegriffen
wurde das Bauhaus von den Nazis, attackiert wurde es in den 1950ern in der
Bundesrepublik nicht weniger heftig als in der DDR ...

Was darf heute eigentlich den Anspruch auf "original Bauhaus" erheben? In
Kupfer getriebene Teekännchen in einem Nobelladen für gehobenen Bedarf an
der Berliner Kantstraße?

original bauhaus. Die Jubiläumsausstellung, Berlinische Galerie (Alte
Jakobstraße 124-128, 10969 Berlin), bis 27.01.2020, Mittwoch bis Montag
10.00 Uhr bis 18.00 Uhr; Katalog.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 21/2019 vom 14. Oktober 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1911: Die Bekämpfung von Fluchtursachen


graswurzelrevolution Nr. 442, Oktober 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Die Bekämpfung von Fluchtursachen

Zur repressiven Wendung eines progressiven Ansatzes

von Wasil Schauseil



Frank-Walter Steinmeier:

 "Wir müssen an die Ursachen der Fluchtgründe heran."



Thomas de Maizière:

 "Die Tragödie hat ihre Ursachen in den Ursprungsländern."



Angela Merkel:

 "Wir werden an der Überwindung der Fluchtursachen arbeiten."
(1)




Vom Kriege gezeichnet und erprobt im Gedenken an die Opfer und
Held*innen sowie in der mahnenden Erinnerung an die Barbar*innen und
deren Mitläufer*innen im Zweiten Weltkrieg, zeugen die Erklärungen der
Nationen Europas und der europäischen "Friedensgemeinschaft" von dem
postulierten Glauben, dass die Würde des Menschen unantastbar sei;
dass der Schutz dieser Würde Vorrang habe vor den Unterscheidungen
nach Herkunft, Hautfarbe, Geschlecht, Glaube, politischem Status und
persönlicher Überzeugung. Nicht erst die Millionen von vertriebenen
Syrer*innen durch Assads Krieg gegen die Bevölkerung, auch der
permanente Kriegs- oder Ausnahmezustand in Afghanistan, Irak, Libyen,
Sudan oder Eritrea, stellt die europäische Politik mit schreiender
Dringlichkeit vor die Einforderung dieses Glaubensbekenntnisses. Was
wir sehen, sind Lippenbekenntnisse und politische Maßnahmen, die
fleißig das Gegenteil in die Tat umsetzen.

Die Liste der Lippenbekenntnisse ist lang: Neu hinzugesellt hat sich
die positiv anmutende Absicht der Bekämpfung von Fluchtursachen.
"Curbing the root causes of irregular migration in close cooperation
with regional partners" ist eine Variation der Phrase, die sich seit
Beginn der sogenannten Flüchtlingskrise in offiziellen Dokumenten der
EU-Kommission, sowie von ihr beauftragten
Entwicklungshilfeorganisationen und Thinktanks, selbst die Klinke in
die Hand gibt.

Ursprünglich gemeint als progressiv-kritischer Aufruf gegen eine
Politik der nationalen Abschottung, militarisierter Sicherheitspolitik
und neo-kolonialer Intervention, verkehrt sich die Bekämpfung von
Fluchtursachen in den Händen der europäischen Regierungen zu ihrem
Gegenteil.

Der Aufstand der sudanesischen Bevölkerung gegen jahrzehntelange
Repression durch das Militärregime Umar al-Baschirs und seine
Nachfolger, zerrt jene Dämonen ans Tageslicht, welche das europäische
"Migrationsmanagement" mit in die Welt rief. Ferner zeigt es die
Realität der Bekämpfung der Fluchtursachen am Horn von Afrika.


Revolution im Sudan und die europäische Bekämpfung von
Fluchtursachen

Über Jahre hinweg organisierte sich die sudanesische Zivilgesellschaft
im Verborgenen, bis im Dezember 2018 offene Proteste gegen das Regime
von Präsident Umar al-Baschir ausbrachen und eine Welle zivilen
Ungehorsams und Streiks hervorrief, die al-Baschir am 11. April 2019
zu Fall brachten.

Führende Vertreter des Militärs sprangen in Eile vom sinkenden Schiff
al-Baschirs und formierten sich als militärischer Übergangsrat
("Military Transitional Council - TMC"), um angeblich die
demokratische Transformation des Landes zu überblicken. Die führenden
Vertreter des Aufstandes, die Koalition der Forces of Freedom and
Change, darunter maßgeblich die Sudanese Professionals Association,
vereinbarten mit den Militärs die zügige Überführung der Verwaltung in
zivile Strukturen und die Vorbereitung demokratischer Wahlen. Wenig
überraschend zeigte sich der TMC, als untoter Arm des alten Regimes,
nicht bereit, diesen Absprachen nachzukommen und spielt bis heute auf
Zeit. Am 3. Juni 2019 reagierte der TMC auf anhaltende Proteste mit
der Räumung eines gewaltlosen Sit-ins in Khartoum. In den frühen
Morgenstunden stürmten Einheiten der paramilitärischen Rapid Support
Forces (RSF) das Protestcamp. Mehr als hundert Menschen wurden
ermordet, dutzende Frauen und Männer vergewaltigt, gefoltert und
verschleppt.(2)

Der Zugang zum Internet war über einen Monat landesweit blockiert. Den
letzten Vertreter*innen der unabhängigen internationalen Presse wurden
die Arbeitsgenehmigungen entzogen. Kurz versuchte der Übergangsrat,
alle Verantwortung für das Massaker von sich abzuweisen. Da dies wegen
der führenden Rolle des RSF-Kommandeurs, Mohamed Hamdan Dagalo
("Hemeti"), im militärischen Übergangsrat unglaubwürdig war, wurden im
Nachhinein "Fehler" eingestanden.

Während die Opposition sich von solchen Beteuerungen nicht
beeindrucken ließ und zu einem erneuten Generalstreik und zu Protesten
aufrief, lud die deutsche Bundesregierung am 21. Juni zu einem
informellen Treffen, um die Lage im Sudan zu erörtern. Auf der Liste
der Teilnehmer stand kein einziger Vertreter der sudanesischen
Opposition, dafür aber die expliziten Unterstützer des sudanesischen
Militärs: die Regierungen Ägyptens, Saudi Arabiens und der Vereinigten
Arabischen Emirate, welche dem TMC gleich nach Sturz al-Baschirs drei
Milliarden US-Dollar als Unterstützung zukommen ließen.(3)

Dies nicht zuletzt, weil die Saudis und die Emirate sich darauf
verlassen wollen, dass Einheiten der RSF (seit 2015(4)) weiterhin auf
Seiten der Saudischen Kriegskoalition im Jemen ihre Dienste erweisen.
Oder weil der ägyptische Präsident Sisi fürchtet, dass der Widerstand
im eigenen Land gegen die Gewaltherrschaft des Militärs durch die
starke Demokratiebewegung im Sudan erneut entfacht wird. Vor dem
Hintergrund der genehmigten deutschen Rüstungsexporte im Wert von
einer Milliarde Euro in den ersten fünf Monaten(5) diesen Jahres an
eben jene fragwürdigen Partner und deren Rolle als Garanten der
Stabilität im Sinne der europäischen Migrationsbekämpfung, ist es
nicht überraschend, dass das Auswärtige Amt (AA) das besagte Treffen
am 21. Juni am liebsten unkommentiert und ohne Aufsehen der Medien
hinter verschlossenen Türen abhalten wollte. Diese Rechnung ging nicht
auf und auf den öffentlichen Protest der sudanesischen Diaspora in
Berlin hin rechtfertigte das AA sein Vorgehen damit, dass "unilaterale
Maßnahmen" keine Lösung bringen würden und daher die Kooperation mit
"regionalen Partnern" angestrebt wird.(6)

Welche Art der Kooperation hier gemeint ist und wem dabei als
regionalem Partner Bedeutung zugemessen wird, erschließt sich mit
einem Blick hinter die Kulissen des europäischen Migrationsmanagements
im Mittelmeer und am Horn von Afrika.


Abschreckungspolitik im Mittelmeer: Die Obsession mit den
Pull-Faktoren(7)

Nachdem in den Jahren 2013 und 2014 die Zahl der Bootsflüchtenden über
die zentrale Mittelmeerroute ihren vorläufigen Höhepunkt erreichte,
arbeiteten die Regierungen der Europäischen Union und die
EU-Kommission im Eiltempo daran, ihren selbst diagnostizierten
Kontrollverlust durch neue umfassende Strategien einzudämmen.

Ganz im Sinne der Aussagen de Maizières gegenüber der
Seenotrettungsmission Mare Nostrum der italienischen Küstenwache,
welche er als "objektive Beihilfe zum Schlepperwesen"(8) bezeichnete,
damit als wesentliche Ursache (als Pull-Faktor) für das Sterben auf
dem Mittelmeer ausmachte, und die geforderte Unterstützung der Mission
ablehnte, wurde die staatliche Seenotrettung weitgehend eingestellt.
Private Seenotretter*innen übernahmen seit 2015 zunehmend diese
Verantwortung und sahen sich schnell dem Vorwurf ausgesetzt,
gemeinsame Sache mit den libyschen Schleppern zu machen und damit für
das Sterben auf dem Mittelmeer Verantwortung zu tragen.

Oftmals wurde bemerkt, dass die beschworene Kausalität zwischen der
Seenotrettung mit dem Ertrinken im Meer ungefähr so schlüssig ist, wie
zu behaupten, dass es weniger Verkehrsunfälle gäbe, wenn keine
Krankenwägen mehr fahren würden. Gegenüber den wiederholt
vorgebrachten Erkenntnissen zivilgesellschaftlicher
Menschenrechtsorganisationen(9) oder der International Organisation
for Migration(10), dass gerade das Fehlen sicherer Migrationsrouten
und die europäische Abschottung den Nährboden für das
Schleppergeschäft bestellt und die immer gefährlicheren Routen
erklärt, denen sich Migrant*innen aussetzen müssen, zeigten sich die
verantwortlichen Stellen europäischer Politik als wenig belehrsam.

Im Gegenteil: Das ultrarechte Verschwörungsbild der Komplizenschaft
von "linksradikaler Seenotrettung" und libyschen Menschenhändlern, mit
dem gemeinsamen Ziel, die Grundfesten des Abendlandes zu untergraben,
unterfütterte die Obsession offizieller Politik mit dem Abbau der
Pull-Faktoren: Der Anziehungskraft Europas für irreguläre Migration,
welche durch laxe Grenzsicherung, Komplizenschaft mit Schleppern und
"garantierte" Rettung auf dem Mittelmeer entstehen würde.

Die italienische Regierung legte vor, als sie 2017 in einem Memorandum
of Understanding mit der libyschen Einheitsregierung (welche
ausschließlich einen Teil der Hauptstadt Tripolis kontrolliert) den
Aufbau, die Ausbildung und Ausrüstung einer libyschen Küstenwache
vereinbarte. Die Aufgabe: Schlepper bekämpfen, deren Boote am Ablegen
hindern oder zerstören, mit dem nicht explizit formulierten, aber
gewünschten Ergebnis, irreguläre Migrant*innen innerhalb des libyschen
Staatsgebiets festzusetzen. Die EU-Kommission beteiligte sich mit
finanzieller Unterstützung und eigenen Ideen zum "capacity building"
der zu schaffenden Küstenwache.

Während einige Schleppergruppen auf die Aussicht zerstörter und
konfiszierter Boote damit reagierten, ihre Holzboote mit weit
günstigeren und seeuntauglicheren Schlauchbooten zu ersetzen oder
abwegigere Routen zu wählen, eröffnete derselbe Deal Anderen ein
lukratives Nebengeschäft: In stiller Kooperation mit der sogenannten
Küstenwache, oder als Mitglieder derselben, konnten Menschen, die um
jeden Preis die Hölle der libyschen Lager hinter sich lassen wollten,
zunächst für ihre Überfahrt abkassiert, dann auf offener See wieder
aufgegriffen und in den selben zynischen Kreislauf der
Schlepperökonomie von Sklavenarbeit, Folter und Erpressung gezwungen
werden(11).

Zeugnis davon geben die zivilgesellschaftlichen
Seenotrettungsorganisationen, die berichten, wie Menschen in Panik von
der sich nähernden sogenannten libyschen Küstenwache ins Meer sprangen
und ertranken. Oder davon, dass Booten auf offener See der Motor
entnommen wurde, zum Rückverkauf an die Kollegen an der libyschen
Küste. Oder davon, dass private Seenotretter*innen auf offener See
festgehalten und mit der Waffe bedroht wurden.(12)

Nebenbei erfüllte die neue Küstenwache für die europäische Politik
zwei andere Funktionen: Die private Seenotrettung massiv und unter
Androhung von Gewalt zu behindern und einzuschüchtern, und jene Arbeit
zu übernehmen, welche europäischen Booten wegen dem
"Non-Refoulement"-Gebot versagt ist: Die erzwungene Rückkehr
("Push-Backs") von Migrant*innen in die lebensbedrohlichen Zustände
libyscher Internierungslager. Was vom libyschen Staat derzeit übrig
ist, ist nicht Teil der Konventionen, die dies untersagt.

Rückläufige Zahlen von Bootsflüchtenden konnten europäische
Regierungen als Ausweis ihrer rückgewonnenen Kontrolle über die
"Flüchtlingskrise" verbuchen. Die Bekämpfung der Ursachen irregulärer
Migration wurde zum neuen Non-plus-Ultra nachhaltiger
Migrationspolitik erklärt. Die umgesetzten Maßnahmen zeigen, dass
damit in erster Linie Schlepperbekämpfung gemeint ist und die
Bekämpfung der Ursachen von Flucht vor Ort vor allem meint, die
Grenzen Europas direkt an den Ursprung der Migrationsrouten zu
verschieben.


Externalisierung der EU-Grenzen am Horn von Afrika:
Der Khartoum-Deal

Die Länder am Horn von Afrika stehen dabei im Zentrum der europäischen
Migrationsstrategien.

Insbesondere der Sudan, Eritrea und Somalia gelten als maßgebliche
Herkunfts- oder Transitländer für Migrant*innen, welche versuchen,
über Ägypten oder Libyen den Weg nach Europa einzuschlagen, wobei der
Sudan aufgrund seiner zentralen Lage im Fokus steht. Im November 2014
versammelten sich 58 Regierungschefs des europäischen und
afrikanischen Kontinents in der sudanesischen Hauptstadt Khartoum, um
für das ostafrikanische Festland das zu planen, was im Sinne des
Migrationsmanagements durch den Rabat-Prozess(13) für West-Afrika
eingeführt und seit neuestem auf dem Mittelmeer mit der libyschen
Einheitsregierung durchgesetzt wird. Offizielle Dokumente sprechen von
"cooperation at bilateral and regional level", der Stärkung der
"horizontal coordination among all services" und "capacity building"
zur Bekämpfung irregulärer Migration und Menschenhandels.(14)

Finanziert durch die EU und umgesetzt durch das International Center
for Migration Policy Development (ICMPD) und nationale
Partnerorganisationen, wie die deutsche Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ), wurde unter anderem die
Einrichtung einer gemeinsamen Polizeiakademie in Ägypten vereinbart,
die Vernetzung geheimdienstlicher Informationen ("ROCK"(15)), der Bau
von zwei Auffanglagern mit Haftanstalten im Sudan, sowie die Schulung
und Ausrüstung sudanesischer Grenzschützer.(16) Davon profitierten
auch die paramilitärischen Einheiten der für den Völkermord in Darfur,
Blue Nile und Süd-Kordofan verantwortlichen "Janjaweed", aus welchen
2013 die bereits erwähnten Rapid Support Forces (RSF) formiert und
offiziell unter die Kontrolle des Geheimdienstes gestellt wurden.(17)

Diese Integration der RSF in den Staatsapparat war der Versuch des
Regimes, die Miliz von ihrer blutigen Vergangenheit reinzuwaschen und
ihr seit 2015 den Ruf als verlässliche Truppe zur effektiven Sicherung
der Grenzen zu verleihen. Der oben genannte Anführer der Miliz ist
heute ein führender Kopf des militärischen Übergangsrates "Hemeti",
und ein willkommener Gast des ägyptischen und saudischen Regimes.

Er brüstete sich wiederholt mit der Verantwortung, die er für die
Europäische Union in der Bekämpfung irregulärer Migration übernehme.
Dieser Ausspruch war freilich verbunden mit einer Drohung, die Hemeti
in eine Linie mit dem ägyptischen Präsidenten Sisi stellt:

Wenn Europa dem Regime nicht weiter Unterstützung zusichert, öffnen
wir die Grenzen (18).

Die Realität der Schlepperbekämpfung im Rahmen des Khartoum-Prozesses
sieht dann unter anderem so aus, dass RSF-Einheiten, zum Beweis ihres
Engagements als Dienstleister Europas, eritreische Flüchtlinge (auch
direkt in Flüchtlingscamps) aufgreifen und zurück nach Eritrea
abschieben, von wo sie dem berüchtigten nationalen Militärdienst zu
entkommen versuchten, den das eritreische Regime bei Bedarf auf
Lebenszeit ausweitet. Offiziellen Verlautbarungen nach, kontrollierte
die RSF die zentralen Migrationsrouten über Khartoum nach Ägypten und
Libyen und überbietet sich in Meldungen über die Zahl der Menschen,
die am Überqueren der Grenze gehindert wurden.

Inoffiziellen Aussagen nach zu urteilen, entwickelte sich dieselbe
Dynamik, die wir in Libyen beobachten können:

"Migrant smuggling is not a sin," one of them rationalises
(RSF-Mitglied). "Even if we leave [this activity], others will take
care of it. So why not benefit from it and get some money, since the
fuel is already provided by the government?"(19)

Ausgestattet mit Benzin und offiziellem Mandat, realisierten
RSF-Mitglieder ihre Kontakte zu libyschen Schmugglern und
Menschenhändlern, um einen profitablen Nebenverdienst zu etablieren.

Viele Geflüchtete berichten von ihrer Reise in RSF-Fahrzeugen über die
sudanesisch-libysche Grenze, wo sie an libysche Gruppen weiterverkauft
wurden und diesen durch ihre "Schulden" auf Gedeih und Verderb
ausgeliefert sind(20).

"Wir sind uns der Tatsache bewusst, dass wir es dabei mit autoritären
Regimen zu tun haben, mit Diktaturen. Aber für uns ist das Wichtigste,
dass die vielen verzweifelten Menschen Schutz bekommen. Also nehmen
wir diese Staaten mit an Bord, ohne deren Regime damit zu
legalisieren.

Sie bekommen von uns keine politische oder demokratische Legitimation.
Wir konfrontieren sie nur mit ihrer Verantwortung."(21)

Mit solchen Worten rechtfertigte der EU-Kommissar für Migration,
Dimitris Avramopoulos, die mit dem Khartoum-Prozess einhergehende
Legitimierung der diktatorischen Regime Eritreas und Sudans. Es bleibt
dahingestellt, ob er allen Ernstes seinen naiven Worten Glauben
schenkte oder die zynischen Implikationen der Zusammenarbeit mit den
Diktatoren der Region ganz bewusst in euphemistische Watte zu
verpacken suchte, denn das Ergebnis ist dasselbe.

Ebenso ändert es nichts, ob sich der deutsche
Entwicklungshilfeminister Gerd Müller wegduckt, indem er sagt, dass er
den Zusammenhang von RSF-Beteiligung an EU-finanzierter Grenzsicherung
"nicht nachvollziehen" könne(22), oder ob die EU-Kommission ihre
Verantwortung dadurch abstreitet, dass nicht sie selbst, sondern ihre
Partnerorganisationen (die GIZ beispielsweise), die Vereinbarungen
durchsetze.

Laut einer Mitteilung eines Sprechers der EU gegenüber der Deutschen
Welle vom 22. Juli 2019(23), sei die Zusammenarbeit mit der
sudanesischen Regierung in der Bekämpfung irregulärer Migration seit
März 2019 suspendiert. Die Finanzierung eines Geheimdienstzentrums
(ROCK) in Khartoum sei erst seit Juni vorübergehend auf Eis gelegt.
Doch scheint diese Erklärung im Lichte des vorherigen Abstreitens
jeder Verantwortung zusätzliche Widersprüche aufzuwerfen. Denn erlaubt
es nicht den Umkehrschluss, dass bis dahin wissentlich die Kooperation
mit paramilitärischen Milizen eingegangen wurde, bzw. nicht
ausgeschlossen werden konnte?


Das Ergebnis:

Die Militärregime Sudans und Eritreas erfreuten sich an jenem Teil der
Khartoum-Vereinbarung, der für sie wichtig ist, nämlich ihrer
diplomatischen Isolation zu entkommen und mit neuem Geld die eigenen
Sicherheitskräfte zu stärken, ohne am Schutz der Migrant*innen und
Flüchtenden, oder der Eindämmung der Migration interessiert zu
sein.(24)

Die europäischen Regierungen können ihrerseits mit den Früchten ihrer
Migrationspolitik am Horn von Afrika hausieren gehen. Für
Migrant*innen im Sudan hingegen bedeutet es eine weiter gesteigerte
Willkür von Seiten der Sicherheitskräfte und gefährlichere
Fluchtrouten.

Für die sudanesische Demokratiebewegung überwiegt der Eindruck, dass
europäische Regierungen in der Wahl zwischen der Unterstützung eines
ungewissen Prozesses der Demokratisierung und der "Verlässlichkeit und
Stabilität" autokratischer Regime ihre Entscheidung schon lange
getroffen haben. Wäre es in diesem Sinne nicht langsam angebracht, das
EU "Better Migration Management" als maßgeblichen Push-Faktor zu
bezeichnen?


Die Revolution im Sudan geht weiter

Nach dem Millionenmarsch der Demokratiebewegung im Sudan am 30. Juni
schien es kurz so, als wäre das Militär zu Kompromissen bereit: TMC
und FFC vereinbarten die Teilung der Macht und die Bildung einer
Übergangsregierung. Innerhalb der Opposition ist der Handschlag mit
den Militärs und Milizenführern umstritten. Manche sehen ihn als den
einzig möglichen Ausweg aus der Gewalt, die anderen als Spaltung und
Ausverkauf der Revolution, weil es einen weiteren Schritt für die
Legitimation der Gewalttäter darstellt.

Das Militär stimmte einer Aufklärung des Massakers vom 3. Juni zu,
lehnte aber die Einbeziehung internationaler Beobachter*innen ab und
fordert Immunität für die Mitglieder des TMC. Dass die Henker bereit
wären, sich selbst an den Pranger zu stellen, und die fortschreitende
Etablierung eines "Milizenstaates" zu unterbinden, glaubte auf den
Straßen Khartoums wohl kaum jemand, und kurze Zeit später kam es zu
erneuten Massenprotesten.

Offiziell wurde der TMC am 18. August durch die Bildung eines
souveränen Rates und Kabinetts aufgelöst. Der Ökonom Abdalla Hamdok
wurde als Premierminister eingeschworen, während der Vorsitz des
Souveränen Rates für die ersten 21 Monate an Abdel Fattah al Burhan
(ehemals Vorsitzender des TMC) geht.

Erst in 39 Monaten sollen Wahlen abgehalten werden, womit der Clique
aus Militär und Milizen einige Zeit bleibt, um ihre angeschlagene
Machtposition wieder zu festigen. Nicht nur aufgrund der freundlichen
Verbindungen des al-Baschir-Regimes und seiner Anhänger zum syrischen
Assad-Regime und den Diktatoren in Ägypten, Saudi Arabien und den
Emiraten bleibt zu befürchten, dass die autoritären Kräfte mithilfe
ihrer zahllosen Milizen versuchen werden, die Opposition mit
andauernder Gewalt niederzuringen. Von Beginn auf Gewaltfreiheit
eingeschworen und selbst unter völliger Blockade des Internets nicht
ihrer Schlagkräftigkeit beraubt, geht die Revolution weiter.

Die europäischen Regierungen und allen voran die EU-Kommission
schreiten derweil unbeirrt voran, ihre Verquickung von Entwicklungs-,
Migrations- und Militärpolitik zu festigen. Der mehrjährige
Finanzrahmen der EU für 2021-2027 sieht eine Halbierung der Mittel für
Entwicklungshilfe vor, während die Ausgaben für "Auswärtiges" deutlich
steigen. Darunter fiele dann auch die Auslieferung von
Rüstungsexporten an auswärtige Partner in Höhe von 10,5 Milliarden
Euro(25).

Die "Wahl" der deutschen Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen
zur neuen EU-Kommissionspräsidentin sowie der gegenwärtige Vorsitz des
eritreischen Regimes im Khartoum-Prozess lassen keine Hoffnungen
aufkommen, dass die "Bekämpfung der Fluchtursachen" am Horn von Afrika
in Zukunft mehr sein wird als euphemistischer Hohn.
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BWTEX: Anti-Terror-Übung "katastrophischen Ausmaßes"?

von Martin Kirsch



Vom 18. bis 19. Oktober 2019 hielt das baden-württembergische
Innenministerium eine Großübung zur Bekämpfung von Terroranschlägen im
Inland ab. Nach Angaben des Ministeriums handelte es sich dabei mit
2500 Beteiligten, einem Jahr Vorbereitungszeit und reinen
Materialkosten von rund 250.000 Euro,[1] um die größte
Anti-Terror-Übung in der Geschichte der Bundesrepublik. Laut
Bundeswehr, die ebenfalls an der Übung beteiligt war, eine Übung "von
großer strategischer Bedeutung",[2] weil erstmals der Ablauf eines
gesamten Anschlagsszenarios vom ersten Schuss bis zur Versorgung von
Verletzten im OP mit realen Einsatzkräften trainiert wurde.

Unter dem Titel BWTEX (Baden-Württemberg Terrorismusabwehr Exercise)
kamen am 19. Oktober rund 1.500 Einsatzkräfte aus Landespolizeien,
Bundeswehr, Bevölkerungsschutz, Feuerwehren, THW und Rettungsdiensten
auf dem Bundeswehr-Truppenübungsplatz Heuberg auf der schwäbischen Alb
zusammen. Dazu waren bis zu 450 Einsatzkräfte in vier umliegenden
Krankenhäusern, sowie Polizeikräfte aus der Schweiz samt
Panzerfahrzeug, an der Übung beteiligt. Mit der Übungsorganisation und
-koordination waren rund 500 weitere Personen der beteiligten
Organisationen beschäftigt.[3] Diese hatten bereits am Vortag in den
Stäben von Polizei, Bundeswehr und Rettungskräften an diversen
Standorten im Südwesten, von Göppingen, über Stuttgart bis Konstanz,
sowie in Berlin, die Abläufe und Kommunikationswege der Kommandoebenen
trainiert.

Laut Übungsdrehbuch war es bereits in den Vormonaten zu sechs
Anschlägen mit über 100 Toten und diversen Anschlagsversuchen durch
eine Islamistische Gruppierung in ganz Deutschland gekommen. Das
konkrete Szenario am 19. Oktober umfasste einen Doppelanschlag mit
Bombenexplosion, Schießerei, totem Terroristen mit Sprengstoffgürtel
und einer Geiselnahme in der Innenstadt von Konstanz, die dafür auf
dem Truppenübungsplatz extra nachgestellt wurde.

Der Pressesprecher des Innenministeriums, Renato Gogliotti, nennt es
"ein Anschlagsszenario, das sicherlich katastrophischen Ausmaßes
ist".[4] Eine Formulierung, die nicht zufällig gewählt wurde, weil sie
nach der neuen Rechtsprechung des Verfassungsgerichts von 2012 den
Einsatz der Bundeswehr in der Terrorabwehr im Inland mit
"militärischen Mitteln" ermöglicht. So wurden im Übungsverlauf neben
Polizei und Bevölkerungsschutz auch Soldat*innen einbezogen, um
Verletze mit Panzerfahrzeugen aus dem Gefahrenbereich zu bergen. Zudem
wurde die maßgeblich von zivilen Rettungskräften betriebene
Verletztensammelstelle durch Reservist*innen aus der Region mit
"hoheitlichen Zwangs- und Eingriffsbefugnissen" und gezogenen Gewehren
gesichert. Darüber hinaus wurde das Bundeswehrkrankenhaus in Ulm mit
einbezogen. Weitere Bundeswehreinheiten, die innerhalb des
Übungsszenarios in Bereitschaft versetzt worden waren, darunter
Bombenentschärfer der Pioniertruppe, kamen nicht zum Einsatz.


Rechtsgrundlage

Die Worte des Ministeriumssprechers Gogliotti, der am 19. Oktober in
Polizeiuniform vor die Presse trat, waren so gewählt, dass er die
aktuellen juristischen Grundlagen der Übung auf eine Minimalformel
brachte. In einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 2012 zum
Luftsicherheitsgesetz hatte die Mehrheit der Karlsruher Richter*innen
die Tür für einen bewaffneten Einsatz der Bundeswehr im Inland weiter
aufgestoßen. Dazu waren beide Kammern des Gerichts zu einem
Plenumsentscheid zusammengekommen. Ein seltenes Vorgehen, das die
Brisanz der Entscheidung verdeutlicht. In einer schriftlich im
Urteilstext vermerkten abweichenden Meinung des Verfassungsrichters
Gaier hieß es damals: "Im Schatten eines Arsenals militärischer Waffen
kann freie Meinungsäußerung schwerlich gedeihen." Während der Abschuss
von Zivilflugzeugen durch die Bundeswehr als klar verfassungswidrig
eingestuft wurde, ließen es sich die Verfassungsrichter*innen nicht
nehmen, in einer Grundgesetzänderung per Gerichtsentscheid den Einsatz
von bewaffneten Einheiten der Bundeswehr zur Gefahrenabwehr zu
legalisieren, wenn es sich - beispielsweise bei Anschlagsszenarien -
um eine "Ausnahmesituation katastrophischen Ausmaßes" handeln
würde.[5]

Während der Einsatz der Bundeswehr im Inland von 1955 bis 1968
vollständig verboten war, erlaubten die Notstandsgesetze den
unbewaffneten Einsatz der Armee bei Naturkatastrophen und den
bewaffneten Einsatz im Fall eines sogenannten Inneren Notstands. Dafür
wurden allerdings juristisch extrem hohe Hürden angesetzt, die eher an
ein Bürgerkriegsszenario angelehnt sind, als an eine Anschlagsserie.
Daher unterscheidet sich die Rechtslage stark von Ländern wie
Frankreich,[6] Belgien oder Italien,[7] wo Soldat*innen regelmäßig in
der Öffentlichkeit patrouillieren.

Von den bereits eröffneten neuen Spielräumen durch das Karlsruher
Urteil weitestgehend unbeeindruckt hatte das CDU-geführte
Verteidigungsministerium in der Debatte um das Weißbuch 2016 versucht,
eine Verfassungsänderung in der Regierungskoalition durchzusetzen,
scheiterte aber am Widerstand der SPD, den Inlandseinsatz der
Bundeswehr vollends freizugeben. Damit verschob sich die politische
Handlungsebene von der Debatte um eine Verfassungsänderung auf die
zeitnahe praktische Ausgestaltung der neuen Möglichkeiten im Rahmen
des Katastrophennotstandsartikels 35. So ließ die damalige
Verteidigungsministerin von der Leyen bereits im Sommer 2016, während
eines rechtsmotivierten Amoklaufes in München, Militärpolizei und
Sanitätskräfte der Bundeswehr in Alarmbereitschaft versetzen
lassen.[8]


Verfassungsrechtliche Grenzfälle als Grundlagen für die
TEX-Übungsserie

Seit März 2017 wird sich aktiv auf die Anwendung des
Katastrophenschutzparagraphen im Grundgesetz für die
polizeilich-militärische Terrorabwehr vorbereitet. Den Aufschlag
bildete die Gemeinsame Terrorismusabwehr Execise (GETEX),[9] bei der
Bundesbehörden, sechs Länderpolizeien, Bundeswehr und Rettungskräfte
den gemeinsamen Einsatz übten - allerdings nur per Simulation in den
Kommandozentralen, ohne dass ein Soldat die Kaserne verließ. In der
damaligen Berichterstattung schienen die Nennung der neuen
Rechtsgrundlage und eine politische Einordnung dieser für den auch
medialen Präzedenzfall zum absoluten Standard zu gehören.

Mittlerweile scheint sich, anstelle der weiterhin verfassungsrechtlich
komplizierten Einordnung von Bundeswehreinsätzen zur Terrorabwehr im
Inland, das Zauberwort von der "Ausnahmesituation katastrophischen
Ausmaßes" weitestgehend durchgesetzt zu haben. Wenn das für die Übung
erstellte Bedrohungsszenario nur groß genug ist und das Zauberwort
fällt, dann darf die Bundeswehr kommen und "helfen", so die Lesart.
Nach der GETEX-Übung auf Bundesebene ist Baden-Württemberg-TEX nicht
die erste Übung dieser Art, bei der versucht wird für Behörden und
Politik auf Landesebene Klarheit im Umgang mit der neuen
Rechtsgrundlage zu schaffen. Zuvor hatten bereits Bayern (BAYTEX
2018), Brandenburg (BBTEX 2019) und Niedersachsen (NITEX 2019)
ähnliche Übungen abgehalten - wenn auch in kleinerem Maßstab.

Dass es sich bei BWTEX durchaus um eine rechtlich umstrittene
Ausgangslage handeln könnte, war den Soldat*innen, die am 17. Oktober
in der Stettener Kaserne ihre Ausrüstung und Panzerfahrzeuge
präsentierten, durchaus bewusst. Ein Soldat verwies bei der Frage nach
möglichen Einsatzszenarien gleich an den Presseoffizier, der
allerdings auch von der Polizei nicht gefunden werden konnte. Ein
Sanitätssoldat machte sich über Vorgaben lustig, die sie anscheinend
im Vorhinein bekommen hatten. So sei eine "No Boots on the
Ground"-Order erlassen worden, die Soldat*innen dazu verpflichtet,
ihre gepanzerten Fahrzeuge nicht zu verlassen und die Arbeit in der
Gefahrenzone von der Polizei erledigen zu lassen. Darüber lachend
wurde im selben Atemzug eine Änderung des Artikel 35 im Grundgesetz
gefordert, um die Armee im Inland leichter einsetzen zu können. Damit
bläst der Soldat ins selbe Horn wie der Gastgeber der Übung,
CDU-Innenminister Strobl.


Rechtspolitik wird in den Stäben und Ministerien
gemacht

Der mediale Fokus bei solchen Großübungen liegt zumeist dort, wo
Bilder erzeugt werden - wo Spezialkräfte der Polizei mit Panzerwagen
oder Marineschiffen zum Einsatzort gebracht werden, Sanitätspanzer
Verletzte abtransportieren, oder bewaffnete Soldat*innen öffentliche
Flächen militärisch sichern. Hier wird ein Bild der Normalisierung von
Inlandseinsätzen der Bundeswehr zur Terrorabwehr in die Öffentlichkeit
vermittelt.

So ließ sich Innenminister Strobl, der zum law-and-order-Flügel der
CDU gezählt werden kann, während der Übung wie folgt zitieren: "Die
Bedrohungslage ist real. Wir können zwar hoffen, dass es nicht eines
Tages wirklich zum Schlimmsten kommt. Aber allein mit der Hoffnung
kommen wir nicht weiter."[10] Damit untermauerte Strobl implizit auch
seine über den Übungsrahmen hinausgehende Position als Befürworter
einer Verfassungsänderung, mit dem Ziel den Spielraum der Bundeswehr
im Inland auszuweiten. Ein realistischeres Bild der Wahrscheinlichkeit
einer Anschlagsserie, wie sie in der Übung dargestellt wurde lieferte
der Sprecher des Innenministeriums Renato Gogliotti: "Ein
Anschlagsszenario, das sicherlich katastrophischen Ausmaßes ist und so
für uns keine konkrete Basis hat. Aber wir wollen das Undenkbare
üben."[11] (Hervorhebung MK) Er beschrieb damit ein rein fiktives
Szenario, ohne reale Basis, das die Anwendung der neuen
Rechtsgrundlage ermöglicht. Eine skeptische, aber nicht grundlegend
ablehnende Position formulierte der Innenexperte der Landtags-Grünen
Uli Sckerl: "Wir werden genau hinschauen, ob die vom Grundgesetz
verlangte Rollenverteilung zwischen Polizei und Bundeswehr überhaupt
eingehalten werden kann.". Damit erklärte er die BWTEX-Übung im
Vorhinein zum Test dafür, "welche Rolle die Bundeswehr tatsächlich
spielt".[12] Bei diesen drei politischen Einordnungen der juristischen
Ausgangslage handelt es sich um Positionen, die so oder so ähnlich
nicht nur innerhalb der Landesregierung, sondern auch in den
beteiligten Behörden vertreten sein werden.

Diese unterschiedlichen Grundeinstellungen in praktische
Handlungsmuster, Kommunikationswege und Arbeitsabläufe zu übersetzen,
war abseits der Fernsehkameras auch Teil der BWTEX-Übung und ihrer
Vorgänger. So waren alle öffentlich präsentierten Übungen der
TEX-Reihe auch mit einer Stabsrahmenübung verknüpft - einem reinen
Kommunikationsplanspiel der Leitungsebenen. Dort sitzen Führungskräfte
von Polizei, Militär und Rettungsdiensten in ihren jeweiligen
Kommandozentralen und bearbeiten Szenarien ausschließlich auf den
Ebenen von Kommunikation, Alarmierung und Organisation. Hier werden
die juristischen Grenzfälle durchgespielt, um zu testen, wann die
Bundeswehr hinzu gerufen werden kann und wann nicht. Interpretationen
der Rechtslage, die sich hier durchsetzen, haben gute Chancen in den
nächsten Jahren zu Handlungsgrundsätzen für Inlandseinsätze der
Bundeswehr zu werden. Hier werden die Spielräume ausgelotet, wie weit
Behördenvertreter gehen können, die eine Begrenzung von
Inlandseinsätzen am liebsten ganz kippen würden.

Mit dem Versuch im Rahmen der TEX-Übungen Fälle zu konstruieren, in
denen der Paragraph 35 greift, wird so eine behördenübergreifende
Verfassungsinterpretation für den Inlandseinsatz der Bundeswehr zur
Terrorabwehr etabliert, von der nicht klar ist, ob sie einer späteren
Prüfung durch das Verfassungsgericht standhalten würde. Sollte es zum
Fall der Fälle kommen, herrscht dann allerdings eine vorläufige
Einigung, die zur Anwendung gebracht werden kann.


Normalisieren, Kennenlernen, Kommunizieren

Neben der Aushandlung der rechtlichen Grundlagen haben die TEX-Übungen
allerdings auch die beabsichtigte, unmittelbare Wirkung den
Inlandseinsatz der Bundeswehr in den Köpfen der breiten Bevölkerung
und der ausführenden Polizist*innen, Feuerwehrleute, Sanitäter*innen
und Soldat*innen zu normalisieren. Dass die BWTEX-Übung auch auf ihre
Öffentlichkeitswirksamkeit ausgelegt war zeigt sich daran, dass zur
Live-Übung am 19. Oktober 300 geladene Gäste aus Behörden und
Parlamenten - einige auch aus der Schweiz, Österreich, Frankreich und
Großbritannien - sowie 65 Pressevertreter*innen anwesend waren, um
sich das inszenierte Anti-Terror-Spektakel von einer Tribüne aus
anzusehen und darüber zu berichten. Für Innenminister Strobl war es
zudem eine Möglichkeit seine "Handlungsfähigkeit" pressewirksam zu
inszenieren: "Wer heute erlebt hat, wie leistungsfähig hier gearbeitet
wurde, wie konsequent aufeinander abgestimmt gehandelt wurde, kommt
sicher zu dem gleichen Schluss wie ich: Die Behörden und
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben sind hoch professionell und
sehr gut vorbereitet."[13]

Neben der Öffentlichkeitswirksamkeit greift der Effekt der
Normalisierung allerdings auch innerhalb der Behörden und
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben. Ein idealtypisches Beispiel
dafür war die Vorbereitung der Bevölkerungschutz-Einsatzeinheit des
Roten Kreuz Zollernalb für die BWTEX-Übung. Bereits im Frühjahr hatten
sie auf dem Truppenübungsplatz in Heuberg mit
Bundeswehrsanitätskräften einen Tag zusammen gearbeitet und sich
kennengelernt. Ein dort trainiertes Szenario war die gemeinsame
Verletztenversorgung im Rahmen eines Zusammenstoßes zwischen
Feldjägern der Bundeswehr und Demonstrant*innen im Rahmen eines
fiktiven NATO-Gipfels. Danach gab es dann ein "echt cooles Fest", so
der Rotes Kreuz-Vertreter. In der Rolle des mit staatlichen
Hoheitsrechten versehenen Bevölkerungsschutzes wurden, sowohl während
der Übung als auch beim späteren gemeinsamen Feiern, die
Neutralitätsgrundsätze des Roten Kreuzes anscheinend gepflegt an den
Nagel gehängt. Ausgehend von diesem Beispiel muss von einer ähnlichen
Verbrüderung von zivilen Behörden und Organisationen mit dem
militärischen Gegenüber im Rahmen dieser Übungen ausgegangen werden.

Dass Rettungsdienste, Feuerwehr, spezialisierte Einheiten der Polizei
wie Bombenentschärfer und Geräteeinheiten der Bereitschaftspolizei auf
dem Feld der staatlichen Finanzierung durchaus in einem
Konkurrenzverhältnis zu ihren militärischen Gegenstücken stehen, wenn
diese vermehrt im Inland zum Einsatz kommen, schien keine besondere
Rolle zu spielen. Bei der Leistungsschau am 17. Oktober auf diesen
Themenbereich angesprochen, wurde gegenteilig, ausweichend, oder mit
einem Verweis auf die Führungsebene, die ohnehin das Sagen habe,
geantwortet.

Die Parole, auf die sich auf der ausführenden Ebene alle einigen
konnten, wer in etwa: "Wir sind hier um Fehler zu machen und daraus zu
lernen". Eine pragmatische Einstellung, die sich wiederum mit der
Vorgehensweise der Stabsebene deckt - den verfassungsrechtlichen
Grenzfall in Übungsszenarien so lange durchspielen, bis sich eine
gewisse Routine einstellt.


Großübungen sind nur die Spitze des Eisbergs

Mit jeder bildgewaltigen Übung der TEX-Reihe setzt sich die
vermeintliche Normalität von bewaffneten Soldat*innen zur Terrorabwehr
in der Öffentlichkeit weiter durch.

Dafür wird ein Verfassungsgerichtsurteil herangezogen, welches die
Grenzen des rechtlich Möglichen beschreibt. Dass dieser Grenzfall zur
Grundlage für regelmäßige Übungen gemacht wird, zeigt, dass im Bereich
der Inneren Sicherheit und was den Einsatz des Militärs im Inland
angeht aktiv mit Katastrophenszenarien gearbeitet wird. Ob mögliche
künftige Einsätze dann tatsächlich die rechtliche Prüfung überstehen
würden ist ungewiss. Sollte es so weit kommen, kann ein
Verfassungsgerichtsurteil nach einigen Jahren entsprechender Praxis,
selbst wenn es weitere Beschränkungen setzen würde, den entstandenen
Schaden allerdings nicht mehr auffangen.

Abseits des Rampenlichts ist die bis vor wenigen Jahren noch
weitestgehend als Tabu eingestufte Kooperation von Bundeswehr und
Polizei in den letzten Jahren längst zum Alltag geworden. Für die
Entwicklung der Ausbildung von Streifenpolizist*innen für sogenannte
Amok- und Terrorlagen, die sich seit 2015 durchgesetzt hat, standen
neben der Bundeswehr auch weitere Militärs, u.a. aus Frankreich und
Israel, Pate.[14] Mittlerweile ist diese militarisierte
Zusatzausbildung für "lebensbedrohliche Einsatzlagen" fest in den
Lehrplänen von Bundes- und Länderpolizeien verankert. Sie bildete auch
bei BWTEX die Grundlage für das Vorgehen von übenden Streifen- und
Bereitschaftspolizist*innen. Ähnliches gilt für die Spezialausrüstung,
die mittlerweile in jedem Streifenwagen deponiert ist und bei der
Übung zur Schau gestellt wurde. Auch beim Kauf von Schnellfeuerwaffen,
Titanhelmen, schweren Schutzwesten und gepanzerten Fahrzeugen durch
die Polizei wurde auf Erfahrungen der Bundeswehr aus den
Auslandseinsätzen, wie in Afghanistan, zurückgegriffen.

Die intensivste Kooperation mit der Bundeswehr betreibt die
Bundespolizei. Auf einer Konferenz für Führungskräfte im Juli 2019
unterzeichneten der Inspekteur der Streitkräftebasis, Generalleutnant
Martin Schelleis, und der Präsident des Bundespolizeipräsidiums, Dr.
Dieter Romann, in Blumberg bei Berlin eine
Kooperationsvereinbarung.[15] Ziel soll es sein, auch einzelne
Dienststellen beider Organisationen enger zu vernetzen. Als zentrale
Arbeitsfelder wurde die Zusammenarbeit im Bereich Personal, sowie bei
der Materialwirtschaft und -erprobung hervorgehoben.

Für Zusammenarbeit auf diesen Feldern gibt es allerdings schon jetzt
Beispiele. So findet die Fallschirmausbildung der Spezialkräfte der
Bundespolizei bereits bei der Bundeswehr statt.[16] Zudem besuchten im
März 2019 zwei Schießtrainer der Bundespolizei eine Ausbildung zur
Nutzung von ferngesteuerten Maschinengewehren auf Fahrzeugen im
Ausbildungszentrum der Bundeswehr in Hammelburg.[17] Diese
Waffensysteme sollen künftig auch auf gepanzerten Fahrzeugen der
Bundespolizei genutzt werden. Zudem laufen aktuelle
Materialerprobungen des Bundesinnenministeriums zur Beschaffung von
gepanzerten Fahrzeugen für Bundes- und Landespolizeien u.a. bei der
Wehrtechnischen Dienststelle 41 in Trier.

Auch über die Bundespolizei hinaus hat sich in den letzten Jahren
durchgesetzt, dass Polizeibehörden und Zoll regelmäßig
Bundeswehrgelände nutzen, sowohl für Ausbildungsvorhaben, als auch als
Park-, Unterbringungs- und Versorgungsinfrastruktur bei
Großeinsätzen.[18] Ein Vorgehen, das lange für Ausnahmesituationen
vorbehalten war, in den letzten Jahren aber zum absoluten
Alltagsgeschäft geworden ist. Eine weitere Verschmelzung von Polizeien
und Armee auf der Ebene der Infrastruktur, die darüber hinaus zu einer
alltäglichen Annäherung führt.


Zusammenbringen, was nicht zusammengehört

Solange die aktuelle Auslegung der Verfassung Bestand hat, ist nicht
davon auszugehen, dass Soldat*innen der Bundeswehr in der näheren
Zukunft das Bild deutscher Städte prägen werden, wie es beispielsweise
in Frankreich oder Belgien zum Alltag gehört. Die Bundeswehr steht
vielmehr weiter für Ausnahmesituationen bereit, auch wenn es sich
dabei um Gipfelproteste handelt, wie die beschriebene Übung aus dem
Frühjahr und Ereignisse der letzten Jahre zeigen.

Aktuell ist es kaum vorstellbar, dass Streifen der Bundeswehr die
Polizei im Alltagsgeschäft ablösen. Sollte sich das politische Klima
allerdings, z.B. durch eine Reihe von Anschlägen oder weitere
Wahlerfolge der AFD verschärfen, steht die Bundeswehr bereits in den
Startlöchern, weil erste Annäherungsschwierigkeiten durch regelmäßige
gemeinsame Übungen bereits ausgeräumt wurden. Mit der permanenten
Annäherung von Polizei und Bundeswehr wird nicht nur die politische
Option ausgefeilt. Es werden auch die organisatorischen
Unstimmigkeiten behoben, die einem großflächigen Inlandseinsatz der
Bundeswehr bis vor Kurzem auch strukturell im Wege standen. Ein
Prozess der zu einer permanenten Absenkung der Schwelle für
Inlandseinsätze der Bundeswehr, auch solchen für repressive Zwecke,
führt.

Unterhalb des bewaffneten Inlandseinsatzes der Bundeswehr hat sich in
den letzten Jahren allerdings ein weiterer Trend durchgesetzt - die
Militarisierung der Polizei. So ist ein Effekt des Abfärbens
militärischer Vorgehensweisen, Denkmuster, Materialien und Waffen auf
die Polizei zu beobachten, der sich in der Eskalationshirarche abwärts
von den Spezialkräften bis hinunter zur Ebene des Streifendienstes
bemerkbar macht.[19] Damit ist die Bundeswehr als Orientierungspunkt
für die Polizei mittlerweile nicht nur bei Anti-Terror-Einsätzen,
sondern bis weit in den Polizeialltag hinein zum Teil der inneren
Sicherheitsarchitektur geworden, auch wenn kein*e Soldat*in die
Kaserne verlässt, oder sich auf anderen Wegen aktiv beteiligt.

Die gesellschaftliche Katastrophe liegt also mitnichten allein in
einem Gerichtsurteil oder der Durchführung einer Anti-Terror-Übung mit
Beteiligung der Bundeswehr. Vielmehr ist in den letzten Jahren ein
Dammbruch im Bereich des Trennungsgebots zwischen Polizei und Armee zu
beobachten. Die schleichende Katastrophe ist somit in der zunehmende
Verschmelzung von Polizei und Armee und der Normalisierung
militärischer Mittel in der Innenpolitik zu sehen, die historisch,
wenn auch in unterschiedlichen Ausprägungen, vom Kaiserreich über die
Weimarer Republik bis zum NS immer einen zentralen Stützpfeiler
autoritärer Staatlichkeit bildete. Paramilitärisches Vorgehen gegen
die eigene Bevölkerung war immer ein Mittel, dass jenen politischen
Kräften in die Hände spielte, die - allzu oft erfolgreich -
versuchten, die Rechte und Widerstandsoptionen der Bevölkerung
gegenüber dem Staat zu beschneiden.

Für März 2020 wird nach Informationen des Journalisten Björn
Müller[20] bereits eine zweite Auflage der GETEX-Übung auf Bundesebene
geplant. Diese Übung könnte einen Anlass bieten, Kritik an
Verschmelzung von Polizei und Militär und der damit einhergehende
Entdemokratisierung auf die Straße zu bringen.
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FEATURE/1339: Deutschlandfunk Kultur - Vom Protest zum Terror, 5.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Alle reden vom Wetter - Wir nicht

Vom Protest zum Terror

Von Regina Leßner

NDR/SWR 2008/54'26

Feature

Dienstag, 5. November 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Zwei Brüder der 68er-Generation. Der eine ist im Sozialistischen
Deutschen Studentenbund aktiv, wechselt später zur SPD und wird
Politikwissenschaftler. Der andere, lange Außenseiter, legt am 9.
November 1969 eine Bombe im Jüdischen Gemeindehaus in Westberlin, als
Guerilla-Aktion gegen die Unterdrückung der Palästinenser. Die Bombe
geht nicht hoch, niemand wird verletzt. Aber es bleiben Fragen:
Welchen Einfluss hatte Antisemitismus in der 68er-Bewegung? Und:
Welche Rolle spielte der Berliner Verfassungsschutz bei der
Beschaffung der Bombe?

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/1998: Deutschlandfunk Kultur - "Raumschiff Tonstudio", 6.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Raumschiff Tonstudio

Bericht über das Innere einer Kapsel und deren Bewohner

Von Giuseppe Maio

Deutschlandfunk Kultur 2018/54'09

Hörspiel

Mittwoch, 6. November 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Er ist der Pilot an Bord des Klang-Raumschiffes, hat am großen
Mischpult alle Regler in der Hand: der Hörspiel-Tonmeister. Ohne ihn
hebt hier nichts ab. Hört er, was wir nicht hören? Wie erschafft er
ein ausgewogenes Klangbild? Gibt es so etwas wie den ominösen
"perfekten Sound"? Der Tonmeister hat mit vielen Regisseuren
zusammengearbeitet, Hunderte von Hörspiel-Szenen komponiert mit allen
Details, Schichten und Räumen. Er kennt die akustischen Tricks und
Fallen, nur hört man ihn selten darüber sprechen.
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MELDUNG/1978: Deutschlandfunk - 30 Jahre Mauerfall aus Sicht ostdeutscher Kabarettbühnen, 6.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Was vom Ende übrig blieb

30 Jahre Mauerfall aus Sicht ostdeutscher Kabarettbühnen

Von Torsten Thierbach

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 6. November 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Als am 9. November 1989 die Berliner Mauer fiel, hatten auch die
ostdeutschen Kabarettbühnen diese plötzliche Wende so nicht auf dem
Zettel. Jahrelang waren sie für gesellschaftliche Veränderungen in der
DDR eingetreten, waren mit ihren Programmen oft nur knapp unterhalb
des Radars der Zensurbehörden gesegelt. Und fast alle hatten ihre
eigenen Tricks entwickelt, wie sie ihre Anliegen und Botschaften an
ihr Publikum bekamen. Davon und von Programmen, die in der Zeit des
Mauerfalls entstanden sind, handelt diese Sendung. Ensemblemitglieder
der Berliner Distel und der Dresdner Herkuleskeule erzählen davon, wie
sie die geschichtsträchtigen Tage erlebt haben. Ein kabarettistischer
Rückblick und ein satirisches Statement, das die Entwicklungen von
1989 nachzeichnet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/3039: Deutschlandfunk - Wege zu mehr Diversität in Konzertprogrammen, 5.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Gegen die Kanon-Eintönigkeit

Wege zu mehr Diversität in Konzertprogrammen

Von Dorothee Riemer

Musikszene

Dienstag, 5. November 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Auf den Konzertprogrammen landauf, landab stehen zu über 90 Prozent
Werke von Komponisten, die tot und männlich sind. Musik von Frauen
kommt dagegen so gut wie gar nicht vor, außer es geht um
zeitgenössische Musik. Dabei haben Frauen auch schon in den
vergangenen Jahrhunderten komponiert. Verschiedene Organisationen und
Datenbanken versuchen schon seit einiger Zeit, dieses Repertoire ins
Bewusstsein zu rücken, aber der Klassik-Betrieb bewegt sich nur sehr
langsam. Die "Musikszene" sammelt Vorschläge, wie unsere Konzertabende
etwas diverser werden könnten und trotzdem musikalisch überzeugen.

 * 
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PREIS/347: Sarah Bosetti erhält Kabarettpreis Salzburger Stier (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 4.11.2019

Sarah Bosetti erhält Kabarettpreis Salzburger Stier

Internationaler Radiopreis für Kabarett wird im Mai 2020 in Köln
verliehen



Die Berliner Autorin und Kabarettistin Sarah Bosetti wird mit dem
"Salzburger Stier" 2020 ausgezeichnet. Der Preis gilt als der
"Radio-Oscar" für deutschsprachiges Kabarett und wird gemeinsam von
Radiosendern aus Deutschland, Österreich, der Schweiz und Südtirol
verliehen.

Die Schweizer Jury kürte den Satiriker Renato Kaiser; für Österreich
gewann der Wiener Kabarettist Florian Scheuba. Die Preisverleihung
findet am 16. Mai 2020 im Deutschlandfunk in Köln statt.

Alle Preisträger 2020 sind - neben ihren Bühnenprogrammen -
regelmäßig auch im Radio und Internet präsent. So schreibt die
deutsche Preisträgerin Sarah Bosetti Radiokolumnen für mehrere
öffentlich-rechtliche Sender, produziert eigene Videokolumnen und
tourt mit ihrem Programm "Ich hab nichts gegen Frauen, du Schlampe".
Innovative mediale Vielfalt und ein ganz eigener künstlerischer Umgang
mit gesellschaftlichen Reizthemen von Populismus bis Feminismus
zeichne Bosetti aus, befand die Jury.

Der österreichische Preisträger Florian Scheuba steht seit mehr als 30
Jahren als Kabarettist, Schauspieler oder Moderator auf der Bühne.
Seit fünf Jahren macht er auch als Solo-Kabarettist in Österreich von
sich reden. Der junge Satiriker und Slam-Poet Renato Kaiser zählt zu
den Aufsteigern der Schweizer Kabarett-Szene, verspricht in seinem
aktuellen Programm "Satire für Hirn und Herz" und trifft nach Ansicht
der Jury auch in Grenzbereichen der Satire immer den richtigen Ton.

Die Verleihung des "Salzburger Stiers" im Deutschlandradio-Funkhaus
Köln wird ein Fest für Kabarettfans: Nach der Eröffnung am 15. Mai
mit dem Klavierkabarettisten Bodo Wartke präsentieren am 16. Mai die
diesjährigen "Stier"-Gewinner ihre Programme. Moderiert werden die
beiden Abende von Martin Zingsheim. Der Stier-Preisträger von 2016 ist
darüber hinaus schon am 14. Mai mit seiner politischen Radioshow
"Zingsheim braucht Gesellschaft" zu erleben.

Mit dem "Salzburger Stier" werden jedes Jahr Preisträgerinnen und
Preisträger aus Deutschland, Österreich und der Schweiz geehrt. Die
Auszeichnung ist mit insgesamt 18.000 Euro dotiert und wird von den
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten BR, HR, MDR, NDR, SR, SWR,
WDR und Deutschlandfunk, dem österreichischen ORF, dem Schweizer SRF
und RAI Südtirol getragen. Der einzige internationale
Radio-Kabarettpreis existiert seit mehr als 35 Jahren. Bis 1996 fand
die Preisverleihung in Salzburg statt, seitdem richtet jedes Jahr eine
andere Sendeanstalt die Verleihung aus, die von vielen auch live
übertragen wird.

Mehr Informationen ab dem 4. November unter:

deutschlandfunk.de/salzburgerstier

salzburgerstier.org

https://www.deutschlandfunk.de/salzburger-stier.4045.de.html
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VORTRAG/257: Mönchengladbach - Keine Angst vor Online Shops und Online Banking, 13.11.19


Stadt Mönchengladbach

Workshop: Keine Angst vor Online Shops und Online Banking



Geldgeschäfte oder Käufe über das Internet abzuwickeln hat eindeutig
seine Vorteile. Besonders wenn Weihnachten vor der Türe steht. Man
muss sich an keine Öffnungszeiten halten und muss bei schlechtem
Wetter nicht aus dem Haus gehen. Doch zu Recht gibt es immer wieder
Bedenken wegen der Sicherheit und der Seriosität. In diesem
VHS-Workshop, am Mittwoch, 13. November, von 18 bis 21.10 Uhr erfahren
die Teilnehmer in der VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85,
wie das Ganze funktioniert und worauf man achten muss. Es geht unter
anderem um Zahlsysteme wie PayPal und um Onlinebanking.

Entgelt: 14 Euro.

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.10.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation
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NEUROLOGIE/2034: Neue Gentherapie zur Behandlung von Epilepsie - Körpereigener Wirkstoff wird bei Bedarf freigesetzt (idw)


GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG

Charité - Universitätsmedizin Berlin

Medizinische Universität Innsbruck - 30.10.2019

Neue Gentherapie zur Behandlung von Epilepsie: Körpereigener Wirkstoff wird
bei Bedarf freigesetzt

Vorklinische Studie zeigt langanhaltende Anfallsfreiheit



Forschungsgruppen der Charité - Universitätsmedizin Berlin und der
Medizinischen Universität Innsbruck haben einen grundlegend neuen Ansatz
zur Behandlung von Temporallappen-Epilepsie entwickelt: Eine Gentherapie
soll ermöglichen, dass beginnende Krampfanfälle gezielt am Ort ihrer
Entstehung und nur bei Bedarf unterdrückt werden. Die Methode erwies sich
im Tiermodell als erfolgreich und soll nun für die therapeutische
Anwendung bei Patientinnen und Patienten optimiert werden. Veröffentlicht
sind die Studienergebnisse in EMBO Molecular Medicine*.

Europaweit sind rund 5 Millionen Menschen von Epilepsien betroffen.
Charakteristisch sind wiederkehrende, synchrone Entladungen von
Nervenzellen, die zu einer Unterbrechung der normalen Hirnfunktion führen
und sich als epileptischer Anfall äußern. Die häufigste Form ist die
Temporallappen-Epilepsie (TLE), bei der diese Anfälle vom Schläfenlappen
ausgehen. Langzeitfolgen der Erkrankung können Störungen der
Gedächtnisfunktion, der Lernfähigkeit und der Emotionskontrolle sein.
Zusätzlich schränken Arbeits-, Verkehrs- und Sportuntauglichkeit die
Lebensqualität der Betroffenen ein. Hinzu kommt, dass Medikamente bei
TLE-Patienten häufig nicht ausreichend wirksam und zusätzlich oft mit schweren
Nebenwirkungen verbunden sind. Für diese Patientengruppe ist die
chirurgische Entfernung der betreffenden Region im Schläfenlappen oftmals
die einzige alternative Therapieoption. Eine solche Operation führt jedoch
zu kognitiven Verlusten und garantiert keine Anfallsfreiheit. Einen
grundlegend neuen Ansatz zur Behandlung von therapieresistenten
TLE-Betroffenen hat Prof. Dr. Regine Heilbronn, Direktorin des Instituts für
Virologie am Charité Campus Benjamin Franklin, jetzt in Zusammenarbeit mit
Prof. Dr. Christoph Schwarzer vom Institut für Pharmakologie der
Medizinischen Universität Innsbruck entwickelt.

Die neue Methode basiert auf einer gezielten Gentherapie, mit der ein
spezielles Gen selektiv in die Nervenzellen jener Gehirnregion
eingeschleust wird, von der die epileptischen Anfälle ausgehen. Das Gen
liefert die Produktionsanweisung für Dynorphin, eine körpereigene
Substanz, die vor übermäßiger neuronaler Erregung schützen kann. Sobald
die Neuronen das Gen aufgenommen und gespeichert haben, produzieren sie
dauerhaft den Wirkstoff auf Vorrat. "Bei hochfrequenter Stimulation der
Nervenzellen, wie zu Beginn eines Anfalls, wird Dynorphin ausgeschüttet.
Es bewirkt eine Dämpfung der Reizweiterleitung und der epileptische Anfall
bleibt aus", beschreibt der Neurobiologe und Epilepsie-Experte Prof.
Schwarzer die Methode. "Da der Wirkstoff nur bei Bedarf von den Zellen
abgegeben wird, sprechen wir von einer 'drug on demand'-Gentherapie."

Das Forschungsteam konnte jetzt im Tiermodell zeigen, dass die Gentherapie
epileptische Anfälle über mehrere Monate unterdrückt. Mit den Anfällen
blieben auch deren negative Effekte auf Lernen und Gedächtnis aus.
Nebenwirkungen haben die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bisher
nicht beobachtet, was sich durch die regional und zeitlich beschränkte
Wirkung der Dynorphin-Ausschüttung erklären lässt. Durch die
bedarfsgesteuerte Freisetzung wurden auch keine Gewöhnungseffekte
festgestellt. Zusätzlich testete die Forschungsgruppe das
Behandlungsprinzip auch an Gewebeproben von Epilepsiepatienten - mit
Erfolg: Dynorphin konnte die Stärke und Häufigkeit synchroner
Neuronen-Aktivität im Gewebeverbund deutlich reduzieren.

"Die Ergebnisse unserer Studie stimmen uns zuversichtlich, dass der neue
Therapieansatz auch bei Menschen Erfolg zeigen könnte", sagt Prof.
Heilbronn. "Wir nutzen als Transportvehikel für das Dynorphin-Gen
sogenannte Adeno-assoziierte Viren, die bereits zur Therapie bei Menschen
zugelassen sind und als sicher gelten." Die neue Gentherapie wollen Prof.
Heilbronn und Prof. Schwarzer nun schnellstmöglich zur Klinikreife
bringen. "Wir arbeiten derzeit daran, die virale Genfähre für die
Anwendung bei Menschen zu optimieren", erklärt Prof. Heilbronn. "Unser
Ziel ist, das Gentherapeutikum in wenigen Jahren als Arzneimittel erstmals
in der klinischen Testphase einsetzen zu können." Zeigt sich die
Behandlung erfolgreich, würde TLE-Betroffenen, bei denen eine
medikamentöse Behandlung nicht wirksam ist, eine minimalinvasive
Einmaltherapie als weitere Therapie-Alternative zur Verfügung stehen.

Förderung der Studie

Das gemeinsame Projekt wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) und dem österreichischen Wissenschaftsfonds (FWF) gefördert.
Zusätzlich erhält Prof. Heilbronn vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) im Rahmen der Gründungsoffensive Biotechnologie GO-Bio
rund 3,3 Millionen Euro für die Entwicklung der Gentherapie. Die Förderung
sieht die Ausgründung eines Start-ups vor, bevor die klinische Prüfung des
Verfahrens startet. Begleitet wird das Projekt von SPARK Berlin, einem
Teil von Berlin Health Innovations, der gemeinsamen
Technologietransfer-Einheit der Charité und des Berlin Institute of Health (BIH). SPARK wird
durch die Stiftung Charité und das BIH gemeinsam finanziert.


*Agostinho AS et al. Dynorphin-based "release on demand" gene therapy for
drug-resistant temporal lobe epilepsy. EMBO Mol Med. 2019
Oct;11(10):e9963. 

doi: 10.15252/emmm.201809963

Originalpublikation:

http://www.doi.org/10.15252/emmm.201809963

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.charite.de/service/pressemitteilung/artikel/detail/spark_projekt_erhaelt_millionenfoerderung_fuer_neue_epilepsie_therapie/ 

(Pressemitteilung zur GO-Bio-Förderung vom 18.4.2018)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318
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Charité - Universitätsmedizin Berlin - 30.10.2019
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ONKOLOGIE/2031: Warum bestimmte Leukämieformen nur bei Kindern vorkommen (idw)


Universität Basel - 30.10.2019

Warum bestimmte Leukämieformen nur bei Kindern vorkommen



Eine bestimmte Krebsform - die akute myeloische Leukämie (AML) - bei
Kindern ist eine seltene, aber schwere Krankheit, die noch in vielen
Fällen nicht geheilt werden kann. In einer Studie haben nun Forschende von
der Universität Basel und vom Gustave Roussy Institute in Paris
Anhaltspunkte gefunden, warum gewisse Formen der Krankheit vor allem bei
Kleinkindern vorkommen. Ebenso stiessen sie auf wichtige Hinweise zur
gezielten Therapie, wie sie im US-Fachblatt «Cancer Discovery» berichten.

In den letzten Jahrzehnten wurden die Forschungen über Krebs bei Kindern
intensiviert und die Behandlungen verbessert, doch die Prognosen bleiben
für diese jungen Patienten besonders ungünstig. Die sogenannte akute
myeloische Leukämie (AML) macht 15 % der bei Kindern und Jugendlichen
diagnostizierten Leukämiefälle aus. Ihre Überlebensrate nach fünf Jahren
beträgt etwa 60 %, wobei Rückfälle die häufigste Todesursache bilden.

Abnormale Fusion zweier Proteine

Von den verschiedenen Subtypen von AML gehört die akute
megakaryoblastische Leukämie (AML-M7) zu den aggressivsten, denn ist mit
einer Behandlungsresistenz und einer besonders ungünstigen Prognose
verbunden. Auf diese Form der Leukämie konzentrierten sich die
Forschungsteams von Prof. Dr. Jürg Schwaller (Universitäts-Kinderspital
beider Basel und Departement Biomedizin der Universität Basel) und Prof.
Dr. Thomas Mercher (INSERM U1170, Institute Gustave Roussy, Université
Paris-Saclay).

2012 fanden die Forschenden um Mercher dass die Krankheit AML-M7 bei
Kindern häufig genetische Veränderungen aufweist, die zur Expression eines
abnormen Proteins führen. Dieses entsteht durch die Fusion von zwei
normalerweise unabhängigen Genen in der Zelle. Obwohl diese Fusion -
bekannt als ETO2-GLIS2 - in 30 % der Fälle von AML-M7 identifiziert wurde,
konnten die Forschenden diese Anomalie bisher nicht erklären. Ebenso
unklar war bisher, warum Kinder mit AML-M7 und diesem Fusionsgen meist
jünger als zwei Jahre alt sind, während ältere Kinder mit dieser
Veränderung meist an einer anderen AML-Form leiden.

Gezieltes Unterbrechen

Um diese Fragen zu beantworten, entwickelten die Forschenden ein
Mausmodell von AML-M7 mit einer ETO2-GLIS2-Fusion. Mit diesem Modell
konnten die Forscher erstmals zeigen, dass sich bei einer Aktivierung der
ETO2-GLIS2-Fusion in Zellen der fötalen Blutbildung sehr rasch eine
aggressive Leukämie entwickelte - die der AML-M7 beim Kind sehr ähnlich
ist. Wurde dagegen die Fusion in Blutbildungszellen von erwachsenen Tieren
aktiviert, trat diese typische kindliche Leukämie nicht auf, während sich
andere AML-Formen erst viel später entwickelten. Wenn die Forschenden die
Ausbildung der ETO2-GLIS2-Fusion unterbrachen, konnten sich die zuvor
leukämischen Zellen wieder in normale Blutzellen ausdifferenzieren.

Diese Beobachtungen weisen darauf hin, dass diese Leukämie deshalb nur bei
Kleinkindern auftritt, weil die fötalen Blutbildungszellen - anders als
die erwachsenen - eine höhere Empfindlichkeit für bestimmte genetische
Mutationen wie die ETO2-GLIS2-Fusion besitzen. Die Studie zeigt auch, dass
die ETO2-GLIS2-Fusion der eigentliche Motor dieser kindlichen Leukämieform
bildet. Die Forschenden werden nun versuchen, die Aktivität dieser Fusion
in den Tumorzellen gezielt zu unterbrechen.


Originalpublikation:

Cécile K. Lopez et al.

Ontogenic changes in hematopoietic hierarchy determine pediatric
specificity and disease phenotype in fusion oncogene-driven myeloid
leukemia

Cancer Discovery | doi: 10.1158/2159-8290.CD-18-1463

https://cancerdiscovery.aacrjournals.org/content/early/2019/10/25/2159-8290.CD-18-1463

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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Universität Basel - 30.10.2019
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DIAGNOSTIK/606: Neue Methode identifiziert aggressiven Brustkrebs (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 29.10.2019

Neue Methode identifiziert aggressiven Brustkrebs



Aggressive Formen von Brustkrebs manipulieren oft die Immunantwort zu
ihren Gunsten. Diese Manipulation verrät sich beim Menschen durch dieselbe
immunologische "Signatur" wie bei der Maus. Das zeigt eine Studie, die
Wissenschaftler der Universität Bonn zusammen mit niederländischen
Kollegen durchgeführt haben. Mit ihrer Methode ist es möglich, anhand von
Tumorgewebe von Patientinnen einen Anhaltspunkt über die Prognose der
Erkrankung zu erhalten. Die Ergebnisse erscheinen in der Zeitschrift "Cell
Reports".

Wenn sich im Körper ein Tumor bildet, bleibt das vom Immunsystem in der
Regel nicht unbemerkt: Makrophagen, eine bestimmte Form körpereigener
Abwehrtruppen, wandern zu den Krebszellen. Eigentlich sollen sie die
kranken Zellen umfließen, verdauen und damit eliminieren. Diesen gelingt
es aber manchmal, ihren Gegnern zu entgehen. Nicht nur das: Sie spannen
die Makrophagen sogar für sich ein und wachsen dadurch noch schneller.

Dazu programmieren sie die Immunzellen um: Sie sorgen dafür, dass in den
Makrophagen bestimmte Gene aus- und andere angeschaltet werden. Dadurch
ändert sich die genetische "Signatur" der Makrophagen. "Diese geänderte
Signatur verrät dann wiederum, ob es sich um einen Tumor mit guter oder
schlechter Prognose handelt", erklärt Dr. Thomas Ulas vom LIMES-Institut
(das Akronym steht für "LIfe and MEdical Sciences") der Universität Bonn.

Genaktivität hängt auch vom Gewebe ab

Um die vom Tumor ausgelösten Änderungen zu identifizieren, muss man
wissen, welche Gene in den Makrophagen normalerweise aktiv sind. Das
variiert aber deutlich - je nach dem Organ, in dem die Fresszellen ihren
Dienst verrichten. Experten sprechen auch von "Tissue painting": Das
Gewebe drückt den Immunzellen seinen Stempel auf.

Dazu kommt, dass auch die tumorinduzierten Änderungen nicht immer gleich
sind, sondern sich von einer Patientin zur anderen unterscheiden. "Je
nachdem, welche Mutation für den Brustkrebs verantwortlich ist, werden in
den Makrophagen andere Funktionen an- oder abgeschaltet", betont Ulas. Es
ist daher sehr schwer, diese komplexen Zusammenhänge direkt mit Hilfe von
Gewebeproben der Betroffenen zu studieren.

Um diese Schwierigkeit zu umgehen, kooperierten die Wissenschaftler mit
einer Arbeitsgruppe aus den Niederlanden. Die Tumorbiologin Prof. Dr.
Karin de Visser beschäftigt sich seit vielen Jahren mit Mauslinien, die
unter bestimmten, streng definierten Arten von Brustkrebs leiden. "Wir
haben nun in diesen Tieren nach der Signatur der Fresszellen in den
Tumoren gefahndet", sagt Ulas. Dazu isolierten der Bioinformatiker und
seine Kollegen Makrophagen aus brustkrebskranken Mäusen und verglichen sie
mit denen aus gesundem Brustgewebe. Mit Hilfe modernster
Computeralgorithmen konnten sie so die genetischen Unterschiede zwischen
den Fresszellen ausfindig machen.

Ergebnisse aus der Maus auf den Menschen übertragbar

Fast identische Signaturen fanden sie auch in den Fresszellen vieler
Brustkrebspatientinnen. "Die Ergebnisse aus der Maus ließen sich in diesem
Fall eins zu eins auf den Menschen übertragen", erklärt Prof. Dr. Joachim
L. Schultze, Leiter der Arbeitsgruppe Genomik und Immunregulation am
LIMES-Institut. "Voraussetzung war aber, dass die Patientinnen unter
derselben Form von Brustkrebs litten wie die Tiere." Die Ergebnisse
demonstrieren damit auch, wie wichtig es ist, je nach Krebsart spezifische
Mausmodelle zu entwickeln.

Die Ergebnisse lassen sich nicht nur für die Prognose der
Tumoraggressivität verwenden: Schließlich liefert die Signatur auch
Hinweise darauf, welche Strategien die Krebszellen für ihr Überleben
nutzen. Möglicherweise lassen sich daraus langfristig auch neue
Gegenmaßnahmen ableiten. Ulas: "Bis daraus neue Behandlungsmöglichkeiten
entstehen - falls überhaupt -, wird es aber noch sicher viele Jahre
dauern."


Originalpublikation:

Sander Tuit, Camilla Salvagno, Theodore S. Kapellos, Cheei-Sing Hau, Lea
Seep, Marie Oestreich, Kathrin Klee, Karin E. de Visser, Thomas Ulas und
Joachim L. Schultze: Transcriptional signature derived from murine
tumor-associated macrophages correlates with poor outcome in breast cancer
patients. Cell Reports

DOI: 10.1016/j.celrep.2019.09.067

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 29.10.2019
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ERNÄHRUNG/1498: Analyse des Darm-Mikrobioms - mehr Leitungswasser trinken statt Süßgetränke (Forum Trinkwasser)


Forum Trinkwasser e. V. - 31. Oktober 2019

Aktuelle wissenschaftliche Analyse des Darm-Mikrobioms:

mehr Leitungswasser trinken statt Süßgetränke



Frankfurt am Main - Ein kleiner Schritt mit wichtiger Wirkung für die
Gesundheit! Eine Analyse von Wissenschaftlern des Instituts für
Ernährungsmedizin des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein, Campus
Lübeck, deutet darauf hin: Wer statt mit Süßgetränken seinen Durst mit
Wasser löscht, nimmt weniger an Gewicht zu und hat ein geringeres
Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Diabetes. Und das hat auch
mit den Mikroorganismen im Darm zu tun: Bei Wassertrinkern wies das
sogenannte Darm-Mikrobiom, das ein wesentlicher Faktor bei der
Entstehung von Übergewicht ist, eine insgesamt größere Vielfalt auf,
was allgemein als gesundheitsförderlich angesehen wird. Analysiert
wurden die Ernährungs- und Lebensgewohnheiten sowie das Darm-Mikrobiom
von über 1.000 gesunden Erwachsenen mit leichtem Übergewicht und
Tendenz zur Gewichtszunahme - also typischen Vertretern unseres
modernen Lebensstils.

"Süßtrinker" leben insgesamt ungesünder

Rund 58 Prozent der an der Studie Beteiligten gaben an, keine gesüßten
Getränke wie Limonaden und Sodagetränke sowie Fruchtsäfte zu trinken,
sondern Wasser - auch aus der Leitung ("Wassertrinker"). Rund 21
Prozent trinken regelmäßig mindestens 3-mal pro Woche süß
("Süßtrinker"), und alle anderen tun dies nur gelegentlich. Im
Vergleich zu den Wassertrinkern sind die Süßtrinker jünger, bewegen
sich weniger, haben ein höheres Gewicht und berichten über mehr
Stress. Außerdem nehmen sie zusätzlich über feste Lebensmittel mehr
Zucker zu sich. Dieser ungünstige Lebensstil der Süßtrinker macht sich
auch bei ihrem Darm-Mikrobiom bemerkbar: Hier vermehren sich -
abhängig von der Zuckerdosis - einige nachteilige Mikroorganismen und
andere vorteilhafte werden weniger. Außerdem verringert sich bei
"Süßtrinkern" die Vielfalt des gesamten Darm-Mikrobioms signifikant.
"Das ist gravierend, denn eine hohe Diversität ist mit einer besseren
Gesundheit assoziiert", kommentiert der Studienleiter Dr. Torsten
Schröder vom Institut für Ernährungsmedizin des Universitätsklinikums
Schleswig-Holstein. Bereits aus anderen Studien ist bekannt, dass ein
regelmäßiger Süßgetränkekonsum klar mit typischen zivilisatorischen
Erkrankungen assoziiert ist und damit ein höheres Risiko für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes mellitus und einige
Krebserkrankungen besteht.

Experten empfehlen: "Trinkt mehr Wasser"

Für Menschen in Deutschland ist einwandfreies Leitungswasser
selbstverständlich. Und sie können sich auch auf erstklassige Qualität
verlassen. Denn Trinkwasser gehört hierzulande zu den am besten
kontrollierten Lebensmitteln. Es ist ein idealer Durstlöscher für Jung
und Alt, für Säuglinge, Schwangere und Stillende, für Freizeitsportler
und beim Abnehmen. "Mehr Wasser trinken statt Süßgetränken ist eine
vermeintlich kleine Veränderung, die aber - so zeigt es unsere Analyse
- schon einen positiven Effekt auf unsere Gesundheit hat", betont der
Ernährungsmediziner Professor Dr. Christian Sina, einer der Autoren
der Studie. Unser Wasser aus der Leitung liefert selbst keine
Kalorien, und es macht regelmäßiges Trinken durch seine unbegrenzte
Verfügbarkeit und Frische ganz einfach. Zudem ist es preiswert,
nachhaltig und kann beliebig durch Aufsprudeln und Zusätze von
frischen Kräutern und Früchten variiert werden.

 * 

Quelle:

Forum Trinkwasser e.V.

Pressemitteilung vom 31. Oktober 2019

Mörfelder Landstraße 72

60598 Frankfurt am Main

E-Mail: info@forum-trinkwasser

Internet: www.forum-trinkwasser.de
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MELDUNG/1011: World Health Summit 2019 - letzter Tag ... Forderungen an die Politik (idw)


World Health Summit - 29.10.2019

World Health Summit 2019 - letzter Tag: Forderungen an die Politik



Am Nachmittag endete der 11. World Health Summit in Berlin mit klaren
Aufgabenstellungen für die internationale Politik. Insgesamt 2.500
Teilnehmer aus rund 100 Ländern hatten an der internationalen Global
Health Konferenz teilgenommen. Drei Tage lang hatten über 300 Sprecher in
50 Sessions ihre Strategien für die weltweite Gesundheitsversorgung
präsentiert und zu gemeinsamen Lösungen aufgerufen.

WHO-Generaldirektor Tedros: "Gesundheit ist ein Menschenrecht, das durch
politischen Willen verwirklicht werden muss."

Am Nachmittag endete der 11. World Health Summit in Berlin mit klaren
Aufgabenstellungen für die internationale Politik. Insgesamt 2.500
Teilnehmer aus rund 100 Ländern hatten an der internationalen Global
Health Konferenz teilgenommen. Drei Tage lang hatten über 300 Sprecher in
50 Sessions ihre Strategien für die weltweite Gesundheitsversorgung
präsentiert und zu gemeinsamen Lösungen aufgerufen.

"Gesundheit ist ein Menschenrecht, das durch politischen Willen
verwirklicht werden muss",sagte der Generaldirektor der
Weltgesundheitsorganisation WHO, Tedros Adhanom Ghebreyesus: "Wir erleben
beispielloses politisches Engagement für die Gesundheit. Es gab noch nie
eine bessere Gelegenheit für Zusammenarbeit um die Gesundheit von
Milliarden von Menschen zu verbessern."

Der Präsident des World Health Summit, Detlev Ganten mahnte zu mehr
Geschlossenheit, denn die Zeit der nationalen Alleingänge sei endgültig
vorbei, man müsse gemeinsam handeln, über alle Grenzen hinweg, das gelte
nicht nur für staatliche: "Gesundheitsaspekte müssen in alle
Politikbereiche. Nur mit einer wirklichen Zusammenarbeit und einer
gesundheitsfördernden Politik können wir unser Ziel 'Gesundheit für alle'
erreichen."
Diese Forderungen sind auch Kern der Abschlusserklärung des World Health
Summit.

Die M8 Alliance des World Health Summit, ein Zusammenschluss aus 28
Akademischen Gesundheitszentren und Universitäten in 19 Ländern und den
wissenschaftlichen Nationalakademien in 130 Ländern, fordert Politiker und
Regierungen auf, wissenschaftliche Erkenntnisse miteinzubeziehen. Zudem
müssten alle Beteiligten über nationale Grenzen und Sektoren hinweg
zusammenarbeiten: Nur so können eine gesündere und sicherere Welt
gewährleistet und die Ziele für Nachhaltige Entwicklung erreicht werden.

https://www.worldhealthsummit.org/fileadmin/user_upload/downloads/2019/Berlin_October/Documents/M8_Alliance_Statement_WHS_2019_Berlin.pdf

Die zentralen Punkte der M8 Declaration:


	Der Klimawandel ist eines der bestimmenden Themen unserer Zeit. Es ist zuedem eine der größten Gesundheitsbedrohungen der Welt. Die Gesundheit der Menschen ist direkt vom Klimawandel betroffen.

	Universal Health Coverage ist der Schlüssel, um die Nachhaltigkeitsziele zu erreichen. Derzeit aber erhalten mindestens die Hälfte der Menschen auf der Welt nicht die Gesundheitsleistungen, die sie benötigen.

	Die digitale Transformation verändert die Gesundheitsversorgung grundlegend und rasant. Digitale Technologien werden in alle Bereiche von Gesundheit und Pflege Einzug halten. Aber es gibt große Ungleichheiten zwischen Ländern und Bevölkerungsgruppen.



Im kommenden Jahr wird der World Health Summit sein erstes Regional
Meeting in Afrika ausrichten. Gastgeber: Die Universität Makerere in
Ugandas Hauptstadt Kampala.

"Wir freuen uns sehr, das erste Regional Meeting auf afrikanischem Boden
überhaupt ausrichten zu dürfen. Ich bin sicher, dass wir mit diesem
Treffen unserem Ziel, die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen
umzusetzen und Afrika in diesem Bereich voranzubringen, einen großen
Schritt näher kommen", so Charles Ibingira, Rektor des University College
of Health Sciences der Universität Makerere und Internationaler Präsident
des World Health Summit 2020.

Der World Health Summit wurde 2009 an der Charité gegründet und steht
unter der Schirmherrschaft von Bundeskanzlerin Angela Merkel, des
französischen Präsidenten Emmanuel Macron, des Präsidenten der
EU-Kommission, Jean-Claude Juncker, sowie des Generaldirektors der
Weltgesundheitsorganisation WHO, Tedros Adhanom Ghebreyesus.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1727
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POLITIK/1987: Warnung vor dem Ausverkauf der Patientendaten (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 1. Juni 2017

PIRATEN warnen vor Ausverkauf der Patientendaten

Der gläserne Patient - Datenweiterleitung an zentrales Forschungszentrum geplant



Bereits kommenden Donnerstag soll das "Digitale-Versorgungs-Gesetz"
[1] im Bundestag beschlossen werden. Es verspricht, die
Digitalisierung in der Medizin einen großen Schritt voranzubringen. So
sollen u.a. Verwaltungsprozesse vereinfacht und die Telemedizin
gestärkt werden. Besonders brisant: zusätzlich sieht das Gesetz vor,
die persönlichen Daten aller gesetzlich Versicherten an den
Spitzenverband der Krankenkassen weiterzuleiten.

Unter § 303b "Datenzusammenführung und -übermittlung" im Antrag
zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch wird konkret
gefordert, dass


	Angaben zu Alter, Geschlecht und Wohnort,

	Angaben zum Versicherungsverhältnis,

	die Kosten- und Leistungsdaten nach den §§ 295, 295a, 300, 301, 301a und 302,

	Angaben zum Vitalstatus und zum Sterbedatum und

	Angaben zu den abrechnenden Leistungserbringern an den Spitzenverband Bund der Krankenkassen als Datensammelstelle weitergeleitet werden.



Dieser wiederum übermittelt die Daten (ohne das
Versichertenkennzeichen) an ein Forschungsdatenzentrum. Die einzelnen
Datensätze sollen mit einer Arbeitsnummer gekennzeichnet werden, was
als Pseudonymisierung angesehen werden kann. Allerdings soll eine
Liste beigefügt werden, welche diese Arbeitsnummern wiederum den
eindeutigen Versichertenkennzeichen zuordnet.

Das Forschungsdatenzentrum selbst (geregelt in § 303d) wird zudem
ermächtigt, Anträge auf Datennutzung zu prüfen, die Daten zugänglich
zu machen und "das spezifische Reidentifikationsrisiko in Bezug auf
die durch Nutzungsberechtigte nach § 303e beantragten Daten zu
bewerten und unter angemessener Wahrung des angestrebten
wissenschaftlichen Nutzens durch geeignete Maßnahmen zu minimieren".

"Es ist zu befürchten, dass die höchst persönlichen und sensiblen
Gesundheitsdaten, welche nun zentral gesammelt werden sollen, komplett
schutzlos sind: vor gezielten Angriffen, vor Datenpannen, vor
kommerziellen Interessen. Es ist leicht, eine Datensammelwut mit
Digitalisierung zu begründen, es ändert aber nichts an der Tatsache,
dass wir den Ausverkauf unserer Daten in diesem Ausmaß nicht
widerspruchslos hinnehmen dürfen," warnt Anja Hirschel, Stadträtin in
Ulm und Bundesthemenbeauftragte für Digitalisierung der Piratenpartei.

Auf technische Details wie Verschlüsselung usw. wird nicht
eingegangen. Deren Klärung obliegt dem Spitzenverband selbst. "Das
Nähere zur technischen Ausgestaltung der Datenübermittlung nach Satz 1
vereinbart der Spitzenverband Bund der Krankenkassen mit den nach
§ 303a Absatz 1 Satz 2 bestimmten Stellen spätestens bis zum 31.
Dezember 2021." Ein Schelm, wer Böses dabei denkt.

Ein Widerspruchsrecht wird ebenso nicht erwähnt; dies wäre aber
dringend erforderlich.

Vergleicht man den Gesetzesentwurf mit dem Krebsfrüherkennungs-
und -registergesetz (KFRG) beschlossen 2013, so fällt auf:Das
Krebsregister hält die Daten in von Internet getrennten Netzen und
nutzt sie ausschließlich dazu, die medizinische Versorgung voran zu
bringen um u.a. Therapien zu verbessern. Es dient der Optimierung der
individuellen Betreuung der Patienten. In manchen Landesgesetzen ist
zudem ein Widerspruchsrecht und/oder ein Widerspruch gegen die
Kontaktaufnahme möglich.


Quellen/Fußnoten:

[1] Gesetzesentwurf: 

www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/D/Digitale-Versorgung-Gesetz_DVG_Kabinett.pdf


Die Piratenpartei versteht sich als Bewegung von
Freiheitskämpfern. Die moderne Welt bringt die Chancen auf einen
freien Zugang zu Wissen und einer weltweiten Vernetzung mit, PIRATEN
wollen diese zum Vorteil der Gesellschaft mitgestalten und formen.
Eine selbstbestimmte und sozial gerechte Gesellschaft ist Grundpfeiler
einer freiheitlichen Demokratie. Die PIRATEN treten für einen Wandel
der Politik ein. Teilhabe und Mitbestimmung müssen in die Parlamente
einziehen. Lobbyismus muss Transparenz und Basisdemokratie weichen.
Politik muss wieder im Sinne der Bevölkerung handeln und darf sich
nicht von der Wirtschaft erpressen lassen.

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 60 98 97 510, Fax: 030 / 60 98 97 519

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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POLITIK/1986: Offener Brief an die Bundestagsabgeordneten - Keine zentrale Speicherung von Gesundheitsdaten (VPUD)


Verein Patientenrechte und Datenschutz e.V. - 1. November 2019

Offener Brief an die Bundestagsabgeordneten: 

Keine zentrale Speicherung von Gesundheitsdaten! 



Die Digitale Gesellschaft e.V. und der Verein Patientenrechte und
Datenschutz e.V. richten sich in einem Offenen Brief an alle
Bundestagsabgeordneten und warnen sie davor, am 7. November 2019 im
Bundestag dem Gesetz für eine bessere Versorgung durch Digitalisierung
und Innovation (DVG) zuzustimmen.

Dieses Gesetz ebnet der zentralen Massenspeicherung von sensiblen
Gesundheitsdaten den Weg. Bereits seit 2014 werden Routinedaten der
Krankenkassen über das Informationssystem Versorgungsdaten
(Datentransparenzverfahren auf Basis der §§ 303a bis 303e
Sozialgesetzbuch V) aufbereitet. Nun sollen in einem
Forschungsdatenzentrum nach § 303d die Gesundheitsdaten aller
Versicherten gespeichert, ausgewertet und einer langen Liste von
Nutzungsberechtigten zur Verfügung gestellt werden. Die Daten sollen
im Forschungszentrum lediglich pseudonymisiert gespeichert werden.

Die beiden zivilgesellschaftlichen Organisationen warnen, dass die
Sicherheit bei einer zentralen Speicherung von sensiblen Daten weder
technisch noch organisatorisch zu gewährleisten ist und schreiben:
"Eine zentrale Datei von Gesundheitsdaten öffnet der Überwachung, der
Kontrolle und der Sortierung von Menschen sowie der Diskriminierung
bestimmter Risikogruppen Tür und Tor. Der politische und
wirtschaftliche Missbrauch solcher Daten muss immer befürchtet und
mitbedacht werden."

Gefordert wird, das Konzept der Digitalisierung im Gesundheitswesen
insgesamt zu überarbeiten, wobei drei Forderungen ins Zentrum gestellt
werden:


	Dezentrale und nach Zwecken getrennte Verarbeitung von Gesundheitsdaten

	Freiwilligkeit der Speicherung von Gesundheitsdaten der Versicherten ohne Hintertür über die Krankenkassendaten

	Grundvoraussetzung für Datenweitergabe und Datenspeicherung muss eine funktionierende Telematik-Infrastruktur sein, die nicht aus Bequemlichkeitsgründen Sicherheits- und Datenschutzlücken akzeptiert.



 * 

Brief an die Abgeordneten des Deutschen Bundestags

Sehr geehrte Abgeordnete des Deutschen Bundestags,


sie werden am 7. November 2019 im Bundestag über das Digitale
Versorgungs-Gesetz abstimmen. Wir möchten Sie eindringlich davor
warnen, mit diesem Gesetz der zentralen Massenspeicherung von
sensiblen Gesundheitsdaten den Weg zu bereiten.

Bereits seit 2014 werden Routinedaten der Krankenkassen über das
Informationssystem Versorgungsdaten (Datentransparenzverfahren auf
Basis der §§ 303a bis 303e Sozialgesetzbuch V) aufbereitet.
Nun sollen in einem Forschungsdatenzentrum nach die Gesundheitsdaten
aller Versicherten gespeichert, ausgewertet und einer langen Liste von
Nutzungsberechtigten zur Verfügung gestellt werden. Die Daten werden
im Forschungszentrum lediglich pseudonymisiert gespeichert.

Die Sicherheit einer solchen zentralisierten Speicherung von
Gesundheitsdaten aller Versicherten ist weder technisch noch
organisatorisch zu gewährleisten, wie Nachrichten über Datenlecks und
Forschungen zur Re-Identifizierung von Betroffenen in Datensätzen
zeigen.

Eine Zentralisierung von Gesundheitsdaten widerspricht dem Grundrecht
auf Datenschutz und informationelle Selbstbestimmung und damit den
Prinzipien der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Die Verarbeitung
von Gesundheitsdaten ist gemäß Artikel 9 Absatz 1 DSGVO grundsätzlich
untersagt und darf nur in engen Grenzen erfolgen. Eine solche
Zentralisierung der Gesundheitsdaten ist weder geeignet, erforderlich
noch verhältnismäßig. Nicht zuletzt ist fraglich, ob die komplexen
Regelungen zur Zusammenführung, Auswertung und Weitergabe von
Gesundheitsdaten für die Betroffenen nachvollziehbar sein können.

Eine zentrale Datei von Gesundheitsdaten öffnet der Überwachung, der
Kontrolle und der Sortierung von Menschen sowie der Diskriminierung
bestimmter Risikogruppen Tür und Tor. Der politische und
wirtschaftliche Missbrauch solcher Daten muss immer befürchtet und
mitbedacht werden.

Die meisten von uns haben weitere Kritik an dem Gesetz. Angesichts der
bestehenden Probleme mit der Telematik-Infrastruktur, die bisher
allenfalls in der Theorie die Sicherung der Gesundheitsdaten
gewährleisten kann, und der Tragweite der vom DVG vorgesehenen
Veränderungen fordern wir Sie auf, dem DVG nicht zuzustimmen und
stattdessen ein Moratorium in der Digitalisierung des
Gesundheitswesens zu beschließen.

Probleme in der Digitalisierung des Gesundheitsbereichs sind weder
mithilfe immer neuer Gesetze noch mit Druck auf die in den Heilberufen
Tätigen zu lösen. Dringend geboten ist es, das Konzept der
Digitalisierung im Gesundheitswesen insgesamt zu überarbeiten.

(1) Zentrale Datensammlungen von Gesundheitsdaten der Bürger und
Bürgerinnen sind extrem anfällig für Missbrauch und Sicherheitslücken.
Gesundheitsdaten müssen grundsätzlich dezentral und nach Zwecken
getrennt verarbeitet werden.

(2) Nicht zuletzt deshalb muss jede solche Speicherung für alle
Versicherten freiwillig bleiben. Es darf keine
Gesundheitsdatenspeicherung durch die Hintertür geben, indem die
Krankenkassen, denen viele Daten (insbesondere für Abrechnungszwecke)
vorliegen, diese für andere Zwecke als die vorgesehenen verwenden.

(3) Grundvoraussetzung für Datenweitergabe und Datenspeicherung muss
eine funktionierende Telematik-Infrastruktur sein, die nicht aus
Bequemlichkeitsgründen Sicherheits- und Datenschutzlücken akzeptiert.

1. November 2019

 * 

Der Verein Patientenrechte und Datenschutz e.V. 

https://patientenrechte-datenschutz.de/ ist ein Zusammenschluss von
Versicherten der gesetzlichen Krankenkassen, der sich für die Wahrung
der Patientenrechte im Zeitalter der Digitalisierung einsetzt. Dazu
analysieren wir die Risiken, die sich aus der elektronischen
Gesundheitskarte in Verbindung mit der geplanten digitalen Vernetzung
im Gesundheitswesen (sog. "Telematikinfrastruktur") sowie anderen
Formen der Verarbeitung und Verwendung sensibler Patientendaten
ergeben. Hieraus entwickeln wir Ansätze zur Minimierung dieser
Risiken.

Der Verein Patienterechte und Datenschutz e.V. ist Partner der Aktion
"Stoppt-die-e-Card".


Zusätzliche Informationen zum Thema finden Sie bei den
zahlreichen Initiativen von Krankenversicherten, Ärzten, IT-Experten,
Verbraucher- und Datenschützern, die sich mit der elektronischen
Gesundheitskarte befassen:

http://www.stoppt-die-e-card.de

https://ddrm.de/category/beschaeftigten-sozial-verbraucherdaten-datenschutz/elektron-gesundheitskarte/

http://www.grundrechtekomitee.de/taxonomy/term/24

http://www.vzhh.de/gesundheit/3459/aktuelles-zum-thema-gesundheit.aspx

http://wiki.vorratsdatenspeicherung.de/Arbeitsgruppe_Elektronische_Gesundheitskarte

 * 

Quelle:

Verein Patienterechte und Datenschutz e.V.

Pressemitteilung vom 1. November 2019

Breisacherstraße 37, 79106 Freiburg

E-Mail: kontakt@patientenrechte-datenschutz.de

Internet: www.patientenrechte-datenschutz.de
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POLITIK/1985: Die Medizin wird digitaler (Securvital)


Securvital 4/2019 - Oktober-Dezember

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Neue Gesetze zur Gesundheitsversorgung

Die Medizin wird digitaler 

von Norbert Schnorbach



Der Nachholbedarf für technologische Neuerungen im
Gesundheitsbereich ist groß. Jetzt verordnet der Gesetzgeber eine
Digitalisierungswelle. Neue digitale Angebote und vermehrte
Online-Kommunikation werden ab nächstem Jahr kommen, zusammen mit
weiteren gesetzlichen Neuregelungen.

Elektronische Patientenakte, Apps auf Kassenkosten, Videosprechstunden
beim Arzt und weniger Papierkram in der Praxis: bald sollen neue
digitale Anwendungen auf breiter Front die Gesundheitsversorgung
modernisieren. Die Bundesregierung will eine umfassende
Digitalisierung als milliardenschweres Großprojekt durchsetzen. Auf
Patienten, Ärzte und Apotheker werden in schneller Folge zahlreiche
Veränderungen zukommen. Die Digitalisierung soll die Kommunikation
erleichtern und neue medizinische Angebote verfügbar machen.

Trotz datenschutzrechtlicher Bedenken hat Gesundheitsminister Jens
Spahn entsprechende Gesetzänderungen auf den Weg gebracht. Seit seinem
Amtsantritt vor eineinhalb Jahren hat er mächtig Druck für die
Digitalisierung gemacht. Erklärtes Ziel: Ärzte, Krankenhäuser,
Apotheken und Krankenkassen sollen effizienter arbeiten und Patienten
mehr digitale Angebote im Alltag nutzen können. »Der Patient von
morgen wird immer noch einen Arzt brauchen«, lautet das Credo des
Gesundheitsministers, aber er werde keine Ärzte mehr wollen, die noch
altmodisch »mit Karteikarten« arbeiten.

App auf Rezept

Mit Beginn des neuen Jahres soll die Digitalisierung in Schwung
kommen, wenn die Mehrheit im Bundestag dem »Gesetz für eine bessere
Versorgung durch Digitalisierung und Innovation« zustimmt. Als erste
Welle der digitalen Neuerungen sind neue Gesundheits-Apps fürs
Mobiltelefon zu erwarten. Bestimmte Apps mit medizinischem Nutzwert
können die Patienten dann von der Kasse bezahlt bekommen, wenn ein
Arzt sie verschreibt. Das gilt zum Beispiel für Apps, die beim
regelmäßigen Einnehmen von Medikamenten helfen, unterstützende Apps
bei Migräne und Schwangerschaften und digitale Tagebücher für
Diabetiker.

»Der Service im Gesundheitswesen kann durch digitale Angebote
 schnell und wirksam verbessert werden.«  

 Dr. Bernhard Rohleder, Branchenverband Bitkom



Gegenwärtig ist das Angebot für Gesundheits-Apps unübersichtlich.
100.000 Apps sind nach Schätzung von Branchenexperten auf dem Markt.
Darunter sind bereits medizinische Apps, die etwa über
Wechselwirkungen von Medikamenten informieren oder regelmäßig die
Blutdruckwerte dokumentieren. Darüber hinaus gibt es unzählige Apps zu
Fitness- und Ernährungs-Themen, die zu mehr Bewegung und gesünderem
Essen motivieren. Die Qualität dieser Angebote ist höchst
unterschiedlich, zu den Anbietern gehören zum Beispiel auch
Pharmafirmen und Krankenkassen. »Man sollte bei der Auswahl sehr
vorsichtig sein«, meint Daniela Hubloher von der Verbraucherzentrale
Hessen. Für die Nutzer müsse klar ersichtlich sein, wer die App
finanziert, welche Interessen dahinter stecken und ob die erfassten
persönlichen Daten gegebenenfalls für einen wissenschaftlichen oder
kommerziellen Zweck verwendet werden.

Qualitätsprüfung

Unverzichtbar für die neuen Apps auf Kassenkosten ist ihre Prüfung
auf Qualität, Sicherheit und Datenschutz sowie eine förmliche
Zulassung durch das Bundesinstitut für Arzneimittel und
Medizinprodukte (BfArM). Mit raschen Genehmigungen für die ersten
Anwendungen ist zu rechnen. Allerdings bereiten die geplanten
Abrechnungsmethoden den Krankenkassen Sorgen: Die Preise für die
neuen Apps können die Anbieter selbst festsetzen, aber die
Krankenkassen müssen die Kosten tragen. Kritiker warnen vor einer
Goldgrube für IT-Firmen. Erst nach einem Jahr, wenn die App-Anbieter
den Nachweis einer besseren Versorgung liefern können, werden die
Preise neu verhandelt und ins Verhältnis zum tatsächlichen Nutzen
gesetzt.

Anfang Texteinschub

Neue Gesetze auch im Pflegebereich


Angesichts der großen Personalnot in der Alten- und Krankenpflege
plant der Gesetzgeber, die Pflegeberufe attraktiver zu machen. Es
fehlt weiterhin an ausgebildeten Fachkräften. 40.000 Stellen sind
gegenwärtig nicht besetzt, während die Zahl der Pflegebedürftigen
stetig steigt. Das Pflegereformgesetz von Anfang 2019 sei noch nicht
richtig in Gang gekommen, bemängeln Patientenschützer. Nun will die
große Koalition in den nächsten Monaten weitere Maßnahmen auf den Weg
bringen, um mehr dringend gesuchte Pflegekräfte zu gewinnen. Höhere
Mindestlöhne sind geplant, neue Ausbildungsangebote und erleichterte
Arbeitsbedingungen in der Kranken- und Altenpflege.

Ende Texteinschub

Ab 2021 wird dann auch die elektronische Patientenakte für alle
Versicherten kommen, kündigt das Bundesgesundheitsministerium an. Sie
soll Diagnosen, Arztberichte, Laborwerte und Rezepte speichern,
gegebenenfalls auch Impf- und Organspende-Ausweise, Mutterpässe,
Zahn-Bonushefte, Röntgenaufnahmen und weitere Unterlagen. Das helfe
den Medizinern, die Krankheitsgeschichte von Patienten im Blick zu
haben, statt einzelne Befunde von anderen Ärzten und Krankenhäusern
anfordern zu müssen. Auch Doppel- und Mehrfachuntersuchungen wären
damit zu vermeiden. Bevor die E-Patientenakte Pflicht wird, muss
allerdings noch gesondert per Gesetz geregelt werden, was darin
gespeichert wird und wer unter Einhaltung des Datenschutzes Zugang zu
diesen sensiblen Informationen bekommt. Patienten- und
Verbraucherschützer fordern, dass jeder Bürger jederzeit die Hoheit
über die Daten behält und selbst bestimmen kann, wer Zugriff darauf
hat.

Videosprechstunden

Die Ärzte müssen sich nach dem Willen der Gesundheitspolitik für die
neuen Kommunikationswege öffnen. Videosprechstunden als Alternative
zum persönlichen Termin in der Arztpraxis sollen erleichtert werden.
"Videosprechstunden sollen Alltag werden", fordert das
Bundesgesundheitsministerium.

Laut Umfragen wollen sich immer mehr Patienten per Mail, Chat oder
Videotelefonie mit dem Arzt in Verbindung setzen. "Der Service im
Gesundheitswesen kann durch solche Angebote schnell und wirksam
verbessert werden", meint Bernhard Rohleder vom Branchenverband
Bitkom. "Gerade kranken oder körperlich beeinträchtigten Menschen
sollte man den Kontakt mit dem Arzt so einfach wie möglich machen."
Nach Bitkom-Umfragen befürworten viele Patienten weitere digitale
Angebote. Jeder Zweite würde die Telemedizin nutzen, um Ärzte aus dem
Ausland zu konsultieren, etwa um eine zusätzliche Arztmeinung
einzuholen.

Anfang Texteinschub

Änderungen bei der Organspende


Zwei alternative Gesetzentwürfe zur Organspende stehen in den
kommenden Monaten im Bundestag zur Entscheidung. Im Kern geht es um
die Einführung einer Widerspruchsregelung (jeder Mensch, der nicht
ausdrücklich widersprochen hat, gilt bei Hirntod als Organspender)
oder um Beibehaltung des Zustimmungsprinzips (Organspende ist nur dann
erlaubt, wenn die Zustimmung dazu erklärt worden ist). Beide
Vorschläge haben Befürworter und Gegner unter allen Parteien im
Bundestag. Eine zusätzliche Gesetzesänderung, die die medizinischen
und organisatorischen Regeln für Organspenden in den Krankenhäusern
festlegt, ist bereits beschlossen und in Kraft getreten.

Ende Texteinschub

Mehr als die Hälfte der Befragten könnte sich vorstellen, dass während
einer Operation Spezialisten aus der Ferne per Video in den OP-Saal
zugeschaltet werden, um dem ausführenden Arzt Hinweise und
Hilfestellungen zu geben.

Im Alltag haben viele Menschen die Digitalisierung bereits in ihr
Leben integriert. Gesundheitsinfos gibt es im Internet,
Online-Apotheken ebenso. Viele Nutzer haben ihren digitalen
Personaltrainer in der Tasche oder am Handgelenk und wünschen sich
einen einfachen Zugang zu ihren Gesundheitsdaten, die verstreut bei
Hausärzten, Fachärzten oder Kliniken lagern.

Vernetzung

Deutschland ist in diesem Bereich rückständig. In Österreich gibt es
bereits eine funktionierende elektronische Gesundheitskarte, während
hierzulande viele Milliarden Euro mit mäßigem Erfolg für die
elektronische Gesundheitskarte ausgegeben wurden. In Dänemark ist es
schon längst üblich, Termine mit Hausärzten und Kliniken online zu
vereinbaren, die eigenen Gesundheitsinfos zu speichern, Rezepte und
Präventionsprogramme elektronisch zu organisieren.

Laut Umfragen ist in Deutschland jeder zweite Erwachsene nicht
zufrieden mit dem bisherigen Angebot digitaler Gesundheitslösungen.
Die Fortschritte bei der elektronischen Gesundheitskarte, bei den
individuellen Patientenakten und beim Datenaustausch mit Ärzten und
Krankenhäusern werden von vielen als unzureichend bewertet.

Anfang Texteinschub

März 2020: Einführung der Impfpflicht


Ab nächstem Frühjahr wird es nach dem Willen der Bundesregierung eine
allgemeine Impfpflicht gegen Masern geben. Wer die Impfung verweigert,
dem drohen Sanktionen. Ungeimpfte Kinder dürfen nicht in Kitas, Eltern
droht ein Bußgeld von 2.500 Euro, Schüler müssen Impfnachweise
vorlegen. Die Impfpflicht gilt auch für Lehrer und Tagesmütter, für
Ärzte und alle Angestellten in Arztpraxen sowie für Mitarbeiter in
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen. Viele Experten allerdings
halten einen rigorosen Impfzwang für fragwürdig und rechtlich
problematisch. Sie plädieren für eine vorurteilsfreie Aufklärung über
Sinn und Risiken von Impfungen. Auch der Deutsche Ethikrat lehnt den
Impfzwang ab.

Ende Texteinschub

Die Mehrheit wünsche sich Verbesserungen und sehe einen deutlichen
Mehrwert in den digitalen Angeboten, ergab eine im August
veröffentlichte Umfrage des Beratungsunternehmens Sopria Steria
Consulting: "Drei von vier Befragten gehen davon aus, dass digitale
Lösungen die Diagnose, Behandlung und die Prävention von Krankheiten
signifikant verbessern werden." Auch in den Büros der Ärzte soll sich
einiges ändern. Die Büroorganisation in den Arztpraxen wird sich an
die neue Zeit und die neue Telematik-Infrastruktur anpassen.

Datenschutz

Der Gesetzgeber übt finanziellen Druck aus, um die Digitalisierung in
den Arztpraxen voranzutreiben. Bisher rechnen Ärzte für die immer noch
beliebte Faxübermittlung eines Arztbriefs mehr ab als für das
Versenden des Dokuments per Mail. Das soll sich ändern. Künftig soll
es Rezepte für Medikamente, Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen und
Verordnungen von Heil- und Hilfsmitteln häufiger in elektronischer
Form geben.

Alle Ärzte und Zahnärzte, die den Anschluss an die elektronische
Vernetzung ablehnen, müssen mit Honorarkürzungen rechnen. Neben den
Arztpraxen sollen auch die Apotheken und Krankenhäuser stärker als
bisher elektronisch vernetzt werden, damit die Übermittlung,
Registrierung und Abrechnung von Arzneimittelrezepten und
Klinikdienstleistungen effizienter werden.

Die Digitalisierungswelle wird nicht von allen Seiten vorbehaltlos
begrüßt. Ärzteorganisationen warnen nachdrücklich vor den Risiken für
die Sicherheit der persönlichen Daten und verlangen ausreichend Schutz
vor Hackerangriffen. Das entspricht auch einer Besorgnis in der
Bevölkerung, stellte das Umfrageinstitut Forsa fest. Mehr als jeder
zweite befragte Bürger sorgt sich davor, dass die besonders sensiblen
Gesundheitsdaten in die Hände Dritter gelangen und missbräuchlich
verwendet werden könnten.

Der Deutsche Ärztetag spricht sich prinzipiell für eine weitere
Digitalisierung aus, fordert aber zugleich, dass die Nutzung digitaler
Anwendungen durch die Patienten immer auf Freiwilligkeit beruhen
müsse. Ähnlich sieht es Prof. Wilhelm Bauer vom Fraunhofer-Institut
für Arbeitswirtschaft und Organisation: "Digitalisierung ist kein
Selbstzweck, sondern muss den Bedürfnissen der Menschen entsprechen.

 * 
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INFEKTION/1830: Forschung - Strategie für Super-Antikörper für universelle Impfstoffe (idw)


Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 29.10.2019

Strategie für Super-Antikörper für universelle Impfstoffe

HZI-Forscher entdeckt neuen Selektionsmechanismus zur natürlichen Bildung
breit neutralisierender Antikörper



Jedes Jahr im Herbst werden neue Impfstoffe gegen Grippe nötig, da die
Viren ständig ihre Bestandteile ändern, auf die unser Immunschutz
anspricht. Ziel der Medizin sind daher universelle Impfstoffe, die
stabilere Teile der Viren nutzen. Diese neue Generation von breit
neutralisierenden Antikörpern ist besonders wichtig für die Kontrolle
lebensbedrohlicher viraler Infektionen wie Influenza, HIV oder Hepatitis.
Forscher am BRICS (Braunschweig Integrated Centre of Systems Biology),
einer gemeinsamen Einrichtung des Helmholtz-Zentrums für
Infektionsforschung (HZI) und der Technischen Universität Braunschweig,
identifizierten mit Computer-Simulationen neue Strategien, um die
natürliche Bildung breit neutralisierender Antikörper in Lymphknoten zu
fördern. Die Erkenntnis des neuen Selektionsmechanismus stellt die Theorie
der "Antigenerbsünde" in Frage und könnte zukünftig genutzt werden, um
innovative Therapien und Impfprotokolle zu designen und zu testen. Die
Ergebnisse sind im renommierten Fachjournal Cell Reports erschienen.




[image: Illustration: © peterschreiber.media - stock.adobe.com]

Illustration der Virenabwehr durch Antikörper


Illustration: © peterschreiber.media - stock.adobe.com



Breit neutralisierende Antikörper richten sich gegen mehrere Stämme eines
Krankheitserregers, neutralisieren dessen Effekt und unterstützen dadurch
die Immunabwehr. Sie wurden beispielsweise schon gegen HIV oder
Influenza-Viren gefunden. Das Besondere dabei ist, dass sie an konservierte
molekulare Strukturen der Viren binden, die sich nicht stark ändern,
während der Erreger aber weiter im Organismus mutiert. Damit sind sie sehr
interessant, um universelle Impfstoffe zu entwickeln.

Prof. Michael Meyer-Hermann, Leiter der Abteilung "System-Immunologie" am
HZI, analysierte in Computersimulationen, wie diese seltenen Antikörper
gezielter in natürlichen Immunreaktionen induziert werden könnten. "Breit
neutralisierende Antikörper werden von sehr wenigen Menschen natürlich
gebildet, aber die Prinzipien der Bildung sind noch nicht gut erforscht.
Wir möchten die zugrundeliegenden Mechanismen besser verstehen, um die
natürliche Erzeugung breit neutralisierender Antikörper bei allen Menschen
durch Maßnahmen befördern zu können", sagt Meyer-Hermann.

Mit seinem Team zeigte Meyer-Hermann schon in früheren Computerstudien,
wie spezielle Immunzellen, die B-Zellen, optimierte Antikörper zur Abwehr
von Krankheitserregern bilden. Sie sind die einzigen Zellen im Körper, die
aktiv ihre Erbsubstanz (DNA = Desoxyribonukleinsäure) mutieren können, um
neuartige Antikörper als maßgeschneiderte Waffen der Immunabwehr zu
produzieren. In bestimmten Bereichen der Lymphknoten - in den Keimzentren
- durchlaufen die B-Zellen einen strengen Auswahlprozess, bei dem sie sich
vermehren, mutieren und dabei die von ihnen produzierten Antikörper
verändern. Am Ende des Optimierungskreislaufes entstehen im Idealfall
Antikörper, die an bestimmte Strukturen von Krankheitserregern, sogenannte
Antigen-Epitope, optimal binden und sie möglichst effektiv neutralisieren.

"Laut der Theorie der 'Antigenerbsünde' bilden B-Zellen bei wiederholten
oder chronischen Infektionen Antikörper ausschließlich gegen Epitope, die
unser Körper schon zuvor gesehen hat. Im Ergebnis entsteht immer wieder
die gleiche Immunantwort, wenn der Erreger erneut auftaucht oder noch
vorhanden ist, obgleich seine variablen Teile weiter mutieren", sagt
Meyer-Hermann. Deshalb entstehen die breit neutralisierenden Antikörper
nur sehr selten in natürlichen Immunreaktionen. Um neue optimierte
Antikörper bilden zu können, müssten die B-Zellen wieder in die
Keimzentren der Lymphknoten als Trainingslager zurückkehren, um sich dort
auf neue oder mutierte Epitope zu spezialisieren.

In seinem neuen mathematischen Modell unterscheidet Michael Meyer-Hermann
dominant präsentierte Epitope auf der Oberfläche der Viren und schlecht
zugängliche Epitope, die eher tiefer im Inneren des Krankheitserregers
"versteckt" sind. Antikörper, die die letzteren Epitope binden, sind die
begehrten breit neutralisierenden Antikörper. Michael Meyer-Hermann
schlägt mit seinen Simulationsergebnissen eine Feedbackhemmung in den
Keimzentren vor: "Es werden zuerst immer die Antikörper von den B-Zellen
gebildet, die an die obenauf und sehr dominant präsentierten Epitope der
Erreger binden. Erst wenn diese abgedeckt sind, haben andere B-Zellen
überhaupt eine Chance, breit neutralisierende Antikörper zu bilden, die an
die versteckteren und konservierten Epitope der Viren binden können", sagt
er.

Die Simulationen zeigen, dass Gedächtnis-B-Zellen von vorigen
Immunreaktionen bei einer erneuten oder andauernden Infektion die
Antikörper produzieren, die an dominant präsentierte Virus-Epitope binden
und dadurch ihre eigene Beteiligung am erneuten Training im Keimzentrum
verhindern. "Das macht den Weg frei für B-Zellen, die sich auf die
schlecht zugänglichen Epitope konzentrieren können und erklärt, warum
einige Individuen die breit neutralisierenden Antikörper erzeugen", sagt
Meyer-Hermann. Laut der Simulationen kommt die Selbst-Unterdrückung der
Gedächtniszellen jedoch meistens zu spät und daher sterben alle B-Zellen
mit dem Potenzial, an die versteckten Epitope zu binden. Meyer-Hermann
schlägt vor, durch Spritzen von Antikörpern gegen dominante Epitope die
Ausbildung der B-Zellen auf die versteckten Epitope zu verlagern.

Im nächsten Schritt müssen die Simulationsergebnisse im Labor überprüft
werden. Es gibt bereits Hinweise, dass die Feedbackhemmung mit Antikörpern
tatsächlich funktioniert. Kinder von HIV-infizierten Frauen bilden
verstärkt breit neutralisierende Antikörper, nachdem sie die nicht-breit
neutralisierenden HIV-Antikörper von der Mutter übernommen hatten. Die
mütterlichen Antikörper decken die dominanten Epitope bereits ab, was der
vorgeschlagenen Injektion von Antikörpern entspricht, und erleichtern
damit die Entstehung der breit neutralisierenden Antikörper.

Die Erkenntnis, wie breit neutralisierende 'Super-Antikörper' gegen
schlecht zugängliche oder versteckte Virusbestandteile in den Keimzentren
selektiert werden, stellt die Theorie der "Antigenerbsünde" in Frage, laut
der Antikörper bei Re-Infektion nur gegen Epitope gebildet werden, die
bereits auf dem Virus bei der ersten Infektion vorhanden waren. "Der neu
entdeckte Feedback-Mechanismus zeigt, dass sich das Immunsystem lieber auf
neue Probleme konzentriert, als alte Probleme optimiert zu lösen. Dieses
Verständnis könnte zukünftig maßgeblich die Entwicklung universeller
Impfstoffe beeinflussen", sagt Michael Meyer-Hermann.


Originalpublikation:

Michael Meyer-Hermann: Injection of Antibodies against Immunodominant
Epitopes Tunes Germinal Centers to Generate Broadly Neutralizing
Antibodies. Cell Reports 2019

doi: 10.1016/j.celrep.2019.09.058

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution129
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OFFENER BRIEF/012: Erhaltet die Homöopathie (Bundesverband Patienten für Homöopathie)


Bundesverband Patienten für Homöopathie - 28. Oktober 2019

Erhaltet die Homöopathie



In einem offenen Brief wendet sich der Vorsitzende des Bundesverbandes
Patienten für Homöopathie (BPH), Meinolf Stromberg, an Vertreter von
Ärztekammern und an Politiker. "Es kann nicht sein, das Parteien ein
funktionierendes, auf einander abgestimmtes und sicheres System
zerstören und dies auch noch mit Patientenschutz begründen", schreibt
Stromberg. "Wir Patientinnen und Patienten benötigen sichere
homöopathische Arzneien, dafür ist das BfArM mit Erfolg zuständig und
das muss auch so bleiben. Die homöopathischen Arzneien müssen
weiterhin apothekenpflichtig bleiben. Die Beratung in der Apotheke ist
im besten Sinne des Patientenschutzes wichtig? Da Homöopathie keine
Regelleistung der Gesetzlichen Krankenversicherung ist, müssen die
Kassen auch weiterhin freiwillig die Kosten einer homöopathischen
Therapie erstatten dürfen. Kassenärzte mit der Zusatzbezeichnung
Homöopathie haben oft eine über 10-jährige medizinische Ausbildung,
sind Fachärzte und haben eine von den Ärztekammern vorgeschrieben
Weiterbildung absolviert. Warum soll diese Behandlung weniger sicher
sein als jede andere Therapie aus der Hand des gleichen Arztes? Wir
vertrauen der konventionellen Medizin und unseren Ärzten, wir erwarten
jedoch von ihnen, dass sie über den Tellerrand der konventionellen
Medizin Blicken können."


Der Appell befindet sich hier im Anhang und steht, versehen mit
vielen Links, auf der BPH-Webseite: 

https://www.bph-online.de/erhaltet-die-homoeopathie/

 * 

Erhaltet die Homöopathie. 

Ein offener Brief des Vorsitzenden des Bundesverbandes Patienten für
Homöopathie(BPH), Meinolf Stromberg, an Politiker und Vertreter von
Ärztekammern.

28. Oktober 2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir Patientinnen und Patienten vertrauen der Homöopathie, weil wir
gute Erfahrungen mit ihr machen. Vor allem in zwei Bereichen: In der
Selbstmedikation von leichteren Erkrankungen helfen wir uns und
unseren Familien selbst - meist auf eigene Kosten. So vermeiden wir
nebenwirkungsstarke Medikamente und häufig auch einen Arztbesuch. Die
andere Situation ist ernster: Viele Patientinnen und Patienten kommen
erst zur Homöopathie, wenn sie in der konventionellen Medizin als
austherapiert gelten oder massive Nebenwirkungen ihrer konventionellen
Behandlung erleben. Erfahrene homöopathisch tätige Therapeuten können
vielen dieser Patienten helfen - diese Erfahrungen sprechen sich herum
und sind uns wesentlich wichtiger als die Diskussion um Studien.

Was für uns Patientensicherheit bedeutet

Die derzeitige öffentliche Debatte geht aus unserer Sicht in die
absolut falsche Richtung. Es kann nicht sein, das Parteien ein
funktionierendes, auf einander abgestimmtes und sicheres System
zerstören und dies auch noch mit Patientenschutz begründen. Wir
Patientinnen und Patienten benötigen sichere homöopathische Arzneien,
dafür ist das BfArM mit Erfolg zuständig und das muss auch so bleiben.
Die homöopathischen Arzneien müssen weiterhin apothekenpflichtig
bleiben. Die Beratung in der Apotheke ist im besten Sinne des
Patientenschutzes wichtig. Mehr als 90 Prozent der in Apotheken
verkauften homöopathischen Mittel werden ohne Verordnung vom Arzt von
Patienten gekauft (und aus eigener Tasche bezahlt), üblicherweise
steht auf homöopathischen Arzneien keine Indikation, hier brauchen
viele Menschen eine qualifizierte Unterstützung. Da Homöopathie keine
Regelleistung der Gesetzlichen Krankenversicherung ist, müssen die
Kassen auch weiterhin freiwillig die Kosten einer homöopathischen
Therapie erstatten dürfen. Kassenärzte mit der Zusatzbezeichnung
Homöopathie haben oft eine über 10-jährige medizinische Ausbildung,
sind Fachärzte und haben eine von den Ärztekammern vorgeschrieben
Weiterbildung absolviert. Warum soll diese Behandlung weniger sicher
sein als jede andere Therapie aus der Hand des gleichen Arztes? Wir
vertrauen der konventionellen Medizin und unseren Ärzten, wir erwarten
jedoch von ihnen, dass sie über den Tellerrand der konventionellen
Medizin Blicken können - denn dann gibt es auch weniger austherapierte
Patienten und weniger Verschreibungen von chemischen Medikamenten -
z.B. Antibiotika mit der Folge gefährlicher Resistenzentwicklung.

Appell an die Ärztekammern, Zusatzbezeichnung Homöopathie zu erhalten 

Und an dieser Stelle kommen die Landesärztekammern ins Spiel. Die
Kammern in Bremen und Sachsen-Anhalt haben die Zusatzbezeichnung
Homöopathie ab Mitte nächsten Jahres abgeschafft. Als Patient liest
man von dieser Entscheidung und versteht sie nicht. Warum wird
Ärztinnen und Ärzten verwehrt, sich in im Namen und unter Kontrolle
der Ärztekammern weiter zu bilden? Aus unserer Sicht fatale
Entscheidungen. Auf der Webseite des Berlin Brandenburger Vereins
homöopathischer Ärzte (BVhÄ) berichten Ärzte, warum sie homöopathisch
therapieren. Der genannte Hauptgrund ist, da sie mit der
konventionellen Medizin allein keine Antwort bei chronischen und
wiederkehrenden Erkrankungen haben - aus genau diesem Grund wenden
sich auch Patienten der Homöopathie zu. Patienten benötigen die
Sicherheit, von qualifizierten Therapeuten behandelt zu werden, und
sie benötigen eine Orientierung, welche Therapeuten dies bieten
können. Die Zusatzbezeichnung Homöopathie, vergeben durch die jeweils
zuständige Ärztekammer, ist eine solche Orientierung und wir
appellieren an die Landesärztekammern, die Zusatzbezeichnung
Homöopathie zu erhalten.

Die gegenwärtige Homöopathie-Debatte wird sehr emotional und unsachlich geführt

"Angesichts fehlender Plausibilität zu den Wirkprinzipien der
Homöopathie ist es Mode geworden, deren therapeutische Wirksamkeit in
Abrede zu stellen, obwohl die hierzu publizierte Evidenz für eine
Wirksamkeit spricht", schrieb Prof. Dr. med. Peter F. Matthiessen
(1944-2019), ehemaliger Sprecher des Dialogforums Pluralismus in der
Medizin, in der Deutschen Zeitschrift für Onkologie. Eine
Skeptiker-Vereinigung betreibt seit einigen Jahren eine gezielte
Desinformationskampagne. Vor allem die Aussage, dass Homöopathie nicht
über den Placeboeffekt hinaus wirke, hat sich dadurch in den deutschen
Medien verfestigt. Im Zentrum dieser Kampagne steht die GWUP, die
Gesellschaft zur wissenschaftlichen Untersuchung von
Parawissenschaften, eine ihr angegliederte Organisation ist das
sogenannte "Informationsnetzwerk Homöopathie". Die organisierten
Skeptiker verbindet ein humanistisch-atheistisches Weltbild mit einem
sehr dogmatisch ausgerichteten materialistischen
Wissenschaftsverständnis. Auf der politischen Agenda stehen neben der
Bekämpfung von Homöopathie, TCM & Co. der Einsatz für Glyphosat, für
Gentechnik und für Kernenergie. Die Zielsetzung der Anti-Homöopathie
Kampagne bringt einer ihrer Vordenker, Udo Endruscheit, im Dezember
2018 auf dem anonymen (!) Skeptiker-Blog Psiram auf den Punkt: "Aber
was nötig wäre, das ist das Zerschlagen der öffentlichen, der sozialen
Reputation der Homöopathie". Diese Kampagne hat sich den vielsagenden
Titel "Globukalypse" gegeben...

Fakten zur Homöopathie

Repräsentative Umfragen zeigen, dass Homöopathie regelmäßig von etwa
der Hälfte der Bevölkerung genutzt wird. Dabei geht es nicht um ein
Gegeneinander der Therapiemethoden: Die Bevölkerung erwartet ein
Miteinander von konventioneller Medizin und den besonderen
Therapierichtungen, laut einer aktuellen repräsentativen Umfrage
wünschen sich 75 Prozent der Bürgerinnen und Bürger dieses Miteinander
in der Medizin, auch Integrative Medizin genannt.

Der Bertelsmann Gesundheitsmonitor 2014 stellt fest: "84 Prozent der
Befragten geben an, den Arzt gezielt wegen der homöopathischen
Behandlung aufgesucht zu haben. ... Als häufigstes Motiv für den
Besuch nennen die Teilnehmer, dass anderswo keine Besserung erzielt
worden war (49 Prozent)." Dieses Studienergebnis spiegelt sich zu 100
Prozent mit unseren Erfahrungen und auch mit denen der Therapeuten -
was für eine seltene Übereinstimmung.

Patientensicherheit bedeutet: Qualitativ hochwertige homöopathische
Arzneien, die durch Apotheken vertrieben werden und gut ausgebildete
Therapeuten, die Homöopathie und konventionelle Medizin verbinden
können. Aber auch: Dass es sichere Alternativen zur konventionellen
Medizin gibt, denn wir brauchen als freie und mündige Patienten und
Patientinnen einen lebendigen Pluralismus der Methoden innerhalb
unseres Gesundheitssystems.

Therapiefreiheit, Therapievielfalt und Selbstbestimmung auch im
Bereich der Gesundheit sind hohe Werte einer offenen Gesellschaft.
Zunehmend wird an diesem gesellschaftlichen Konsens gerüttelt.

Laut Bundesministerium für Gesundheit betragen die Kosten für die
Homöopathie nur 0,03 Prozent der Gesamtausgaben der GKV.

Unser Ziel: In der Schweiz sind seit dem Sommer 2017 die Homöopathie
und andere besondere Therapieverfahren Gegenstand der Regelversorgung.
Das Schweizer Bundesamt für Gesundheit hatte einen "Health Technology
Assessment (HTA)"-Bericht in Auftrag gegeben. Das Ergebnis: Nach
Ansicht der Autoren "untermauert ihr Bericht, dass die Homöopathie
eine wertvolle Ergänzung zur schulmedizinischen Versorgung ist." Und:
"Es liegen ausreichende Nachweise für die präklinische Effektivität
und klinische Wirksamkeit der Homöopathie sowie für ihre Sicherheit
und Wirtschaftlichkeit im Vergleich zu schulmedizinischen Behandlungen
vor." Dem ist aus unserer Sicht nichts mehr hinzuzufügen.

Der Bundesverband Patienten für Homöopathie (BPH)

Wir beraten und informieren unsere Mitglieder rund um die Homöopathie.
Der Verein informiert darüber hinaus die Öffentlichkeit über die
therapeutischen Möglichkeiten der Homöopathie und setzt sich für gute
gesundheitspolitische Rahmenbedingungen und eine integrative Medizin
ein, in der die konventionelle Medizin, die Homöopathie und weitere
besondere Therapierichtungen Hand in Hand zum Wohle aller Patienten
zur Verfügung stehen. Weitere Informationen: www.bph-online.de

Uns interessiert Ihre Haltung zur Homöopathie, zur Therapiefreiheit,
wie nehmen Sie die Debatte wahr? Wir möchten mit Ihnen ins Gespräch
kommen und freuen uns über Ihre Antwort.


Mit freundlichen Grüßen,

Meinolf Stromberg,

Vorsitzender des Bundesverbandes Patienten für Homöopathie

 * 

Quelle:

Bundesverband Patienten für Homöopathie

Pressemitteilung vom 28. Oktober 2019

Am Eichenkamp 9, 33184 Altenbeken

E-Mail: info@bph-online.de

Internet: www.bph-online.de
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FORSCHUNG/1361: Akute Lymphatische Leukämie - Neue Wirkstoffklasse zur Krebsbehandlung (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 30.10.2019

Akute Lymphatische Leukämie: Neue Wirkstoffklasse zur Krebsbehandlung



Die Akute Lymphatische Leukämie ist eine seltene Krebsart, die am
häufigsten im Kindesalter und hier bei Kindern unter fünf Jahren aufritt.
Auf der Suche nach neuen Therapiemöglichkeiten haben ForscherInnen der
Vetmeduni Vienna nun einen neuen Mechanismus der Krankheitsentstehung
entdeckt und einen vollkommen neuen Wirkstoff entwickelt - eine
Pionierarbeit für zukünftige Krebstherapien. Die richtungsweisende Studie
ist soeben in "Nature Communications" erschienen.

Ein Forschungsteam der Vetmeduni Vienna ist bei der Suche nach neuen
Therapiewegen für die Akute lymphatische Leukämie (ALL) auf ein spezielles
Enzym - die Cyclin-abhängige Kinase 8 (CDK8) - gestoßen. Besonders
bedeutsam ist, dass gesunde Blutzellen nicht von CDK8 abhängig sind.
Dadurch eröffnet sich ein therapeutisches Fenster - gesunde Zellen werden
verschont, während Krebszellen CDK8 benötigen.

Den Nachweis dafür erbrachte die Erstautorin Ingeborg Menzl vom Institut
für Pharmakologie und Toxikologie der Vetmeduni Vienna mit ihren
KollegInnen im Mausmodell. Hier konnte das Forschungsteam zeigen, dass
Leukämiezellen mit fehlendem CDK8 vermehrt absterben.
"Bemerkenswerterweise ist die Funktion von CDK8 bei ALL unabhängig von der
enzymatischen Aktivität. Das bedeutet, dass herkömmliche Kinaseinhibitoren
unwirksam sind", so Menzl. Basierend auf diesem Befund fragte das
Forschungsteam nach potenziellen Interaktionspartnern und entdeckte einen
bislang unbekannten Zusammenhang zwischen CDK8 und dem mTOR-Signalweg in
Krebszellen.

Dualer Degrader - ein Arzneistoff mit zwei Wirkungen

In einem weiteren Schritt setzten die ForscherInnen - in Zusammenarbeit
mit einem Forschungsteam um Nathanael Gray von der Harvard Medical School
(USA) - eine neue Generation von Arzneimitteln ein, die die enzymatische
Aktivität nicht blockieren, sondern den Abbau von Proteinen induzieren
(sogenannte PROTACs). Damit gelang es, zwei Fliegen mit einer Klappe zu
schlagen, wie Letztautorin Veronika Sexl, Leiterin des Instituts für
Pharmakologie und Toxikologie der Vetmeduni Vienna, erklärt: "Durch die
Verwendung eines neu synthetisierten PROTACs - ein kleines Molekül, das
wir YKL-06-101 genannt haben -, wird die mTOR-Signalübertragung blockiert
und gleichzeitig der Abbau von CDK8 angestoßen. Dies stellt eine neue
therapeutische Linie in der Arzneimittelentwicklung dar: Ein einziges
Arzneimittel reicht aus, um ein Molekül - CDK8 - abzubauen und
gleichzeitig einen Signalweg enzymatisch zu blockieren." Mit diesem
Konzept eines sogenannten dualen Degraders leisteten die ForscherInnen
Pionierarbeit für zukünftige Krebstherapien.

Ergänzung zu bisherigen Medikamenten

Verursacht wird die akute lymphatische Leukämie (ALL) durch die
unkontrollierte Vermehrung von entarteten Lymphozyten. Ursache dafür sind
Veränderungen des Erbmaterials und die dadurch entstehenden Genprodukte
wie z.B. das Onkoprotein BCR-ABL. Obwohl Patientinnen und Patienten von
der Entwicklung des Wirkstoffs Imatinib - einem Tyrosinkinaseinhibitor -
stark profitieren, treten immer wieder Rückfälle auf. Um weitere
therapeutische Verbesserungen zu erzielen, ist es wichtig, besser zu
verstehen, wie das Onkoprotein BCR-ABL die Signalwege der Zelle
beeinflusst. Die nun vorgestellte Studie der Vetmeduni Vienna ist hierzu
ein wesentlicher Beitrag.


Service:

Der Artikel "A kinase-independent role for CDK8 in BCR-ABL1+ leukemia" von
Ingeborg Menzl, Tinghu Zhang, Angelika Berger-Becvar, Reinhard
Grausenburger, Gerwin Heller, Michaela Prchal-Murphy, Leo Edlinger,
Vanessa M. Knab, Iris Z. Uras, Eva Grundschober, Karin Bauer, Mareike
Roth, Anna Skucha, Yao Liu, John M. Hatcher, Yanke Liang, Nicholas P.
Kwiatkowski, Daniela Fux, Andrea Hoelbl-Kovacic, Stefan Kubicek, Junia V.
Melo, Peter Valent, Thomas Weichhart, Florian Grebien, Johannes Zuber,
Nathanael S. Gray und Veronika Sexl wurde in Nature Communications
veröffentlicht.

https://www.nature.com/articles/s41467-019-12656-x

Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/s41467-019-12656-x

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.vetmeduni.ac.at/de/infoservice/presseinformationen/presseinformationen-2019/akute-lymphatische-leukaemie-neue-wirkstoffklasse-zur-krebsbehandlung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1560
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FORSCHUNG/1360: Nanokapseln und andere Transport-Container für Medikamente im Blick (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 30.10.2019

Molekulare Container im Blick



Nano-Verpackungen für medizinische Wirkstoffe können ihre Tücken haben:
Belädt man sie zu stark, lösen sie sich nur noch schlecht auf. Warum das
passiert, berichtet eine Würzburger Forschungsgruppe in "Angewandte
Chemie".

Nanokapseln und andere Transport-Container können Medikamente im Körper
eines Patienten direkt zum Krankheitsherd bringen und sie dort
kontrolliert freisetzen. Solche ausgetüftelten Systeme werden vereinzelt
in der Krebstherapie angewendet. Weil sie sehr gezielt wirken, haben sie
weniger Nebenwirkungen als Medikamente, die sich im ganzen Organismus
verteilen.

Diese Methode der "Wirkstoff-Zustellung" wird in der Wissenschaft als Drug
Delivery bezeichnet. Dass sie noch großes Entwicklungspotenzial birgt,
davon ist auch Chemieprofessorin Ann-Christin Pöppler von der
Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg überzeugt. Ihre Forschung dreht
sich um die molekularen Hüllen, die wie ein Container Medikamente
umschließen und zum Wirkungsort bringen: "Meine Gruppe will möglichst
detailliert verstehen, wie sich die Containermoleküle und die Wirkstoffe
anordnen und welche Eigenschaften sich daraus ergeben", sagt sie.

Polymer-Mizellen als Forschungsobjekte

Die Juniorprofessorin erforscht vor allem Polymer-Mizellen. Diese bestehen
aus vielen kettenförmigen Molekülen, die sich zu kugelförmigen Strukturen
zusammenlagern. Als Wirkstoff-Container sind solche Mizellen bereits auf
dem Markt. Sie werden bei Krebstherapien verwendet, aber auch in
kosmetischen Produkten wie Abschmink-Lotionen. Kommen sie mit
fettlöslichen Stoffen in Verbindung, ordnen sie sich an deren Oberfläche
an und umschließen sie am Ende wie ein Haarkleid. Dabei bildet sich ein
Container mit einer "wasserliebenden" äußeren Hülle und einem
"fettliebenden" Kern.

"Man weiß bislang nur wenig über den Zusammenhang zwischen Struktur und
Eigenschaft auf molekularer Ebene", sagt Pöppler. Im Journal Angewandte
Chemie hat die Forscherin mit Co-Autoren aus der JMU kürzlich einen Effekt
beschrieben, der für das Design solcher Drug-Delivery-Systeme wichtig ist:
Verpackt man steigende Mengen Wirkstoffe in Container aus
Polymer-Mizellen, leidet deren Auflösbarkeit darunter - eine Freisetzung der
Wirkstoffe wird dadurch erschwert.

Wirkstoffe verkleben die Mizellen

Den Grund für die nachlassende Auflösbarkeit fand das Würzburger
Forschungsteam mit Experimenten heraus: Bei steigender Beladung des
Containers ordnen sich die Wirkstoffe nicht mehr ausschließlich im Kern
an, sondern auch an der Containeroberfläche. Dort können sie die einzelnen
Mizellen-Haare regelrecht miteinander verkleben. Diese molekularen
Wechselwirkungen setzen die Auflösbarkeit der gesamten Struktur herab.

Als nächstes will das Team klären, ob sich die Auflösbarkeit des
Containers mit strukturellen Veränderungen an den Mizellen verbessern
lässt. Denn ein Ziel im Drug Delivery heißt: Ein Container soll möglichst
große Wirkstoffmengen aufnehmen und sich im Körper bestmöglich auflösen.

Polymerchemie und Pharmazie beteiligt

Bei dieser Arbeit hat Ann-Christin Pöppler mit zwei anderen Arbeitsgruppen
der JMU kooperiert. Die Polymer-Mizellen wurden bei Robert Luxenhofer
hergestellt, Professor für Polymere Funktionswerkstoffe. Die
Auflösungstests liefen im Team von Professor Lorenz Meinel, Inhaber des
Lehrstuhls für Pharmazeutische Technologie und Biophysik.

Bei den verwendeten Polymer-Mizellen handelte es sich um Verbindungen aus
der Substanzklasse der Poly(2-Oxazoline) und der Poly(2-Oxazine). Als
Modell für einen Wirkstoff kam Curcumin zum Einsatz - denn dieser
Inhaltsstoff der Gelbwurzel, einer Gewürzpflanze, lässt sich
spektroskopisch sehr gut darstellen. Die Strukturen der mit
unterschiedlichen Curcumin-Mengen beladenen Container wurden mit
Festkörper-NMR-Spektroskopie und weiteren Analysemethoden ermittelt.


Originalpublikation:

"Loading-dependent Structural Model of Polymeric Micelles Encapsulating
Curcumin by Solid-State NMR Spectroscopy", 

Ann-Christin Pöppler, Michael
M. Lübtow, Jonas Schlauersbach, Johannes Wiest, Lorenz Meinel, Robert
Luxenhofer. 

Angewandte Chemie, DOI 10.1002/anie.201908914

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.chemie.uni-wuerzburg.de/oc/poeppler-group/home/ Website Prof. Pöppler

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 30.10.2019
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/1035: Bonn - "Talkreihe SCIENCE ON: Antibiotika - Wie stoppen wir resistente Keime?", 06.11.2019


Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 30.10.2019

Talkreihe SCIENCE ON: Antibiotika - Wie stoppen wir resistente Keime?

Diskussionsveranstaltung am 6. November in der Bundeskunsthalle zu einer
der größten Herausforderungen der modernen Medizin



Rund 90 Jahre nach der Entdeckung des Penicillins durch den Briten
Alexander Flemming ist eine der wichtigsten Errungenschaften der
Medizingeschichte akut bedroht: Antibiotika. Ihr massenhafter Einsatz in
Humanmedizin und Landwirtschaft hat dazu geführt, dass sich immer mehr
resistente Bakterien entwickeln, gegen die es kein Gegenmittel gibt.

Die Gesundheitssysteme sind in den meisten Ländern nur unzureichend auf
diese Herausforderung vorbereitet. Laut WHO sterben jährlich rund 700 000
Menschen aufgrund von Infektionen mit multiresistenten Keimen, allein in
Deutschland sind es laut Robert-Koch-Institut etwa 2400 Patienten. Was
kann jeder Einzelne tun, um Antibiotikaresistenzen entgegenzuwirken?
Welche Rolle spielen Pharma- und Nahrungsmittelindustrie? Und wo muss die
Politik eingreifen?

Auf diese Fragen suchen am 6. November ab 19 Uhr im Rahmen der Talkreihe
SCIENCE ON Expertinnen und Experten gemeinsam mit dem Publikum nach
Antworten. Auf Einladung der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und
der Bundeskunsthalle diskutieren auf dem Podium der Epidemiologe Till
Bärnighausen, die Medizinjournalistin Antje Büll, die Medizinerin und
Professorin für Hygiene Petra Gastmeier, der Präsident des
Robert-Koch-Instituts Lothar Wieler sowie der Vorstand des Bundesverbands bäuerlicher
Hähnchenerzeuger Stefan Teepker. Geleitet wird die Diskussion von der
Moderatorin Cécile Schortmann, bekannt aus der 3sat-Sendung "Kulturzeit".
Ihr Co-Moderator Kilian Reichert lässt das Publikum zu Wort kommen.

Die Diskussionsveranstaltung zu Antibiotikaresistenzen ist die sechste in
der 2017 gemeinsam von DFG und Bundeskunsthalle initiierten Reihe SCIENCE
ON. Diese bringt Expertinnen und Experten aus der Wissenschaft mit Gästen
aus anderen gesellschaftlichen Bereichen und dem Publikum zu aktuellen und
kontroversen Themen aus der Forschung ins Gespräch. Diskutiert wurde
bereits über Künstliche Intelligenz, Genome Editing, die Zukunft der
Demokratie, Hirnforschung sowie die Freiheit von Kunst und Wissenschaft.


Informationen zur Reihe SCIENCE ON unter: 

www.dfg.de/science_on

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dfg.de/science_on

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution306
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LABEL/5154: Glitterhouse Mail-Order-Mail 02.11.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (02.11.2019)



Als Gast in den Park!

Am 8. und 9. November öffnet das ROLLING STONE-Park-Festival die Tore
des Europa Park in Rust, um zwei Tage lang das erwartungsvolle
Publikum mit Konzerten von u.a. The Specials, Elbow, Maximo Park,
Teenage Fanclub, Bob Mould, Mark Lanegan, Jon Spencer, Blumfeld, The
Charlatans, Nick Waterhouse, Curtis Harding, Joan As Police Woman,
Jessica Pratt, Tom Liwa und (vor allem) Steiner & Madlaina prächtigst
zu unterhalten. Zusätzlich zu Konzerten, Lesung, Live-Podcast,
Talk-Runde und Aftershowpartys erwarten die Gäste auch dieses Mal
wieder die Konzertposter-Ausstellung und die Plattenbörse im Foyer
des Confertainment Centers, wo u.a. die Mann-/Frauschaft vom guten
alten Glitterhouse am Start sein wird. Am Samstag kann man zudem
einige Attraktionen des Europa-Park ausprobieren, die ausschließlich
für die Festival-Gäste öffnen.

Karten gibt es ab 69 Euro, aber für einen (bzw. zwei) Leser des
diesigen Newsletters bietet sich die unerhörte Chance, gratis an dem
Spektakel teilnehmen zu können, dürfen wir doch Dank der
Großzügigkeit des Veranstalters unter den Kunden, die an diesem
Wochenende im Mailorder bestellen, einen Gästelistenplatz (plus
Begleitung, also in Zahlen: 1+1) verlosen. Bitte bei der Bestellung
kurz das Interesse an der Verlosungsteilnahme bekunden, die
teilnahmeberechtigten Aufträge sollten uns bis Montag, 4. November,
12.00 Uhr erreichen.

Wir drücken die Daumen!


Chantal Acda - Püwawau

LP/CD - EUR 17,75/14,75

Wenn es so etwas gäbe wie ein liebgewinnendes Gewöhnen an ständiges
Überraschen, so sind Chantal Acdas Alben, egal ob unter ihrem eigenen
guten Namen oder im jeweiligen berührenden Band-Umfeld, der bleibende
Beweis dafür. Seien es durch stets neue Konstellationen befeuerte
Collaborationen, kunstvoll gestaltete Albenalleingänge oder vor
fieberndem Leben vibrierende Live-Aufnahmen - jede frische
Veröffentlichung der ebenso anspruchsvoll artifiziell wie herzrührend
gefühlvoll agierenden Sängerin und Klangkünstlerin trifft aufs Neue
den Hörer bis in sein Innerstes, egal, auf welche stilistischen
Seitensprünge die stets emotionserweiternden Einflüssen gegenüber
offene, mit ungemein wachen Sinnen spielende Musikerin ihn auch
einlädt und mitnimmt. Ihre 2019er Epen-Sammlung Püwawau bildet da
keine Ausnahme in der unendlichen Überraschungskette, widmet sie sich
doch in bis zu zehnminütigen, samtsanft fließenden Klangkunstkaskaden
vor allem der Seele des Gesangs, indem sie die menschliche Stimme in
flirrend farbigen Variantenreichtum darreicht, ihre eigene Stimme
dabei gern auch in viellagige Gesangs-Wolken von fast unfassbar
ätherischer Barock-Eleganz bettend. Gemeinsam mit einer Vielzahl von
singenden und spielenden Wegbegleitern erschafft sie wundervolle
vokale Feinkunst, die gemeinsam in betörend stilreiche Formenvielfalt
gegossen wird, die den Song ebenso zelebriert wie das
sentiment-sanfte Schweben, naturnah-intensiven Folk genauso
hochleben lässt wie bezaubernde Elektronik-Elemente oder
elegant-edlen Art Pop. Gebettet in akustische Akkord-Zartheiten und
Keyboard-Klang-Magie, einfühlsam umspielt von dezentester Perkussion,
seidenweichen Streichern und berührend barocken Holzbläsern wird der
Stimme ein artistischer Altar errichtet, und wer wäre als bezaubernde
Zeremonienmeisterin geeigneter als die seelenweich singende Chantal?
Ein stimmungsreiche, wortwerte, gefühlskunstvolle Verneigung vor der
tiefenberührenden Wirkung des Gesangs, ein weiteres bleibendes
Beispiel der immer wieder überraschenden Acda-Art. (cpa).


Der Mailorder-Katalog im Netz

Nur noch knapp zwei Tage lang wird Euch der wundervolle
Oktober-Katalog am gewohnten Netz-Ort erfreuen, ab spätestens Montag
werdet Ihr dort, zeitlich nahezu treffend, auf die November-Ausgabe
Eurer digitalen Lieblings-Gazette stoßen.


Auserwählte Pretiosen zum Wochenausklang:

Joe Bonamassa - Live At The Sydney Opera House

2-LP (+MP3)/Ltd. 2-LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/24,95/15,95

Gerade schon glaubte man, das Jahr 2019 würde in die Rockgeschichte
eingehen als das erste in diesem Jahrhundert ohne auch nur ein
einzige Bonamassa-Veröffentlichung, da beschenkt uns der ungemein
beschäftigte Gitarrist mit dieser Live-Aufnahme eines Auftritts in
Australien. Streng genommen ist diese schon ein paar Jahre älter,
wurde 2016 aufgezeichnet und bietet vorwiegend Songs des damals
aktuellen Albums Blues Of Desperation, aber dennoch: 2019 ist
gerettet.


Bröselmaschine - Elegy

LP/CD - EUR 19,95/14,95

Erstaunlich genug, dass es die Duisburger Band nach über einem halben
Jahrhundert überhaupt noch gibt. Dass Bröselmaschine heute aber so
dermaßen zeitlos klingen, finde ich schon erstaunlich. Das neue Album
"Elegy" hätte so eigentlich zu jedem Zeitpunkt zwischen den frühen
70ern und heute erschienen sein können. Das Genre ist schlicht und
einfach Rock. Oder besser: Blues-und Melodic Rock - was dann
natürlich doch auf die mittleren 70er verweist. Mit Orgel und
Gitarre, mal satt (fast heavy) rockend, mal bluesig und mehrfach ein
wenig folky in Richtung irisch angehauchter Harmonien, was dann auch
dank schöner Unisono-Passagen von Tasten und Saiten ein wenig an Thin
Lizzy erinnert. Die Vocals überzeugen, Haupt-Sängerin Stella Tonon
ist seit fünf Jahren dabei. Von der Originalbesetzung ist nur noch
Deutschlands Gitarrenlehrer Nummer 1 Peter Bursch (mittlerweile 70
Jahre alt) dabei, der wie gewohnt auch gerne zur Sitar greift. Auch
sonst gibt es instrumentale Vielfalt: mal mit folkrockiger Geige, mal
mit spacigem Geblubber. Einzelne Song klingen nach tribalistischem
Native American-Rock, Oriental-Rock und psychedelischem Bluesrock,
gecovert wird "I'd Rather Go Blind", Blues-Klassiker von Etta James.
Auch das zweite Studioalbum seit dem 2017er Comeback "Indian Camel"
überzeugt mit klassischem Rockhandwerk und ist angenehm stiloffen.
Nicht nur deshalb aller Ehren wert. (Joe Whirlypop)


Desert Sessions Vol. 11 & 12 - Various Artists

LP/CD - EUR 26,95/12,95

Nach nur gut 15 Jahren Pause gibt es schon eine Fortsetzung der
Homme'schen Desert Sessions-Idee, wobei auch diesmal die Aufzählung
der Aufnahme-Beteiligten den Artikeltext nahezu völlig füllt. An der
Seite von Desert-Dad Josh Homme agieren u.a. Billy Gibbons (ZZ Top),
Les Claypool (Primus), Stella Mozgawa (Warpaint), Jake Shears
(Scissor Sisters), Mike Kerr (Royal Blood), Carla Azar (Autolux),
Matt Sweeney (Chavez), David Catching (Rancho De La Luna-
Studiobegründer), Matt Berry (Komiker), Töörnst Hüplft, Libby Grace
und Jack White (Jack White).


Doors - Soft Parade (50th Anniversary Edition)

CD/3-CD+LP - EUR 15,95/63,95

2019er Geburtstagsausgabe des vierten Doors-Albums, bietet in der
einfachen Form die remasterte Aufbereitung des 1969er Albums (mit der
B-Seite Who Scared You als Bonustrack), und in der
Super-DeLuxe-Box-Ausgabe neben einer 180g-Vinyl-Version des Werkes
noch drei Silberlinge, die neben der klanglich aufbereiteten Soft
Parade noch nahezu 2 Stunden an Extra-Material enthalten, in denen
u.a. auch 13 bislang unveröffentlichte Tracks und Versionen Platz
finden.


Bob Dylan - Travelin' Thru 1967-1969: The Bootleg Series
Vol. 15 

3-LP/3-CD - EUR 49,95/23,95

Die 15. Ausgabe der bewährten Bootleg-Serie aus den Dylan-Archiven
bietet im 50-Track-Listing gleich 47 bislang unveröffentlichte
Aufnahmen und Alternativen aus der Nashville-Phase des Meisters, in
der solch werte Werke wie John Wesley Harding, Nashville Skyline und
Self Portrait entstanden. So finden sich hier einige differierende
Versionen und Outtakes aus den betreffenden Album-Sessions auf den 3
Tonträgern, daneben bietet der Dreierpack aber vor allem Material aus
den gemeinsamen Studio- und Live-Aufnahmen mit Johnny Cash, die in
dieser Zeit mitgeschnitten wurden, darunter 6 Aufnahmen mit Carl
Perkins an der Gitarre, Don't Think Twice, It's Alright/Understand
Your Man als Cash/Dylan-Duett-Medley, eine Dylan-Version von Wanted
Man, allerhand Cover-Songs, zwei Jimmie Rodgers-Medleys, Self
Portrait-Session-Versionen von Folsom Prison Blues und Ring Of Fire
und eine Aufnahme des 1969er Dylan-Auftritts in der Johny Cash-Show.
Im Schuber dargereicht bietet die 3-CD-Fassung noch ein umfangreiches
Begleit-Booklet.

Und Dank der Unterstützung unserer langjährigen Dylan-Connection
dürfen wir auch der 15. Bootleg-Folge wieder gratis eine kleine
Kollektion ausgewählter Dylan-Postkarten beilegen.


Faber - I Fucking Love My Life

LP/CD - EUR 27,95/16,95

Wer vom zweiten Major-Album des schweizerischen Meisters der
artifiziell unartigen Arroganz erwartet, dass sich etwas zum Besseren
gewandelt hätte, sieht sich getäuscht - Faber ist immer noch genauso
gut wie zu den Tagen, als mich sein Faber im Wind-Album nahezu
unvorbereitet traf, um mich mit boshafter begnadeter Macht zu
überrollen. Wie soll dieser erschreckend sprachgewandte, wortreich
überraschende, viel zu früh erwachsene Kleinkünstler der großen
Gesten auch besser werden, war er doch anscheinend schon seit Geburt
groß - und scheint sich dieser Wahrheit auch vollauf bewusst. Nicht
nur der elegant abgeklärte Umgang mit den Musikstilen, die
nonchalante Art des vollweisen Erzählens, das anscheinend angeborene
Garantie-Gefühl für schmerzhaft berührende Melodien macht die neue
Liebe zum Leben zu einem weiteren großen, fast schon furchteinflößend
machtvollen Song-Album; man muss sich wohl von den anhaltenden
Alters-Bestimmungsfragen lösen, um den furiosen Faber endlich
verstehen zu lernen. Bis dahin ergötzen wir uns an seinen
stilreichen, edel-emotional ausgestalteten, schmerzhaft schönen
Chanson-Schwarzmalereien, die gleichzeitig Jahrzehnte gewachsener
Liedermacher-Geschichte und den nach Protz und Punk riechenden Rotz
der Jugend atmet, die Reife der Weisheit und das markerschütternde
Erschrecken vor dem Hier und Jetzt in sich vereint. Was die moderne
Moritaten-Sammlung aber noch deutlicher macht als der bereits
berückend vollmundige Vorgänger, ist die musikalische Vielfalt und
Fülle der stil-schillernden Song-Kunstwerke zwischen Chanson und Pop,
Latin und Reggae, Barock, Blues und Beat, Jazz, Rock und Funk, Oper
und Oratorium. Bei aller Mühe des Vertriebes, den wundtief
peitschenden Faber-Worten mit erklärend besänftigenden
Übersetzungsversuchen die schmerzenden Spitzen zu nehmen, darf man
nicht aus den Augen verlieren, dass Julian Polina in den schwarzen
Untiefen seiner Seele vor allem auch Musiker ist, und nicht nur mit
dem beeindruckendem Hirn, sondern auch spürbar mit ganzem Herzen bei
der Sache ist. Der wird nicht besser - der bleibt so gut. (cpa)


Henrik Freischlader Band - Live 2019

3-LP/2-CD - EUR 37,95/18,95

Deftiges Live-Dokument der spielerischen Fähigkeiten der perfekt
eingespielten Band rund um den begnadeten Gitarristen, aufgenommen
bei einem Club-Konzert in Zülpich am 15. März 2019. An diesem Abend
erfüllte man sämtliche Songs des Hands On The Puzzle-Albums in langen
und noch längeren Fassungen mit bemerkenswerter Bühnen-Energie, als
zusätzliches Bonusbeiwerk gabs den Donny Hathaway-Song I Love You
More Than You'll Ever Know und mit Ain't That A Bitch und Cuttin' In
passenderweise zwei Johnny Guitar Watson-Cover.


Steve Hackett - Genesis Revisited Band & Orchestra: Live At
The Royal Festival Hall

2-CD+DVD/2-CD+BluRay - EUR 17,95/21,95

Der Mann macht mir Freude - nicht nur, dass die Titel der
Veröffentlichungen seiner Genesis-Geschichts-Aufarbeitungsserie immer
länger werden, auch die Liste der Bühnenbeteiligten des hier
festgehaltenen Ausnahme-Moments vom Oktober 2018 dürfte Rahmen
sprengen, lässt sich die gewohnt perfekt eingespielte
Hackett-Mannschaft (mit Bruder John, Keyboarder King, Sänger Sylvan
und Trommler O'Toole) hier doch von einem kompletten 42-köpfigen
Orchester bei der Doppel-Feierstunde den Rücken mit Streichern,
Pauken und Trompeten stärken. Da sei es dem guten Genesis-Gitarristen
auch gern verziehen, dass er auch späteres Eigen-Material (Out Of The
Body, The Steppes, Serpentine Song, El Nino und Shadow Of The
Hierophant) der luxuriös-konzertanten Klang-Behandlung unterzieht,
macht sich doch auch der Solo-Steve stilistisch recht gut in der
großartig aufbereiteten Klassiker-Sammlung aus Dance On The Volcano,
Firth Of Fifth, Dancing With The Moonlit Knight, Blood On The
Rooftops, In That Quiet Earth und Afterglow. Aber wenn dann im Finale
Supper's Ready komplett gereicht wird und die Musical Box zum
Ausklang spielt - dann ist des Genesis-Jüngers Lächeln ewig. Und
sein wir ehrlich - nicht nur In That Quiet Earth verlangte schon seit
Jahrzehnten nach einer vollorchestralen Darreichung. Großartig
gelungene konzertante Verneigung vor majestätischen musikalischen
Groß-Kunstwerken, dargeboten vom letzten wahren Ritter der
Genesis-Runde. (cpa)


Simon Joyner - Pocket Moon

LP/Ltd. LP/CD - EUR 17,95/18,95/14,95

Stetig wachsendes Song-Werk eines der großen Lied-Schmiede unserer
Tage, von bedeutungswerten Worten und melancholisch-weichen Melodien
gleichermaßen getragener Liederreigen, der nicht nur unterschwellig
an einige der prägendsten Namen dieses edlen Handwerks erinnert.
Begleitet von einer vom langjährigen musikalischen Weggefährten
Michael Grassner eigens für diese Album-Aufnahmen zusammengestellten
sechsköpfigen Band, setzt der nur scheinbar zurückhaltende, dafür
umso intensiver wirkende Sänger seine unaufdringlich dargereichten,
nachhaltig tiefschürfenden Worte in ein mit Gitarren, klar
akzentuiertem Klavier, dezentem Schlagwerk und berührenden
Streicher-Ensemble-Einlagen zumeist friedlich fließendes, zwischen
Desert und Drama, Wehmut und Wohlgefallen spielendes, herrlich
natürlich gerichtetes Country-Folk-Lager, dem bei aller Liebe zum
ernsten Spiel mit der ehrlichen Sprache reichlich Raum gelassen wird.
Und während die Instrumente herrlich handwerkend auch Pedal
Steel-Schweben und verzerrte Gitarren-Attacken erlauben und so auch
den längeren, wortlosen Phasen Tiefe und Weite verleihen, macht sich
Joyner endgültig auf, sich bleibend in die Riege der großen
Nicht-Sänger einzureihen, gleichzeitig an Bob Dylan, Leonard Cohen,
Howe Gelb und Townes van Zandt zu erinnern, auch musikalisch in deren
hehren Regionen zu spielen, ohne je allein als Abziehbild nur eines
der Genannten zu wirken. Nach mittlerweile 14 Alben, mit dieser
fühlbar organischen Vereinigung aus Wort und Musik spielt und singt
Joyner längst in seiner eigenen Liedschmied-Liga. (cpa)

"Omaha has given us the reigning heir to Henry Miller's dark
emotional mirror, Townesvan Zandt's three chord-moan and Lou Reed's
warehouse-minimalism: His name is Simon Joyner." (Gillian Welch)


Kacy & Clayton - Carrying On

LP/CD - EUR 17,95/14,95

19er, 5. LP des kanadischen schon lange hochgelobten/Aufsehen
erregenden Duos (im Band-Gewand), wie der Vorgänger von Fan Jeff
Tweedy produziert. Und zwar ausgesprochen "live" und beinahe karg
klingend, E-Gitarre (die die Akustische meist deutlich dominiert) wie
Sound sind kristallklar, erstere hält diverse sehr feine Linien
bereit, der Gesamteindruck ist zeitlos wie nur was. Ihre erstklassige
entzückende Stimme übernimmt meist die Leadfunktion, teils von seinen
Harmony Vocals unterstützt (2x singt er lead). Die starken
Connections zum Brit-Folk (Rock) alter Zeiten sind nunmehr massiv
reduziert, zugunsten amerikanisch geprägter öfters eher
unbestimmter/unspezifischer dezent rockiger Roots-Musik mit z.T.
jedoch deutlichem (mit 1 Ausnahme aber nicht purem) Country-Einfluß,
freilich ohne Folk-Tendenzen zu vernachlässigen. Auch klingt
zumindest ein Song immer noch (dem rockigen) Richard Thompson nicht
unähnlich, ein weiterer (ausnahmsweise großteils akustisch geprägter)
dann doch nach Brit Folk. Anderswo blitzen gar kurz, finde ich,
gewisse Parallelen (ohne jeden Jam-Charakter!) zu Grateful Dead auf.
Wenig explizite Balladen, aber auch kein Druck oder besonderes Tempo,
eher kurze konzentrierte Stücke ohne ein Gramm Fett, unspektakulär
doch richtig gut! (dvd)


King Crimson - In The Court Of The Crimson King (50th
Anniversary Edition)

2-LP/3-CD+BluRay - EUR 29,95/37,95

Kaum ein anderes Album der Rockgeschichte erlebt mit solch stoischer
Regelmäßigkeit in jeder neue Dekade seine aufbereitete Wiedergeburt,
Dank Klangzauberer und Archiv-Pfleger Fripp gibt es dabei auch immer
wieder Neues zu entdecken. Die Gold-Jubiläums-Vinyl-Version kommt als
DGM-gewohnt schweres 200g Vinyl, die 4-fach-Ausgabe beinhaltet mit 84
Tracks fast unzählige Fassungen der Album-Stücke quer durch die
Jahrzehnte, darunter auch die Original Master-Edition der 1969er
Abmischung und gleich zwei Steven Wilson Mischfassungen.


Love Is All I Bring: Reggae Hits And Rarities By The Queens
Of Trojan - Various Artists

2-LP/2-CD - EUR 24,95/8,95

Solcherlei Albumtitel ersparen dem Rezensenten das große
Worthülsendreschen - 2019er Compilation mit 50 (DoCD) bzw. 24 (DoLP)
Beispielen für die Sangeskunst der weiblichen Trojan-Artistinnen wie
Althea & Donna, Susan Cadogan, Sophia George, Judy Mowatt, Marcia
Griffiths, Joya Landis, Phyllis Dillon, Nora Dean, Cynthia Richards,
Barbara Jones, Faye Bennett, Lorna Bennett, Sonya Spence, Pam Hall,
Dawn Penn, Sandra Robinson ...


Magpie Salute - High Water II

2-LP (MP3)/CD - EUR 23,95/15,95

War schon der erste Teil des 2018er Albums ein wahres Geschenk an den
bodenständigen, Gitarren-verliebten Freund des
Southern-Roots-Jam-Rocks, so wird das Bruderalbum bei wiederholtem
Hören zu einer echten Offenbarung. Denn kaum ein anderes Album hat
sich in den vergangenen Monaten derart hartnäckig in mein
CD-Abspielgerät verbissen, und selten hörte ich ein Roots Rock-Album,
dem der Dauergenuss derart gut tut. Dabei stößt die wurzel-saftige,
durchweg von beeindruckender Instrumental-Beherrschung gesättigte,
von vielerlei Gitarrenklang und packender Keyboard-Kunst
gleichermaßen geprägte, mitunter deftig harte Southern-Mischung
bereits bei erster Begegnung auf offene Ohren und Arme, trifft die
Mannschaft um Rich Robinson doch exakt den groove-satten, packenden,
riff-reifen Rock-Ton, den man seit seligen Black Crowes-Tagen so
sehnlichst vermisst. Mehr noch als die auf mehreren Ebenen verwandte
Brotherhood aber zelebrieren Magpie Salute die Macht des Songs, bei
aller Liebe zum ausgelassen-ausufernden, mitreißend-musikbeseelten
Spiel, zu scheinbar völlig losgelöst treibenden, herrlich
inspirierten Instrumental-Passagen gerät der Song-Kern nie aus dem
fieberndem Fokus, woran nicht zuletzt der großartige Shouter John
Hogg mit seiner zeitlosen Rock-Stimme zwischen jungem Rod Stewart und
reifem Steven Tyler, Steve Marriott und Robert Plant einen großen
Anteil hat. Nahezu mühelos wandelt die prächtig eingespielte Band
durch die Vielfalt der wurzelgetragenen Rock-Stile, zitiert
klavierbetont Little Feat, verneigt sich vor Neil Young's Country
Rock und lebt die gitarrengleißende Allman Brothers-Energie, feiert
den Folk-Blues und kokettiert mit klaren Kinks-Akkorden, packt mit
Stones-Riffs, gemahnt an Neal Casal's Song-Seligkeit und suhlt in
schleppender Led Zeppelin-Härte. Obwohl zu gleicher Zeit entstanden
wie High Water I ist die No. 2 nicht nur ein völlig eigenständiges
Werk geworden, es ist der reifere, spürbar erwachsen gewordene
Album-Bruder, dessen Songs die Zeiten womöglich noch besser
überdauern werden. (cpa)

Zum Sonderpreis lieferbar:

Magpie Salute - High Water I - CD 9,95


Missincat - 10

LP/CD - EUR 18,95/14,95

Verzauberndes Traumobjekt voller kunstreich konzipierter Pop-Perlen,
nachhaltig betörender Beweis für den schöngeistigen Charme
elektronischer Klangbilder. Zehn Jahre weilt nun die musikalische
Veröffentlichungs-Aktivität der italienischen Wahlberlinerin Caterina
Barbieri, und von Werk zu Werk versteht sie es, ihre musikalische
Sprache nahezu im Alleingang zu verfeinern und auf den wundervollen
Punkt zu bringen. Zurückhalternd und zart, dennoch durchaus machtvoll
und majestätisch füllt die feinfühlige Klangarchitektin ihre
Klangpaläste mit allerlei elektronischem Filigran-Werk, um
unterschwellig, fast unauffällig allerhand analog-akustische Ideen
hinzuzufügen, um so die dem Imogen Heap-Phantasie-Soundkosmos nicht
unähnliche digitale Delikatesse mit echtem Saitenspiel und packender
Perkussion noch vielschichtiger zu gestalten. Nahezu unbemerkt
erfüllt sie dabei das so ungemein zart schimmernde Gespinst aus
analogem und digitalem Feinfäden mit perkussiver Wucht und Macht, um
die Klang-Kostbarkeiten noch intensiver, noch nachhaltiger in die
Hör- und Gefühlswelt zu tragen. Und während sich der Farbenreichtum
der traumgleichen, dennoch rhythmisch betonten Gefühlkunststücke bei
jeder neuen Lauschbegegnung weiter entfaltet, bewegt sich die
feingliedrig-feinsinnige Fee einer Seiltänzerin gleich über dem
phantasievoll-pulsierenden Pop-Geschehen, mit dem mitunter
mädchenhaftem Charme ihrer ebenso klaren wie schmeichelnden Stimme
auch noch den letzten widerstrebenden Akustik-Puristen betörend.
Dass Caterina, die ihre Missincat-Märchenwelten seit 2011
ausschließlich in Englisch veröffentlicht, mit ihrem 2019er
Phantasiewerk ein komplettes Album in italienischer Sprache erklingen
lässt, stellt dabei einen nicht nur für unsere Ohren bereichernden
Reiz dar, zumal die heimischen Plattensammlungen des
Glitterhouse-Gourmets nicht selten Lücken in der romanischen
Sprach-Sparte aufweisen. Und man könnte sich kaum eine wohltönendere
Vokal-Fürsprecherin als diese engelsgleich tänzerische Elfe
vorstellen, um den ganz eigenen Reiz des italienischen Sprachflusses
in seidig schmeichelnde Klangkleider zu gießen. Delikat-exotischer
Traum-Pop von vielschichtigem Liebreiz. (cpa)


Allison Moorer - Blood

CD - EUR 13,95

19er. Extrem persönlich/autobiografisch (ihre dunkle
Familiengeschichte?). Vielleicht ein Grund dafür, daß ich von diesem
Album ziemlich begeistert bin (was sonst nicht immer der Fall ist),
vielleicht auch, weil der Rockanteil relativ gering ausfällt, der
Sound vergleichsweise (aber nicht richtig) rauh, mit einem
ausgesprochen hohen Balladenanteil. Glänzende Vocals, überzeugender
denn je, voller Gefühl, strahlend und stimmgewaltig, nuanciert oder
sanft aber bestimmt, und wunderbar phrasierend. Stilistisch zwischen
Songwriter-Country, Edel-Folk-(Rock-)Pop, Americana-Tendenz, Folk
(auch mal bluesig beeinflußt), differenziert (rootsig) rockig mit
Power und 1x auch dezenter Schärfe. Volltönend in musikdienlicher
Form, ganz zurückgenommen bis geradezu spartanisch, ganz zart und
tief bewegend bzw. komplett "nackt", in apartem relaxtem Fluß,
kraftvoll und rund, introvertiert, traurig/melancholisch,
nachdenklich, hoffnungsvoll oder selbstbewußt? Zur Hälfte rein
akustische Stücke, nur 1x pur elektrisch, einige entzückende
Klangmalereien der E-Gitarre bzw. Pedal Steel. Vor allem aber:
Diverse super Songs! Tiefe und Gehalt! Klare Empfehlung. (dvd)


Van Morrison - Three Chords And The Truth

2-LP/CD - EUR 24,95/14,95

Das sechste Album in gerade mal vier Jahren - Meister Morrisons
Energie scheint ungebrochen. Um mir zeitnah zur
Albumveröffentlichung einen Eindruck des neuen Songwerks des großen
alten Mannes machen zu können, bot sich die Möglichkeit, drei (3!!!)
ganze Songs des Werks bei Spotify (Spotify!!!) anzuhören. Manchmal
fühle ich mich ja etwas müde, aber unter solchen Umständen fühle ich
mich wirklich zu alt für diese schnöde neue Musikwelt. Aber zurück
zum Meister selbst: Die drei Songs, vor allem das zum Albumausklang
mehr als sieben Minuten lang in Auld Lang Syne-Motiven badende, Soul
wie Gospel auslebende Day Gone By drangen Dank der ungebrochen
gefühlssatten Stimme ungebremst in Hirn, Herz und Seele, sodass ich
mich mit Spotify's Hilfe jetzt aufmache, das Werk käuflich zu
erwerben. Und damit hat der allmächtige Streaming-Shop seinen Dienst
am physischen Tonträger ja auch erfolgreich geleistet. (cpa)


Stoppok - Live At Rockpalast 1990 & 1997

2-CD+DVD - EUR 18,95

Die beiden vom MIG-Label in dem 2019er Dreierpack vereinten
Rockpalast-Auftritte des packenden Gitarristen und großartigen
Geschichtenerzählers lassen ebenso die Konstanz seiner Kunst als auch
die Entwicklung seiner Musik erkennen, indem dem eher intimen Kölner
Music Hall-Konzert vom 6. September 1990 der deutlich größer
angelegte Abend im E-Werk (8. Oktober 1997) gegenübergestellt wird.
Dennoch erzählt Stoppok seine Geschichte, einmal 13, einmal 15 Songs
lang, stets berührend, und immer von mitreißendem musikalischen Geist
beseelt. Auf Doppel-CD wie DVD u.a. dabei: Du Brauchst Personal, Der
Nackte Mann, Ärger Teil Zwo, Watt Nu, Mir Stinkt's Auch, Romeo Und
Julia, Ich Steh An Der Bar, Gelandet, Dumpfbacke, Wenn Du Weggehst,
Leise, Willie Und Gerd, Krank Madame, Herzlos, Schwafel Nicht, Kebap,
Kühlschrank.


Sunshine Of Your Love: A Concert For Jack Bruce - Various
Artists 

2-CD+DVD - EUR 19,95

Eine Verneigung vor einem grandiosen Songwriter, eindrucksvollen
Sänger und genialen Bassisten, gleichzeitig großartiges Geschenk an
alle Jack Bruce-Verehrer: Die in einem dicken achtseitigen Digipak
daherkommende, von einem vielfältig gefüllten 28-Seiten-Booklet
begleitete 2019er MIG-Veröffentlichung bietet das komplette Konzert,
das am ersten Todestag des Cream-Königs auf Initiative seiner Tochter
Natasha im Londoner Roundhouse stattfand. Die 122 Minuten Material
wurden am 24. Oktober 2015 mitgeschnitten und erleben hier und jetzt
erstmals ihre klanglich aufbereitete Komplettveröffentlichung. Unter
der Konzertleitung von Nitin Sawhney versammelten sich damals
zahlreiche Wegbegleiter, Freunde und Verehrer (sämtliche auch mit
Bild und wortreicher Verneigung im Beiheft zu finden) auf der
Roundhouse-Bühne, um 21 Songs aus der reichen Bruce-Band- &
Solo-Geschichte mit Liebe und Leben zu erfüllen; der damals
entschuldigt fehlende Langzeitweggefährte Eric Clapton steuerte den
Song For Jack bei, der hier erstmals auf offiziellem Tonträger
stattfindet. In beeindruckenden Live-Versionen finden sich hier
zeitlose Klassiker wie Hit & Run, I Feel Free, Weird Of Hermiston,
White Room, Politician, No Surrender, Rope Ladder To The Moon, Ships
In The Night, Badge, How's Tricks, I'm So Glad und Sunshine Of Your
Love, dargereicht von einer auserlesenen Musiker-Riege, beeindruckend
besetzt mit u.a. Ian Anderson, Liam Baley, Ginger Baker, Clem
Clemson, Hugh Cornwell, Mark King, Phil Manzanera, Bernie Marsden,
Vernon Reid, Uli Jon Roth, Nitin Sawhney, Stealth, Joss Stone, Aruba
Red (=Natasha Bruce), Corin Jack Bruce und Kyla Simone Bruce. (cpa)


Swans - Leaving Meaning

2-LP (+MP3)/2-CD - EUR 24,95/18,95

19er, nach der Auflösung der alten Besetzung nun mit diversen
ex-Swans, Leuten, die u.a. für/mit Alex Chilton, Silver Apples
Iggy/Stooges, Nick Cave, Beirut spielten, Gästen wie Anna und Maria
von Hausswolff, The Necks, Ben Frost, Baby Dee. Michael Gira kann
offensichtlich nicht anders - das 4. Meisterwerk in Folge.
Stilistische Zuordnungen sind schwer/versagen. Okay, da gibt's
Elemente/vermutliche/wesentliche und marginale Einflüsse aus/von z.B.
"Düster-Fake-Folk" bzw. "Gothic Underground-Post-Folk", Post Punk aus
einer anderen Welt, Can (mehrfach, auch mal massiv), Nick Cave, Panda
Bear (??), Future Pop und Post Rock in sehr eigen/originär, einer Art
Dream Pop, selbst Doors (??), ganz kurz irgendwie sogar Magma, dazu
(Indie/Gothic) Pop- resp. einfach ruhige hochatmosphärische bis
schwebende Balladen, aber es klingt trotz dieser gelegentlich auch
deutlichen Assoziationen wie nichts anderes. Was zählt, ist das WIE.
Die komplett eigenständige Musik- und Klangsprache. Die unglaublich
fesselnden Stimmungen, total faszinierenden Atmosphären, immer wieder
anders und dennoch absolut in sich schlüssig, die in den weitaus
meisten Stücken (viele davon um die 11, 12 Minuten, insgesamt 93)
eine grandiose Sogwirkung erzeugen, geradezu hypnotisieren, auch mit
Hilfe einer Menge repetitiver Muster. Gerade das macht diese Musik so
einzigartig und überwältigend. Dabei arbeitet Gira hier und da mit
mehreren überlagernden Vokalspuren (teils Gäste) bzw. kleinen Chören,
einzelne Instrumente sind des Öfteren kaum greifbar, verschwimmen,
fließen zusammen (Saiten inkl. Lap Steel und akustischer, Tasten
inkl. Mellotron und viel Piano, Streicher, manchmal Bläser, ergänzend
Vibrafon, Santur, Akkordeon, Dulcimer), agieren musikdienlich im
Extrem, teils auf "unscheinbare" Weise fantastisch arrangiert.
Manches klingt erhaben, dramatisch, radikal stoisch, verwunschen bis
dunkel-mysteriös, Weniges eher dräuend, orchestral, beinahe
meditativ, alarmistisch, relaxt, verquer-sakral, einige Tracks
steigern langsam aber stetig über lange Strecken die
 Dichte und Intensität (schon mal beinahe schmerzhaft), es gibt
schwere marschierende Parts, untergründige Spannung, ausgedehnte
ziemlich leise und/oder teilakustische Phasen, und wesentlich weniger
Wucht als früher. Das Ergebnis ist immer phänomenal. CD/Vinyl in
Spanplatten-Hüllen/Digipack, Vinyl minus 1 Track. (dvd)


Water And Sand - Catching Light

CD - EUR 14,95

Das zweite Vollwerk des kongenialen Country-Folk-Paares Kim Taylor
und Todd Thibaud, ganz zu Recht bei Blue Rose erscheinend. Schon mit
dem bandbetitelten Debütalbum faszinierte das sich stimmlich perfekt
ergänzende Duo mit schlicht schön gehaltenen Weisen zwischen
naturverbundener Klarheit und dezent elektrifizierten
Energie-Ausbrüchen, aber mit dem Dutzend neuer Co-Compositionen
(sämtliche Songs entstanden im Taylor-Thibaud-Tandem) gelingt es den
beiden, ihre eigenes Americana-Idiom noch zu verfeinern, zu
perfektionieren, auf eine intensive Höhe zu heben, die noch lange
nach dem letzten Song nachhallt. Erst beim zweiten oder dritten Hören
fällt die Absenz von etwelchem Schlagwerk auf, derart voll, rund und
vielfältig gefüllt wirken die naturbelassenen Klangräume, die auf
instrumentaler Ebene mit akustischem Akkorden, saftig verzerrten
E-Gitarren-Griffen, sanftem Bass und gelegentlichen
Mandolinen-Feinfüllungen so reichhaltig ausgestaltet sind, dass den
beiden mal sanft solierenden, mal sich gefühl- und kunstvoll
umgarnenden Stimmen ein rundum perfektes Lager bereitet wird, das mal
dezent, mal delikat, mal deftig von wurzelnaher Akustik-Ballade über
klassischen Singer-Songwriter-Folk und beseelte Country-Alternativen
bis hin zum zurückhaltend elektrisierendem Roots Rock reicht. Im
Zentrum aber stehen, wirken und betören die ungemein natürlich
nachfühlbaren Melodien, die in perfekt harmonierender Zweisamkeit
dargereicht sicherlich auch dem Buddy & Julie-Jünger ein seliges
Lächeln schenken werden. Nicht nur dem Verehrer des Water &
Sand-Erstlings nachdrücklich empfohlen! (cpa)


Neil Young & Crazy Horse - Colorado

2-LP (+7")/CD - EUR 49,95/17,95

19er. Nach 7 Jahren Neues mit Crazy Horse (mit Nils Lofgren statt
Sampedro). Erstaunlich vielfältig insgesamt. Alle singen mit,
entsprechend viele Backing- und Harmony Vocals, kleine Chöre.
Relaxter akustischer Folk Rock, der auch ein Outtake von After The
Gold Rush sein könnte. Eine klassische Neil-Rock-Ballade,
überraschend weich gesungen in (wie des Öfteren phasenweise) z.T.
hohen Lagen. Beträchtliche Härte mit abmildernden Refrains (ein
Effekt, der auch anderswo zu hören ist) in wahlweise sehr langsam und
heavy sowie dezent schroff oder als wütender teils ziemlich roher
Rocker. Eine ganz zurückhaltende verzögerte Ballade, weich und
zärtlich, mit wunderschönen gedämpften Gitarren-Features. Eine
melodische slow motion-Hymne mit politischer Aussage. Ein ganz
intimes leises Stück, umso intensiver und suggestiv, trotzdem unter
gewisser Spannung (erste Sahne, toll!). Eine becircende Ballade,
sanft und zart wie in alten Zeiten, mit anheimelnden Backing Vocals,
ein von aparten Vibrafon-Tupfern ergänztes Piano führt - wie auch in
einem weiteren ruhigen Stück, das wie aus den 70ern klingt, diesmal
in einem dezenten freundlichen Groove verpackt. Und schließlich der
archetypische Crazy Horse-Kracher, 13 epische Minuten lang, schwer
und leicht verschleppt, etwas elegisch, herrliche cremig-verzerrte
Gitarren-Trips (doch immer wieder von Vokalparts/v.a. Refrains
durchsetzt), zur Hälfte hin vorübergehend härter/schärfer werdend
(auch die Gitarren), um dann die Dichte zu reduzieren. Vinyl kommt
3-seitig plus eine Bonus-7" (die erwähnte Hymne in live solo + ein
non-LP-Band-Track). All in all: Eins seiner besten Alben dieses
Jahrhunderts! Auch wenn nicht jeder Song zündet. Dicke Empfehlung!
(dvd)


DEMNÄCHST in diesem Theater:

08.11.

16 Horsepower - All Access (180g) 4-LP-Box

Gene Clark - No Other (4Versionen)

Nick Cave & The Bad Seeds - Ghosteen

Lesley Kernochan - The Hummingbird Revolution

Fleetwood Mac - Rumours (DeLuxe Edition)

Giant Sand - Glum (25 Anniversary)

Shawn Lee - Shawn Lee Rides Again

Caitriona O'Leary - The Wexford Carols

Mighty Baby - At A Point Between Fate And Destiny: The Complete Recordings

15.11.

Aziza Brahim - Sahari

Bonnie Prince Billy - I Have Made A Place

Tindersticks - No Treasure But Hope

Maria Taylor - Maria Taylor

Emily Jane White - Immanent Fire

Molly Burch - The Molly Burch Christmas Album

Kraan - The Trio Years: Zugabe!

22.11.

The Who - WHO

Rolling Stones - Let It Bleed 50th Anniversary

Scott H. Biram - Sould Out To The Devil

Irmin Schmidt - Villa Wunderbar (ltd. 4-LP-BVox-Set)

29.11.

Tim Buckley - Tim Buckley - Live At The Electric Theatre Co, Chicago, 1968

Mercury Rev - All Is Dream (4-CD-DeLuxe Edition)

Mick Ronson - Only After Dark: The Complete Mainman Recordings

06.12.

The Go-Betweens - G Stands For Go-Betweens Volume 2: 1985-1989


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

10.12.2019 DE - Hamburg - Gruenspan

11.12.2019 DE - Berlin - Lido Berlin

12.12.2019 DE - Leipzig - UT Connewitz

13.12.2019 DE - Wiesbaden - Schlachthof Wiesbaden

14.12.2019 DE - Düsseldorf - Lieblingsplatte - zakk Düsseldorf

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

08.-09.11.2019 ROLLING STONE PARK (Europa-Park Rust, Germany)

15.-16.11.2019 ROLLING STONE BEACH (Weissenhaeuser Strand near Luebeck, Germany)

01.12.19 Regensburg, Alte Mälzerei **

02.12.19 Mannheim, Alte Feuerwache **

04.12.19 Frankfurt, Zoom **

05.12.19 Münster, Sputnikhalle **

06.12.19 Trier, Mergener Hof **

07.12.19 Erfurt, HsD **

05.-09.08.2020 Open Flair Festival 2020 (Eschwege, Germany)

** Steiner & Madlaina als Support von Die Höchste Eisenbahn

NIVE & THE DEER CHILDREN

14.11.2019 DK - Støvring - Stubhuset

15.11.2019 DK - Odense - Kansas City

22.11.2019 FR - Brest - Les Inattendus festival, Cabaret Vauban

23.11.2019 FR - Granville - Theatre de Granville

13.12.2019 BE - Antwerp

14.12.2019 BE - Antwerp

03.01.2020 BE - Berchem - MixMass, De Singel

XIXA

xixamusic.com

02-Nov - DE - Konstanz, Kulturladen

03-Nov - DE - Weikersheim, W71


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2793: Kassel - Weihnachtskonzert für Senioren, 13.12.19


documenta-Stadt Kassel

Weihnachtskonzert für Senioren



Das Weihnachtskonzert der Stadt Kassel für Seniorinnen und Senioren
findet am Freitag, 13. Dezember, ab 15 Uhr, im Festsaal des Kongress
Palais Kassel statt. Unter der künstlerischen Leitung von Manfred
Bettenhäuser wird ein Programm mit Weihnachtsliedern, besinnlicher
Musik, kleinen Geschichten und Gedichten zur Weihnachtszeit
präsentiert. Mit dabei sind Katja Friedenberg, das "Violinensemble
Kaskade" unter der Leitung von Jakov Agranov sowie Julia Reingardt am
Piano.

Karten für Emporenplätze sind für vier Euro (ohne Bewirtung) sowie für
Plätze im Saal für acht Euro (mit Kaffeegedeck), jeweils
einschließlich der Nutzung von Bussen und Bahnen der KVG im
Kassel-Plus-Gebiet vor und nach der Veranstaltung, beim Seniorenbeirat
ab Freitag, 8. November, erhältlich. Karten können beim Seniorenbeirat
in der Friedrich-Ebert-Straße 10, 2. OG, jeweils montags und freitags
von 9.30 bis 12 Uhr abgeholt werden, Telefonnummer (0561) 787-5100,
sonstige Zeiten und Informationen (0561) 787-5024.

Karten sind auch erhältlich im Stadtteilzentrum Agathof, Agathofstraße
48 (montags bis donnerstags von 9 bis 15 Uhr), dem Stadtteiltreff
Mombach, Holländische Straße 74 (montags, mittwochs und Freitags von 9
bis 12 Uhr), der Fachkoordination Älterwerden in Niederzwehren (FÄN),
Frankfurter Straße 300 (dienstags und donnerstags, 10 bis 12 Uhr),
sowie im Stadtteilbüro Älterwerden Harleshausen, Karlshafen Straße 2
(montags bis donnerstags, 10 bis 12 Uhr).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 30.10.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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AUSLAND/9213: Aus aller Welt - 04.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ankara will inhaftierte Dschihadisten in ihre Heimat zurückschicken

Die türkische Regierung will die während der Militäroffensive in
Nordsyrien gefangengenommenen Dschihadisten aus Europa in ihre
Heimatländer zurückschicken. Nach Angaben von Innenminister Süleyman
Soylu befinden sich derzeit etwa 1200 ausländische Kämpfer der
Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS) in der Türkei in Haft. Der
Minister kritisierte in einem Gespräch mit der Agentur Anadolu, daß
die europäischen Staaten die Türkei in der Frage des Umgangs mit
diesen IS-Häftlingen allein ließen. Einige Staaten würden IS-Kämpfern
die Staatsbürgerschaft entziehen, um sie nicht aufnehmen zu müssen,
sagte Soylu. Das sei unverantwortlich.

4. November 2019
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JUSTIZ/9213: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei erschießt mutmaßlichen Randalierer

Im rheinland-pfälzischen Hoppstädten-Weiersbach hat die Polizei einen
26 Jahre alten Mann aus Eritrea erschossen. Zu den Umständen des
tödlichen Schußwaffengebrauchs teilte das Polizeipräsidium Trier mit,
daß eine Zeugin am Samstagnachmittag die Polizei alarmiert habe, weil
ein apathisch wirkender Mann einen Menschen bedroht und mit einer Axt
auf dessen Fahrzeug eingeschlagen habe. Es wurde eine Großfahndung
eingeleitet. Nach mehreren Stunden entdeckten SEK-Beamte den
Verdächtigen auf einem Tennisplatz. Er wurde durch einen Schuß in den
Kopf getroffen. Weitere Details wurden zunächst nicht bekannt.

4. November 2019
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MILITÄR/9210: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Russische Marine demonstriert Einsatzfähigkeit im Mittelmeer

Kriegsschiffe der Schwarzmeerflotte und der Baltischen Flotte haben
gemeinsam mit russischen Luft- und Raumfahrtkräften umfangreiche
Gefechtsübungen im östlichen Mittelmeer ausgeführt. Wie der
Kommandant des operativen Kommandos, Kapitän zur See Sergej Tronew,
der Agentur RIA Novosti mitteilte, wurden bei dem Militärmanöver
Raketen- und Artilleriewaffen eingesetzt und diverse Maßnahmen zum
Schutz des Schiffsverkehrs absolviert. Zur Aufrechterhaltung des
etablierten Bereitschaftsniveaus würden ständig
Kampftrainingsmaßnahmen durchgeführt, erklärte Tronew.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9212: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grüne kritisieren Regierungspläne zur DNA-Analyse

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Modernisierung des
Strafverfahrens stößt bei den Grünen auf Kritik. Nach Informationen
des Handelsblatts äußerten mehrere Rechtspolitiker der Partei
Bedenken hinsichtlich der geplanten Erweiterung der polizeilichen
DNA-Analyse von Spurenmaterial. Gesetzgebung muß auf Grundlage
gesicherter empirischer Erkenntnisse erfolgen, wenn sie
rechtsstaatlichen Anforderungen genügen will, heißt es in einem von
Berlins Justizsenator Dirk Behrendt, Hamburgs Justizsenator Till
Steffen, Thüringens Justizminister Dieter Lauinger sowie den
Grünen-Bundestagsabgeordneten Renate Künast, Manuela Rottmann und
Canan Bayram unterzeichneten Papier. Das von der großen Koalition
vorgelegte Gesetzespaket genüge diesen Anforderungen nur zum Teil.
Neben der bereits praktizierten Feststellung des Geschlechts und der
Identität sollen Ermittler mit Hilfe der DNA-Analyse künftig auch die
Haar-, Augen- und Hautfarbe sowie das Alter des Spurenlegers
bestimmen dürfen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9210: Tragisches und Kurioses - 04.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ein Toter nach Explosion in Wohnhaus

In einem Einfamilienhaus im sächsischen Striegistal ist es am
Sonntagnachmittag zu einer Explosion gekommen, bei der ein Mann ums
Leben kam und ein weiterer leicht verletzt wurde. Nach ersten
Ermittlungen geht die Polizei davon aus, daß der Getötete die
Detonation selbst auslöste, indem er in einem der Wohnräume illegale
Böller zündete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8295: Aus Forschung und Technik - 04.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Nachschub für die Raumstation

Zwei Tage nach dem Start vom Weltraumbahnhof Wallops Island in
Virginia erreichte das Frachtraumschiff Cygnus des Unternehmens
Northrop Grumman die Internationale Raumstation ISS. Die über kein
automatisches Andocksystem verfügende Kapsel wurde nach Informationen
der NASA von den Astronautinnen Christina Kock und Jessica Meir mit
Hilfe des Roboterarms Canadarm2 eingefangen und an das US-Modul Unity
umgesetzt. Cygnus beliefert die Orbitalstation mit 3,7 Tonnen
Verbrauchsmaterial und einer Vielzahl von wissenschaftlichen
Experimenten, darunter eine neue Weste, die Astronauten vor der
Strahlungsumgebung des Weltraums schützen soll, und einen
experimentellen Ofen zur Herstellung von Keksen im schwerelosen
Raum. Der Frachter soll am 13. Januar 2020 wieder abkoppeln und mit
mehreren Tonnen Stationsmüll an Bord gezielt zum Absturz gebracht
werden und in den dichten Schichten der Atmosphäre verglühen.

4. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8309: Aus aller Welt - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Freihandelsabkommen RCEP auf 2020 verschoben

Zum Abschluß ihres Gipfeltreffens in Bangkok haben die Staats- und
Regierungschefs der südostasiatischen Staatengemeinschaft Asean und
assoziierter Staaten die Unterzeichnung des sogenannten RCEP-Vertrags
(Regional Comprehensive Economic Partnership) auf kommendes Jahr
verschoben. Als einziges Land hegt Indien Bedenken
gegenüber dem geplanten Freihandelspakt. Chinesische Exporte könnten
den indischen Markt überschwemmen. Das südostasiatische
Freihandelsabkommen würde ein Drittel des Welthandels betreffen.
Neben der Führungsmacht China nähmen Japan, Indien, Südkorea,
Australien, Neuseeland und die zehn Asean-Staaten Indonesien,
Malaysia, Thailand, die Philippinen, Vietnam, Myanmar, Brunei, Laos,
Kambodscha und Singapur an der RCEP teil.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8264: Medizin und Gesundheitswesen - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Hoher Alkoholkonsum in der Arbeitszeit

Der Alkoholkonsum in Deutschland ist mehr als bedenklich. So ist das
Trinken von Alkohol bei der Arbeit sehr weit verbreitet. Nach einer
Umfrage des Instituts Forsa im Auftrag der DEKRA kennt jeder Dritte
(36 Prozent) Kollegen, die während der Arbeitszeit Alkohol trinken.
Elf Prozent gaben an, daß es Mitarbeiter gibt, die dies regelmäßig
tun. Und 25 Prozent sagten, daß Kollegen zumindest gelegentlich
während der Arbeitszeit Alkohol trinken. Weiter gab jeder Zweite (49
Prozent) an, daß in seinem Betrieb keine Unterweisung oder Hinweise
über die Gefahren von Alkohol und Drogen am Arbeitsplatz gegeben
werden. DEKRA empfiehlt daher, daß Unternehmen im Rahmen eines
betrieblichen Gesundheitsmanagements Führungskräfte und Mitarbeiter
präventiv für einen professionellen Umgang mit dem Problem Sucht 
schulen. Außerdem sollten Betriebsärzte Hilfsangebote unterbreiten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8297: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Tag der Toten Frauen in Mexiko

Mehr als ein Dutzend Länder Lateinamerikas gehören zu den Staaten mit
der höchsten Rate an geschlechtsspezifischen Frauenmorden. 98 Prozent
der Femizide werden strafrechtlich nicht verfolgt. In Mexiko wurden
seit 2015 über 3000 Frauen aufgrund ihres Geschlechts ermordet. In
Mexiko-Stadt haben deswegen am sogenannten "Tag der toten Frauen"
Angehörige und Freunde von etwa 100 verschwundenen oder ermordeten
Frauen demonstriert. Demonstrantinnen und Demonstranten forderten das
Ende der Gewalt gegen Frauen und von der Regierung eine
Intensivierung der Strafermittlungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8219: Sprache, Kunst und Medium - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Älteste römische Bibliothek nördlich der Alpen in Köln

Nach dem Fund der Grundmauern von Deutschlands bisher ältesten
nachweisbaren Bibliothek, die 2018 bei Ausschachtungsarbeiten in der 
Kölner Innenstadt entdeckt wurde, soll diese so bald wie möglich für 
die Öffentlichkeit zugänglich werden. In der evangelischen 
Antoniterkirche sollen die Funde ausgestellt und mit digitalen Mitteln 
ein möglichst übersichtliches Bild von der alten römischen Bücherhalle 
vermittelt werden, wie die Evangelische Gemeinde laut ZDFheute in Köln 
mitteilte.

Der "archäologische Sechser im Lotto", wie die Ausgrabung bezeichnet
wurde, hatte vor rund einem Jahr international für Schlagzeilen
gesorgt. Das Gebäude wird auf das zweite Jahrhundert nach Christus
datiert.

Für eine Aufbereitung des historischen Gebäudes fehlte aber bislang
das Geld. Im Augenblick läuft noch eine Spendensammlung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8286: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Ägyptens Militärs töteten über 80 mutmaßliche Islamisten

Ägyptens Militärs haben nach eigenen Angaben vom Montag im Nordsinai
seit Anfang September 83 mutmaßliche Islamisten getötet und 61
verdächtige Personen festgenommen. Bei Razzien wurden Hunderte von
Sprengkörpern sowie Waffen und Munition gefunden. Die Luftwaffe
zerstörte ein Dutzend Verstecke, über hundert Geländefahrzeuge und zwei
Tunnel. Ob die Getöteten zu den auf dem Sinai aktiven Milizen
Islamischer Staat oder der verbündeten Al Kaida gehörten, wurde nicht
gemeldet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8300: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundespräsident Steinmeier ehrt Hitler-Attentäter Elser

Am 8. November 1939 hat Georg Elser während einer Veranstaltung des
NS-Führungspersonals im Münchner Bürgerbraukeller versucht, Hitler
sowie Himmler, Heß, Goebbels und andere mit einer zeitgesteuerten
Bombe zu töten. Hitler und die anderen Nazi-Oberen entkamen der
Detonation, die acht Menschenleben kostete, unbeschadet, weil sie
vorzeitig die Lokalität verließen. Elser wurde gefaßt und 1945 im
Konzentrationslager Dachau erschossen. In Elsers Geburtsort
Hermaringen in Baden-Württemberg wurde an diesem Montag ein Denkmal zu
Ehren des Attentäters enthüllt. Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier hielt dazu die Laudatio auf Elser, den er einen
außergewöhnlich mutigen Menschen, einen einfachen Mann, einen guten
Handwerker und Zitherspieler nannte. Elser sei einer von uns gewesen,
ein Hermaringer, der nicht aufgefallen sei, sagte Steinmeier laut
Redemanuskript. In seinem Handeln, in seiner Bereitschaft,
Verantwortung für sein Tun zu übernehmen und für seine Taten
einzustehen, sei Elser ein großer Mann gewesen, eine
Ausnahmeerscheinung. Elser hätte schon zwei Monate nach Beginn des
Krieges diesen mit hoher Wahrscheinlichkeit beenden können und ebenso
das Unrecht des nationalsozialistischen Regimes. Aufgrund der Lektüre
der Verhörprotokolle bescheinigte Steinmeier Elser Lauterkeit seiner
Motive und moralische Legitimation für seine Tat. Schließlich
zitierte Steinmeier den Verfassungsartikel, in dem es heißt: "Gegen
jeden, der es unternimmt, unsere freiheitlich-demokratische Ordnung
zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn
andere Abhilfe nicht möglich ist."
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8269: Tragisches und Kurioses - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Zwei Familien vergiften sich mit selbst gesammelten Pilzen

Die Saison für Pilzsammler ist wieder angebrochen. Damit steigt auch
die Gefahr, daß Menschen sich vergiften. So sind am Wochenende in
Nordrhein-Westfalen zwei Familien unabhängig von einander, mit ihren
selbst gesammelten Pilzen zu Schaden gekommen.

Wie ein Sprecher des Rhein-Kreises Neuss sagte, starb eine 28jährige
Frau aus Kaarst nach einer Mahlzeit, und ihre Eltern wurden in ein
Krankenhaus eingeliefert. Im gleichen Zeitraum vergiftete sich eine
fünfköpfige Familie aus Rommerskirchen. Auch sie muß in einer Klinik
behandelt werden.

In beiden Fällen waren die Vergiftungen nach Angaben der Behörden auf
den Verzehr hochgiftiger Knollenblätterpilze zurückzuführen. Der Pilz
kann leicht mit Wiesen-Champignons verwechselt werden. Schon in
kleinen Mengen besteht die Gefahr eines tödlichen Leberversagens, wie
der WDR1 berichtete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8298: Arbeit, Soziales und Familie - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Kinderhilfswerk stellt Studie zur Kinderarmut in Deutschland vor

Einer aktuellen Studie des Deutschen Kinderhilfswerks zufolge sind
Kinder in Deutschland häufiger, teils wesentlich häufiger von Armut
betroffen als Erwachsene. Die Untersuchung erstreckt sich auf die
zurückliegenden zehn Jahre. Der Anstieg der Kinderarmut lag demnach
in der Hälfte der Bundesländer über dem der Armut von Erwachsenen.
Kinderarmut sei zwar eng mit der Armut der Eltern verknüpft, aber die
unterschiedliche Entwicklung der Armutsquoten von Kindern und
Erwachsenen zeige, daß das Problem einer eigenständigen Lösung
bedürfe, schreibt der Präsident des Kinderhilfswerks, Thomas Krüger.
Er bezeichnete das kürzlich in Kraft getretene
"Starke-Familien-Gesetz" und die Änderungen beim Bildungs- und
Teilhabepaket als wichtige Schritte zur Bekämpfung der Kinderarmut in
Deutschland und forderte die zügige Einführung einer
Kindergrundsicherung, welche ihren Namen verdient. Außerdem sollte
die Bundesregierung den Vorschlag der Familienministerkonferenz zur
Einrichtung von Familienservicezentren aufgreifen. Dort könnten
Familien qualifiziert beraten werden und möglichst auch Leistungen
beantragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8275: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Buschfeuer bedrohen Australiens Koalas

Die Lage der Koalas wird immer brenzlicher. Der Grund: Rund 400
Kilometer nordöstlich von Sydney wüten seit letzter Woche mehr als 60
Buschfeuer, die im Bundesstaat New South Wales bereits Tausende
Hektar Land vernichtet haben. Unter ihnen befindet sich auch ein
dicht mit den als "sehr selten" eingestuften Koalas besiedeltes
Gebiet. Dabei bedroht nicht allein das Feuer die Tiere, sondern auch
Wassermangel. Dieser senkt die Überlebenschancen der Koalas
erheblich. Schließlich bekommen sie 65 Prozent ihres Wassers aus den
Blättern, die sie fressen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8286: Märkte und Finanzen - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Bolivien kündigt Joint Venture zur Lithiumgewinnung auf

Boliviens Regierung hat ein Joint Venture des Staatsunternehmens YLB
und der baden-württembergischen Firma ACI Systems Alemania zur
Lithiumgewinnung per Dekret annulliert. Das meldete am Sonntag
(Ortszeit) laut der Nachrichtenagentur ABI der Gouverneur des
Departements Potosí, wo der Salzsee Sarlar de Uyuni mit dem
möglicherweise weltweit größten Lithiumvorkommen liegt. Die Regierung
von Präsident Morales hat die Aufhebung des vor einem Jahr
beschlossenen Joint Ventures zunächst nicht begründet. YLB hätte an
dem Gemeinschaftsprojekt einen Anteil von 51 Prozent gehalten. Ab
2022 wollte man bis zu 40.000 Tonnen Lithiumhydroxid jährlich
fördern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8298: Aus Forschung und Technik - 04.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Samsung Galaxy S11 erhält womöglich Gestensteuerung

Offenbar will Samsung beim Galaxy S11 eine Gestensteuerung einführen.
Wie PCGamesHardware.de meldete, haben sich die Südkoreaner den
Markennamen "ISOCELL-Motion" gesichert. Nach Ansicht der PC-Experten
soll daraus abzuleiten sein, daß Samsung eine bildbasierte Bewegungs-
und Objekterkennung einführt, durch die eine Gestensteuerung wie
beispielsweise beim Google Pixel 4 möglich wäre. Dabei soll Samsung
Bewegungen nicht durch einen Zusatzchip erkennen, sondern schlicht
durch den Kamerasensor und eine entsprechende Software. Ob Samsung
mit dem Galaxy S11 tatsächlich eine Gestensteuerung implementieren 
will, wird wohl erst die Zukunft zeigen. Auch bleibt abzuwarten, ob
sich diese Art der Steuerung langfristig überhaupt breiter etablieren
wird. Zumindest auf dem Pixel 4 wirkt die Gestensteuerung eher wie
eine Spielerei als wie eine Funktion mit ernstzunehmendem Nutzen.

4. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/403: Uralte Gaswolke zeigt, dass die ersten Sterne direkt nach dem Urknall entstanden sein müssen (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 31.10.2019

Uralte Gaswolke zeigt, dass die ersten Sterne direkt nach dem Urknall
entstanden sein müssen



Astronomen unter der Leitung von Eduardo Bañados vom Max-Planck-Institut
für Astronomie haben eine Gaswolke entdeckt, die Informationen über die
Frühphase der Galaxien- und Sternentstehung liefert, bloße 850 Millionen
Jahre nach dem Urknall. Die Gaswolke wurde zufällig bei der Beobachtung
eines entfernten Quasars gefunden, und sie sieht so aus, wie sich die
Astronomen die Vorläufer moderner Zwerggalaxien vorgestellt haben. Die
chemische Zusammensetzung der Wolke ist dagegen überraschend modern. Das
ist nur möglich, wenn sich die ersten Sterne im Universum sehr rasch
direkt nach dem Urknall gebildet haben. Die neuen Ergebnisse wurden jetzt
im Astrophysical Journal veröffentlicht.




[image: Bild: © MPIA-Grafikabteilung]

Schemadarstellung der urtümlichen Gaswolke, die Astronomen nachweisen
konnten, weil sie von einem fernen Quasar durchleuchtet wird

Bild: © MPIA-Grafikabteilung



Wenn Astronomen ferne Himmelsobjekte beobachten, dann blicken sie
zwangsläufig in die Vergangenheit zurück. Die von Bañados et al. entdeckte
Gaswolke ist so weit entfernt, dass ihr Licht fast 13 Milliarden Jahre
gebraucht hat, um uns zu erreichen. Dementsprechend zeigt uns das Licht,
das uns jetzt erreicht, wie die Gaswolke vor fast 13 Milliarden Jahren
aussah, nicht mehr als etwa 850 Millionen Jahre nach dem Urknall. Für
Astronomen ist jene Zeit besonders interessant, innerhalb der ersten
mehreren hundert Millionen Jahre nach dem Urknall bildeten sich die ersten
Sterne und Galaxien - und die Details dieser frühen Entwicklung sind noch
weitgehend unbekannt.

Die Entdeckung der außergewöhnlichen Gaswolke verdanken die Astronomen dem
Zufall. Bañados, damals an der Carnegie Institution for Science, und seine
Kollegen waren dabei, eine Gruppe von Quasaren genauer zu untersuchen.
Jene Gruppe von 15 fernen Quasare hatte Ko-Autorin Chiara Mazzucchelli für
ihre Doktorarbeit am Max-Planck-Institut für Astronomie zusammengestellt
und dazu die entferntesten bekannten Vertreter der Gattung
(Rotverschiebung z�6.5) versammelt. Zuerst stellten die Forscher nur fest,
dass der Quasar P183+05 ein eher ungewöhnliches Spektrum aufwies. Aber als
Bañados dann eine detailreichere Aufnahme eines Spektrums analysierte, die
er mit einem der Magellan-Teleskope am Las-Campanas-Observatorium in Chile
angefertigt hatte, erkannte er, worum es sich eigentlich handelte: Das
Ungewöhnliche in dem Spektrum waren die Spuren einer Gaswolke, die sehr
nahe an dem entfernten Quasar lag - eine der entferntesten Gaswolken, die
Astronomen bisher haben identifizieren können.

Durchleuchtet von einem fernen Quasar

Quasare sind die extrem hellen aktiven Kerne entfernter Galaxien.
Verantwortlich für ihre große Leuchtkraft ist das zentrale
supermassereiche Schwarze Loch der Galaxie. Materie, die um dieses
schwarze Loch kreist (bevor sie dann hineinfällt), erwärmt sich dabei auf
Temperaturen von Hunderttausenden von Grad und sendet deswegen enorme
Mengen an Strahlung aus. Die große Helligkeit ermöglicht es Astronomen,
Quasare als Hintergrund-Lichtquellen zu nutzen, um Wasserstoff und andere
chemische Elemente "in Absorption" zu beobachten: Befindet sich eine
Gaswolke direkt zwischen dem Beobachter und einem entfernten Quasar,
absorbiert sie einen Teil des Quasar-Lichts und lässt sich auf diese Weise
nachweisen.

Astronomen untersuchen zu diesem Zweck das Spektrum des Quasars, also die
regenbogenartige Zerlegung des Lichts in die verschiedenen
Wellenlängenbereiche. Die Stärke der Absorption bei unterschiedlichen
Wellenlängen liefert Informationen über die chemische Zusammensetzung,
Temperatur, Dichte und sogar über die Entfernung der Gaswolke von uns
(sowie ihre Entfernung vom Quasar). Verantwortlich dafür ist der Umstand,
dass jedes chemische Element einen "Fingerabdruck" von Spektrallinien hat
- jede Linie ein enger Wellenlängenbereich, in dem die Atome dieses
Elements Licht besonders gut emittieren oder absorbieren können. Das
Vorhandensein eines charakteristischen Fingerabdrucks zeigt das
Vorhandensein eines bestimmten chemischen Elements an und lässt sogar
Rückschlüsse darauf zu, eine wie große Menge des Elements in der Wolke
vorhanden ist.

Spuren der ersten Sterne?

Aus dem Spektrum der neu entdeckten Gaswolke konnten die Forscher sofort
erkennen, wie weit die Wolke von uns entfernt ist - und das sie in diesem
Falle in die erste Milliarde Jahre kosmischer Geschichte zurückblickten.
Sie fanden auch Spuren von mehreren chemischen Elementen wie Kohlenstoff,
Sauerstoff, Eisen und Magnesium. Die Menge dieser Elemente war jedoch
winzig und entsprach nur rund einem Achthundertstel der Häufigkeit jener
Elemente in der Atmosphäre unserer Sonne. Astronomen fassen alle Elemente
schwerer als Helium unter den Sammelbegriff "Metalle" zusammen; die
Messung macht die Gaswolke zu einem der metallärmsten (und entferntesten)
Himmelsobjekte, das wir kennen. Michael Rauch von der Carnegie Institution
of Science, Mitautor der neuen Studie, sagt: "Nachdem wir überzeugt waren,
dass wir nur 850 Millionen Jahre nach dem Urknall auf urtümliches Gas
gestoßen waren, haben wir uns gefragt, ob dieses System vielleicht sogar
die chemischen Fingerabdrücke der allerersten Generation von Sternen
enthält."

Die Suche nach diesen Sternen der ersten Generation, die zur sogenannten
"Population III" gehören, ist eine der wichtigsten Aufgaben die es zu
lösen gilt um herauszufinden, was im frühen Universum geschah. Im späteren
Universum spielen chemische Elemente, die schwerer als Wasserstoff sind,
eine wichtige Rolle, wenn es darum geht, Gaswolken zu Sternen kollabieren
zu lassen. Aber diese chemischen Elemente, insbesondere Kohlenstoff,
werden ihrerseits erst in Sternen produziert und in Supernova-Explosionen
ins All geschleudert. Für die ersten Sterne stand noch kein Kohlenstoff
als Kollaps-Beschleuniger zur Verfügung, denn direkt nach der Urknallphase
gab es nur Wasserstoff- und Heliumatome. Das macht die ersten Sterne
grundlegend anders als alle späteren Sterne.

Die Analyse des Spektrums der Wolke zeigte, dass deren chemische
Zusammensetzung alles andere als urtümlich war, sondern erstaunlich genau
den Häufigkeiten der Elemente entsprach, wie man sie in den heutigen
intergalaktischen Gaswolken findet. Das stellt für die Modelle der
Entstehung der ersten Sterne eine beachtliche Herausforderung dar.

So viele Sterne, so wenig Zeit

Insbesondere muss die Entstehung der ersten Sterne diesen Ergebnissen nach
bereits deutlich früher begonnen haben muss als zu jener Zeit, zu der wir
die Gaswolke beobachten. Es musste nämlich seit Beginn der ersten
Sternentstehung genügend Zeit vergangen sein, dass sich das heutige
Gleichgewicht einstellen konnte - und die Spuren der frühen Sternchemie
von den nachfolgenden Sternexplosionen mindestens einer weiteren
Generation von Sternen überlagert werden konnten. Besonders wichtig ist
dabei die Rolle der sogenannten Supernovae vom Typ Ia. Solche Supernovae
finden rund eine Milliarde Jahre nach der Entstehung der beteiligten
Sterne statt. Das schiebt die Entstehung jener Sterne weit in die
Vergangenheit, in die Zeit direkt nach dem Urknall.

Nachdem die Astronomen diese eine sehr frühe Wolke gefunden haben, suchen
sie systematisch nach weiteren Exemplaren. "Es ist spannend, dass wir die
Metallizität und die Elementhäufigkeiten so früh in der Geschichte des
Universums messen können. Aber wenn wir die Spuren der allerersten Sterne
identifizieren wollen, müssen wir noch weiter in die Vergangenheit
vordringen. Ich bin optimistisch, dass wir noch weiter entfernte Gaswolken
finden werden, die uns helfen können zu verstehen, wie die ersten Sterne
geboren wurden."


Hintergrundinformationen

Die hier beschriebenen Ergebnisse wurden als Bañados et al., "A metal-poor
gedämpft Lyαsystem at redshift 6.4", im Astrophysical Journal
veröffentlicht.

Die von MPIA-Seite Beteiligten sind Eduardo Bañados (auch Carnegie
Institution for Science), Emanuele Farina und Joe Hennawi (beide auch
UCSB), Bram P. Venemans und Fabian Walter (auch NRAO), in Zusammenarbeit
mit Michael Rauch (Carnegie Institution for Science), Roberto Decarli
(INAF Bologna), Chiara Mazzucchelli (ESO), Robert A. Simcoe (MIT-Kavli
Center for Astrophysics and Space Research), J. Xavier Prochaska (UCSC),
Thomas Cooper (Carnegie Institution for Science), Frederick B. Davies
(UCSB) und Shi-Fan S. Chen (MIT-Kavli Center for Astrophysics and Space
Research und UC Berkeley).
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FORSCHUNG/1154: An den Polen ticken die Uhren anders (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 31.10.2019

An den Polen ticken die Uhren anders



Innere Uhren koordinieren den Organismus mit dem Wechsel von Tag und
Nacht. Wie sie in Polarregionen arbeiten, wo Tage oder Nächte auch mal
Wochen dauern können, haben Wissenschaftler der Universität Würzburg
untersucht.

In gemäßigten Breiten ist das richtige Timing für so gut wie alle
Lebewesen entscheidend: Pflanzen treiben aus, wenn das Frühjahr naht,
Bienen wissen, welche Blüten wann geöffnet sind, Menschen werden abends
müde und wachen am Morgen wieder auf. Der konstante Wechsel von Hell und
Dunkel, Tag und Nacht ist der Takt, nach dem sich alle Lebewesen richten
müssen, wenn sie überleben und sich vermehren wollen. Innere Uhren helfen
ihnen dabei, indem sie die zeitliche Organisation jedes Organismus steuern
und an die jeweiligen Veränderungen anpassen.

Publikation in Current Biology

Was aber passiert in solchen Regionen, in denen der Wechsel von Tag und
Nacht nicht mehr dem typischen 24-Stunden-Rhythmus folgt, wie
beispielsweise in den Polarregionen? Wenn die Abenddämmerung direkt ins
Morgenrot übergeht oder die Sonne nur wenige Stunden am Tag knapp über dem
Horizont steht? Diese Fragen haben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
vom Lehrstuhl für Neurobiologie und Genetik der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) untersucht; verantwortlich
dafür war Dr. Pamela Menegazzi. In der aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift
Current Biology hat das Team seine Ergebnisse veröffentlicht.

"Zirkadiane Uhren mit einer Periodizität von etwa 24 Stunden ermöglichen
es Tieren, sich an die Tag-Nacht-Zyklen anzupassen. Sind diese Uhren
allerdings zu starr, könnte dies ein Nachteil bei der Anpassung an schwach
rhythmische Umgebungen wie das Polargebiet sein", beschreibt Menegazzi den
Hintergrund der neuen Studie. Tatsächlich ist bekannt, dass viele
Lebewesen, die weit im Norden beziehungsweise im Süden leben, ihre
Aktivitäten nicht mehr einem 24-Stunden-Rhythmus anpassen, sondern
"arrhythmisch aktiv" sind, wie die Wissenschaftlerin sagt.

Zwei Erklärungsmodelle stehen zur Auswahl

Am Lehrstuhl für Neurobiologie und Genetik steht die innere Uhr der
Taufliege Drosophila im Mittelpunkt. Die Fliege bietet Wissenschaftlern
mehrere Vorteile: Ihr Genom ist für Eingriffe gut zugänglich, ihr Gehirn
ist vergleichsweise einfach strukturiert und doch sind die molekularen
Prinzipien die gleichen wie beim Menschen. Außerdem bilden gerade mal 150
Neurone bei ihr die Grundlage ihrer inneren Uhr, deren jeweilige
Funktionen zum großen Teil bekannt sind. Drosophila -Arten sind über die
ganze Erde verteilt, sogar in sehr hohen Breiten leben Exemplare und
zeigen dort das typische arrhythmische Aktivitätsmuster. Auch in
subarktischen Regionen sind sie zu finden. Dort sind die dazu in der Lage,
ihre abendliche Aktivität der bisweilen sehr langen Dämmerung anzupassen.

Was bislang nicht bekannt war: Welche molekularen Mechanismen im
Uhrensystem der Fliegen für diese regionalen Anpassungen verantwortlich
sind. Zur Diskussion standen zwei Modelle: "Die Arrhythmie könnte entweder
auf einen Verlust der molekularen Schwingung innerhalb der Hauptuhr
zurückzuführen sein", sagt Pamela Menegazzi. Alternativ sei auch eine
fehlende Kopplung zwischen dieser Hauptuhr und den ihr untergeordneten
Strukturen denkbar.

Vergleich von zwei Fliegenarten

Zur Klärung dieser Frage haben Menegazzi und ihr Team die vermutlich erste
vergleichende Analyse über Gattungen hinweg durchgeführt. Neben Drosophila
wurde dabei die Gattung Chymomyza mit einbezogen, eine Gattung, die sich
vor etwa fünf Millionen Jahren von Drosophila getrennt und seitdem sowohl
niedrige als auch hohe Breitengrade erfolgreich besiedelt hat. Auf diesem
Weg wollten die Wissenschaftlerinnen die evolutionären Anpassungen der
zirkadianen Uhr genauer untersuchen, die das Leben der Tiere in der Arktis
und Subarktis erleichtern.

Das Ergebnis: "Beide Erklärungen sind gleichermaßen gültig", so Menegazzi.
Dafür sprechen zumindest die molekularbiologischen Befunde dieser Studie.
So ist bei Drosophila ezoana der Verlust des molekularen Taktzyklus' in
der Hauptuhr der Auslöser für die Anpassung an das Leben in hohen Breiten.
Chymomyza costata kommt zu dem gleichen Ergebnis durch eine fehlende
Kopplung zwischen Taktgeber und Adressat. "Dies deutet darauf hin, dass
die Fähigkeit, den Verhaltensrhythmus aufrechtzuerhalten, während der
Evolution der Drosophilidae mehr als einmal verloren gegangen ist",
schlussfolgert die Wissenschaftlerin.

Feste Rhythmen können von Nachteil sein

In ihrer Studie haben sich die Wissenschaftlerinnen mit einem alten
Konzept der Chronobiologie befasst. Dieses besagt, dass zirkadiane Uhren
gewisse Eigenschaften besitzen müssen: Einen 24-Stunden-Rhythmus, die
Fähigkeit, sich mit äußeren Reizen zu synchronisieren, und eine weitere
Eigenschaft, die in der Wissenschaft "selbsterhaltend" bezeichnet wird -
salopp gesagt also das Vermögen, aus sich heraus einen Rhythmus dauerhaft
einzuhalten. "Tatsächlich wird immer deutlicher, dass viele Organismen,
die keine klassischen Modellorganismen sind, nicht alle diese Merkmale
besitzen", sagt Menegazzi.

Gleichzeitig unterstützen die Ergebnisse die seit langem geäußerte
Hypothese, dass feste Verhaltensrhythmen in Umgebungen ohne klare
Rhythmen, wie beispielsweise den Polarregionen, ein Nachteil sein könnten.
Zusätzlich tragen sie dazu bei zu verstehen, wie sich Tiere an
verschiedene ökologische Nischen anpassen und welche Eigenschaften in
extremen Umgebungen vorteilhaft sein könnten.

Nach Ansicht der Wissenschaftler werde die Identifizierung der Merkmale,
die für eine erfolgreiche Besiedlung hoher Breitengrade notwendig sein
könnten, im Zusammenhang mit dem Klimawandel noch relevanter.


Originalpublikation:

Life at high latitudes does not require circadian behavioral rhythmicity
under constant Darkness.
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Current Biology,
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ZOOLOGIE/1674: Durch dick und dünn - Vampirfledermäuse schließen stabile Freundschaften (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 31.10.2019

Durch dick und dünn: Vampirfledermäuse schließen stabile
Freundschaften



Freundschaften sind eine Schlüsselquelle für menschliches Glück,
Gesundheit und Wohlbefinden. Immer mehr Beweise zeigen, dass ähnliche
Beziehungen auch bei anderen Arten, einschließlich der bluttrinkenden
Vampirfledermaus, wichtig sind. Ein Forscherteam des Museums für
Naturkunde Berlin (MfN) hat herausgefunden, dass Vampirfledermäuse enge
freundschaftliche Bindungen eingehen. Diese überdauern sogar schwere
Belastungsproben wie etwa den dramatischen Wechsel von einer Laborumgebung
zur Wildnis. Diese neue Studie ist nun in der Fachzeitschrift Current
Biology publiziert worden.

Vampirfledermäuse sind hochsozial und kooperativ. Sie würgen erbeutetes
Blut wieder hoch, um andere hungrige Fledermäuse in ihrem sozialen
Netzwerk zu füttern. Sie versorgen so sogar nicht verwandte erwachsene
Artgenossen, was evolutionsbiologisch besonders bemerkenswert ist. "Die
Erforschung sozialer Interaktionen bei wilden Vampirfledermäusen war in
der Vergangenheit ein schwieriges Unterfangen und erforderte Monate und
Jahre, um die Fledermäuse in ihrem natürlichen Lebensraum zu beobachten",
sagt Simon Ripperger, Fledermaus-Forscher am Museum für Naturkunde Berlin.

Die Biologen Simon Ripperger und Frieder Mayer vom MfN haben jedoch
gemeinsam mit Elektrotechnikern und Informatikern eine neue Technologie
entwickelt, um die sozialen Netzwerke von freilebenden Fledermäusen zu
erforschen. Sie nennen sie Näherungssensoren. Dies sind Mini-Computer, die
leichter sind als eine 1-Cent-Münze, die die Biologen wie kleine
Hightech-Rucksäcke an jede Fledermaus anbringen. So werden alle
Interaktionen zwischen den Fledermäusen in der sozialen Gruppe
protokolliert. "Vor einigen Jahren konnten wir nur davon träumen, das
soziale Netzwerk freilebender Fledermäuse so detailliert zu verfolgen", sagt
Ripperger, Hauptautor der Studie.

Dieser technologische Fortschritt ermöglichte es den Forschern, die
Stabilität sozialer Beziehungen zu untersuchen, wenn dieselben Fledermäuse
nach einem Laboraufenthalt zurück in die Wildnis entlassen werden. "Seit
einigen Jahren führen wir Experimente zum Teilen von Nahrung zwischen
verwandten und unverwandten Vampirfledermäusen in Gefangenschaft durch.
Allerdings haben wir uns auch gefragt, ob die stabilen Beziehungen, die
wir hier beobachten, lediglich von den unnatürlich stabilen Bedingungen in
Gefangenschaft herrühren", sagt Gerald Carter Professor für
Biowissenschaften an der Ohio State University. Carter, Mitverfasser der
Studie, stellte fest, dass die Fledermäuse durch das erzwungene
Zusammensein in Gefangenschaft eher Nahrung teilen. "Aber wir wollten
testen, ob diese Beziehungen bestehen bleiben, wenn die Fledermäuse wieder
in der Wildnis sind, wo sie sich frei entscheiden können, wohin sie
fliegen und mit welchen anderen Individuen sie interagieren. Oder anders
ausgedrückt: Haben wir es hier mit stabilen sozialen Bindungen zu tun, die
sich in der Wildnis fortsetzen?"

Um das herauszufinden, schlossen sich Carter und Ripperger zusammen.
Nachdem Carter die Tiere fast zwei Jahre lang in Gefangenschaft beobachtet
hatte, statteten sie eine Gruppe von Fledermäusen mit Näherungssensoren
aus und entließen sie wieder in ihre Ursprungskolonie in einem hohlen Baum
auf einer Rinderweide in Panama. Die Sensoren sammelten einen riesigen
Datensatz, der die täglichen Veränderungen in den sozialen Netzwerken
zeigt. "Nur durch diese neuartige Technologie konnten wir zeigen, dass
Individuen, die sich in Gefangenschaft gegenseitig putzen und füttern,
ihre sozialen Beziehungen aufrechterhalten, weil sie sich auch in der
Wildnis wieder zusammentun", sagt Ripperger. Aber nicht alle Beziehungen
hielten dem Ortswechsel stand. "Räumliche Nähe ist wirklich wichtig für
den Aufbau sozialer Beziehungen, aber sie ist nicht alles", sagt dazu
Carter. "Ähnlich wie beim Menschen: Wenn du zur Uni gehst, freundest du
dich mit den anderen Studenten in deinem Wohnheim an. Aber nach dem
Abschluss werden einige dieser Freundschaften weitergehen und andere
verblassen. Das kann von deiner Persönlichkeit oder den individuellen
sozialen Erfahrungen abhängen, die du gemacht hast."


Publikation:
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MELDUNG/845: Alle Jahre wieder - Physikalische Experimente im Advent (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 01.11.2019

Alle Jahre wieder: Physikalische Experimente im Advent



"PiA - Physik im Advent" ist ein Adventskalender der besonderen Art: ein
physikalischer Adventskalender. Hinter jedem Türchen befindet sich ein
bisschen Bildung und Spaß. Vom 1. bis zum 24. Dezember 2019 werden jeden
Tag kleine physikalische Experimente, die sich mit haushaltsüblichen
Materialien durchführen lassen, als Video von Weihnachtsmann oder
Weihnachtsfrau vorgestellt. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer machen die
Experimente nach und beantworten auf der PiA-Webseite jeweils eine Frage
dazu. Am folgenden Tag gibt es das Lösungsvideo und bei richtiger Antwort
einen Punkt.

Zu Weihnachten erhalten alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer individuelle
Urkunden. Unter den besten Teilnehmerinnen und Teilnehmern werden Preise
in den Kategorien Einzelperson, Schulklasse oder Schule verlost, die
zahlreiche Spender als Geld- oder Sachspende zur Verfügung gestellt haben.
Neben iPods, Büchern und Experimentierkästen gibt es unter anderem eine
Reise nach Dallas zu NBA-Basketballspielen mit Dirk Nowitzki zu gewinnen.
Mitmachen kann jeder, der sich auf www.physik-im-advent.de registriert.
Die Anmeldung ist kostenlos und beginnt am 1. November. Poster und Flyer
können kostenlos über das Kontaktformular der PiA-Webseite angefordert
werden.

"PiA - Physik im Advent" ist für Kinder und Jugendliche im Alter von 11
bis 18 Jahren konzipiert und findet 2019 bereits zum siebten Mal statt. Im
Vorjahr wurde mit 40,000 registrierten Teilnehmerinnen und Teilnehmern,
davon 49 Prozent Mädchen, sowie 1,7 Millionen Besucherinnen und Besuchern
insgesamt ein neuer Rekord aufgestellt. Eingeladen, mitzumachen, sind alle
Eltern, Lehrkräfte, Studierende oder an physikalischen Phänomenen
interessierte Erwachsene.

"PiA - Physik im Advent" soll bei allen Menschen die Freude am
Selber-Experimentieren wecken und ihnen Unterhaltung bieten, bei der sie
gleichzeitig etwas lernen können. Angeboten wird der Kalender auf Deutsch
und auf Englisch. Das Projekt wird von zahlreichen Menschen aus
Wissenschaft, Fernsehen oder Politik unterstützt. Schirmherr ist der
Biophysiker und Nobelpreisträger Prof. Dr. Erwin Neher. In diesem Jahr
bieten wir zum ersten Mal PiA-Nachrichten durch den Messenger Telegram im
Kanal "PhysikImAdvent" an.

"PiA - Physik im Advent" wird in Kooperation mit der Universität
Göttingen, der Wilhelm und Else Heraeus-Stiftung, der Deutschen
Physikalischen Gesellschaft (DPG), der Niederländischen Physikalischen
Gesellschaft (NNV), der Österreichischen Physikalischen Gesellschaft
(ÖPG), der Schweizer Physikalischen Gesellschaft (SPS) und der
Europäischen Physikalischen Gesellschaft (EPS), IUCAA (India), dem Global
Sphere Network, Science on Stage, "Komm, mach MINT" sowie "MINT Zukunft
schaffen" durchgeführt und findet in Kooperation mit dem erfolgreichen
Projekt "Mathe im Advent" der Deutschen Mathematiker-Vereinigung (DMV)
statt.


Weitere Informationen unter:
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SOZIALES/1967: Konversionstherapien - Grüne für ein schnelles Gesetzgebungsverfahren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. November 2019

Konversionstherapien: Grüne für ein schnelles Gesetzgebungsverfahren



Zum vorgelegten Gesetzentwurf zum Verbot sogenannter "Konversionstherapien"
erklärt Ulle Schauws, Sprecherin für Queerpolitik:

Es wurde Zeit. Darum begrüßen wir den lang erwarteten Gesetzentwurf zum
Verbot sogenannter "Konversionstherapien" und hoffen, dass er bald im
Bundestag diskutiert und möglichst schnell beschlossen wird.

Es ist sehr erfreulich, dass die Notwendigkeit gegen solche schädlichen
Pseudotherapien vorzugehen nun unter allen demokratischen Parteien Konsens
ist. Als wir Grüne 2013 unseren ersten Gesetzentwurf dazu vorgelegt und die
Diskussion darüber angestoßen haben, war diese noch anders.

Der Gesetzentwurf hat aber leider auch einen wichtigen Makel: Bei 16- bis
18-Jährigen soll das Verbot nicht greifen, wenn folgende Voraussetzung
erfüllt ist: Die/Der Behandler/in muss den Nachweis erbringen, dass die
behandelte Person die notwendige Einsichtsfähigkeit über Tragweite und
Risiken der Behandlung verfügt. Da in der Praxis Jugendliche u.a. von ihren
Eltern unter enormen Druck gesetzt werden könnten, würde eine solche
Regelung an der Realität vorbei gehen. Daher muss der Gesetzentwurf im
Rahmen des parlamentarischen Verfahrens nachgebessert und diese Ausnahme
gestrichen werden. Als Grüne sagen wir unsere konstruktive Mitarbeit in den
Ausschüssen des Bundestages zu.

Allerdings brauchen wir mehr als nur ein strafrechtliches Verbot. Es bedarf
darüber hinaus weitere Maßnahmen, um dieser Scharlatanerie ein Ende zu
setzen. Zu den Maßnahmen gehören u.a. Kampagnen, die die Akzeptanz der
Vielfalt sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten
vergrößern und über die Gefährlichkeit von Behandlungen aufklären. Hiermit
sollen die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, die
Bundeszentrale für politische Bildung sowie Jugendhilfeeinrichtungen
beauftragt werden. Zivilgesellschaftliche Organisationen, die
Aufklärungsarbeit leisten, sollen finanziell unterstützt werden. Darüber
hinaus sollen die Richtlinien des Leistungskatalogs der gesetzlichen
Krankenversicherung üb erprüft werden, damit die sogenannten
"Konversionstherapien" nicht unter anderen Leistungen abgerechnet werden
können. Und schließlich muss klar sein, dass das Anbieten solcher
Pseudotherapien, die die grundrechtlich geschützte Menschenwürde der
Betroffenen verletzt, der Gemeinnützigkeit entgegensteht. Dazu haben wir
Anfang des Jahres einen ausführlichen Aktionsplan vorgeschlagen und hoffen,
dass auch er Unterstützung aller demokratischen Fraktionen im Bundestag
findet.

Der aktuelle grüne Antrag:

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/079/1907931.pdf

Der aktuelle grüne Gesetzentwurf:

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/079/1907932.pdf

Der grüne Gesetzentwurf von 2013:

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/128/1712849.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. November 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/2012: Wichtige Vorarbeiten, aber keine Einigung zur Grundrente


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. November 2019

Wichtige Vorarbeiten, aber keine Einigung zur Grundrente



Zu Falschmeldungen über eine angebliche Koalitionseinigung zur
Grundrente erklärt der Verhandlungsführer der CDU, der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Hermann
Gröhe:

"Nichts ist bislang zur Grundrente geeinigt, zumal erst der
Koalitionsausschuss unter anderem über die zentrale Frage des
Finanzvolumens entscheiden wird. Zu einem Gesamtpaket müssen auch
Maßnahmen zur Stärkung der wirtschaftlichen Entwicklung gehören.

Allerdings sind in der Arbeitsgruppe der Koalition wichtige
Vorarbeiten gelungen. Dabei war unser Maßstab der Koalitionsvertrag.
Wir werden eine am tatsächlichen Bedarf ausgerichtete Ausgestaltung
einer Grundrente sicherstellen. Dabei kommt der Einkommensprüfung,
bei Ehepaaren unter Einbeziehung des Partners, die entscheidende
Bedeutung zu. Denn auch der Koalitionsvertrag sieht eine
Nichtberücksichtigung selbstgenutzten Wohneigentums vor. Unbezahlbare
Politik mit der Gießkanne wird es mit uns nicht geben!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





VERKEHR/771: Ladeinfrastruktur für Elektroautos ausbauen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. November 2019

Ladeinfrastruktur für Elektroautos ausbauen



Anlässlich des heutigen Autogipfels können Sie den für Verkehr
zuständigen stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Der Masterplan Ladeinfrastruktur gibt den ambitionierten Rahmen für
den Hochlauf der Elektromobilität vor. Beim Ladestellennetz darf es
keine weißen Flecken geben. Für die Autofahrer muss das Aufladen und
Bezahlen genauso einfach sein wie heute beim Tanken. Hier müssen die
Energieversorger ein nutzerfreundliches Verfahren entwickeln. Auch
die Automobilindustrie muss für mehr Ladeinfrastruktur sorgen, das
ist nicht nur eine staatliche Aufgabe.

Durch die Novelle des Straßenverkehrsgesetzes wurden in der letzten
Legislaturperiode bereits die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die
Einführung des vernetzten und automatisierten Fahrens geschaffen. Es
ist gut, dass jetzt aktiv und verantwortungsvoll auf nationaler,
europäischer und internationaler Ebene auch die Genehmigungsprozesse
für die einzelnen technischen innovativen Techniken angegangen
werden.

Ich setze auf das technologische Spitzen-Know-How der Beschäftigten,
um den Strukturwandel in der Automobilbranche zu meistern."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





VERKEHR/770: Wir beschleunigen und vereinfachen die Planungsverfahren bei Verkehrsprojekten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. November 2019

Wir beschleunigen und vereinfachen die Planungsverfahren bei
Verkehrsprojekten



Zur Diskussion um die Beschleunigung von Verkehrsprojekten können Sie
den für Verkehr zuständigen stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Andere Länder machen es uns vor, wir wollen es jetzt ausprobieren:
Verkehrsprojekte per Bundestagsbeschluss auf den Weg bringen. Dadurch
werden langwierige Verwaltungsverfahren vermieden, eine
Bürgerbeteiligung findet dennoch statt. Weil aber auch das nicht zur
Umsetzung der für den Klimaschutz notwendigen Maßnahmen reicht, gehen
wir noch einen Schritt weiter. Es gibt kaum Verständnis dafür, warum
man beim Abriss einer alten Brücke für den Bau einer neuen Brücke ein
komplettes Planungsverfahren durchlaufen muss. Das soll für die
meisten Fälle deutlich vereinfacht werden, um schneller zu bauen.
Außerdem sollen verspätet vorgebrachte Einwände im
Verwaltungsverfahren und vor Gericht ausgeschlossen werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5081: Maßnahmenpaket nicht nur ankündigen, sondern auch umsetzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. November 2019

Maßnahmenpaket nicht nur ankündigen, sondern auch umsetzen



"Es wäre eine erfreuliche Neuerung, wenn die Bundesregierung jetzt
schnell und wirksam gegen Rechtsextremismus und Hasskriminalität
vorginge. Bislang existiert ja nicht viel mehr als ein
Ankündigungspaket. Ich erwarte, dass gerade die Union ihren Worten nun
Taten folgen lässt und noch in dieser Woche von der Koalition ein
Zeitplan vorgelegt wird, wann sie ihr Maßnahmenpaket umsetzen will",
erklärt Jan Korte, Erster Parlamentarischer Geschäftsführer der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Ankündigung der Union, das
Maßnahmenpaket zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und
Hasskriminalität nun schnell umsetzen zu wollen. Korte weiter:

"Bis dahin wäre im Kampf gegen rechten Terror und antidemokratische
Hetze schon viel gewonnen, wenn CDU und CSU endlich klare Kante gegen
rechts zeigen und die unsägliche Gleichsetzung von links und rechts
beenden würden. Solange maßgebliche Teile der Union weiter mit der AfD
liebäugeln und auf eine Zusammenarbeit mit den rechten Hetzern
hinarbeiten, sind alle Bekenntnisse zur Verteidigung der Demokratie
und im Kampf gegen den Rechtsextremismus das Papier nicht wert, auf
dem sie gedruckt sind."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2678: Gesetzentwurf zum Schutz vor jeglichen Konversionstherapien ist überfällig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. November 2019

Gesetzentwurf zum Schutz vor jeglichen Konversionstherapien ist überfällig



"Die Arbeit in der Expertenkommission zur Vorbereitung des
Gesetzentwurfs hat gezeigt, dass pseudo-therapeutische
Konversionsversuche gegenüber Schwulen, Lesben, transgeschlechtlichen
und intersexuellen Personen auf vielschichtige Weise unternommen
werden und weitreichende Schäden im Leben der Betroffenen verursachen.
Es ist gut, dass nun ein konkreter Gesetzentwurf zur Diskussion im
Parlament vorgelegt wird. Ebenso wie das Verbot für
geschlechtszuweisende Operationen an Kindern mit intergeschlechtlichen
Merkmalen, auf das wir mit einem Antrag hinwirken (BT-Drucksache
19/9056), ist die Einführung eines wirksamen Schutzes gegen solche
Konversionsversuche überfällig", erklärt Doris Achelwilm,
queerpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den
Gesetzentwurf des Bundesgesundheitsministeriums über ein Verbot
sogenannter Konversionstherapien. Achelwilm weiter:

"Wir sehen kritisch, dass laut Gesetzentwurf eine Zustimmung zu einer
Konversionstherapie möglich werden soll: ab dem 16. Lebensjahr durch
die Sorgeberechtigten und ab dem 18. Lebensjahr durch die volljährige
Person selbst. An dieser Stelle muss der Gesetzentwurf zwingend
nachgebessert werden. Sexuelle Orientierung und geschlechtliche
Identität sind alles andere als ein Krankheitszustand. Egal, ob die
Anpassung an gesellschaftliche Normen durch Therapie oder Operation
herbeigeführt werden soll - diese Praktiken müssen endlich unter
Strafe gestellt werden. Es bedarf außerdem Sanktionen gegen Vereine,
die Heilungsversprechen unter dem Siegel der Gemeinnützigkeit oder gar
finanziert mit staatlichen Fördergeldern machen. Eine Aufklärungs- und
Akzeptanzkampagne sollte das neue Gesetz flankieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





VERKEHR/525: Regeln für die E-Mobilität


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. November 2019

Regeln für die E-Mobilität



"Die Bundesregierung muss endlich einen klaren Rahmen setzen, damit
die Transformation der Automobilindustrie sozialverträglich gelingen
kann", erklärt Alexander Ulrich, industriepolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich des Autogipfels im Kanzleramt. Ulrich
weiter:

"Dass die Bundesregierung nun endlich in ein Netz von Ladesäulen
investieren will, ist ein gutes Zeichen. Scheuers Vorschläge reichen
aber bei Weitem nicht aus. Hier muss dringend nachgebessert werden.
Vor allem müssen auch die Stromnetze fit für die E-Mobilität gemacht
werden. Und der Anteil erneuerbarer Energien am Strommix muss deutlich
wachsen, wenn die ökologischen Ziele erreicht werden sollen.

Statt mit den Konzernbossen im Kanzleramt zu kungeln, muss die
Bundesregierung die Branche in die Pflicht nehmen. Der Umbruch darf
nicht auf Kosten der Belegschaften gehen. Die Autokonzerne müssen
verpflichtet werden, die Standorte zukunftsfest zu machen und ihren
Beschäftigten hochwertige Qualifizierungsangebote zu machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9071: Heute im Bundestag Nr. 1218 - 04.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1218

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. November 2019, Redaktionsschluss: 15.13 Uhr

1. Gefährder im Bereich Islamismus

2. Erkenntnisse zur Furkan Gemeinschaft

3. Kostenlose Bahn für Bundeswehrsoldaten

4. Verzögerter Abfluss von Investitionsmitteln

5. Transportbedingungen auf dem Rhein

6. FDP erfragt Tausend-Bahnhöfe-Programm

7. Deutscher Beitrag zum EU-Haushalt



1. Gefährder im Bereich Islamismus

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im Bereich Islamismus mit Stand
von 25. September dieses Jahres 688 Personen als Gefährder eingestuft
gewesen. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/13991) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13466)
hervor. Danach liegen unter den aktuell eingestuften Gefährdern "zu
108 Personen Erkenntnisse über eine Rückkehr aus dem
syrisch-irakischen Konfliktgebiet vor".

Der Antwort zufolge liegen derzeit Informationen zu mehr als 1.050
deutschen Islamisten beziehungsweise Islamisten aus Deutschland vor,
die in Richtung Syrien beziehungsweise Irak gereist sind. Etwa ein
Drittel dieser Personen befinde sich momentan wieder in Deutschland.
Zu mehr als 220 Personen lägen Hinweise vor, dass diese in Syrien oder
im Irak ums Leben gekommen sind.

 * 

2. Erkenntnisse zur Furkan Gemeinschaft

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die "Furkan Gemeinschaft" berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14187) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/13686). Danach handelt es sich bei der
"Furkan Gemeinschaft" nach Einschätzung der Bundesregierung um eine
islamistische Bewegung, deren langfristiges Ziel die erneute
Vereinigung aller Muslime zu einer einheitlichen Gemeinschaft und die
Schaffung einer Welt nach "Gottes Wunsch" und seinen Gesetzen ist.
Dementsprechend werde der "Staat" als Gesellschaftsform "des Westens"
kategorisch abgelehnt.

Zudem vertritt die "Furkan Gemeinschaft" der Antwort zufolge den
Standpunkt, "dass Koran und Sunna zu allen Zeiten und an allen Orten
anwendbare Gesetze beinhalten und dass es außer Gott in allen
Bereichen des Lebens keine andere Autorität geben dürfe". Somit
lehnten Anhänger der "Furkan Gemeinschaft" die Demokratie als eine von
Menschen erdachte Ideenlehre ab.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, beruft sich die
"Furkan-Stiftung" und somit in der Folge auch die in Deutschland
ansässige "Furkan Gemeinschaft" zudem auf Referenzpersonen wie Hassan
al-Bannâ und Sayyid Qutb und damit Autoritäten, die der
Muslimbruderschaft angehörten. Demnach stelle die "Furkan
Gemeinschaft" insbesondere eine Gefahr für die freiheitlich
demokratische Grundordnung dar. Sie unterhält laut Vorlage nach
Kenntnisstand der Bundesregierung, der auf offen zugänglichen
Vereinsregistern basiert, Vereinsstrukturen in Dortmund, Berlin und
Hamburg.

 * 

3. Kostenlose Bahn für Bundeswehrsoldaten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Zur geplanten unentgeltlichen Beförderung von
Bundeswehrsoldaten in Uniform in den Zügen der Deutschen Bahn AG (DB)
hat die FDP-Fraktion eine Kleine Anfrage (19/14224) vorgelegt. Darin
verweisen die Abgeordneten auf ein Informationsschreiben des
Bundesministeriums der Verteidigung vom 17. August 2019, wonach
Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr in Uniform ab 1. Januar 2020
in den Zügen der Deutschen Bahn AG (DB) unentgeltlich befördert werden
sollen. Dies werde damit begründet, dass den Betroffenen auf diese
Weise gesellschaftliche Anerkennung, sowie mehr öffentliche
Wahrnehmung zuteilwerden soll. Laut Medienberichten lägen jedoch die
Vorstellungen über die zu erbringenden Zahlungen zwischen dem
Verteidigungsministerium und der DB AG zunächst weit auseinander,
schreibt die FDP-Fraktion. Während das Ministerium von Kosten um die
20 Millionen Euro ausgegangen sei, hätte die Bahn die Kosten dagegen
auf etwa 38 Millionen Euro geschätzt.

Von der Bundesregierung wollen die Parlamentarier nun wissen, ob sie
ähnliche Vereinbarungen für weitere Berufsgruppen, die ebenfalls einen
wichtigen Beitrag für die Sicherheit und den sozialen Zusammenhalt in
der Bundesrepublik Deutschland leisten, wie beispielsweise Personen
des Technischen Hilfswerks, des Deutschen Roten Kreuzes,
Bundesfreiwillige und Ehrenamtliche beabsichtigt. Wie die
Bundesregierung die Belastung aus der Vereinbarung für den
Steuerzahler einschätzt, interessiert die FDP-Fraktion ebenso.

 * 

4. Verzögerter Abfluss von Investitionsmitteln

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Abfluss von Investitionsmitteln in die
Verkehrsinfrastruktur thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/14237). Aus Sicht der Fraktion ist in den vergangenen
Jahrzehnten das Planungsrecht, "nicht zuletzt durch immer höhere
Umweltauflagen", zunehmend komplexer geworden. Dies habe dazu geführt,
dass die Schaffung neuer oder der Ersatz alter Infrastruktur immer
langsamer gelinge. So gingen Infrastrukturprojekte insbesondere im
Verkehrsbereich heute oftmals erst Jahrzehnte nach Beschluss über ihre
Umsetzung in die Bauphase. Dies führe letztendlich auch dazu, dass
bereits bewilligte Investitionsmittel nicht abfließen könnten, weil
die entsprechende Herbeiführung von Baurecht nicht fristgerecht
gelinge, schreiben die Abgeordneten.

Von der Bundesregierung wollen sie nun wissen, was aus ihrer Sicht die
Gründe für Verzögerungen beim Abfluss der Investitionsmittel sind.
Gefragt wird auch, wie die Regierung den Einfluss des im Jahr 2018
beschlossenen Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich hinsichtlich des schnelleren
Abflusses von Investitionsmitteln bewertet.

 * 

5. Transportbedingungen auf dem Rhein

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche positiven Aspekte die Bundesregierung durch
eine beschleunigte Realisierung der "Abladeoptimierung am Mittel- und
Niederrhein" im Hinblick auf mögliche Niedrigwasser erwartet, möchte
die Fraktion Die Linke wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/14322)
erkundigen sich die Abgeordneten zudem, welche weiteren wasserbau- und
wasserwirtschaftlichen Optionen die Bundesregierung zur Sicherstellung
zuverlässig kalkulierbarer Transportbedingungen auf dem Rhein "bis
wann und unter Einsatz welcher finanziellen Mittel" zu untersuchen
erwägt.

 * 

6. FDP erfragt Tausend-Bahnhöfe-Programm

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem "Tausend-Bahnhöfe-Programm" des
Koalitionsvertrages erkundigt sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen
Anfrage (19/14273) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wann das Förderprogramm startet und welche
konkreten Maßnahmen es enthält. Die Liberalen interessiert des
Weiteren, ob eine Evaluierung des Programms, "etwa im Hinblick auf die
Wirtschaftlichkeit", geplant ist.

 * 

7. Deutscher Beitrag zum EU-Haushalt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach einer Kostenabschätzung des Mehrjährigen
Finanzrahmens (MFR) der Europäischen Union (EU) für die Jahre 2021 bis
2027 für Deutschland erkundigt sich die Fraktion der FDP in einer
Kleinen Anfrage (19/14257). Die Abgeordneten verweisen darin auf einen
Medienbericht, nach dem die Regierung mit der Forderung nach einer
Gesamthöhe der Verpflichtungen für die Mitgliedsländer von einem
Prozent des EU27- Bruttonationaleinkommens (BNE) in die Verhandlungen
um den MFR 2021-2027 gehen werde. Wissen wollen die Liberalen nun
unter anderem, welche Beiträge in diesem Szenario auf Deutschland in
den einzelnen Jahren zwischen 2021 und 2027 zukommen werden.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1218 - 4. November 2019 - 15.13 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/9070: Heute im Bundestag Nr. 1217 - 04.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1217

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. November 2019, Redaktionsschluss: 14.24 Uhr

1. Pflegende Studenten profitieren

2. Kraftstoffverbrauch bei Pkw gesunken

3. Konzessionsabgaben der Rastplatzbetreiber

4. Visavergabe an indische Fachkräfte

5. Atomabkommen mit Brasilien

6. Pläne für deutsche EU-Ratspräsidentschaft

7. Annäherung Frankreichs an Russland



1. Pflegende Studenten profitieren

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Von den in den vergangenen Jahren beschlossenen
Pflegestärkungsgesetzen (PSG) profitieren nach Angaben der
Bundesregierung auch pflegende Studenten. Mit den PSG I bis III seien
zahlreiche Verbesserungen für pflegende Angehörige geschaffen worden,
heißt es in der Antwort (19/14253) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/13718) der Linksfraktion.

Laut einer Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks (DSW) von 2016
gaben knapp 18,5 Prozent der befragten Studenten an, ihr Studium für
mindestens ein Semester unterbrochen zu haben. Jeweils fünf Prozent
der männlichen und weiblichen Studenten hätten erklärt, dies wegen der
Pflege von Angehörigen getan zu haben.

 * 

2. Kraftstoffverbrauch bei Pkw gesunken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der durchschnittliche Kraftstoffverbrauch bei
Diesel-Pkw und auch bei Benzin-Pkw ist in den vergangenen Jahren
gesunken. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/13944) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13299) hervor. Die Regierung
beruft sich dabei auf Zahlen des Umweltbundesamtes und des
Kraftfahrt-Bundesamtes. Danach lag 2010 der durchschnittliche
Dieselverbrauch auf 100 Kilometer bei 6,86 Litern und im Jahr 2019 bei
5,6 Litern. Der durchschnittliche Benzinverbrauch bei Pkw sank von
8,09 Litern im Jahr 2010 auf 6,5 Liter im Jahr 2019. Der
durchschnittliche CO2-Ausstoß sämtlicher Pkw sank der Vorlage zufolge
von 184 Gramm pro Kilometer im Jahr 2010 auf 149 Gramm pro Kilometer
im Jahr 2019.

Pro gefahrenen Kilometer hätten sich Kraftstoffverbrauch und
CO2-Emissionen von Pkw in den letzten Jahren leicht verringert,
schreibt die Regierung in der Antwort. Die Fahrleistungen von Pkw
hätten sich währenddessen erhöht. "Somit hat es bei den gesamten
CO2-Emissionen von Pkw kaum Minderungen gegeben", heißt es in der
Vorlage.

Da die CO2-Emissionen des Verkehrssektors bis 2030 um 40 Prozent
fallen müssten, wird es nach Aussage der Bundesregierung erforderlich
sein, "dass die durchschnittlichen spezifischen CO2-Emissionen - und
damit der durchschnittliche Kraftstoffverbrauch - von Pkw in
Deutschland deutlich schneller als bisher fallen". Neben der kürzlich
beschlossenen Fortschreibung der europäischen CO2-Flottenzielwerte
trage die Bundesregierung hierzu durch eine umfangreiche Förderung
emissionsfreier und emissionsarmer Fahrzeuge bei. Weitere
Fördermaßnahmen, wie etwa eine Erhöhung des Umweltbonus, eine
deutliche Erhöhung der Förderung der Ladeinfrastruktur sowie eine
Ausweitung der Steueranreize, seien im Rahmen des Klimaschutzprogramms
2030 beschlossen worden.

 * 

3. Konzessionsabgaben der Rastplatzbetreiber

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Sowohl die Autobahn Tank & Rast GmbH als auch die
Ostdeutsche Autobahntankstellengesellschaft mbH müssen nach Angaben
der Bundesregierung auf Grundlage standortbezogener
Konzessionsverträge Konzessionsabgaben entrichten. Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/13490) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/12932) hervor. Die Gesamthöhe der jährlichen von allen
Konzessionsnehmern entrichteten Konzessionsabgaben schwankt der
Antwort zufolge in den vergangenen zwanzig Jahren zwischen 15,2 und
16,5 Millionen Euro. Erkennbar sei, "dass der Anteil der
Konzessionsabgaben, der auf Kraftstoffe entfällt, zugunsten des auf
Umsätze für übrige Geschäfte entfallenden Anteils abgenommen hat",
schreibt die Regierung.

 * 

4. Visavergabe an indische Fachkräfte

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um Fortschritte bei der beschleunigten Visavergabe
an indische Fachkräfte und Studenten geht es in einer Kleinen Anfrage
der FDP-Fraktion (19/14229). Die Abgeordneten wollen unter anderem
wissen, wie viele indische Visaanträge im laufenden Jahr 2019
gestellt, bearbeitet und bewilligt worden sind und wie die
Priorisierungsverfahren mit Blick auf die Qualifikationen der
Antragsteller gestaltet sind. Weitere Fragen zielen auf
Personalausstattung und Termin-Wartezeiten in den Auslandsvertretungen
in Indien. Laut FDP-Fraktion bilden indische Fachkräfte bereits heute
die größte außereuropäische Beschäftigtengruppe im IT-Bereich in
Deutschland und die Nachfrage nach Fachkräften in diesem Bereich
dürfte angesichts der demographischen Entwicklung weiter steigen.

 * 

5. Atomabkommen mit Brasilien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Uranabbau und der Förderung der Atomkraft
in Brasilien erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/14390). Die Abgeordneten verweisen darin auf
das deutsch-brasilianische Atomabkommen aus dem Jahr 1975, unter
dessen Geltung sich die Bundesregierung außerhalb der nationalen
Grenzen für eine weitere Zusammenarbeit auf dem Gebiet der friedlichen
Nutzung der Kernenergie ausspreche. "Dabei wird nach Ansicht der
Fragestellenden verkannt, dass der deutsche Atomausstieg bis zum Jahr
2022 auf nationaler Ebene auch richtungsweisend für alle europäischen
und internationalen Aktivitäten der Bundesregierung sein muss."

Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem mit Blick auf den "Bau
eines atombetriebenen U-Boots" und "eine Militarisierung des
brasilianischen Atomsektors", ob die Bundesregierung "trotz des
Verhaltens des brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro insbesondere
in Sachen Umweltschutz und Menschenrechte" weiterhin der Meinung sei,
dass "weder aus außenpolitischer noch aus energiepolitischer Sicht
eine Notwendigkeit" bestehe, das Abkommen von 1975 zu kündigen oder zu
novellieren.

 * 

6. Pläne für deutsche EU-Ratspräsidentschaft

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Stand der Vorbereitungen der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten Jahreshälfte 2020 erkundigt sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/14408). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welche
Prioritäten bislang seitens der Ressorts vorgeschlagen worden sind.
Weitere Fragen zielen auf Pläne zu Initiativen zur Klima-, Steuer und
Sozialpolitik, zu einem EU-China-Gipfel sowie zur Einbettung in die
sogenannte Trio-Ratspräsidentschaft zusammen mit den folgenden
Präsidentschaften Portugals und Sloweniens.

 * 

7. Annäherung Frankreichs an Russland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Wie sich die Bundesregierung zu Äußerungen des
französischen Präsidenten Emmanuel Macron zu einer Neugestaltung der
EU-Beziehungen zu Russland verhält, möchte die Fraktion Die Linke auf
dem Wege einer Kleinen Anfrage (19/14238) in Erfahrung bringen. Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, ob und wie die
Bundesregierung auf Macrons Wunsch, eine "neue europäische
Sicherheitsarchitektur" zu gestalten, reagieren will und welche
Kenntnisse sie über eine von Macron angekündigte Aufstellung einer
französischen Arbeitsgruppe für einen kontinuierlichen Dialog mit dem
russischen Präsidenten Wladimir Putin hat.

 * 
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BUNDESTAG/9069: Heute im Bundestag Nr. 1216 - 04.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1216

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. November 2019, Redaktionsschluss: 13.45 Uhr

1. Soli-Teilabschaffung begrüßt

2. Digitale Kompetenzen in Heilberufen

3. Einsatz algorithmenbasierter Systeme

4. Mittel für EU-Türkei-Abkommen

5. Informationskampagne im Ausland

6. Digitalstrategie und Krisenprävention



1. Soli-Teilabschaffung begrüßt

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Die von der Bundesregierung geplante teilweise
Abschaffung des steuerlichen Solidaritätszuschlages ab 2021 ist von
mehreren Sachverständigen als Schritt in die richtige Richtung begrüßt
worden. Über weitere Schritte gingen die Meinungen in einer vom
stellvertretenden Vorsitzenden Albrecht Glaser (AfD) geleiteten
öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am Montag aber weit
auseinander. Die Forderungen reichten von einer völligen Abschaffung
des Zuschlags bis zur Integration in den Einkommensteuertarif.

Nach Ansicht von Reiner Holznagel, dem Präsidenten des Bundes der
Steuerzahler, entfällt die Begründung für die Erhebung des
Solidaritätszuschlages mit dem in diesem Jahr auslaufenden Solidarpakt
II. Daher wäre es folgerichtig, den Solidaritätszuschlag abzuschaffen.
Der Entwurf der Bundesregierung gehe aber in die richtige Richtung,
auch wenn sich der Bund der Steuerzahler eine vollständige Abschaffung
gewünscht hätte. Auch der Präsident der Handwerkskammer München und
Oberbayern, Franz Xaver Peteranderl, unterstützte die Zielrichtung des
Gesetzentwurfs. Aus Sicht des Handwerks sollte der
Solidaritätszuschlag aber vollständig abgeschafft werden, weil er
Investitionen im Handwerk beeinträchtige.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/14103) sieht vor, dass der
Solidaritätszuschlag in einem ersten Schritt zugunsten niedriger und
mittlerer Einkommen zurückgeführt werden soll. Durch die Anhebung der
Freigrenze und die Einführung einer neuen Milderungszone sollen 90
Prozent aller bisherigen Zahler des Zuschlags von der Zahlung befreit
werden. Das Entlastungsvolumen soll ab 2021 9,8 Milliarden Euro
betragen und 2022 auf 11,2 Milliarden Euro steigen. Wegen der aktuell
weiterhin bestehenden finanziellen Lasten des Bundes aus der
Wiedervereinigung werde der Solidaritätszuschlag nur teilweise
zurückgeführt, heißt es in dem Entwurf. Außerdem ging es in der
Anhörung um einen Gesetzentwurf der FDP Fraktion (19/14286), der die
vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags zum Ziel hat.

Nach Darstellung von Professor Henning Tappe (Universität Trier) gibt
es zwischen dem Solidarpakt II und dem Solidaritätszuschlag keinen
Zusammenhang, da Steuern nicht zweckgebunden seien. Tappe erklärte in
seiner Stellungnahme, er halte im Einklang mit der bislang ergangenen
höchstrichterlichen Rechtsprechung den Solidaritätszuschlag für
verfassungsgemäß. Professor Frank Hechtner (Technische Universität
Kaiserslautern) bezeichnete die Rückführung des Solidaritätszuschlags
nach dem vorliegenden Gesetzentwurf als "noch verfassungsrechtlich
haltbar". Hierbei sei auch zu berücksichtigen, dass ein Abbau des
Solidaritätszuschlags über einen fiskalisch vertretbaren Zeitraum zu
erfolgen habe. Das vorliegende Gesetzesvorhaben sei eingekleidet in
einen längeren Prozess, indem der Solidaritätszuschlag insgesamt
abgebaut werden solle. Wünschenswert wäre es gewesen, wenn auch die
nächsten Schritte zum vollständigen Abbau des Zuschlags bereits
festgelegt worden wären, so Hechtner.

Ganz anders argumentierte der Rechtsanwalt und frühere Finanzrichter
Michael Balke, der den Solidaritätszuschlag gleich in mehrfacher
Hinsicht als verfassungswidrig bewertete. So würden derzeit
Freiberufler, Arbeitnehmer und Vermieter bei gleich hohem Einkommen
mehr Solidaritätszuschlag zahlen als Gewerbetreibende und Bezieher
ausländischer Einkommen. Außerdem erklärte Balke, die
Besserverdienenden, die sowieso schon seit 1991 die Hauptlast der
ungleichen Dauersonderbelastung zu tragen hätten, würden nicht wie
über 90 Prozent der Steuerzahler endlich entlastet, sondern müssten
weiterzahlen.

Für den Bundesrechnungshof ist die Gefahr, dass der Bund wie im Fall
der Kernbrennstoffbesteuerung zu einer milliardenschweren
Steuerrückzahlung verurteilt wird, "nicht von der Hand zu weisen".
Denn die Erhebung der Ergänzungsabgabe erfordere als Voraussetzungen
eine finanziell relevante Aufgabe des Bundes, die vorübergehender
Natur sei, sowie eine schwierige Haushaltslage, die eine finanzielle
Deckung dieser Aufgabe aus den laufenden Einnahmen nicht ermögliche.
"Die Zulässigkeit einer Ergänzungsabgabe beschränkt sich somit auf
einen temporären besonderen Finanzbedarf für einen spezifischen Zweck.
Der Bund darf sich kein zeitlich unbegrenztes Zuschlagsrecht im
Bereich der Steuern vom Einkommen schaffen. Dies ist im Grundgesetz
nicht vorgesehen", argumentierte der Bundesrechnungshof, der auch
feststellte: "Der Solidaritätszuschlag hat 25 Jahre nach seiner
Einführung seine Finanzierungsaufgabe - die Mitfinanzierung der
Wiedervereinigung - erfüllt. Seine Aufrechterhaltung würde ihn zu
einem Fremdkörper innerhalb des Steuersystems machen."

Der Verband der mittelständischen Wirtschaft bezeichnete den Hinweis
auf immer noch bestehenden Finanzierungsbedarf der Wiedervereinigung
als vorgeschobenes Argument. Finanzielle Spielräume seien in Zeiten
von Rekordsteuereinnahmen vorhanden. Der Verband der
Familienunternehmen verwies auf die besonders hohe
Unternehmenssteuerbelastung in Deutschland. Eine Vollabschaffung des
Zuschlags würde helfen, notwendige Investitionen durchzuführen.

Jürgen Brandt (Bergische Universität Wuppertal) erklärte, er habe
keine durchgreifenden Bedenken gegen das Gesetzgebungsvorhaben der
Bundesregierung. Auch die kritisierte Nichteinbeziehung von
Körperschaftsteuerpflichtigen bei der geplanten Abschmelzung des
Solidaritätszuschlags stehe nicht im Widerspruch zum
verfassungsrechtlichen Gleichbehandlungsgebot.

Katja Rietzler vom Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung
der Hans-Böckler-Stiftung erklärte, eine Teilabschaffung des Zuschlags
sei kaum geeignet, Bezieher unterer Einkommen zu entlasten. Soweit
verfassungsrechtliche Bedenken bestehen würden, könne diesen leicht
durch die Integration des Solidaritätszuschlags in die zu Grunde
liegenden Steuern begegnet werden. Auch vom Steuerberaterverband hieß
es, man müsse sich Gedanken machen, ob der Solidaritätszuschlag in den
Spitzensteuersatz integriert werden könne.

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung Berlin stellte in
seiner Stellungnahme fest, drei Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung
habe der Solidaritätszuschlag seine Aufgabe erfüllt, die hohen Kosten
der Transformation in den neuen Bundesländern zu finanzieren. Mit der
Zielsetzung, den Solidaritätszuschlag ab 2021 für hohe Einkommen
weiter zu erheben, gehe der Gesetzgeber in die richtige Richtung.
Mittelfristig sollte der Zuschlag vollständig abgeschafft werden,
indem er auf hohe Einkommen in den Einkommensteuertarif integriert
werde. Die damit verbundenen Steuereinnahmen in Höhe von sieben bis
acht Milliarden Euro sollten für Entlastungen beim Grundfreibetrag,
beim Mittelstandsbauch der Einkommensteuer, bei den Sozialbeiträgen
oder bei der Mehrwertsteuer verwendet werden.

 * 

2. Digitale Kompetenzen in Heilberufen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Digitalisierungsstrategie der Bundesregierung in
der Gesundheitsversorgung ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/14441)
der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich nach dem
Umsetzungsstand bei der Förderung von digitalen Kompetenzen in
Heilberufen und wollen wissen, ob der Bund hier schon Prioritäten
gesetzt hat.

 * 

3. Einsatz algorithmenbasierter Systeme

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Mit dem Stand der Umsetzung der Digitalstrategie der
Bundesregierung, speziell dem Einsatz von algorithmenbasierten
Systemen für Verbraucher, befasst sich eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/14307). Die Fragesteller wollen konkret wissen, ob
bereits Bereiche, in denen der Einsatz solcher Systeme besonders
sensibel ist, identifiziert wurden, ob eine Überprüfung der
gegenwärtigen Rechtslage erfolgte und ob Handlungsoptionen für
überprüfungsbedürftige algorithmenbasierte Entscheidungen
herausgearbeitet wurden

 * 

4. Mittel für EU-Türkei-Abkommen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Neuvereinbarungen der Mittelvergabe im Rahmen des
EU-Türkei-Abkommens thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/13970). Die Bundesregierung soll unter anderem
mitteilen, welche Kenntnisse sie über bisher an türkische Behörden und
Ministerien gezahlte Mittel aus dem EU-Türkei-Abkommen und deren
konkrete Verwendung hat. Außerdem interessiert die Abgeordneten,
inwiefern es zutrifft, dass die türkische Regierung im Rahmen der
zweiten Tranche der im Zusammenhang mit dem EU-Türkei-Abkommen
bereitgestellten Mittel mehr Geld erhalten solle, während die Mittel
für internationale Hilfsorganisationen gekürzt würden.

 * 

5. Informationskampagne im Ausland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Informationskampagne der Bundesregierung
mit dem Titel "Rumours about Germany" erkundigt sich die AfD-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/14197). Seit Herbst 2015 versuche die
Bundesregierung mit dieser Kampagne Falschinformationen von Schleppern
zu widerlegen und Migranten über legale Einwanderungswege aufzuklären.
Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welche Projekte in
welcher Höhe und in welchem Land seit 2015 gefördert wurden und wie
sich die Zugriffszahlen auf die Kampagnen-Internetseite entwickelt
haben.

 * 

6. Digitalstrategie und Krisenprävention

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten' - Einsatz von Big Data zur
Früherkennung und Analyse krisenhafter Entwicklungen" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/14293). Darin schreibt die
Fraktion, dass im Rahmen der im November 2018 verabschiedeten
Digitalstrategie der Bundesregierung ein Maßnahmenpaket entwickelt und
in einer Umsetzungsstrategie zusammengefasst worden sei. Zu der
Maßnahme "Einsatz von Big Data zur Früherkennung und Analyse
krisenhafter Entwicklungen" sei unter anderem die Weiterentwicklung
und der Ausbau der PREVIEW-Plattform angekündigt worden. Die
Abgeordneten wollen wissen, wie der Stand der Umsetzung dieser
Ankündigung ist. Außerdem interessiert sie, ob bereits Vorarbeiten für
den ebenfalls angekündigten Aufbau einer Plattform für Vorausschau und
Evidenz im Rahmen der IT-Konsolidierung Bund geleistet worden sind.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9068: Heute im Bundestag Nr. 1215 - 04.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1215

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. November 2019, Redaktionsschluss: 12.41 Uhr

1. Kobaltabbau im Kongo

2. Evaluation von Fahrverboten Ländersache

3. Studie zur auswärtigen Kulturpolitik

4. Hardware-Nachrüstsysteme genehmigt

5. Linke fragt nach Dieselsubventionen

6. Grüne fragen nach Whistleblower-Schutz

7. FDP fragt nach Baustellen auf Autobahnen



1. Kobaltabbau im Kongo

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Bundesregierung hat seit 2013 keine
entwicklungspolitischen Maßnahmen zum Kobaltabbau in der
Demokratischen Republik Kongo finanziert. Das schreibt sie in einer
Antwort (19/13602) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/13076). Der Bergbausektor im Allgemeinen werde allerdings mit
Projekten zur nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung unterstützt.
Zukünftig plane die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe
(BGR) den Zertifizierungsstandard CTC im Kleinbergbau auf weitere
Rohstoffe zu erweitern. Auch der Kupfer-Kobalt-Abbau könnte
eingeschlossen werden. Im Bereich der Kinderarbeit seien erste
Reformschritte auf kongolesischer Seite unternommen worden.

Eine generelle Aussage zu den im Kongo tätigen chinesischen
Unternehmen könne die Bundesregierung nicht treffen. Einige seien nach
internationalen Standards zertifiziert und haben
Umweltverträglichkeitsprüfungen veröffentlicht, andere Unternehmen
seien weniger transparent. Die Bundesregierung stehe regelmäßig mit
der chinesischen Regierung in Kontakt, um über Nachhaltigkeit und
Umweltschutz zu sprechen.

 * 

2. Evaluation von Fahrverboten Ländersache

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über die Auswirkungen von Fahrverboten, die aufgrund
von Stickstoffoxid-Grenzwertüberschreitungen erlassen wurden, liegen
der Bundesregierung nach eigener Aussage "keine eigenen Erkenntnisse
vor". Die Luftreinhalteplanung und damit auch die Evaluierung der im
Zuge der Luftreinhaltepläne getroffenen Maßnahmen lägen in der
Zuständigkeit der Länder, heißt es in der Antwort der Regierung
(19/13698) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13250). Ebenso
würden Anordnung und Überwachung von Verkehrsverboten in die
Zuständigkeit der Länder fallen.

 * 

3. Studie zur auswärtigen Kulturpolitik

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Eine Studie des Instituts für Auslandsbeziehungen
(IFA) zur auswärtigen Kulturpolitik steht im Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage (19/13754) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich
darin unter anderem nach dem Zustandekommen dieser Studie mit dem
Titel "Transnationale Auswärtige Kulturpolitik - Jenseits der
Nationalkultur. Voraussetzungen und Perspektiven der Verschränkung von
Innen und Außen" sowie danach, ob die Bundesregierung die darin
vertretenen Thesen teilt. Zu diesen gehörten laut Fragestellern untern
anderem die Feststellung, dass sich auswärtige Kulturpolitik künftig
"post-nationalstaatlich und verstärkt europäisch orientieren" müsse
sowie die These, "nationale Kultur" und "nationale Identität" hätten
"historisch so nie existiert", sondern seien "das Produkt von
Erzählungen am Leitfaden der Einheit, die im 19. Jahrhundert von den
Geisteswissenschaften hervorgebracht wurden".

 * 

4. Hardware-Nachrüstsysteme genehmigt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bislang wurden nach Angaben der Bundesregierung drei
Allgemeine Betriebserlaubnisse (ABE) für Stickoxid-Minderungssysteme
zur Nachrüstung von verschiedenen Modellen der Hersteller Volvo,
Daimler, Volkswagen, Audi, Skoda und Seat durch das
Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) genehmigt. Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/13331) auf eine Kleine Nachfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/12575) hervor. Die ABE seien durch das KBA innerhalb
von 14 Tagen nach vollständigem Vorliegen der Anträge erteilt worden,
heißt es in der Antwort. Anträge auf Erteilung weiterer Genehmigungen
der Hardware-Nachrüstsysteme im Bereich Pkw lägen mit Stand 23. August
2019 nicht vor.

 * 

5. Linke fragt nach Dieselsubventionen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Politische Signale an die Automobilindustrie" hat
die Fraktion Die Linke eine Kleine Anfrage (19/14164) betitelt. Darin
schreiben die Abgeordneten, es bestehe ein Widerspruch zwischen den
Bekenntnissen der Bundesregierung zu einer Verkehrswende und den nach
wie vor bestehenden Subventionen fossiler Kraftstoffe, vor allem des
Diesels. Solange Subventionen in erheblichem Umfang den Verbrauch
fossiler Kraftstoffe fördern, würden neue Förderinstrumente, die den
Umstieg auf Elektromobilität forcieren sollen, kaum Wirkung entfalten,
schreibt die Linksfraktion.

Die Bundesregierung wird unter anderem gefragt, wie hoch die
jährlichen Steuermindereinnahmen von Dieselkraftstoff in Deutschland
aufgrund des im Vergleich zum Ottokraftstoff niedrigeren Steuersatzes
sind. Wissen wollen die Parlamentarier auch, wie viele Personen in den
Jahren 2008 bis heute die private Nutzung eines Dienstwagens
versteuert haben und auf welche jährlichen Summen sich die
Steuereinnahmen beliefen.

 * 

6. Grüne fragen nach Whistleblower-Schutz

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Schutz von Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern
(Whistleblowern) im Spitzensport thematisiert die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/13795). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, in wie vielen Fällen die Bundesregierung
seit 2013 Kenntnis über Hinweise von Whistleblowern im Spitzensport
erhalten hat. Gefragt wird auch, wie die Bundesregierung die bisher
vereinbarten Regelungen und durchgeführten Maßnahmen zugunsten eines
Whistleblower-Schutzes auf Ebene der im internationalen Sport tätigen
Organisationen, Verbände und Institutionen bewertet.

 * 

7. FDP fragt nach Baustellen auf Autobahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele 24-Stunden-Baustellen im Jahr 2019 auf
Bundesautobahnen im Vergleich zum Vorjahr eingerichtet wurden,
interessiert die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/13997)
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung zudem wissen, bei
welchen weiteren zukünftigen Baumaßnahmen an Bundesautobahnen geplant
ist, 24-Stunden-Baustellen einzurichten.

 * 
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BUNDESTAG/9067: Heute im Bundestag Nr. 1214 - 04.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1214

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. November 2019, Redaktionsschluss: 11.44 Uhr

1. Grüne fordern Transparenzgesetz

2. Bundesrat zu Änderungen im Umweltrecht

3. Hilfe für Opfer der Leningrader Blockade

4. Wiederaufbau Syriens

5. AfD fragt nach Computerspieleförderung

6. AfD-Nachfrage zur Kameraüberwachung



1. Grüne fordern Transparenzgesetz

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einen Gesetzentwurf vorlegen, mit dem
das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes (IFG) "zu einem
verständlichen und handhabbaren Bundes-Transparenzgesetz
weiterentwickelt" wird. Damit sollen "die gesetzlichen Vorgaben für
erleichterte Voraussetzungen für Informationsfreiheitsansprüche als
auch eine Stärkung von proaktiven Open-Data-Veröffentlichungen in
einem übergreifenden Gesetz" verbunden werden, wie aus einem Antrag
der Fraktion (19/14596) hervorgeht.

Danach soll das Transparenzgesetz "der Zersplitterung der
Rechtsmaterie der Informationsfreiheit" entgegenwirken und die
unterschiedlichen Informationszugangsgesetze des Bundes, "namentlich
das Verbraucherinformationsgesetz (VIG), das Geodatenzugangsgesetz
(GeoZG), das Umweltinformationszugangsgesetz (UIG) sowie das
Informationsweiterverwendungsgesetz (IWG) unter Erhalt der jeweiligen
Schutzniveaus" in einem Gesetz zusammenführen. Auch soll das
Transparenzgesetz dem Antrag zufolge "die Ausnahmeregelungen auf das
verfassungsrechtlich zwingend gebotene Maß" reduzieren.

Ferner will die Fraktion den Anwendungsbereich der
Informationsfreiheitsgesetze dadurch erweitert sehen, indem die
"vollständige Bereichsausnahme" etwa der Nachrichtendienste des Bundes
aufgehoben und in einen Abwägungstatbestand umgewandelt wird. Auch
soll laut Vorlage unter anderem der "bislang als absoluter
Versagungsgrund konstruierte Geheimnisschutz wegen öffentlicher und
privater Belange (Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse)" in einen
Tatbestand der Interessenabwägung umgewandelt werden.

Ergänzen soll die Regierung den Gesetzentwurf nach den Vorstellungen
der Fraktion zudem "um ein eingehendes Reformkapitel zur Thematik des
Open Data". Ziel soll dabei unter anderem sein, den "Datenbegriff" zu
einem "Informationsbegriff" weiterzuentwickeln, der alle
Aufzeichnungen unabhängig von der Art der Speicherung umfasst. Darüber
hinaus wird die Bundesregierung zu einer Reihe weiterer Maßnahmen
aufgefordert wie etwa der Vorlage eines Gesetzentwurfes zur Errichtung
eines Lobbyregisters sowie die Einführung des Presseauskunftsanspruchs
auf Bundesebene.

 * 

2. Bundesrat zu Änderungen im Umweltrecht

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/LBR) Damit Vollzugsbehörden dem illegalen Handel mit
fluorierten Treibhausgasen angemessen begegnen können, fordert der
Bundesrat, dass die Inverkehrbringer oder Verwender von fluorierten
Treibhausgasen die vorausgehenden Inverkehrbringer, Hersteller oder
Einführer mit Name, Anschrift und der gehandelten Menge auf
Aufforderung mitteilen müssen. Das hat die Länderkammer in einer
Stellungnahme (19/14379) zum von der Bundesregierung geplanten Entwurf
eines Gesetzes zu Änderungen im Bereich des Umweltrechts (19/13439)
formuliert. Insbesondere die Rückverfolgung der Handelswege vom
Händler bis zum Hersteller oder Importeur sei bisher nicht möglich.
Daher könne im Vollzug nicht festgestellt werden, ob die gehandelten
Gase aus der Quote der europäischen Verordnung entnommen oder illegal
eingeführt worden seien. Ein Abwarten bis zu einer umfassenden Reform
des deutschen Marktüberwachungsrechts sei nicht vertretbar, schreibt
der Bundesrat.

In ihrer Gegenäußerung lehnte die Bundesregierung den Vorschlag ab.
Die vorgeschlagenen Regelungen seien aus Sicht der Bundesregierung
"inhaltlich noch nicht ausgereift". Die Vorschläge zu teilfluorierten
Kohlenwasserstoffen und Erzeugnissen, die diese enthalten, seien
technische Regelungen im Sinne der Notifizierungsrichtlinie, "die die
Vermarktung der betroffenen Produkte wesentlich beeinflussen können",
schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Hilfe für Opfer der Leningrader Blockade

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der humanitären Geste der Bundesregierung für
die Opfer der Leningrader Blockade erkundigt sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/14195). Die Fragesteller erklären, dass sie
diese mit Unterstützungsleistungen für die noch lebenden Opfer der
Blockade verbundene Geste begrüßen und wollen unter anderem wissen,
welche Projekte in welcher Höhe gefördert werden und wie vielen
Überlebenden diese zu Gute kommen.

 * 

4. Wiederaufbau Syriens

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Unterstützung des Wiederaufbaus in Syrien durch
Deutschland stellt die AfD-Fraktion in den Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage (19/13968). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen,
welche Maßnahmen oder Reformen die syrische Regierung einleiten
müsste, "damit diese nach Ansicht der Bundesregierung Teil einer
dauerhaften politischen Friedenslösung sowie Empfänger von
Hilfsleistungen im Sinne des Wiederaufbaus Syriens werden könnte".

 * 

5. AfD fragt nach Computerspieleförderung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion möchte durch eine Kleine Anfrage
(19/14212) erfahren, ob die Förderrichtlinien zu dem in der
Umsetzungsstrategie der Bundesregierung "Digitalisierung gestalten"
enthaltenen Vorhaben "Computerspieleförderung des Bundes" bereits
erstellt und aufeinander abgestimmt wurden. Die Abgeordneten
erkundigen sich zudem, ob der Start der Förderung schon erfolgt ist.

 * 

6. AfD-Nachfrage zur Kameraüberwachung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion hat eine Nachfrage zu einer Antwort
der Bundesregierung (19/11727) bezüglich der von den Abgeordneten
angesprochenen "Kameraüberwachung auf Bundesfernstraßen". In der dazu
vorgelegten Kleinen Anfrage (19/14096) verweist die AfD-Fraktion auf
die Aussage der Bundesregierung, dass ihr keine konkreten
Informationen zur Kameraüberwachung von Bundesfernstraßen vorlägen, da
der Bau, die Planung, die Erhaltung und das Betreiben der
Bundesstraßen des Fernverkehrs im Rahmen der Auftragsverwaltung durch
die Länder durchgeführt würden. Gefragt wird nun, ob der
Bundesregierung grundsätzlich keine Kenntnisse zu Aufgaben vorliegen,
die die Länder im Rahmen der Auftragsverwaltung wahrnehmen. Inwiefern
der Regierung der Zugang zu Informationen zur Durchführung der
Aufgaben "unmöglich" ist, wollen die Abgeordneten auch erläutert
haben.

 * 
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BUNDESTAG/9066: Heute im Bundestag Nr. 1213 - 04.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1213

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. November 2019, Redaktionsschluss: 11.11 Uhr

1. Weniger Zweckbindung bei Hilfsleistungen

2. OSZE-Parlamentarier-Konferenz

3. Konferenz zur EU-Sicherheitspolitik

4. Korrekturbitten des Auswärtigen Amtes

5. Türkische Angriffe im Nordirak

6. Einhaltung des EU-Türkei-Abkommens



1. Weniger Zweckbindung bei Hilfsleistungen

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion sieht die Handlungsfähigkeit
internationaler Organisationen wie die Vereinten Nationen, die
Welthandelsorganisation (WTO), der Europarat und die Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa bedroht. "Das liegt einerseits
an der Reduzierung der finanziellen Unterstützung durch wichtige
weltpolitische Akteure", heißt es in einem Antrag der Fraktion
(19/14493). Andererseits liege es daran, dass Zahlungen zunehmend mit
Zweckbindungen versehen würden. Über die Gelder könne dann nicht mehr
frei verfügt werden, sondern sie müssten für bestimmte Zwecke
ausgegeben werden. "Damit gehen die Gelder zwar formal an eine
internationale Organisation, in der Praxis sind sie aber der
multilateralen Entscheidungsfindung zur gemeinschaftlichen Lösung
globaler Probleme entzogen. Die internationalen Organisationen werden
so zunehmend zu reinen Durchführungsorganisationen einzelstaatlicher
Politikziele degradiert", schreiben die Abgeordneten.

Die Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, die derzeitige
Praxis der verschiedenen Zweckbindungen bei Zahlungen an
internationale Organisationen zu überprüfen und hinsichtlich ihrer
Wirkung zu evaluieren. "Im Einzelnen dürfen Zweckbindungen nur dort
angewendet werden, wo ihre Vorteile die Nachteile überwiegen.
Insgesamt muss das Ziel eine Reduzierung der Zweckbindungen sein."
Dabei solle auch ein Wechsel von strengen Zweckbindungen hin zu
weniger strengen Zweckbindungen überprüft werden. Dazu gehörten
längere Zeitrahmen, flexiblere thematische und geographische Zwecke
sowie "gepoolte Fonds" und globale Programme.

Außerdem wollen die Abgeordneten, dass sich die Bundesregierung an
internationale Vereinbarung zur finanziellen Sicherstellung der
Handlungsfähigkeit internationaler Organisationen, wie etwa "Grand
Bargain" und "UN Funding Compact", nicht nur halten, sondern dabei
eine Vorreiterrolle einnehmen solle. "Die Tatsache, dass es sich um
freiwillige und gemeinschaftlich zu realisierende
Selbstverpflichtungen handelt, darf keine Entschuldigung sein, mit der
Erfüllung der Verpflichtungen hinterherzuhinken. Bei der Stärkung des
Multilateralismus darf Deutschland kein Schlusslicht sein, sondern
muss zur Spitzengruppe gehören."

 * 

2. OSZE-Parlamentarier-Konferenz

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Ukraine-Krise und weitere eingefrorene Konflikte
sind Thema der Parlamentarischen Versammlung der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) im Juli in Luxemburg
gewesen. Das geht aus der Unterrichtung der deutschen Delegation
hervor (19/14664). Weitere Themen der Generaldebatte waren die
Terrorbekämpfung, die Flüchtlingsproblematik sowie die Stärkung des
Multilateralismus.

 * 

3. Konferenz zur EU-Sicherheitspolitik

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Zukunft des Westbalkans, die Bekämpfung hybrider
Bedrohungen und der Umgang der EU mit dem Iran sind Thema der
Interparlamentarischen Konferenz für die Gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik und die Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik im September in Helsinki gewesen. Das geht aus
der Unterrichtung der deutschen Delegation hervor (19/14663). Weitere
Themen waren unter anderem sicherheitspolitische Herausforderungen in
der Ostseeregion und in der Arktis, die transatlantischen Beziehungen
und der Zusammenhang von Klimawandel und Sicherheit.

 * 

4. Korrekturbitten des Auswärtigen Amtes

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Auswärtige Amt hat im Januar dieses Jahres in
keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe ersucht. Das geht aus der Antwort
(19/13270) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12906) der
AfD-Fraktion hervor. Das Ministerium gebe lediglich in Einzelfällen
einem Medium dann einen Hinweis, wenn die vom Auswärtigen Amt
veröffentlichten Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
objektiv unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

5. Türkische Angriffe im Nordirak

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um "deutsche Staatsbürger als Opfer türkischer
Luftangriffe im Nordirak" geht es in einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/14357). Die Abgeordneten wollen unter anderem
wissen, welche Kenntnisse die Bundesregierung über das militärische
Vorgehen der Türkei im Nordirak in den letzten fünf Jahren hat und wie
viele und welche deutschen Staatsbürgerinnen und Staatsbürger "unter
welchen genauen Umständen wann und wo im Irak seit 2015 in Folge
militärischer Operationen der türkischen Armee verwundet oder getötet"
wurden.

 * 

6. Einhaltung des EU-Türkei-Abkommens

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Einhaltung des
EU-Türkei-Flüchtlingsabkommens erkundigt sich die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/14406). Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, wie viele Schutzsuchende nach Kenntnis der
Bundesregierung im ersten Halbjahr 2019 im Rahmen des
EU-Türkei-Abkommens in die Türkei abgeschoben worden oder aus
griechischen Hotspots in die Türkei ausgereist sind. Außerdem soll die
Bundesregierung Stellung nehmen zu Aussagen von
Menschenrechtsorganisationen, nach denen in der Türkei vermeintlich
freiwillige Ausreisen nach Syrien unter Zwang und Täuschungen
durchgesetzt würden. Gefragt wird zudem nach den Konsequenzen aus den
wiederholten Drohungen der türkischen Regierung, die
EU-Türkei-Erklärung aufzukündigen sowie nach den in jüngster Zeit
wieder häufiger werdenden Ankünften von Schutzsuchenden auf
griechischen Inseln.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1944: Regierungspressekonferenz vom 01. November 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 1. November 2019

Regierungspressekonferenz vom 01. November 2019

Themen: Reise des Bundesaußenministers nach Ungarn, Termine der
Bundeskanzlerin (Festveranstaltung der Volkswagen AG zum Produktionsstart
eines neuen Elektrofahrzeugs in Zwickau, Besuch der Gedenkstätte für die
NSU-Opfer in Zwickau, Konzertierte Aktion Mobilität, Entgegennahme des
Jahresgutachtens des Sachverständigenrates zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Gespräch mit Preisträgern des Deutschen
Nachhaltigkeitspreises, Gespräch mit dem Nato-Generalsekretär, Treffen mit
der designierten Präsidentin der Europäischen Kommission, Teilnahme an der
Veranstaltung "Die Europa-Rede", Gespräch mit dem US-Außenminister,
Gedenkveranstaltung der Stiftung Berliner Mauer in der Bernauer Straße),
Lage in Syrien, iranisches Nuklearprogramm, Klimaschutzprogramm der
Bundesregierung, Forderung nach höheren Strafen für Straftaten im Bereich
der Kinderpornografie, Berichte über eine steigende Zahl von Flüchtlingen
aus der Türkei nach Griechenland, Seenotrettung im Mittelmeer, Rückkehr des
Clanchefs Ibrahim Miri nach Bremen, Bericht des Bundesrechnungshofs zum
Vergabeverfahren der Pkw-Maut, explizite Verankerung von Kinderrechten im
Grundgesetz, Angriffe und Bombendrohungen gegen Moscheen in Deutschland,
Inkrafttreten des Gesetzes über das souveräne Internet in Russland,
deutsch-indische Regierungskonsultationen, Interviews der Bundeskanzlerin
mit Medienvertretern, zukünftige Inbetriebnahme des neuen
Steinkohlekraftwerks Datteln 4


Sprecher: SRS'in Fietz, Burger (AA), Buser (BMVI), Kübler (BMU),
Krüger (BMJV), Alter (BMI), Kuhn (BMF), Küchen (BMAS), Grave (BMWi)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Burger: Außenminister Maas fliegt am Montag, dem 4. November, nach
Budapest. Die Reise nach Ungarn steht im Zeichen der Erinnerung an den Fall
der Mauer und des Eisernen Vorhangs vor 30 Jahren. Sie schließt damit an
eine Reihe weiterer Reise und Veranstaltungen des Ministers in den letzten
Wochen an, mit denen er die besondere Rolle unserer mittel- und
osteuropäischen Nachbarn und den großen Mut der dortigen Bevölkerung im
Sommer und Herbst 1989 würdigen möchte. Im Zeichen dieses Erinnerns ist der
Minister kürzlich unter anderem bereits nach Prag gereist und hat das Junge
Deutsch-Ungarische Forum in Berlin und den Jahreskongress der 
Deutsch-Polnischen Gesellschaft in Homburg eröffnet.

Das Jahr 1989 zeigt, was Europa erreichen kann, wenn wir über nationale
Grenzen hinweg denken und handeln. Wir möchten die Beziehungen zu Ungarn
und unseren anderen europäischen Nachbarn im Lichte der damaligen
Solidarität weiterentwickeln. Auf dem Programm des Besuchs stehen unter
anderem Gespräche mit dem ungarischen Amtskollegen Péter Szijjártó und ein
Besuch bei der Zentrale des ungarischen Malteser Hilfsdienstes, wo im
Klostergarten, der an die Kirche zur Heiligen Familie angrenzt, im August
1989, als die deutsche Botschaft wegen Überfüllung geschlossen werden
musste, tausende DDR-Flüchtlinge untergebracht wurden. Der Minister wird
dort ein Grußwort halten und mit Zeitzeugen der Ereignisse von 1989
zusammentreffen. - Vielen Dank.

SRS'in Fietz: Guten Tag auch von meiner Seite! - Wir kommen zu den Terminen
der Kanzlerin.

Die Kanzlerin wird am Montag, dem 4. November, an der Festveranstaltung der
Volkswagen AG zum Produktionsstart eines neuen Elektrofahrzeugs in Zwickau
teilnehmen. Gegen 11.45 Uhr hält die Kanzlerin dort eine Rede. Der
Kompaktwagen ist das erste Modell einer rein elektrischen Fahrzeugfamilie
des Volkswagen-Konzerns. Anschließend wird die Kanzlerin die
Produktionslinie des neuen Fahrzeugmodells besichtigen.

Die Bundeskanzlerin wird dann auf Einladung der Oberbürgermeisterin von
Zwickau, Frau Pia Findeiß, zusammen mit dem sächsischen Ministerpräsidenten
Michael Kretschmer an der Gedenkstätte für die NSU-Opfer in Zwickau Blumen
niederlegen. Nach einem kurzen Gang über das Gelände und Erläuterungen
durch die Oberbürgermeisterin wird es einen Bildtermin mit kurzen
Statements geben.

Auf Einladung der Bundeskanzlerin wird dann ebenfalls am Montag die
Konzertierte Aktion Mobilität im Bundeskanzleramt erneut über die Zukunft
des Automobilstandorts Deutschland beraten. Ziel des Spitzengesprächs ist,
im Austausch mit Vertretern der Automobilbranche und weiteren Experten die
richtigen Maßnahmen zur Stärkung des Produktions- und Innovationsstandortes
Deutschland zu identifizieren. Wir wollen gemeinsam festhalten, welche
Fortschritte seit dem letzten Termin Ende Juni dieses Jahres erreicht
worden sind. An dem Gespräch nehmen neben der Bundeskanzlerin mehrere
Bundesministerinnen und Bundesminister, Ministerpräsidenten, die Spitzen
von Union und SPD, Vertreterinnen und Vertreter von Automobilbranche und
Gewerkschaften sowie weitere Experten teil.

Thematische Schwerpunkte des informellen fachlichen Austausches sind
künftige technologische Herausforderungen für die Automobilindustrie in
Deutschland, die Sicherung ihrer Wettbewerbsfähigkeit sowie die
Auswirkungen des Mobilitätswandels auf Arbeitswelt und Beschäftigung im
Automobilsektor. Zwei Schlagworte für die Sicherung der
Wettbewerbsfähigkeit sind der Ausbau der Elektromobilität und die
Identifizierung von Potenzialen für Innovation durch Digitalisierung in der
Mobilität. Der Termin findet um 19 Uhr statt und ist nicht
presseöffentlich.

Am Mittwoch, dem 6. November, um 11 Uhr wird die Bundeskanzlerin das
Jahresgutachten des Sachverständigenrates zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung im Kanzleramt entgegennehmen. Der
Vorsitzende des Sachverständigenrates, Professor Christoph Schmidt, wird
ihr das Gutachten in Anwesenheit der zuständigen Bundesminister im
Bundeskanzleramt überreichen. Es ist ein kurzer Bildtermin vorgesehen.

Ebenfalls am Mittwoch empfängt die Kanzlerin Vertreterinnen und Vertreter
von fünf Unternehmen, die in der Vergangenheit mit dem Deutschen
Nachhaltigkeitspreis ausgezeichnet wurden. Bei dem Gespräch wird es über
Rolle und Chancen der Wirtschaft bei der Umsetzung der Agenda 2030 für
nachhaltige Entwicklung gehen. Die Kanzlerin wird das Engagement der
Preisträger würdigen. Dieser Termin ist nicht presseöffentlich.

Am Donnerstag, dem 7. November, um 15.30 Uhr kommt Nato-Generalsekretär
Jens Stoltenberg zu einem Gespräch ins Bundeskanzleramt. Im Mittelpunkt
wird neben dem Austausch zu aktuellen Fragen insbesondere auch das
bevorstehende Treffen der Nato-Regierungschefs am 3. und 4. Dezember in
London stehen, bei dem das 70-jährige Bestehen des Bündnisses gewürdigt
wird. Im Anschluss an das Gespräch ist noch eine gemeinsame Begegnung mit
der Presse vorgesehen.

Am Freitag, dem 8. November, empfängt die Bundeskanzlerin mittags die
designierte Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von der Leyen,
zu einem Arbeitsbesuch im Bundeskanzleramt. Bei dem Meinungsaustausch wird
es um europapolitische Fragen gehen. Nach dem Gespräch im Kanzleramt ist um
13.15 Uhr eine Begegnung mit der Presse geplant.

Am Abend nehmen beide, die Kanzlerin und die künftige
Kommissionspräsidentin, an der Veranstaltung "Die Europa-Rede" im Allianz
Forum in Berlin teil. Frau von der Leyen wird diese Rede halten. Die
Bundeskanzlerin wird das Grußwort sprechen.

Ebenfalls am Freitag empfängt die Bundeskanzlerin um 15 Uhr den
amerikanischen Außenminister Mike Pompeo zu einem Gespräch im Kanzleramt.
Im Mittelpunkt der Unterredung werden neben den bilateralen Beziehungen
auch aktuelle internationale Fragen stehen. Außenminister Pompeo wird
während seines Aufenthalts in Deutschland auch mit dem Außenminister und
der Verteidigungsministerin sowie dem Finanzminister zusammentreffen.

Am Samstag, dem 9. November, wird die Kanzlerin gemeinsam mit dem
Bundespräsidenten und den Staatsoberhäuptern der vier Visegrád-Staaten an
der Gedenkveranstaltung der Stiftung Berliner Mauer in der Bernauer Straße
in Berlin teilnehmen. Im Rahmen des sich anschließenden Programms in der
Kapelle der Versöhnung spricht die Bundeskanzlerin ein Grußwort. Am Abend
findet eine Festveranstaltung am Brandenburger Tor statt, bei der der
Bundespräsident eine Rede halten wird. Die Bundeskanzlerin wird ebenfalls
teilnehmen, hat aber keinen aktiven Part.

Das war es jetzt von meiner Seite.

Frage (zur Konzertierten Aktion Mobilität): An das Verkehrsministerium:
Beim Autogipfel geht es ja vor allem um den Ausbau von Ladesäulen für
Elektroautos. Inwiefern erwartet der Minister denn ein stärkeres Engagement
der Industrie beim Ausbau der Infrastruktur?

Buser: Herzlichen Dank für Ihre Frage. Frau Fietz hat ja schon betont, dass
es da auch um die Ladeinfrastruktur gehen wird. Der Minister hat auch
bereits einen Masterplan zur Ladeinfrastruktur mit den Ressorts abgestimmt.
Auch dieser wird natürlich in dem Gespräch am kommenden Montag vor Ort
diskutiert werden.

Frage: Frau Fietz, können Sie uns ein bisschen konkreter sagen, welche
Automobilvertreter an dem Treffen teilnehmen? Erwarten Sie vielleicht auch
schon eine Einigung zur Ladeinfrastruktur? Dritte Frage: Wie ist es denn
mit dem Koalitionsausschuss, wie bekommen Sie das zeitlich hin?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen zu den Teilnehmern jetzt konkret keine Angaben
machen. Ich gehe davon aus, dass die Terminplanung breit im Blick ist und
dass man das alles hinbekommt.

Zusatzfrage: Und die Ladeinfrastruktur?

SRS'in Fietz: Die Ladeinfrastruktur wird ein Thema sein. Die Verbreitung
der Elektromobilität ist sicherlich eine der Herausforderungen im
Automobilbereich, über die am Montagabend gesprochen wird. Wie schon
gesagt, das Ziel der Bundesregierung ist klar: Bis 2030 wollen wir sieben
bis zehn Millionen Elektroautos auf die Straße bringen. Dafür sollen eine
Million öffentliche Ladepunkte zur Verfügung stehen. Die Elektromobilität
spielt eine entscheidende Rolle zur Erreichung der Klimaschutzziele im
Verkehr. Dazu erarbeitet die Bundesregierung gemeinsam mit Vertreterinnen
und Vertretern der Industrie, mit Netzbetreibern und Verbraucherverbänden
an der Finalisierung des Masterplans Ladeinfrastruktur. Dieser benennt die
Maßnahmen, die notwendig sind, um in Deutschland bis zum Jahr 2030 ein
flächendeckendes Netz an nutzerfreundlicher, leistungsfähiger und
verlässlicher Ladeinfrastruktur zu erreichen und zu finanzieren. Schon bis
2021 wollen wir die verfügbaren Schnellladepunkte verdoppeln.

Ich kann Ihnen noch sagen: Die zuständigen Bundesminister, Vertreterinnen
und Vertreter der Automobilindustrie sowie der Gewerkschaften und mehrere
Ministerpräsidenten werden teilnehmen. Namen kann ich Ihnen aber nicht
nennen.

Zusatzfrage: Das, was Sie jetzt zur Ladeinfrastruktur gesagt haben, wissen
wir ja. Meine Frage war: Erwarten Sie eine Entscheidung am Montag?

SRS'in Fietz: Ich kann diesem Treffen nicht vorgreifen und kann Ihnen nicht
sagen, wie weit das an dem Abend kommen wird.

Frage: Noch einmal ergänzend dazu, auch wenn Sie zu den Teilnehmern nichts
sagen können oder wollen: Wer sind denn die zuständigen Minister? Sind das
Wirtschaft, Finanzen, Verkehr, Umwelt? Sind die Ministerpräsidenten,
sozusagen die der Autoländer Bayern, Baden-Württemberg und Niedersachsen,
oder welcher Kreis ist da vorgesehen?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen keine näheren Angaben zu den Teilnehmern
machen, aber ich denke einmal, da wir hier zumindest die Bundesministerien
vertreten haben, werden die Sprecher sicherlich wissen, welche Minister
teilnehmen werden.

Buser: Ich kann bestätigen, dass Herr Scheuer teilnehmen wird.

Kübler: Bei uns ist es der Parlamentarische Staatssekretär Florian Pronold.

Krüger: Aus unserem Haus wird auf Leitungsebene niemand vertreten sein.

Alter: Das Gleiche gilt für das BMI. Niemand von der Leitungsebene wird
teilnehmen.

Kuhn: Der Finanzminister wird daran teilnehmen.

Küchen: Nach meinem Wissensstand nimmt der Minister für Arbeit und Soziales
teil.

Grave: Ich kann sagen: Wir nehmen teil, aber wir müssen noch klären, wer.

Zusatzfrage: Nehmen denn nur die Vorstandsvorsitzenden oder Vorstände der
deutschen Autoindustrie teil, oder kommen auch Vertreter von Konzernen
anderer Hersteller aus anderen Ländern?

SRS'in Fietz: Ich bitte um Nachsicht, ich kann keine konkreteren Angaben zu
den Teilnehmern machen.

Frage: Frau Fietz, klar, Sie können den Ergebnissen nicht vorgreifen, aber
geht die Bundeskanzlerin denn mit der klaren Erwartung in diese Gespräche,
dass es Ergebnisse gibt? Das ist ja offensichtlich, auch wenn Sie die Namen
nicht nennen, recht hochkarätig besetzt. Oder ist das nur ein freundlicher
Plausch?

SRS'in Fietz: Natürlich dienen Gespräche dieser Art immer dem Ziel,
inhaltlich auch voranzukommen. Wie weit man an dem Abend kommen wird, kann
ich aber wirklich noch nicht sagen.

Frage: Eine Frage zur Ladeinfrastruktur an das Verkehrsministerium - ein
Schritt zurück -: Wie entscheidend, glauben Sie, ist das Vorhandensein der
Ladeinfrastruktur für die Entscheidung eines potenziellen Kunden, sich
überhaupt ein E-Auto zu kaufen? Glauben Sie, dass mehr Ladesäulen
automatisch bedeuten, dass die Leute mehr Geld in die Hand nehmen und ein 
E-Auto kaufen werden?

Sie haben schon vom Masterplan gesprochen. Welche konkreten Konzepte haben
Sie denn, um möglichst schnell mehr Ladeinfrastruktur aufzubauen?

Buser: Ich kann definitiv bestätigen, dass es sehr wichtig ist, einen
flächendeckenden Aufbau gezielt voranzutreiben, um die Attraktivität von
batterieelektrisch betriebenen Autos zu erhöhen. Der Minister hat sich
schon mehrfach dazu geäußert, dass es wichtig ist, das mit Nachdruck und
schnell voranzubringen, um die Elektromobilität stärker in der Gesellschaft
zu verankern.

Was wir auf jeden Fall vorhaben, ist, bis Ende des Jahres eine nationale
Leitstelle aufzubauen, die die erforderlichen Maßnahmen koordiniert und
damit auch den Aufbau weiter deutlich beschleunigt. Die Automobilindustrie
und die Energiewirtschaft haben dem Minister bereits aktive Unterstützung
dafür zugesagt. Auch deren Engagement wird also ein wichtiger Punkt sein.
Wir haben im Rahmen des Klimapakets auch schon festgelegt, dass bis 2023
über drei Milliarden Euro in die Tank- und Ladeinfrastruktur für Pkw und
Lkw mit CO2-freien Antrieben investiert werden sollen. Insofern ist der
Aufbau der Ladeinfrastruktur natürlich ein wesentlicher Teil der Maßnahmen
aus dem Klimaschutzprogramm 2030.

Natürlich wollen wir den Aufbau weiter vorantrieben, unter anderem auch,
indem wir noch einmal 50 Millionen Euro für private Lademöglichkeiten
bereitstellen. Das heißt, wir werden auch verstärkt Ladepunkte an
Kundenparkplätzen, beispielsweise an Supermärkten, fördern, um die
batterieelektrische Mobilität attraktiver zu gestalten. Natürlich wollen
wir das auch möglichst zeitnah erreichen; deswegen soll voraussichtlich im
Frühjahr 2020 der erste Aufruf dafür starten.

Ich sprach bereits von der nationalen Leitstelle. Diese sollte, wie gesagt,
noch 2019 errichtet werden, damit sie bundesweit sicherstellt, dass jedes 
E-Fahrzeug vor Ort über eine nutzerfreundliche Infrastruktur verfügt. Für uns
ist es also sehr, sehr wichtig, dass jeder vor Ort mit einem E-Fahrzeug die
passende Ladeinfrastruktur hat. Die Automobilindustrie hat bereits
zugesagt, die notwendigen Informationen für die vorausschauende
Infrastrukturplanung - zum Beispiel auf Basis der Anzahl von
Fahrzeugbestellungen - zur Verfügung zu stellen. Die Hersteller wollen zum
Beispiel auch verstärkt in Lademöglichkeiten auf ihren
Mitarbeiterparkplätzen investieren.

Wichtig ist auch, dass die Energiewirtschaft ab 2020 einheitliche
Rahmenbedingungen für einen verbraucherfreundlichen Betrieb der Ladesäulen
definiert. Das heißt zum Beispiel ganz konkret, dass es Informationen zum
Belegungsstatus, eine transparente Preisgestaltung und einfache
Bezahlmöglichkeiten gibt. Das heißt, auch die Information, ob eine
Ladesäule gerade besetzt ist oder ob ich dort mein Auto laden kann, macht
das Ganze attraktiv.

Frage: Eine Frage zu dem Termin am Freitag mit Herrn Pompeo: Es ist, glaube
ich, eher ungewöhnlich, dass die Kanzlerin einen Außenminister trifft. Wann
hat sie das letzte Mal einen Außenminister getroffen?

Können Sie noch einmal kurz skizzieren, über welche Themen man sprechen
möchte?

SRS'in Fietz: Die Antwort auf die Frage, wann sie zuletzt einen
Außenminister getroffen hat, müsste ich gegebenenfalls nachreichen, das
habe ich jetzt nicht präsent.

Ich sagte es bereits: Es geht um bilaterale und internationale Fragen. Es
ist immer wichtig, mit den USA, die nach wie vor engster und wichtigster
Partner Deutschlands außerhalb von Europa sind, in engem Austausch zu
bleiben und zu sein. Dem dient auch dieses Gespräch. Das Verhältnis zu den
USA ist ein wichtiger Eckpfeiler der deutschen Außen- und
Sicherheitspolitik, und das umreißt im Grunde genommen schon das ganze
Themenspektrum, das anstehen kann.

Zusatzfrage: Wird die Kanzlerin eventuell die Gelegenheit nutzen, auch über
die in Deutschland gerade sehr viel diskutierten Pläne für eine mögliche
Schutzzone in Nordsyrien zu sprechen?

SRS'in Fietz: Ich denke, dass alle relevanten Themen auf den Tisch kommen.
Zu einzelnen Themenbereichen kann ich hier aber natürlich nicht vorgreifen.

Burger: Ich würde zum Besuch von Herrn Pompeo gerne noch kurz ergänzen,
dass wir Ihnen in den kommenden Tagen auch noch umfangreiche Informationen
zu dem breiteren Besuchsprogramm zur Verfügung stellen werden. Da ist noch
eine Reihe von weiteren Terminen geplant.

Frage: Ist die Meinungsbildung in der Regierung über den Syrien-Vorstoß
inzwischen abgeschlossen? Hätte die Kanzlerin also überhaupt etwas, worüber
sie im Namen der Regierung sprechen kann?

Dazu auch noch einmal konkret: Wie laufen denn die weiteren Arbeiten daran,
zum Beispiel ein UN-Mandat zu bekommen usw.?

SRS'in Fietz: Die Haltung der Bundesregierung dazu wurde hier ja schon des
Öfteren erläutert. Es bleibt dabei: Grundsätzlich ist es wichtig, dass sich
das internationale Zusammenwirken bei der Lösung der Krise in Syrien nicht
auf die Türkei und auf Russland beschränkt. Europa muss sich mit den
aktuellen Vorgängen befassen, die sich unmittelbar an der Grenze unseres
Kontinents abspielen. Es geht hier um Fragen, die viele EU-Mitgliedstaaten
ganz unmittelbar betreffen: Die Wahrung der Stabilität in der Region, die
Fortsetzung des Kampfs gegen den IS, die freiwillige Rückkehr von
Flüchtlingen in Sicherheit und Würde und natürlich auch der humanitäre
Zugang zur notleidenden Zivilbevölkerung. Es ist wichtig, dass Deutschland
und Europa sich hier stärker engagieren. Die Gespräche darüber werden jetzt
weiter geführt. Ich kann Ihnen da aber noch keinen neuen Stand nennen.

Zusatzfrage: Die Verteidigungsministerin wollte sich ja weiter bei
Verbündeten um Zustimmung zu diesem Vorschlag bemühen, und auch das
Auswärtige ist ja bestimmt zuständig, wenn es um ein UN-Mandat geht. Ich
möchte einfach wissen: Wie ist der Stand?

Burger: Ich habe dazu über das hinaus, was wir hier in den vergangenen
Regierungspressekonferenzen mitgeteilt haben, keinen neuen Stand
mitzuteilen. Sie haben mitbekommen, dass in Genf unter Leitung der
Vereinten Nationen das Verfassungskomitee für Syrien zusammengetreten ist.
Dazu hat sich der Außenminister in den letzten Tagen mit seinen
Amtskollegen aus der sogenannten Syria Small Group eng abgestimmt, die dazu
heute Morgen ein gemeinsames Statement dazu abgegeben hat. Auch sonst steht
der Außenminister natürlich in engem Kontakt mit seinen Amtskollegen zu den
Fragen, über die wir hier schon gesprochen haben und die Frau Fietz hier
gerade genannt hat.

Frage: Herr Burger, Frau Fietz, man darf wahrscheinlich davon ausgehen,
dass das iranische Nuklearprogramm auch ein Thema ist, weil ja der Iran
gesagt hat, dass er im November die vierte Phase der Reduzierung seiner
Verpflichtungen aus dem Nuklearprogramm eingehen wird. Wird das auch ein
Thema sein? Gibt es irgendwelche Initiativen, um den Iran noch von dieser
Reduzierung seiner Verpflichtungen aus dem Nuklearprogramm abzubringen?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen nur immer wieder sagen, dass das ganze
Spektrum der Sicherheitspolitik und auch der internationalen Politik auf
der Tagesordnung stehen wird, aber Einzelheiten kann ich Ihnen dazu leider
nicht nennen.

Zusatzfrage: Herr Burger, können Sie etwas dazu sagen?

Burger: Es ist klar, dass Iran eines der Themen ist, über die wir mit den
USA in engem Austausch stehen. In welcher Form das bei den nächste Woche
anstehenden Gesprächen eine Rolle spielen wird, kann ich aber nicht sagen,
und ich will den Gesprächen auch nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Ist im Kanzleramt oder im Auswärtigen Amt eine Pressekonferenz
geplant?

Burger: Ich muss Sie da leider noch um Geduld bitten. Was die
Programmpunkte betrifft, die in der Zuständigkeit des Auswärtigen Amts
liegen, sind wir heute leider noch nicht so weit, dass wir das Programm
schon vollständig ankündigen könnten. Das werden wir aber in den nächsten
Tagen nachreichen.

SRS'in Fietz: Ich muss gerade einmal meine ganzen Zettel durchschauen - ich
meine, ich hätte dazu etwas gesagt. - Nein, dann habe ich das verwechselt.
Bislang ist da nichts geplant, aber wenn sich da etwas ergibt, werden wir
Sie natürlich sofort informieren.

Frage (zu Syrien): Das Hauptargument der Assad-Regierung gegen den
Vorschlag eines UN-Mandat ist ja, dass damit eine Internationalisierung
betrieben würde, obwohl es sich dabei aber um Eingriffe auf syrisches
Staatsgebiet handelt, und das lehnt die Regierung, das lehnt das 
Assad-Regime ab. Dieses Argument hätte ja eigentlich vorhersehbar sein müssen.
Haben Sie es mit bedacht? Warum macht man einen solchen Vorschlag
angesichts der Vereinbarungen, die die syrische Regierung mit Russland und
der Türkei getroffen hat, dann trotzdem? Rennt man da nicht sozusagen
sehenden Auges gegen eine Wand?

SRS'in Fietz: Wir haben die Äußerungen von Herrn Assad zur Kenntnis
genommen. An der dargelegten Haltung der Bundesregierung und der Sorge um
Sicherheit und Stabilität in der Region ändert das aber nichts. Mehr kann
ich Ihnen dazu nicht sagen.

Zusatzfrage: Wäre ein UN-Einsatz, wenn die Regierung Syriens nicht darum
bittet, eine Internationalisierung eines Konflikts oder nicht?

SRS'in Fietz: Herr Burger, können Sie dazu etwas sagen?

Burger: Ich weiß nicht, was Sie mit der Internationalisierung eines
Konflikts meinen. Tatsache ist, dass sich der UN-Sicherheitsrat seit 2012
ganz intensiv mit der Situation in Syrien befasst und dazu auch
Resolutionen beschlossen hat. Das Verfassungskomitee, das jetzt in Genf
seine Arbeit aufgenommen hat, arbeitet ja auf Grundlage der Resolution
2254, die auch weitere Schritte vorsieht, um einem Friedensprozess in
Syrien näherzukommen. Dazu gehört beispielsweise auch, dass es freie und
faire Wahlen geben soll.

Zusatzfrage: Das heißt, die Einrichtung einer Schutzzone durch ein 
UN-Mandat auch ohne Zustimmung der syrischen Regierung wäre durch 
UN-Resolutionen gedeckt?

Burger: Ich will über diese Konstellation jetzt überhaupt nicht
spekulieren. Ich habe nur festgestellt: Es gibt bereits Resolutionen des
Sicherheitsrats, die sich mit der Lage in Syrien befassen und die auch
angewandt werden.

Frage: An das Finanzministerium: Das "Handelsblatt" berichtet, dass Sie
davon ausgehen, dass wegen des Klimapakets die Subventionen im Jahr 2020
auf 31 Milliarden Euro ansteigen werden. Können Sie dazu etwas sagen?

Kuhn: Der Subventionsbericht der Bundesregierung wird ja in Kürze im
Kabinett behandelt werden und wird dann auch vorgestellt werden. Auf den
würde ich hier jetzt verweisen.

Frage: An das Bundesjustizministerium: Die Deutsche Kinderhilfe fordert
heute, dass in Sachen Höchststrafen bei Kinderpornografie nun endlich
einmal etwas geschehen solle. Es gab ja einen Beschluss der Innenminister,
und es sind auch wieder aktuelle Fälle bekanntgeworden. Was sagen Sie zu
dem Vorwurf, dass sich da bisher nichts getan habe?

Krüger: Unsere Haltung ist da völlig klar, dass sexuelle Gewalt Kindern
unermessliches Leid zufügt und sie in ihren elementarsten Rechten verletzt.
Daher ist auch für uns dem sexuellen Missbrauch von Kindern mit aller
Entschlossenheit entgegenzutreten.

Das Strafrecht erfüllt insoweit eine zentrale Aufgabe. Das sehen wir auch
so. Die Bundesregierung und auch der Bundesgesetzgeber nehmen diese
Verantwortung sehr ernst. Wir prüfen laufend, wie diese schweren Straftaten
noch effektiver verfolgt werden können. Das Strafrecht wurde erst 2015
umfassend reformiert, um dem Schutz von Kindern und Jugendlichen zu dienen.
Den gegenwärtigen Strafrahmen von bis zu zehn Jahren Freiheitsstrafe sehen
wir als angemessen an.

Zusatzfrage: Das heißt, es ist jetzt nichts in Sachen Verschärfung geplant?

Krüger: Wir prüfen laufend. Aber wir haben jetzt schon einen Strafrahmen
von bis zu zehn Jahren Freiheitsstrafe.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt und das Innenministerium. In den
vergangenen Tagen haben sich noch einmal die Berichte über eine steigende
Zahl von Flüchtlingen gehäuft, die aus der Türkei nach Griechenland kommen,
und über eine dramatische Situation der Flüchtlinge sowohl auf den Inseln
als auch in Korinth. Hat das Auswärtige Amt neue Erkenntnisse darüber, wie
die Situation vor Ort aussieht? Ist das Innenministerium vielleicht im
Austausch mit anderen EU-Ländern darüber, was das eventuell für die
Aufnahme von Flüchtlingen bedeuten könnte?

Burger: Grundsätzlich ist es ein Thema, das unsere Auslandsvertretungen
sehr eng verfolgen. Ich muss um Verständnis bitten: Ich habe mir dazu
leider heute keinen aktuellen Stand mitgebracht. Deswegen muss ich Ihnen
das nachreichen, was wir dazu an Einschätzung liefern können.

Alter: Ich kann vielleicht noch ergänzen, dass wir die Zahlen über das
östliche Mittelmeer natürlich ständig beobachten. Momentan stellen wir
fest, dass die relativ hohen Anlandungszahlen anhalten. Wir liegen
insgesamt 30 Prozent oberhalb des Vergleichszeitraums im Vorjahr.

Im Vergleich zur Vorwoche sind die Zahlen jetzt wieder zurückgegangen.
Allerdings bleibt auch bei diesem abgeschwächten Niveau das
Migrationspotenzial weiterhin hoch. Aktuell sind täglich zwischen 84 und
430 Anlandungen zu verzeichnen.

Zusatzfrage: Gibt es denn neue Anfragen, Flüchtlinge aus Griechenland zu
übernehmen? Denn es gab ja innerhalb von zwei Tagen in dieser Woche 790
Flüchtlinge. Die Berichte über die dramatische Versorgung in den
verschiedenen Lagern häufen sich ja.

Alter: Es gibt keine spezifischen Anfragen, die an uns gerichtet wurden. Es
gibt aber einen Mechanismus in Europa, an dem wir uns versuchen zu
orientieren, der daran geknüpft ist, welche Zuständigkeit für die
Bearbeitung von Asylverfahren vorliegt. In diesem Rahmen werden dann auch
Umverteilungsmaßnahmen stattfinden.

Frage: Es ist im Prinzip verwandt. Ich würde gern ins zentrale Mittelmeer
wechseln. Die "Alan Kurdi" wartet dort seit Samstag auf einen sicheren
Hafen. Ich würde Sie gern fragen, Herr Alter, wie Sie das bewerten, dass
sie bislang keinen sicheren Hafen haben und wie es mit dem Versprechen
aussieht - zumindest haben sich vier Staaten auf den Verteilmechanismus
geeinigt -, dass Schiffe nicht mehr tagelang ausharren müssen.

Alter: Wir sehen die Vereinbarung von Malta weiterhin als einen großen
Erfolg an, weil sie dazu beigetragen hat, dass beim Thema Seenotrettung ein
neuer Geist entstanden ist, der möglicherweise in Zukunft dazu führt, dass
die Verfahren insgesamt reibungsloser laufen. Das ist momentan in den
aktuellen Fällen bedauerlicherweise so nicht festzustellen. Aber das war -
offen gestanden - realistisch auch nicht zu erwarten. Es war zu erwarten,
dass der Prozess anläuft, dass sich die Prozesse - die Verfahren, wenn man
so will - erst einspielen müssen.

Im aktuellen Fall musste sowohl die "Ocean Viking" als auch die "Alan
Kurdi" mehrere Tage ausharren, beziehungsweise die "Alan Kurdi" hat bis
heute noch keine Zusage, anlegen zu können. Das ist aus unserer Sicht zu
bedauern. Aber es ist letztlich eine souveräne Entscheidung der Staaten,
die darüber befinden.

Nichtsdestotrotz bleibt es dabei: Wir haben in beiden Fällen sowohl
gegenüber den Staaten, in denen eine Anlandung in Betracht kommt, als auch
gegenüber der Kommission mitgeteilt, dass wir bereit sind, uns in
erheblicher Weise an einer Aufnahme zu beteiligen. Wir fühlen uns an diese
Vereinbarung gebunden. Wir hoffen, dass sich die Verfahren - auch im
aktuellen Fall - einspielen werden, sodass sich die Zeiten stark verkürzen,
in denen die Schiffe auf eine Anlegeerlaubnis warten müssen. Das ist im
Moment zu lang.

Zusatzfrage: Woran liegt es denn nach Ihren Erkenntnissen? Haben Sie
Kontakt zu den italienischen Behörden - Italien ist ja auch Teil der
Vereinbarung -, um zu erfahren, warum sie dieses Schiff nicht anlanden
lassen?

Alter: Wir stehen natürlich in Kontakt, nicht nur mit Italien, sondern auch
mit der Kommission. Aber die Beweggründe für die Entscheidung sind mir
nicht bekannt.

Frage: Ich habe eine Frage an das Innenministerium. Herr Alter, ich würde
Sie bitten, einmal kurz die Rückkehr des Clanchefs Ibrahim Miri nach Bremen
zu bewerten. Da hört man ja aus der Opposition und auch in Medienberichten:
Sicherheitspolitischer Skandal! Das deutsche Asylrecht wackelt.

Also bitte ordnen Sie das einmal aus Ihrer Sicht ein. Haben Sie eigentlich
Erkenntnisse darüber, wie Herr Miri wieder nach Deutschland zurückgekommen
ist, nachdem er abgeschoben worden war?

Alter: Zu dem Fall sind ja schon viele Informationen zum aktuellen Stand
des Verfahrens öffentlich bekannt. Ich will aber an der Stelle dennoch
darauf hinweisen, dass wir an dieser Stelle grundsätzlich zu Einzelfällen -
das gilt natürlich auch in diesem Fall - keine Auskunft geben können. Das
werden wir auch beibehalten. Das ist aus datenschutzrechtlichen Gründen
unumgänglich.

Ganz allgemein ist es so, dass alle Vorkehrungen getroffen worden sind,
damit eine unerlaubte Wiedereinreise nicht erfolgen kann. Das heißt konkret
- ganz allgemein -: Jemand, der abgeschoben wird, erhält kraft Gesetzes
eine Wiedereinreisesperre für das gesamte Schengen-Gebiet. Das ist erfolgt.
Die Notifizierung in den entsprechenden Informationsdateien, insbesondere
im Schengener Informationssystem, ist ebenso erfolgt. Das bedeutet: Die
Möglichkeiten, die die Sicherheitsbehörden haben, um eine solche
Wiedereinreise zu verhindern, wurden ausgeschöpft. Offenbar ist die
Einreise nicht auf regulärem Weg über einen Grenzübergang erfolgt.

Zusatzfrage: Dann noch einmal die Nachfrage: Was sagen Sie denn Leuten, die
sagen, das sei ein sicherheitspolitischer Skandal, wenn es ein
Schwerkrimineller, den wir abgeschoben haben, in relativ kurzer Zeit -
möglicherweise auf relativ einfachem Weg - wieder nach Deutschland schafft?

Alter: Zunächst einmal: Zum Weg kann ich im Moment keine Angaben machen.
Erstens beziehen Sie sich auf den Einzelfall. Zweitens liegen uns
Informationen dazu noch nicht vor, jedenfalls nicht in einer belastbaren
Weise.

Zu der Bewertung kann ich nur so viel sagen: Die Abschiebung, an die Sie
sich erinnern, ist aus sicherheitspolitischen Gründen mit großem Aufwand
betrieben worden und war ein großer Erfolg. Daraus kann man erkennen, dass
mit dieser Abschiebung jedenfalls nicht die Erwartungshaltung verbunden
war, dass kurze Zeit später eine Wiedereinreise festzustellen ist.

Das ist jetzt aber so geschehen. Jetzt muss man diesen Fall im Rahmen der
rechtsstaatlichen Möglichkeiten bearbeiten.

Frage: Läuft beim BAMF jetzt eine schnellere Prüfung? Ist gesichert, dass
er jetzt auch so lange in der Abschiebehaft bleibt? Können Sie dazu etwas
sagen?

Alter: Ich wiederhole mich: Wir können keine Informationen zum jeweiligen
Einzelfall geben.

Ganz grundsätzlich hat das Bundesamt die Möglichkeit, in Fällen, in denen
eine Relevanz für die Sicherheit vorliegt, ein beschleunigtes Verfahren
durchzuführen. Wenn die Voraussetzungen vorliegen, erfolgt eine
Entscheidung über einen Asylantrag in der Regel innerhalb einer Woche.

Frage: Aber dann habe ich Sie jetzt richtig verstanden, dass Sie sich den
Forderungen nach einer Verschärfung von Gesetzen vorerst nicht anschließen?

Die zweite Frage. Es war auch zu lesen, der Minister lasse sich -
"minutiös", glaube ich, war der Ausdruck - über den Fall informieren.
Können Sie das ein bisschen ausmalen, was das bedeutet?

Alter: Ob man gesetzliche Veränderungen vornehmen muss, kann man ja erst
bewerten, wenn man konkret weiß, wie es zu dieser Wiedereinreise gekommen
ist. Dazu sind wir im Moment nicht in der Lage. Insofern sind diese
Schlussfolgerungen auch noch nicht möglich.

Der Minister lässt sich über diesen Sachverhalt selbstverständlich
fortlaufend unterrichten. Er hat sich ja auch nach der Abschiebung des
Betroffenen öffentlich geäußert und ist natürlich an dem Gang des
Verfahrens interessiert. Das findet statt, soweit es entscheidungsrelevante
Informationen an den Minister heranzutragen gibt.

Frage: Vielleicht können Sie ganz grundsätzlich noch einmal erklären, warum
jemand, der abgeschoben worden ist, wenn er dann illegal wieder einreist,
noch einmal das Recht hat, einen Asylantrag zu stellen?

Alter: Das ist etwas, worauf wir in Deutschland ja auch ein Stück weit
stolz sind, dass Asylanträge nicht pauschal abgelehnt werden, sondern sie
jeweils individuell und im Einzelfall geprüft werden. Die
Fallkonstellationen, die hier zugrunde liegen können, sind unterschiedlich.
Das gilt natürlich auch in diesem Fall. Wir brauchen auch hier eine
rechtsstaatlich abgesicherte Entscheidung, weil wir andernfalls ja die
Grundprinzipien, die wir sonst hervorheben, aufgeben würden. Insofern ist
das etwas, was wir auch in schwierigen Situationen unbedingt halten müssen.

Zusatzfrage: Wir haben ja schon oft gehört, wie schwierig es ist, mit
Heimatländern zusammenzuarbeiten. Wenn das jetzt ein verkürztes Verfahren
von einer Woche oder so ist, bekommen Sie es in der Zeit überhaupt hin,
beispielsweise die Information des Anwalts von Herrn Miri zu überprüfen,
ihm drohe im Libanon Folter oder Tod?

Alter: Das ist Gegenstand der individuellen Einzelfallprüfung. Das muss
jetzt geprüft werden. Das wird auch geprüft. Zu welchem Ergebnis man dann
kommt, das kann ich nicht vorweggreifen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesverkehrsministerium. Frau Buser, es
gibt seit kurzem die Berichterstattung der Kollegen vom "Spiegel", wonach
der Bundesrechnungshof in einem nicht öffentlichen Bericht kritisiert, dass
Ihr Haus bei der Vergabe der Pkw-Maut gegen verfahrens- und
haushaltsrechtliche Regeln verstoßen habe. Mich würde interessieren, wie
Sie die Haltung des Bundesrechnungshofs kommentieren.

Buser: Herzlichen Dank für die Frage und dafür, dass Sie mir die
Möglichkeit geben, darauf einzugehen.

Das BMVI hat bereits zu dem Berichtsentwurf des Bundesrechnungshofs
Stellung genommen und weist die Kritik des Bundesrechnungshofs in
sämtlichen Punkten zurück.

Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Feststellungen die ihm umfangreich
zur Verfügung gestellten Unterlagen teils gar nicht, teils falsch
gewürdigt. Das bestätigt auch das umfassende Gutachten der
Rechtsanwaltskanzlei Linklaters.

Die Mautverträge stehen im Einklang mit dem Haushalts- und Vergaberecht.
Das ist eindeutig. Der Bundesrechnungshof begleitet und prüft das Projekt
der Infrastrukturabgabe bereits seit dem 11. November 2014. Seit dem 27.
November 2018 lagen dem Bundesrechnungshof im Vergabeverfahren Erhebung die
Vergabeunterlagen für die Abgabe der finalen Angebote durch die Bieter vor.
Die im November 2014 begonnene Prüfung zur bestehenden und geplanten
Nutzerfinanzierung der Bundesfernstraßen wurde vom Bundesrechnungshof ohne
Bericht am 24. Januar 2019 abgeschlossen.

Wenn Sie mögen, kann ich auch gern auf die Kritikpunkte im Einzelnen
eingehen.

Zusatz: Ja, gern.

Buser: Dann hole ich etwas weiter aus.

Bei dem Entwurf des Prüfberichts fällt generell auf, dass der
Bundesrechnungshof die ihm im Rahmen seiner Überprüfung der
Vergabeverfahren zur Infrastrukturabgabe zur Verfügung gestellten
Dokumente, Informationen und Erläuterungen teils nicht, teils nicht
ausreichend beziehungsweise unzutreffend würdigt. Dies gilt insbesondere
für das vom BMVI durchgeführte Risikomanagement, die
Entschädigungsregelungen im Falle einer Kündigung allein aus
ordnungspolitischen Gründen sowie die Anpassungen oder die Überarbeitung
der Vergabeunterlagen zur Abgabe eines zweiten finalen Angebots durch den
Betreiber und seine Gesellschafter. Eine fundierte Prüfung der umfangreich
bereitgestellten Dokumente und Informationen durch den Bundesrechnungshof
ist nicht erkennbar.

Zum Thema Risikomanagement: Die Ausführungen des Bundesrechnungshofs, das
BMVI habe das Risiko eines insgesamt negativen EuGH-Urteils nicht erkannt
und nicht berücksichtigt, entbehren einer sachlichen Grundlage. Das BMVI
hat im Rahmen eines ordnungsgemäßen Risikomanagements auch dieses Risiko
betrachtet und dafür auch spezifische Regelungen zur Kündigung der Verträge
aus ordnungspolitischen Gründen und deren Rechtsfolgen getroffen.

Zum Thema angemessener und marktüblicher Entschädigungsregelungen: Die
Feststellungen des Bundesrechnungshofs zu Kündigungsfolgen treffen nicht
zu. Im Falle einer Kündigung allein aus ordnungspolitischen Gründen hat der
Betreiber gerade keinen Anspruch auf den über die gesamte Vertragslaufzeit
kalkulierten Gewinn. Vielmehr sind bei einer Vertragsbeendigung in einem
frühen Projektstadium die Entschädigungsregelungen des Betreibervertrages
für den Auftraggeber günstiger als allgemeine zivilrechtliche Maßstäbe der
Schadensberechnung. Sie sind entgegen den Feststellungen des
Bundesrechnungshofs auch angemessen und marküblich. Dies bestätigt ein
umfassendes Gutachten der - wie eben betont - renommierten, international
tätigen Rechtsanwaltskanzlei Linklaters.

Vorsitzende Welty: Entschuldigung, wie viele Punkte sind das insgesamt?

Buser: Es würden noch vier weitere kommen.

Vorsitzende Welty: Das können wir dann vielleicht bilateral erledigen. Ich
schlage vor, dass wir an der Stelle inhaltlich werden. Wenn Sie noch eine
Nachfrage haben, Herr Kollege, könnten Sie diese jetzt stellen.

Frage: Wenn Sie sagen, die Unterlagen seien nicht gewürdigt worden, woraus
schließen Sie denn das?

Buser: Wie gesagt: Der Bundesrechnungshof hatte die Gelegenheit, all jene
Punkte auch in der Phase vor dem Vertragsabschluss einzusehen. Diese sind,
wie gesagt, ohne Bericht - das gilt auch für die Prüfung - beschlossen
worden.

Frage: Zu zwei Einzelpunkten:

Sie sprachen eben von einem zweiten finalen Angebot. Ein zweites finales
Angebot - der Begriff setzt "final" außer Kraft.

Buser: Das ist Vergaberecht - - -

Zusatzfrage: Final ist final. Sie halten es also für rechtlich zulässig,
dass man nach einem finalen Angebot sagt: Interessiert uns jetzt nicht, es
darf ein zweites finales - - - Das halten Sie für rechtlich zulässig.

Der zweite Punkt: Es wurde kritisiert, dass zum Beispiel die Kosten für die
Terminals ausgelagert worden seien, ohne das Parlament zu informieren.
Stimmt diese Sachinformation nicht? Ist das Parlament informiert worden,
oder war die Auslagerung zulässig?

Buser: Das wären meine nächsten beiden Punkte. Ich weiß, nicht, ob ich sie
jetzt hier ausführen darf. - Dann würde ich fortsetzen.

Zum Thema der Aufklärungs- und Verhandlungsgespräche zum finalen Angebot:

Die Feststellungen des Bundesrechnungshofes, das Führen von Aufklärungs-
und Verhandlungsgesprächen mit dem Betreiber und dessen Gesellschaftern zu
deren finalem Angebot und die in deren Folge vorgenommenen Anpassungen der
VGU für das zweite finale Angebot seien vergaberechtlich unzulässig,
ignorieren die ausführliche Vergabedokumentation des BMVI und treffen nicht
zu.

Der Bundesrechnungshof verkennt die Handlungsspielräume, die ein
Verhandlungsverfahren für den Auftraggeber eröffnet. Insbesondere war es
zulässig, das Vergabeverfahren mit dem einzig verbliebenen Bieter
fortzuführen, weil sich die anderen Bieter aus dem Vergabeverfahren ohne
Abgabe eines finalen Angebotes zurückgezogen hatten, der Beschaffungsbedarf
aber fortbestand. Die Identität des Beschaffungsgegenstands wurde nicht
geändert. Auch im Übrigen stand die Vorgehensweise des BMVI im Einklang mit
dem Vergaberecht, was schließlich auch dadurch bestätigt wird, dass die
Zuschlagsentscheidung vergaberechtlich nicht angegriffen wurde.

Zum Thema der Unterbeauftragung der Toll Collect GmbH kann ich gern
Folgendes sagen:

Die Feststellungen des Bundesrechnungshofs, die Toll Collect GmbH erhalte
als Unterauftragnehmer vom Betreiber keine Vergütung für Leistungen im
Zusammenhang mit der ISA-Erhebung von gebietsfremden Abgabenpflichtigen,
sind in Anbetracht der vertraglichen Regelung offenkundig unrichtig. Im
Übrigen ist für sämtliche Vergütungen der Toll Collect GmbH
haushaltsrechtliche Vorsorge getroffen worden.

Frage: Es hieß, der Gesetzentwurf zum Thema "Kinderrechte ins Grundgesetz"
komme noch dieses Jahr. Können Sie schon etwas Genaueres dazu sagen? Kommt
er noch im November oder erst im Dezember? Wie weit ist man damit?

Krüger: Vielen Dank für die Frage. - Konkreter kann ich dazu nicht werden.
In der vergangenen Woche hat die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zu dem Thema,
das sich auch im Koalitionsvertrag wiederfindet, nämlich Kinderrechte
explizit im Grundgesetz zu verankern, ihren Abschlussbericht vorgelegt. In
ihm werden verschiedene Formulierungsvorschläge zu einer Ergänzung des
Artikels 6 des Grundgesetzes gemacht.

Wir prüfen diese Vorschläge und werden als Justizministerium, wie Sie
korrekt sagten, bis Ende des Jahres einen Gesetzentwurf vorlegen, der zum
Ziel haben wird, die erforderliche Zweidrittelmehrheit, die im Bundestag
und im Bundesrat für eine Grundgesetzänderung nötig ist, zu erreichen.

Grundsätzlich kann man jetzt schon sagen, dass der vorliegende Bericht
zeigt, dass wir nach einer 30 Jahre langen Diskussion darüber, Kinderrechte
überhaupt explizit im Grundgesetz zu verankern, nun auf der Zielgeraden
sind. Schon allein das ist sehr zu begrüßen.

Frage: Herr Alter, gestern wurde eine Moschee in Köln geräumt, nachdem es
eine Bombendrohung gab. Fast wöchentlich gibt es Angriffe oder
Bombendrohungen gegen Moscheen.

Wie besorgt ist der Minister über die Situation?

Der Zentralrat der Muslime hat wiederholt gefordert, dass es polizeiliche
Schutzmaßnahmen für Moscheen und islamische Einrichtungen in Deutschland
geben müsse. Bis jetzt ist aber nichts passiert. Dazu hätte ich auch gern
eine Reaktion.

Alter: Der Minister hat seine Besorgnis über Angriffe auf religiöse
Einrichtungen in den vergangenen Wochen mehrfach deutlich zum Ausdruck
gebracht. Wir haben die Äußerungen in den vergangenen Wochen im Hinblick
auf den Anschlag in Halle auf eine jüdische Synagoge sehr stark erlebt.
Aber natürlich gilt sinngemäß genauso auch für andere religiöse
Einrichtungen das Prinzip, dass die zuständigen Landesbehörden ihre
jeweiligen Objekte, die in ihrem Zuständigkeitsbereich liegen, gemessen an
der Gefährdungslage, die das BKA im Allgemeinen bewertet, einordnen und
sich dann die Frage beantworten müssen, welche Schutzmaßnahmen an welcher
Stelle konkret erforderlich sind. Das kann das Bundesinnenministerium für
die Polizeien der Länder nicht festlegen. Das ist eine Aufgabe der Länder.

Frage: Herr Burger, Russland verschärft seine Kontrolle über das Internet.
Haben Sie eine Position dazu oder eine Reaktion darauf?

Burger: Ich habe die Berichterstattung gesehen. Eine eigene Einschätzung
dazu müsste ich Ihnen gegebenenfalls nachliefern, wenn wir dazu etwas
haben.

SRS'in Fietz: Wenn Sie wollen, kann ich Ihnen dazu ein paar Sätze sagen.

Die Bundesregierung hat das Inkrafttreten des am 1. Mai 2019 vom russischen
Präsidenten Putin unterzeichneten Gesetzes zur Kenntnis genommen. Es ist
daran zu erinnern, wie grundlegend Informations- und Meinungsfreiheit für
das Funktionieren einer jeden Demokratie sind. An diesem auch in der
Europäischen Menschenrechtskonvention verankerten Maßstab müssen sich auch
das Gesetz und vor allem die Durchführungsbestimmungen und die praktische
Umsetzung messen lassen.

Die Bundesregierung setzt sich überall auf der Welt, nicht nur in Russland,
für die freie Meinungsäußerung und die Wahrung der Menschenrechte ein.
Dabei geht es immer um eine verantwortungsvolle Abwägung zwischen
unterschiedlichen Grundrechten. Die Erwartung an Russland, seinen
Verpflichtungen aus der Europäischen Menschenrechtskonvention nachzukommen,
betrifft genau diese erforderliche Abwägung.

Frage: Ich habe eine Frage zu den deutsch-indischen
Regierungskonsultationen an das BMI: In der Liste der zu unterzeichnenden
Dokumente taucht eine Absichtserklärung über Eckpunkte für ein Migrations-
und Mobilitätsabkommen auf. Können Sie weiterhelfen und sagen, was sich
dahinter verbirgt?

Alter: Ich kenne die Tagesordnung und auch diesen Punkt. Aber ich muss
gestehen, dass ich Einzelheiten dazu nachreichen müsste. Das tue ich gern.

Frage: Frau Fietz, der "Tagesspiegel" hat sich vom Bundespresseamt Zahlen
zu dem erstritten, was viele vielleicht nur gefühlt hatten, dass sich
nämlich Frau Merkel nicht mehr so besonders häufig für Interviews in den
Medien hergibt. Im vergangenen Jahr waren es nur noch 22 Interviews. Davor
waren es immer um 60 Interviews.

Können Sie etwas dazu sagen, woran das Ihrer Meinung nach liegt? Ist es
eine bewusste Strategie, dass sie sich seltener äußert? Hat sie weniger zu
sagen? Gibt es mehr Themen, zu denen sie sich lieber nicht äußern möchte?
Was ist da los?

SRS'in Fietz: Lassen Sie mich vorab etwas zu dieser Liste sagen. Bei der
Liste, auf die in der von Ihnen erwähnten Berichterstattung rekurriert
wird, handelt es sich nicht um eine vom BPA erstellte Statistik oder gar
Studie, sondern um eine aus hauseigenen Datenbanken öffentlich zugänglicher
Quellen erstellte Auswertung für die Jahre 2013 bis 2018. Diese erhebt
nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Überdies sind Mehrfachnennungen
etwa im Zusammenhang mit Interviews für Redaktionsgemeinschaften durchaus
möglich. Auch sind Interviews für ausländische Medien darin nicht
enthalten. Die Übersicht liefert damit nur einen bedingt aussagekräftigen
Überblick über die Interviewtätigkeit der Bundeskanzlerin.

Die aus unserem Pressearchiv erstellte Übersicht war im Rahmen eines
juristischen Verfahrens für den Kläger, der auf die Herausgabe einer
Auflistung sämtlicher Interviews der Bundeskanzlerin seit 2009 unter
Berufung auf das Informationsfreiheitsgesetz geklagt hatte, zur gütlichen
Beilegung des Rechtsstreits erstellt und ihm übermittelt worden. Ich bitte
um Verständnis dafür, dass ich mich darüber hinaus, wie es üblich ist, zu
dem Gerichtsverfahren nicht äußern werde.

So viel erst einmal zu dem Vorgang als solchem.

Darüber hinaus kann ich Ihnen nur noch einmal in Erinnerung rufen, dass die
Bundeskanzlerin die Arbeit der Medien achtet und Ihrer aller Arbeit große
Wertschätzung entgegenbringt. Darum stellt sie sich auch regelmäßig den
Fragen von Journalisten in Interviews und in Pressekonferenzen, auch hier
in der Bundespressekonferenz. Sie wird dies auch weiterhin tun.

Die Bundeskanzlerin hat öffentlich gesagt, dass sie sich angesichts der
Tatsache, dass sie nicht mehr Parteivorsitzende ist, auch in Wahlkämpfen
zurückhält. Das hat natürlich zwangsläufig Auswirkungen auf die Zahl der
Interviews.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage zu dem Verfahren, das Sie gewählt haben: Sie
haben gesagt, das sei aus dem Pressearchiv erstellt worden und sei deswegen
nur bedingt aussagekräftig.

Warum liefern Sie denn nicht aussagekräftigere Zahlen? Denn wer jemals
schon versucht hat, ein Interview mit der Bundeskanzlerin anzuleiern, der
weiß, dass das ein ziemlicher Aufwand ist. Das alles wird dokumentiert. Sie
gibt ja nicht noch drei Interviews am Tag, von denen keiner weiß, dass sie
sie gibt.

Warum schauen Sie also nicht einfach in Ihren Terminkalender und liefern
uns aussagekräftige Zahlen?

SRS'in Fietz: Wie gesagt, gibt es keine Statistik darüber. Das, was
zusammengetragen worden ist, stammt wirklich aus öffentlich zugänglichen
Quellen.

Zusatzfrage: Heißt das, dass Sie keine Möglichkeit haben, in Ihren Terminen
oder Unterlagen nachzuschauen, wann die Kanzlerin Interviews gegeben hat?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen dazu nicht mehr sagen als das, was ich dazu
gesagt habe. Wir führen darüber keine Statistik. Im Zuge des Verfahrens ist
das dann so zusammengetragen worden und scheint dann auch an andere Stellen
weitergeleitet worden zu sein.

Frage: Frau Fietz, hat die Bundeskanzlerin, seit sie nicht mehr
Parteivorsitzende ist, signifikant weniger Interviews gegeben?

SRS'in Fietz: Ich bitte Sie wirklich, sich auch in den öffentlich
zugänglichen Quellen zu informieren. Es - - -

Zusatz: Nein, das möchte ich von Ihnen wissen. Sie sind die Sprecherin der
Bundesregierung und damit auch der - - -

SRS'in Fietz: Aber ich bin nicht die Sprecherin der CDU-Vorsitzenden, und
von daher kann ich Ihnen in dem Zusammenhang keine weiteren Angaben machen.

Zusatz: Deswegen frage ich, ob die Bundeskanzlerin, seit sie nicht mehr 
CDU-Vorsitzende ist, signifikant weniger Interviews gegeben hat. Das ist eine
Anfrage an Sie in Ihrer Funktion, und ich bitte um eine Antwort.

SRS'in Fietz: Sie können dieser Berichterstattung die Zahlen entnehmen.
Danach ist die Zahl geringer geworden. Aber das hat nichts damit zu tun,
dass die Kanzlerin plötzlich eine andere Medienstrategie verfolgen oder die
Arbeit von Journalisten nicht schätzen würde. Im Gegenteil schätzt sie die
Arbeit sehr und ist auch immer wieder bereit - das tut sie bei zahlreichen
Gelegenheiten -, sich den Fragen von Journalisten zu stellen.

Zusatzfrage: Bereits am Mittwoch wurde das Thema der Inbetriebnahme von
Datteln 4 angerissen. Herr Kübler, nun beklagen sich Umweltverbände, die an
der Formulierung der Empfehlung der Kohlekommission beteiligt waren, und
sagen, die Inbetriebnahme von Datteln 4 widerspreche der Zusage der
Bundesregierung, die Empfehlungen eins zu eins umzusetzen.

Ist eine Inbetriebnahme von Datteln 4 mit den Empfehlungen der
Kohlekommission vereinbar?

Kübler: Da muss ich passen. Das kann ich leider im Moment nicht beurteilen.

Zusatzfrage: Würden Sie eine Antwort bitte nachliefern?

Kübler: Ja, natürlich.

Freitag, 1. November 2019
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INNEN/4795: Föderale Sicherheitsstruktur muss dringend reformiert werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. November 2019

THOMAE: Föderale Sicherheitsstruktur muss dringend reformiert
werden



Zum achten Jahrestag der Selbstenttarnung des Nationalsozialistischen
Untergrunds (NSU) erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Die Aufarbeitung der unfassbaren und rassistischen Verbrechen des
NSU ist noch lange nicht abgeschlossen. Es ist beispielsweise immer
noch ungeklärt, wie es zu einem so gravierenden Behördenversagen beim
Verfassungsschutz kommen konnte. Acht Jahre später sind die
notwendigen politischen Konsequenzen immer noch nicht ausreichend
gezogen worden. Deutschland hat nach wie vor ein gravierendes Problem
mit Rechtsextremismus, das jahrelang unterschätzt wurde. Das
Maßnahmenpaket der Bundesregierung gegen Rechtsextremismus reicht bei
Weitem nicht aus, um diesen effektiv zu bekämpfen. Insbesondere
müssen rechtsextreme Netzwerke früher erkannt und zerschlagen werden.
Dafür brauchen Polizei und Justiz eine bessere Ausstattung. Zudem
muss die föderale Sicherheitsstruktur dringend reformiert werden.
Derzeit sind zu viele unterschiedliche Behörden ohne klare
Verantwortlichkeiten für unsere Sicherheit zuständig. Dieses Problem
muss eine Föderalismuskommission III systematisch und gemeinsam mit
den Ländern angehen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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SOZIALES/1533: Union und SPD fehlt bei Grundrente jegliche politische Führung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. November 2019

VOGEL: Union und SPD fehlt bei Grundrente jegliche politische
Führung



Zur Debatte über die Grundrente erklärt der rentenpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Union und SPD fehlt augenscheinlich die Kraft, sich selbst bei
kleinsten Aspekten einigen zu können. Das ist ein Trauerspiel für
unser Land. Weil die SPD keinen gewählten Vorsitz hat und die CDU
anscheinend nur noch mit ihren Führungsquerelen beschäftig ist, fehlt
jegliche politische Führung. Richtig wäre, endlich etwas Wirksames
gegen Altersarmut zu tun, anstatt mit der Gießkanne Steuergeld zu
verteilen. Die Union darf die Generationengerechtigkeit nicht
endgültig aus dem Blick verlieren. Sie muss standhaft bleiben und
darf keinem schlechten Kompromiss ohne echter Prüfung des Bedarfs
zustimmen. Eine gute Lösung wäre einfach: Erstens, wer gearbeitet und
eingezahlt hat, muss immer mehr haben als die Grundsicherung.
Zweitens, nur wer wirklich Unterstützung benötigt, sollte sie
bekommen. Alles andere wäre zutiefst ungerecht."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3085: Deutschland bleibt hinter seinem Potenzial als Gründerrepublik zurück


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. November 2019

THEURER: Deutschland bleibt hinter seinem Potenzial als
Gründerrepublik zurück



Zum Deutschen Startup Monitor 2019 erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Die Rahmenbedingungen für Gründer sind nach wie vor ungenügend. Die
Große Koalition schafft es nicht, dringend nötige Verbesserungen
anzugehen. Startups werden weit über Gebühr von Bürokratie belastet
und durch schlechte Finanzierungsbedingungen gegängelt. Dadurch
bleibt Deutschland hinter seinem Potenzial als Gründerrepublik
zurück. Die FDP-Fraktion will Gründer bestmöglich fördern. Deshalb
fordern wir einen 'One-Stop-Shop', um schnell und einfach gründen zu
können. Zudem muss die Digitalisierung der Verwaltung endlich
vorangetrieben werden. Bei der Finanzierung brauchen Gründer
besondere Unterstützung. Die FDP-Fraktion setzt sich daher für einen
Eigenkapitalturbo durch bessere Thesaurierungsmöglichkeiten und einen
nationalen Zukunftsfonds zur Mobilisierung privaten Kapitals ein."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BERUF/1951: Vier von fünf Jugendlichen werden im Wunschberuf ausgebildet (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 31.10.2019

Vier von fünf Jugendlichen werden im Wunschberuf ausgebildet 

Ergebnisse der BA/BIBB-Bewerberbefragung



Die große Mehrheit (83 %) der Bewerberinnen und Bewerber, die eine
betriebliche Ausbildungsstelle finden konnte, wird in ihrem Wunschberuf
oder einem ihrer Wunschberufe ausgebildet. Diese Personen sind mit ihrer
aktuellen beruflichen Situation deutlich zufriedener als diejenigen, die
in anderen Berufen als ihren Wunschberufen ausgebildet werden. Dies sind
Ergebnisse der repräsentativen BA/BIBB-Bewerberbefragung 2018, die vom
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) und der Bundesagentur für Arbeit
(BA) von November 2018 bis Februar 2019 durchgeführt wurde.

Unter anderem gaben Männer häufiger als Frauen an, dass ihr
Ausbildungsberuf ihr Wunschberuf sei. Jugendliche und junge Erwachsene,
die sich bereits in früheren Jahren um eine Ausbildungsstelle beworben
hatten ("Altbewerber/-innen") befanden sich seltener im Wunschberuf als
Personen, die sich erstmalig bewarben. Auch konnten Bewerberinnen und
Bewerber mit Migrationshintergrund seltener ihren Wunschberuf realisieren.

Interessanterweise berichteten Studienberechtigte seltener, sich im
gewünschten Ausbildungsberuf zu befinden als Bewerberinnen und Bewerber
mit mittleren Abschlüssen. Ein Grund für dieses Ergebnis könnte sein, so
vermutet das Autorenteam, dass sich Jugendliche und junge Erwachsene mit
Studienberechtigung häufiger für Berufe mit einer starken
Konkurrenzsituation interessieren, also für Berufe wie zum Beispiel
Mediengestalter/-in oder Veranstaltungskaufleute, in denen es mehr
Bewerberinnen und Bewerber als zur Verfügung stehende Ausbildungsplätze
gibt.

An der Befragung beteiligten sich rund 4.400 Personen, die bei der BA als
ausbildungssuchend registriert waren. Alle Bewerberinnen und Bewerber, die
sich zum Befragungszeit-punkt in einer betrieblichen Ausbildung nach
Berufsbildungsgesetz (BBiG) oder Handwerksordnung (HwO) befanden, wurden
gefragt, ob es sich bei ihrem Ausbildungsberuf um ihren Wunschberuf oder
einen ihrer Wunschberufe handelt.



Die Studie steht im BIBB-Internetangebot zur Verfügung unter:

www.bibb.de/vet-repository/000003

Weitere Informationen unter:

www.bibb.de/de/85311.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 31.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HOCHSCHULE/2312: Demonstration in Ulm gegen die Unterfinanzierung der Hochschulen (idw)


Universität Ulm - 31.10.2019

"No science - no future": Demonstration in Ulm gegen die
Unterfinanzierung der Hochschulen in Baden-Württemberg



Die Botschaft, eigentlich adressiert an die Landesregierung, war gestern
in Ulm nicht zu überhören: "Wir sind hier! Wir sind laut! Weil man uns die
Bildung klaut!" Rund 1500 Demonstrantinnen und Demonstranten hatten sich
mit Trillerpfeifen, selbstgemalten Schildern, Transparenten und Bannern am
Trauerzug durch die Ulmer Innenstadt beteiligt. Allen voran vier
Sargträger mit einem echten Sarg; samt Trauerkranz und einer Schleife mit
den Worten "Wir trauern um unsere Bildung". Anlass waren die aktuellen
Verhandlungen zum neuen Hochschulfinanzierungsvertrag, die nach Ansicht
der Studierenden nichts Gutes erwarten lassen und auf eine Verstetigung
des Mangels hinauslaufen würden.

Unterstützt wurden die Studierenden bei dieser Aktion - Hauptorganisator
war die Studierendenvertretung (StuVe) der Uni Ulm - von der Universität
und der Technischen Hochschule Ulm. So waren auch zahlreiche
Professorinnen und Professoren auf den Beinen sowie viele junge
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem akademischen Mittelbau.
Seite an Seite mit den Studierenden liefen außerdem viele Uniangehörige
aus der Zentralen Verwaltung. Wie es sich für einen Trauerzug gehört,
kamen die meisten schwarz gekleidet; bis auf die Studierenden der Medizin,
die in weißen Kitteln auf die Finanzmisere im Studium aufmerksam gemacht
haben.

Formiert hat sich der Demonstrationszug vor dem Ulmer Theater. Zuvor war
ein großer Teil der "Trauergesellschaft" vom Haupteingang der Universität
mit Bus und Straßenbahn angereist - die SWU hatte dies mit einer engeren
Taktung möglich gemacht. Nach dem Marsch durch die Innenstadt und Teile
der Fußgängerzone trafen die Demonstrierenden am Rathaus ein. Auf dem
Marktplatz vor dem Ulmer Museum fand schließlich gegen Mittag die
Abschlusskundgebung statt.

Abschlusskundgebung auf dem Markplatz

Dort sprach Rebecca Blum, die mit ihrer kämpferischen Rede den
Studierenden eine Stimme gab. Die studentische Vertreterin im
Universitätsrat betrauerte all die Vorkurse, Tutorien und Repetitorien,
die Workshops und Mentorien, die man in Zukunft - mangels ausreichender
Finanzierung - wohl zu Grabe tragen müsse. Die Einsparungen gefährdeten so
vieles, "was die Lehre an der Uni so gut und ihr Profil in der Lehre so
einzigartig macht". Unterbrochen von lautstarken Sprechchören wie "No
Science! No Future!" forderte sie die Landesregierung auf, die chronische
Unterfinanzierung der Hochschulen dieses Landes zu beenden. Auch wenn die
fetten Jahre vorbei seien, gehörten Investitionen in die Bildung und
Forschung zu den wichtigsten Maßnahmen, um die massiven Herausforderungen
der Zukunft zu meistern.

Viel Applaus erhielt auch Universitätspräsident Professor Michael Weber
von den Studierenden und Mitdemonstrierenden. Der Informatiker machte noch
einmal deutlich, was die Universität Ulm in Forschung und Lehre leiste und
dies auf einem erstaunlich hohen Niveau. Er belegte dies mit den Erfolgen
aus der Exzellenzinitiative, mit hervorragenden internationalen
Rankingergebnissen und immer neuen Drittmittelrekorden. "Doch die
Grundfinanzierung, die uns die Grundausstattung dafür liefern soll, konnte
hier nicht folgen", so der Präsident. Die Zahlen stehen für sich: "Heute
hat die Universität fast 50 Prozent mehr Studierende als noch vor zehn
Jahren", sagte Weber und betonte: "Wir sind hier versammelt, um für etwas
zu demonstrieren". Nämlich für eine verlässliche, ausreichende und
aufwachsende Grundfinanzierung der Hochschulen sowie für gute und
zukunftsorientierte Bedingungen für Forschung und Lehre. Denn: "Nimmt man
die griffige Kennzahl 'Grundfinanzierung pro Studierendem' so ist diese
heute, kaufkraftbereinigt, um mehr als 3000 Euro niedriger als vor 20
Jahren - das ist etwa ein Drittel weniger", rechnet der Unipräsident vor.

Professor Volker Reuter, Rektor der Technischen Hochschule Ulm, der im
Anschluss sprach, erinnerte an den letzten Koalitionsvertrag der
Landesregierung. Dort sei den Hochschulen mit dem größten Aufwuchs bei den
Studierendenzahlen eine angemessene Kompensation versprochen worden.
"Außerdem ist eine ausreichende Grundfinanzierung der Hochschulen ein
Gebot der Fairness gegenüber der heutigen Studierenden-Generation",
betonte Reuter. Die Misere umschrieb er mit einem ungewöhnlichen aber
nicht unpassenden Bild: "Stellen wir uns die Hochschulbildung einmal als
Autobahn vor. Die Studierenden sind die Autos. Anstatt eine weitere Spur
für den massiv zunehmenden Verkehr zu bauen, wird einfach der
Standstreifen dauerhaft freigegeben", so Reuter. Auf Dauer könne das nicht
gut gehen.

Der Dekan der Medizinischen Fakultät der Universität Ulm, Professor Thomas
Wirth, stellte die zunehmende Bedeutung der Gesundheitswirtschaft heraus.
Doch gerade auch die Universitätsmedizin sei massiv unterfinanziert.
"Gerne sonnt sich das Land in den Erfolgen der Exzellenzstrategie,
übersieht aber, dass wir längst von der Substanz leben, beziehungsweise
diese schon aufgebraucht haben", beklagt Wirth und sagt weiter: Vor mehr
als 20 Jahren gehörte Baden-Württemberg bei der Ausstattung seiner
Universitäten zur Spitzengruppe, heute seien diese bis ins untere
Mittelfeld durchgerutscht. Der Ruf nach Stuttgart könne deshalb nur
lauten: "Sorgen Sie für eine zukunftsfähige Finanzierung! Die Rendite ist
die Zukunft unseres Landes!"

Eine laute und launige Rede hielt zum Schluss Felix Glöckler, Zweiter
Vorsitzender des Promovierendenkonvents. Er kritisierte, dass bei der
Ableistung der Lehre, die "Doktoranden so schnell über den Tisch gezogen
werden, dass manche die Reibungshitze mit Nestwärme verwechseln". Wenn der
Vater Staat sich die "nährende Mutter" Universität - die Alma Mater - so
zur Brust nehme, wie dies die aktuellen
Hochschulfinanzierungsverhandlungen befürchten ließen, liefe dies auf
einen erweiterten Selbstmord hinaus: "Erst stirbt die Bildung und dann das
Land!"

Auch wenn die Stimmung für einen "Trauermarsch" eigentlich viel zu gut war
- die meisten Demoteilnehmerinnen und -teilnehmer waren wohl selbst
überrascht über das enorme Ausmaß der Beteiligung - war die Veranstaltung
ein großer Erfolg: Gelang es Ulm im Vergleich zu den anderen
Hochschulstandorten im Land doch mit die meisten Studierenden auf die
Straße zu bringen. Und einig war man sich auch: Nun ist Stuttgart am Zug,
mit einem akzeptablen Angebot!

Text: Andrea Weber-Tuckermann


Zum Hintergrund:

Die Verhandlungen zum Hochschulfinanzierungsvertrag II, der über die
finanzielle Zukunft der Landesuniversitäten von 2021 bis 2025 entscheidet,
sind im vollen Gange. Allerdings lassen bisherige Signale der
Landesregierung vermuten, dass die Finanzierungslücken an
baden-württembergischen Unis und Hochschulen weiter aufklaffen werden. Schon
jetzt leidet die Ausbildungsqualität an den Landesuniversitäten unter der
unzureichenden Hochschulfinanzierung: Teilweise müssen
naturwissenschaftliche Praktika verkürzt und Betreuungspersonal reduziert
werden. Oftmals kann die gewohnte Qualität nur durch erhebliche und
unbezahlte Mehrarbeit des Lehrpersonals aufrechterhalten werden. Wird der
Landeszuschuss nicht erhöht, könnte sogar ein Abbau von Studienplätzen
notwendig werden. Aufgrund des Sanierungsstaus an vielen Hochschulen ist
die Ausstattung von Hörsälen und Laboren schon jetzt veraltet.

Ein Blick in die Statistik verdeutlicht die Lage: Vergleicht man den
jährlichen Landeszuschuss pro Studierendem an baden-württembergischen
Universitäten, hat sich dieser seit 1998 inflationsbereinigt um 3540 Euro
- das heißt um etwa ein Drittel - verringert. Dabei studieren heute
doppelt so viele junge Menschen an der Uni Ulm wie vor 20 Jahren. Zwar
haben zeitlich befristete Ausbauprogramme wie "Hochschule 2012" geholfen,
den Ansturm auf die Universitäten im Zuge des doppelten Abiturjahrgangs zu
bewältigen, doch inzwischen stabilisiert sich die Studierendenzahl auf
hohem Niveau. Daher fordern die Landesuniversitäten eine Überführung
dieser befristeten "Zweitmittel" aus Ausbauprogrammen in den
Grundhaushalt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, 31.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PARTEIEN/184: Die SPD im Wandel - Klassenpartei, Kompromisspartei, Wertepartei (spw)
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Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Analyse & Strategie

Die SPD im Wandel: Klassenpartei, Kompromisspartei, Wertepartei

von Sebastian Jobelius und Konstantin Vössing[1]



Wir stellen in diesem Artikel dar, warum und wie sich die SPD zu einer
Wertepartei entwickeln muss, um weiterhin Volkspartei zu bleiben.

Im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert hat sich die Sozialdemokratie
als Klassenpartei für die Arbeiter aufgestellt. Dies war für
die deutschen Sozialdemokraten im politischen Kontext des Kaiserreichs
die richtige Entscheidung. Durch intensive Mobilisierung und
Solidarisierung gelang es, die große Gruppe der politisch und
ökonomisch ausgeschlossenen Arbeiter unter repressiven Bedingungen
erfolgreich zu vertreten und zu einem relevanten politischen Akteur zu
machen (Vössing 2017).

Aufgrund von deutlich verbesserten ökonomischen Bedingungen, weniger
ausgeprägten Klassengegensätzen und neuen demokratischen
Gestaltungsmöglichkeiten war die Klassenpartei in der Nachkriegszeit
keine Erfolgsformel mehr. Die SPD hat daher die richtige Entscheidung
getroffen, als sie sich 1959 mit dem Godesberger Programm endgültig
von der Klassenpartei zur Kompromisspartei weiterentwickelt
hat. An die Stelle der Interessenvertretung von Arbeitern trat der
Ansatz, als Volkspartei mit einem breit angelegten politischen
Programm verschiedene soziale Gruppen anzusprechen und den sozialen
Kompromiss zwischen diesen Gruppen politisch zu verkörpern.[2] Die
Weiterentwicklung zur Partei des Sozialkompromisses ermöglichte es der
SPD nicht nur, neue Zielgruppen zu erreichen. Es war auch ein
notwendiger Schritt, um die eigene Kernanhängerschaft wieder
erfolgreich zu mobilisieren.

Im Folgenden zeigen wir, warum heute der Ansatz der
Sozialkompromisspartei an seine Grenzen stößt, warum die SPD sich zu
einer Wertepartei weiterentwickeln sollte, und wie das in der
politischen Praxis gelingen kann.[3]

Die aktuelle Debatte zur Neuausrichtung der SPD

Die Beiträge zur aktuellen Erneuerungsdebatte stehen für
unterschiedliche politische Richtungen, orientieren sich aber
weiterhin ganz überwiegend am Modell der Sozialkompromisspartei. Sie
empfehlen der SPD, einen Kompromiss gesellschaftlicher Gruppen zu
schmieden und in der Politik zu repräsentieren. Politische Vorlieben
von Bürgerinnen und Bürgern entstehen nach Ansicht dieses Ansatzes aus
der Zugehörigkeit zu unterschiedlichen Gruppen, die entweder als
Klassen, Schichten, Milieus oder Berufsgruppen beschrieben werden.
Geringqualifizierte Arbeiter wollen demnach "robuste"
Migrationspolitik, um ihren bedrohten Status gegenüber Neuankömmlingen
zu behaupten; der urbane Kreativarbeiter möchte größtmögliche
ökonomische und gesellschaftliche Offenheit; und die "neue" wie auch
die "leistungsbereite" Mitte will eine Mischung aus moderater
Sozialpolitik und progressiver Gesellschaftspolitik.

Der Kompromiss, der fiktive Koalitionen zwischen verschiedenen
sozialen Gruppen zusammenhalten soll, besteht darin, politische
Positionen miteinander zu kombinieren, von denen erwartet wird, dass
sie alle beteiligten Gruppen jeweils politisch zufriedenstellen und
zur Unterstützung der SPD anregen. Das in die deutsche Debatte
eingebrachte "dänische Modell" zum Beispiel schlägt eine "robuste"
Einwanderungspolitik gepaart mit "wirtschaftlichem Sachverstand" vor.
Es zielt auf eine soziale Koalition von Globalisierungsverlierern und
bestandswahrender Mittelschicht ab. Das Modell der umfassenden
Linkswende hat den ambitionierten Anspruch, progressive junge Urbane
und abgehängte Globalisierungsverlierer zu einer weltoffenen
Linkskoalition zu vereinen. Das "Macron-Modell" aus progressiver
Gesellschaftspolitik, moderater Sozialpolitik und internationaler
Orientierung ist eine Fortsetzung der Strategie der "neuen Mitte" aus
den neunziger Jahren. Es versucht die liberalen und
"leistungsorientierten" Mittelschichtmilieus zu gewinnen ohne
klassische Arbeiter- und einfache Angestelltenmilieus zu verprellen.
Das entgegengesetzte Modell der Renationalisierung von Politik
kombiniert mit massiver Umverteilung verfolgt die Idee der
"Rückgewinnung der Arbeiterklasse".

Die SPD hat sich nie das eine oder andere Modell offiziell zu eigen
gemacht. Ihre Programmatik und Politik sind aber stets von dem Bemühen
geprägt, es der einen Gruppe recht zu machen und dabei die andere
Gruppe zumindest nicht zu vergraulen. Die Wahlergebnisse der letzten
Jahre zeigen, dass diese Versuche zunehmend scheitern. Die
Bundestagswahlen 1998 und bereits mit starken Abstrichen 2002 waren
die letzten Wahlen, bei denen die SPD mit einer Kombination
politischer Angebote (Innovation und Gerechtigkeit) tatsächlich eine
angestrebte Koalition verschiedener Wählergruppen schmieden konnte.
Manche machen als Ursache dafür einen Verlust an politischen
Sekundärtugenden aus. Es fehle an Standhaftigkeit, Anstand und
Haltung. Teilweise wird behauptet, es gebe eine machtversessene Elite
in der SPD, der es nicht um die Sache gehe und die zum reinen
Machterhalt ständig "faule" Kompromisse schließe. Wenn wieder wahre,
unverbogene und standhafte Sozialdemokraten das Sagen bekämen, würde
die SPD auch wieder "ihre" Wählergruppen mobilisieren können.

Wir argumentieren dagegen, dass die Ursachen für die immer weiter
abnehmende Wirkungsmacht des Sozialkompromissansatzes woanders liegen.
Sie haben mit einem tiefgreifenden gesellschaftlichen und ökonomischen
Strukturwandel zu tun, der die politische Meinungsbildung und
Erwartungshaltungen verändert.

Zum einen haben die ökonomischen Veränderungen dazu geführt,
dass die klassische Politik des nationalstaatlichen Sozialkompromisses
auch gemessen an ihren Ergebnissen an Wirkungs- und Überzeugungskraft
verloren hat. Globalisierung und Digitalisierung reduzieren ganz
massiv die Effektivität des bisherigen Maßnahmenkatalogs des sozialen
Ausgleichs, mit dem sich zuvor im nationalen Rahmen ein
Sozialkompromiss umsetzen ließ. Die sozialdemokratische
Interessensvertretungs- und Maßnahmenrhetorik wirkt deshalb an vielen
Stellen hohl, weil die Welt heute für alle spürbar komplexer ist als
das althergebrachte politische Weltbild.

Zum anderen haben die gesellschaftlichen Veränderungsprozesse
zum Ergebnis, dass sich die politischen Präferenzen der Bürgerinnen
und Bürger immer weniger aus ihrer soziodemografischen Lage heraus
ableiten lassen. Sozialstrukturelle Zugehörigkeiten waren schon immer
nur eine von vielen Determinanten des Wahlverhaltens, und ihr Einfluss
sinkt stetig weiter. Studien über den Zusammenhang zwischen sozialen
Milieus und der Wahlentscheidung bei der Bundestagswahl 2017 zeigen,
dass es in keinem einzigen (!) sozialen Milieu eine dominante Partei
gibt, und dass die SPD in keinem Milieu (!) mehr als 25 Prozent
Zustimmung erzielt (Vehrkamp und Wegscheider 2017, S. 33;
Müller-Hilmer und Gagné 2018, S. 19). Politisch homogene Einheiten
sind diese Milieus also nachweislich nicht. Die Schlussfolgerung
bleibt die gleiche, wenn statt Milieus Klassen oder Schichten zugrunde
gelegt werden. Klassen- und schichtbasiertes Wählen ist massiv
zurückgegangen und kann nur noch einen kleinen Teil der
Wahlentscheidung für eine stetig sinkende Anzahl von Wählerinnen und
Wählern erklären (Franklin et al. 2009, Evans 1999, Evans und de Graaf
2013).

In einer Gesellschaft ohne stabil sozial verankerte politische
Vorlieben gewinnen daher individuelle Wertvorstellungen als
Ansatzpunkt zur Ansprache von Wählerinnen und Wählern an Bedeutung.
Werte sind das Ergebnis von Erziehung, charakterlichen Eigenschaften,
individueller Lebensführung, gesellschaftlichen Erfahrungen sowie der
materiellen Lebenslage und der sozialstrukturellen Zugehörigkeit.
Werte stellen somit am Ende eines Trichters der politischen
Meinungsbildung die einflussreichste Ursache für das Wahlverhalten
dar.[4] Aktuell zeigt sich das zum Beispiel an der Wahlentscheidung
für rechtspopulistische Parteien. Hier haben Werte und Einstellungen
einen viel größeren Einfluss als sozialstrukturelle Faktoren und
materielle Lebenslagen (Giebler und Regel 2018, Gidron und Hall 2017).

Die SPD muss deshalb aufhören, sich als Vertreterin von abstrakten
Gruppen zu definieren. Sie muss stattdessen ihre Politik wertebasiert
herleiten und begründen. Schon heute versucht die Partei das an vielen
Stellen, zum Beispiel bei der Einführung eines allgemeinen
gesetzlichen Mindestlohns, bei der Grundrente oder bei der Vorstellung
ihres neuen Sozialstaatskonzepts.[5] Es fehlt aber eine systematische
und nachhaltige Orientierung an Werten als alternativer strategischer
Ansatz. Im politischen Alltag fällt die Partei deswegen immer wieder
auf die Heuristik des Sozialkompromisses und die dahinterstehenden
Annahmen über die Einstellungsmuster bestimmter sozialer Gruppen
zurück. Auch die aktuelle Festlegung auf "Zusammenhalt" als oberster
Orientierungspunkt der SPD ist nach unserer Auffassung Ausdruck eines
Formelkompromisses. Zusammenhalt beschreibt auf treffende Weise, wie
die SPD das Bilden und Zusammenhalten sozialer Allianzen als Wert an
sich betrachtet. So richtig das Ziel ist, so klar ist auch, dass
entscheidend für die Mobilisierung von Wählerinnen und Wählern die
Frage ist, entlang welcher Werte und mit welchen Maßnahmen
Zusammenhalt hergestellt werden soll.

Der Wandel zur Partei der Werte

Wir argumentieren daher, dass die SPD sich nach ihrem Wandel von der
Klassenpartei zur Sozialkompromisspartei heute zu einer
Wertepartei weiterentwickeln soll. Damit würde die SPD dem
Wandel ihrer Mitgliederstruktur, Anhängerschaft und Wählerschaft sowie
den veränderten politischen Meinungsbildungsprozessen in der
Bevölkerung in richtiger Weise Rechnung tragen. Die Partei würde so
ihre eigenen gesellschaftspolitischen Erfolge auch in ihrer
parteipolitischen Strategie anerkennen und daraus die richtigen
Schlussfolgerungen ziehen. Die SPD hat nämlich mit ihrer erfolgreichen
Politik selbst dafür gesorgt, dass in Deutschland mittlerweile viele
Bürgerinnen und Bürger aus unterschiedlichsten Schichten und Milieus
sozialdemokratisch denken und handeln.[6]

Der ausdrücklich solidarisch eingestellte Teil der Bürgerinnen und
Bürger, mit einem ausgeprägten Sinn für soziale Gerechtigkeit, ist
heute die potenzielle Stammwählerschaft der SPD. Sie anzusprechen und
zu mobilisieren ist die wichtigste Aufgabe der Partei.

Natürlich sind Werte für die SPD nichts Neues. Sie ist immer schon
eine Partei mit Werten gewesen. Freiheit, Gerechtigkeit und
Solidarität sind die Grundwerte der SPD. Die Anhänger und Mitglieder
der Partei definieren sich in vielerlei Hinsicht über diese geteilten
Werte. In der politischen Arbeit und Kommunikation wird der Wertebezug
der eigenen Politik aber häufig von anderen Motiven und Begründungen
überlagert.[7] Aus diesem Grund sagen viele Menschen, sie wüssten
nicht wofür die SPD eigentlich steht. Hier muss die SPD ansetzen: Es
geht für die Partei darum, ihre Werte in den Mittelpunkt ihrer Politik
zu rücken und sie zur Maxime ihres Handelns zu machen.

Der Fokus auf Werte erlaubt es der Partei, das formelhafte Diskutieren
von Positionen ("nach links rücken", "robuste Migrationspolitik",
"Kollektivierung", "Vermögenssteuer jetzt") und Zielgruppen ("wir
müssen Politik machen für die Krankenschwester/die Abgehängten/urbane
Kreative etc.") hinter sich zu lassen und stattdessen wieder echte
Wählerbindungen aufzubauen. Das ist der SPD nämlich nicht mehr
gelungen - obwohl sie seit der Einführung der Rente mit 67 vor 14
Jahren ausnahmslos Politik umgesetzt hat, mit der die materiellen
Lebensbedingungen von Arbeitnehmern eindeutig und spezifisch
verbessert wurden.

Die Hoffnung auf eine wertebasierte Politik hat auch während des
sogenannten Schulz-Hypes viele Wählerinnen und Wähler kurzfristig
wieder zur SPD geführt. Die kurze Episode zeigt, dass es der SPD
gelingen kann, neue Wählerbindungen aufzubauen. Das Abflauen von
Parteibindungen ist nämlich keine unveränderliche Konsequenz eines
gesellschaftlichen Individualisierungsprozesses, sondern das Resultat
des fehlenden systematischen Wertebezugs der Partei.[8] Die
Schulz-Episode zeigt auch, dass eine Wertepartei ihre Werte mit
passenden politischen Maßnahmen unterfüttern muss. Der Verzicht auf
diesen Schritt war der entscheidende Grund für das abrupte Nachlassen
der kurzzeitigen Begeisterung für die SPD.

Die SPD als Wertepartei aufzustellen bedeutet nicht, die materiellen
Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus dem Blick zu
verlieren. Im Gegenteil. Die Werte, durch die sich die SPD definiert,
schließen ganz grundlegend materielle Erwartungen und Bedürfnisse mit
ein. Die Orientierung an Werten erlaubt es der SPD zudem, wieder als
politischer statt als taktischer Akteur wahrgenommen zu werden. Denn
eine Partei der Werte muss formulieren was sie will anstatt zu
definieren wem sie es recht machen will. Der Fokus auf Werte
nimmt dabei die Menschen in der Gesamtheit ihrer Wünsche und Vorlieben
ernst, anstatt sie auf ihre sozialstrukturelle Lage zu reduzieren.
Niemand ist und niemand will nur Chemielaborant, Bankdirektorin oder
Webdesigner sein. Jeder will seine politischen Überzeugungen als Teil
seiner gesamten Persönlichkeit und Menschlichkeit verstanden sehen.

Die Weiterentwicklung zu einer Wertepartei mitsamt den dazugehörigen
Instrumenten wäre also der Versuch, eine neue Bindung aufzubauen
zwischen den heutigen Anhängerinnen und Anhängern des
sozialdemokratischen Gedankens und der SPD als Partei, die für sich in
Anspruch nimmt, diesen Gedanken politisch zu vertreten. Im Folgenden
beschreiben wir entlang von vier Säulen, wie eine solche
Weiterentwicklung der SPD in der politischen Praxis umgesetzt werden
kann.

Die vier Säulen einer SPD der Werte

Erste Säule: Die SPD als meinungsprägende, zuhörende und
responsive Partei

Als Wertepartei muss die SPD eine meinungsprägende Partei sein. Sie
muss deutlich machen, was ihre Werte sind und sie muss den Willen
haben, die Menschen von ihren Werten und ihrem Programm zu überzeugen.
Es kann allerdings nur gelingen, Meinungen zu prägen, wenn die Partei
nicht nur Botschaften senden, sondern auch zuhören und Rückmeldung
geben kann. Hier fehlen der SPD jedoch mittlerweile häufig schlicht
die Zugänge. Politische Einstellungen und Meinungen werden heute immer
weniger über soziale Strukturen und Organisationen vermittelt, und mit
der Auflösung klassischer Unterstützermilieus geht der Partei ein
direkter Draht zu den Wählerinnen und Wählern verloren. Die
sozialwissenschaftliche Analyse sozialstruktureller Merkmale und
politischer Positionen kann diesen fehlenden Draht nicht ersetzen.

Für die SPD geht es daher darum, neue Kanäle des Zuhörens und des
Dialogs zu eröffnen. Auf der kommunalen Ebene gelingt dies der Partei
oft sehr gut. Bei bundespolitischen Themen gelingt es kaum. Wir
schlagen deshalb vor, dass sich die SPD mit einer Vielzahl von
ineinandergreifenden Instrumenten - direkte Gespräche, partizipative
Dialogformate, ein professionalisierter innerparteilicher Austausch,
die nachhaltigere Nutzung sozialer Medien und der verbesserte Einsatz
wissenschaftlicher Methoden - zu einer werteorientierten, zuhörenden
und kommunikationsfähigen Partei entwickelt. Gerade die politik- und
sozialwissenschaftliche Analyse darf dabei nicht auf die - häufig
wirkungslose - technische Feinjustierung der Wähleransprache in
Wahlkämpfen reduziert werden. Sie wird zu einem dringend benötigten
Instrument des Zuhörens, wenn sie darauf ausgerichtet ist, mit den
richtigen Methoden etwas über die Werte der Menschen sowie ihre
Erwartungen an wertebasierte Politik und Argumente zu lernen, und wenn
diese Eindrücke dann in einer offenen aber zielführenden Debatte über
das Programm der Partei berücksichtigt werden.

Zweite Säule: Dauerhafte und offene Wertedebatte in der gesamten
Partei

Die SPD hat eine Grundwertekommission, und als eine Partei mit Werten
hat sie in ihrer Geschichte immer wieder Wertedebatten geführt. Die
Reichweite dieser Debatten war jedoch begrenzt. Wir schlagen daher auf
der Grundlage einer kritischen Reflektion vorheriger Wertedebatten -
von der frühen Arbeiterbewegung über Godesberg bis hin zum Berliner
Programm - eine partizipative, dialogorientierte und auf Dauer
angelegte Wertedebatte in der SPD vor.

Die Wertedebatte der SPD darf nicht abstrakt und akademisch sein. Sie
soll konkret die Widersprüche aufgreifen, mit denen solidarisch
eingestellte Menschen heute konfrontiert sind. Wo werden eigentlich
die verfestigten sozialen Ungleichheiten in unserem Alltag sichtbar,
wie werden sie von den Betroffenen wahrgenommen und verarbeitet, und
wie können sie jenseits von abstrakten Umverteilungsdebatten zum
Gegenstand des Gesprächs und gesellschaftlicher Diskussionen werden?

Ist die akademisch gebildete Mittelschicht bereit, Privilegien für
sich und die eigenen Kinder abzubauen, um die Gesellschaft
durchlässiger zu machen? Welche Lösungen kann Politik anbieten, um den
Widerspruch zwischen Durchlässigkeit und Statuserhalt aufzulösen? Das
Prinzip der Leistungsgerechtigkeit sehen viele Bürgerinnen und Bürger
in der Arbeitswelt und im Sozialstaat fundamental verletzt. Das
Prinzip der Bedarfsgerechtigkeit finden viele grundsätzlich richtig,
können es aber nicht in der Systematik unserer Arbeitsund
Sozialordnung verorten. Wie kann diesen beiden zentralen
Gerechtigkeitsmaßstäben Geltung verschafft werden, und wie können sie
miteinander in Übereinstimmung gebracht werden? Was macht heute einen
gerechten Sozialstaat aus?

Um Sicherheit, Rechtsstaat und individuelle Freiheitsrechte unabhängig
vom Geldbeutel durchzusetzen, brauchen wir einen handlungsfähigen und
Grenzen setzenden aber auch transparenten und regelgebundenen Staat.
Welche Werte wollen Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten in einem
modernen Rechtsstaat verwirklicht sehen? Wie praktizieren wir
Solidarität in einer Welt, in der die klassischen nationalstaatlichen
Institutionen dies immer weniger leisten können, während
supranationale Institutionen (noch) nicht dazu in der Lage sind, diese
Aufgabe zu übernehmen? Eine entlang derartiger Fragen geführte
Wertedebatte wäre der bislang nicht erkennbare rote Faden des
Erneuerungsprozesses der SPD. Es müsste in diesem Prozess darum gehen,
aktuelle Fragen wertebezogen zu diskutieren, zuzuhören, Positionen zu
entwickeln und weiterzuentwickeln, und diese Positionen zu einem
gleichermaßen wertegeleiteten und zeitgemäßen politischen Programm zu
verdichten.

Dritte Säule: Wertebasierte Entwicklung und Kommunikation von
Politik 

Um zu einer Wertepartei zu werden, muss die SPD politische Maßnahmen
entwerfen, übernehmen, einfordern und verfolgen, die gleichzeitig
objektiv Werte voranbringen und subjektiv als wertefördernd
wahrgenommen werden. Dazu muss sich die SPD von ihrem Maßnahmenfetisch
lösen. Darunter verstehen wir das Verabsolutieren von bestimmten
Maßnahmen, die unabhängig von ihrer objektiven und subjektiven Wirkung
in den Rang des Unantastbaren gehoben oder als symbolischer Fingerzeig
für Manöver nach links oder rechts im politischen Raum genutzt werden.
Modernes Regieren sollte ausgehend von einem klaren Wertebezug, der
für die Wählerinnen und Wähler Berechenbarkeit und Vertrauen schafft,
Offenheit gegenüber den verfügbaren Instrumenten an den Tag legen und
dabei die öffentliche Wirkung stets im Blick haben. Dazu ist ein
verstärkter Austausch mit Experten, NGOs, Wissenschaft und
Zivilgesellschaft sowohl bei der Problemanalyse als auch bei der
Entwicklung von Maßnahmen erforderlich.

Vierte Säule: Kampagnenfähigkeit zum Erreichen einer solidarischen
Mehrheit entwickeln

Ziel der SPD muss es sein, Regierungsmehrheiten für eine solidarische
Politik zu erlangen. Dazu braucht sie eigene Stärke, die sich aus
Wahlerfolgen speist. Maßgeblich für einen Wahlerfolg ist das Ausmaß,
in dem es gelingt, auf der Grundlage eines stabilen Wertegerüsts durch
agile Themensetzung die Wählerinnen und Wähler mit ausgeprägt
sozialdemokratischen Werten zu mobilisieren und gleichzeitig
schwankende Wählerinnen und Wähler auf seine Seite zu ziehen - das
solidarisch wählende Lager in der Wählerschaft also zu vergrößern. Um
mit werteorientierter Politik Mehrheiten zu bilden, muss die SPD
Themen mithilfe eines systematischen Instrumentariums strategisch
auswählen und offensiv platzieren. Dieser Ansatz stellt eine
Alternative dar sowohl zum erratischen Springen zwischen tagesaktuell
auftauchenden Themen als auch zu einer Parteistrategie, die sich dem
Sozialkompromissdenken entsprechend auf bestimmte symbolhafte
Positionen konzentriert.[9]

Fazit

Die in den vier Säulen beschriebene Vorgehensweise würde dazu
beitragen, auf diskursivem Wege eine schrittweise Fokussierung der SPD
auf ihre Werte und die daraus neu zu bestimmenden konkreten Ziele,
Maßnahmen und Prioritäten zu erreichen. Ein gutes Beispiel dafür, wie
dieser Ansatz in der politischen Praxis funktionieren kann, ist aus
unserer Sicht das Eintreten der SPD für eine bedingungslose Grundrente
für alle Bürgerinnen und Bürger, die länger als 35 Jahre gearbeitet,
Kinder erzogen oder Angehörige gepflegt haben. Ausgangspunkt dieser
Forderung sind klare sozialdemokratische Kernwerte. Die Grundrente
löst sich von anderen Maßstäben der Sozialpolitik (insbesondere die
Betonung des Äquivalenzprinzips und die Fokussierung auf
Beitragsstabilität), die die SPD über Jahre davon abgehalten haben,
diese Forderung zu erheben. Sie greift einen Missstand auf, der das
Gerechtigkeitsempfinden und das Vertrauen der Menschen in den
Sozialstaat immer mehr erschüttert hat.

Ganz entscheidend für eine erfolgreiche wertebasierte Kommunikation
ist der enge Zusammenhang zwischen der Grundrente und den
sozialdemokratischen Kernwerten Gerechtigkeit und Solidarität. Dies
erlaubt es der SPD, klar und deutlich zu kommunizieren, dass die
Grundrente spürbar zur Verwirklichung dieser Werte beiträgt. Selbst
Bürgerinnen und Bürger, die einer Expansion des Sozialstaats ansonsten
kritisch gegenüberstehen, sehen die Forderung nach einer Grundrente
eindeutig positiv. Diese Forderung, richtig in den Mittelpunkt der
politischen Auseinandersetzung gerückt, kann also das solidarisch
wählende Lager in der Wählerschaft im oben beschriebenen Sinne
vergrößern.

Wenn die SPD diesen Ansatz einer Stärkung sozialer Rechte
weiterverfolgt, sollte es der Partei gelingen, die notwendigen
politischen Kompromisse als Etappenschritte und politische Erfolge zu
verbuchen. Auch das Sozialstaatskonzept der SPD bietet eine gute
Grundlage für ein wertebasiertes politisches Handeln; es braucht aber
ähnliche Konkretisierungen wie dies bei der Grundrente bereits
gelungen ist.

Mit der gleichen Konsequenz und Klarheit wären dann Debatten und
Zuspitzungen im Bereich der Bildungspolitik, der Arbeitsmarktpolitik,
der Wirtschaftspolitik, der Steuerpolitik oder der Strukturpolitik
erforderlich (Stichwort gleichwertige Lebensverhältnisse). Aus
historischer Perspektive betrachtet kann es der SPD durch den Wandel
zu einer Partei der Werte gelingen, nach über 150 Jahren als
Klassenpartei und Sozialkompromisspartei zum Kern ihrer Tradition
vorzudringen.


Anmerkungen

[1] Sebastian Jobelius ist Mitglied der spw-Redaktion. Konstantin 
Vössing ist Politikwissenschaftler. 

[2] Wir meinen also mit Kompromisspartei eine Sozialkompromisspartei.
Ursprünglich war der Sozialkompromiss ein Klassenkompromiss: siehe zum
Beispiel Przeworski und Sprague (1986) für eine umfassende
Untersuchung des Wandels sozialdemokratischer Parteien von
Klassenparteien zu Klassenkompromissparteien seit dem frühen 20.
Jahrhundert. Heute sprechen die meisten von (Sozial-)kompromissen
zwischen Berufsgruppen, sozialen Milieus oder Schichten.

[3] Wir stellen also nicht die Notwendigkeit von Kompromissen in der
Demokratie in Frage. Wir argumentieren, dass die SPD als Wertepartei
und nicht als Sozialkompromisspartei in den unverzichtbaren Prozess
politischer Kompromissfindung einsteigen soll.

[4] Selbst sozialwissenschaftliche Modelle, die politisches Handeln in
sozialen Strukturen verorten, teilen die Annahme, dass soziale
Strukturen politische Überzeugungen nur teilweise beeinflussen, und
dass politische Überzeugungen einen direkteren und größeren Einfluss
auf das politische Handeln ausüben als soziale Strukturen. Vester et
al. (2015) zeigen dies konkret für soziale Milieus und die dominanten
politischen Überzeugungen in verschiedenen politisch-ideologischen
Lagern.

[5] Siehe SPD-Parteivorstand (2019).

[6] Die insgesamt hohe Zustimmung zu sozialdemokratischen Werten lässt
sich durch Umfragen sehr deutlich belegen (siehe z.B. Müller-Hilmer
und Gagné 2018, S. 8). Es bedarf aber zusätzlicher empirischer
Forschung, um herauszufinden, wie ausgeprägt und belastbar diese
Wertehaltungen sind, zum Beispiel wenn Menschen sich zwischen
konkurrierenden Werten entscheiden müssen. Empirische Grundlagen für
die verwandte Frage nach Unterschieden in der Interpretation
allgemeiner Werte finden sich zum Beispiel in der Darstellung
verschiedener Ideen über soziale Gerechtigkeit in unterschiedlichen
politisch-ideologischen Lagern bei Vester et al. (2015).

[7] Krell und Woyke (2015) zeigen dies in einer umfassenden
Untersuchung über die Rolle von Wertedebatten in der historischen
Entwicklung der SPD.

[8] Reinhardt und Stache (2015) zeigen, dass über Parteibindungen
hinaus auch andere Formen kollektiven politischen Handelns weiterhin
möglich sind und vielfach praktiziert werden.

[9] Zur systematischen Auswahl von Themen, die gleichzeitig eigene
Anhänger mobilisieren und Anziehungskraft in andere politische Lager
entfalten, eignet sich zum Beispiel der von de Sio und Weber (2014)
entwickelte Indikator für Themenrendite (issue yield).
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(23. Oktober 2019, aporrea.org) - Der ehemalige Richter Baltasar
Garzón, der vor 20 Jahren entscheidend zur Verhaftung des chilenischen
Ex-Diktators Augusto Pinochet in London beitrug, hat einen offenen
Brief an den derzeitigen chilenischen Präsidenten Sebastián Piñera
verfasst. Themen des Briefes: die soziale Explosion in Chile als
Reaktion auf soziale Ungleichheit sowie seine Kritik am erklärten
Ausnahmezustand und der Anweisung, die Militärs auf die Straße zu
holen.

 * 

Im Folgenden der Brief "Was passiert in Chile?"

Herr Präsident,

ich bin Baltasar Garzón, der spanische Richter, der Augusto Pinochets
Verhaftung am 16. Oktober 1998 in London anordnete. Ich kenne Sie
nicht und habe mich auch nie darum bemüht, Sie kennenzulernen. Alle
anderen Präsidenten Ihres Landes, das mir so viel bedeutet, habe ich
sehr wohl kennengelernt. Vielleicht aus Zuneigung zur chilenischen
Bevölkerung, oder aus meiner Haltung, immer die Opfer, die Schwächsten
und Verwundbarsten und auch die indigenen Völker zu verteidigen - auf
jeden Fall habe ich entschieden, Ihnen aus tiefer Empörung und Schmerz
über das, was in Chile passiert, diesen Brief zu schreiben.

Herr Präsident, die Chileninnen und Chilenen sagen laut und deutlich:
Es reicht, basta! Wir sehen eine spontane soziale Explosion, die von
keiner politischen Partei gesteuert wird. Ein einfacher Protest der
Studierenden gegen die Preiserhöhung der U-Bahn-Tickets, heftig
bekämpft von der chilenischen Polizei, die nur ausführte, was die
Regierung befahl, wurde zur Lunte, die den in dreißig Jahren
aufgestauten Zorn entzündete.

Herr Präsident, Sie werden wohl mit mir darin übereinstimmen, dass
sich hinter dem - Pinochet zugeschriebenen und als Entwicklungsmodell
beim Übergang Chiles in die Demokratie beibehaltenen - angeblichen
Wirtschaftswunder tatsächlich ein trauriger Rekord sozialer
Ungleichheit verbirgt: Chile ist unter den zehn Ländern dieser Erde
mit der größten sozialen Ungleichheit, auf demselben Niveau wie
Ruanda. So sagt es der Gini-Index, den auch die Weltbank [zur
Abbildung der Ungleichheit der Einkommensverteilung, Anm. Übers.]
verwendet.
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In Chile gibt es tatsächlich Entwicklung und viel Reichtum, der jedoch
nur einer kleinen politischen und wirtschaftlichen Elite zugänglich
ist. Chile kann nicht zu übertreffende makroökonomische Zahlen und ein
über Jahrzehnte anhaltendes Wachstum vorweisen. Allerdings verarmt die
große Mehrheit der Bevölkerung dabei langsam aber stetig und
verschuldet sich.

Nach Presseberichten und sogar laut Angaben der Zentralbank hat diese
Entwicklung in diesem Jahr einen historischen Höhepunkt erreicht. Herr
Präsident, Ihr Land fand vor Jahren Zutritt in den erlauchten Club der
reichen Länder, die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD). Dass der Neuling unter den entwickelten
Staaten mit hoher Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit glänzen
konnte, hatte natürlich seinen Preis: ein niedriges Lohnniveau und den
fast vollständigen Verzicht auf die soziale Absicherung der
Bevölkerung.

Sie als höchste politische Instanz wissen, dass die in Chile aktuell
gültige Verfassung aus der Diktatur stammt: eingeführt mithilfe eines
Referendums, das abgehalten wurde, während Pinochets Schergen
Oppositionspolitiker folterten, mordeten und gewaltsam verschwinden
ließen. Diese Verfassung erfuhr mehrere Anpassungen, um den
Transformationsprozess, den Übergang zur Demokratie zu ermöglichen.
Auch später noch wurde sie zu zahlreichen Gelegenheiten verändert.
Aber ihr Geist und ihre Ausrichtung sind gleich geblieben.
Es gibt keinen "sozialen" und "demokratischen" Rechtsstaat, sondern
einen "liberalen" oder "neoliberalen" und "subsidiären", gewissermaßen
"behelfsmäßigen" Rechtsstaat. Das bedeutet, dass die staatlichen
Dienstleistungen - von wenigen Ausnahmen abgesehen - von schlechter
Qualität sind, und Armen und Mittellosen zuteilwerden sollen.
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Vielleicht gefällt es Ihnen nicht, das zu hören, aber dennoch:
Angesichts des sozialen Protests eines unter demokratischen
Verhältnissen bisher ungeahnten Ausmaßes ist Ihnen, dem Präsidenten,
und den neoliberalen Erben Pinochets, die heute das Land regieren,
nichts besseres eingefallen, als diese alte, Ihnen nur zu gut bekannte
Strategie anzuwenden. Sie haben auf das Militär zurückgegriffen.
Wieder einmal sollten Soldaten auf die Straße gehen, um die Menschen
zu unterdrücken.

Es versteht sich von selbst, dass Gewalt neue Gewalt erzeugt, dass
Feuer nicht mit Benzin gelöscht werden kann, und dass es über kurz
oder lang viele Schwerverletzte und Tote geben wird, wenn Soldaten die
Straße beherrschen. Das Militär ist nicht darauf vorbereitet, die
öffentliche Ordnung zu kontrollieren, sondern darauf, Krieg zu führen,
den Feind zu bezwingen oder zu zerstören. Immer wenn Soldaten auf die
Straße gingen, wurde alles nur noch schlimmer - auch wenn sie in einem
angeblichen Krieg gegen Verbrecher "kämpfen" sollten. Kriminalität,
Plünderungen und Ausschreitungen nehmen nicht ab; stattdessen kommt
die ungebremste staatliche Gewalt hinzu, die im Nachhinein auf übelste
Art vertuscht wird, um Straflosigkeit zu garantieren. Aber, Herr
Präsident, Sie und die im Amt befindliche Regierung irren, was das
Ziel Ihrer Aktionen angeht: Die Bevölkerung ist nicht der Feind,
sondern das Opfer; man muss sie beschützen, statt sie mit Methoden des
Ausnahmezustands zu bestrafen.

"Wir haben unsere Angst verloren!" sagen Chileninnen und Chilenen in
den sozialen Netzwerken. "Chile ist aufgewacht!" ist einer der Slogans
dieser spontanen sozialen Protestbewegung, die anfängt, sich zu
organisieren, "Es hat gerade erst angefangen!" ein anderer. "Wir
müssen weitermachen!" sagt auch ein Landarbeiter, als er sieht, wie
angesichts der Proteste auf einmal wieder reichlich Wasser fließt, wo
am Vortag noch ein ausgetrockneter Fluss war. Ein großes Unternehmen
hatte den Lauf des Wassers wieder freigegeben, nachdem sie es
ungerechterweise denjenigen entzogen hatten, die von der
Landwirtschaft leben.

Jetzt und in Zukunft verfolgen wir sehr aufmerksam, was in Chile
passiert. Seien Sie gewiss, dass die Menschenrechtsverletzungen und
die Verbrechen gegen die Zivilbevölkerung, die jetzt begangen werden,
dieses Mal nicht straflos bleiben werden. Denn außer der chilenischen
Staatsanwaltschaft und dem Nationalen Institut für Menschenrechte
(INDH), gibt es inzwischen das "Weltrechtsprinzip" [Prinzip der
universellen Gerichtsbarkeit für Menschenrechtsverbrechen, Anm. d.
Übers.], den Internationalen Strafgerichtshof und das
Interamerikanische Menschenrechtssystem. Außerdem beobachtet die
internationale Gemeinschaft die Entwicklung aufmerksam und wird nicht
zulassen, dass sich die Schrecken der Vergangenheit in Chile
wiederholen.

Um alle Zweifel auszuräumen, Herr Präsident: Wir teilen nicht die
Ansicht des Generalsekretärs der Organisation Amerikanischer Staaten
(OAS), der die Schuld für alles, was in Lateinamerika passiert, Kuba,
Venezuela, Rafael Correa, Lula da Silva, Cristina Fernández de
Kirchner, Alberto Fernández und all denen gibt, die sich der
neoliberalen Welle entgegenstellen. Dieser Welle, die wie in den 70er
Jahren unter der Vorherrschaft des Nordens wieder den Kontinent
zerstört. Diesmal werden wir uns von denjenigen, die den
demokratischen Ausdruck und Widerstand der Bevölkerung erneut
unterwerfen und beenden wollen, nicht täuschen und auch nicht
demütigen lassen.

Baltasar Garzón, ehemaliger Richter, Mitglied des Lateinamerikanischen
Rats für Gerechtigkeit und Demokratie
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ASIEN/938: Koreakonflikt - Willkür und Beliebigkeit ... (SB)


Koreakonflikt - Willkür und Beliebigkeit ...



Leider hat die Entlassung von John Bolton als Nationaler
Sicherheitsberater im September nicht zu der erhofften Verbesserung
der Beziehungen zwischen Nordkorea und den USA geführt. Bekanntlich
hatte George W. Bushs früherer UN-Botschafter Bolton mit der Forderung
nach einer vollständigen Trennung Nordkoreas von allen seinen
atomaren, biologischen und chemischen Waffen samt der dazugehörigen
Technologie als kategorische Grundbedingung für die Lockerung von
UN-Handelssanktionen den frühzeitigen Abbruch des mit großen
Friedenshoffnungen inszenierten Gipfeltreffens zwischen Trump und Kim
Jong-un im Februar in Hanoi eigenhändig herbeigeführt.

Der Umstand, daß sich die Beziehungen zwischen Pjöngjang und
Washington trotz Trumps "weiser politischer Entscheidung" - so die
offizielle Bezeichnung Nordkoreas -, sich von Bolton zu trennen, nicht
verbessert haben, liegt unter anderem darin begründet, daß Amerikas
führender Kriegsfalke nun als Privatmann mächtig gegen den eigenen
Präsidenten intrigiert. Die allermeisten derjenigen Mitarbeiter des
Nationalen Sicherheitsrats, die wie Fiona Hill, Timothy Morrison und
Oberstleutnant Alexander Vindman gegen Trump in der sogenannten
Ukraine-Affäre aussagen und ihm deshalb ein Amtsenthebungsverfahren
durch den Kongress beschert haben, gelten als Handlanger Boltons und
waren von diesem ins Weiße Haus geholt worden. Bei einer Rede am 30.
September vor dem einflußreichen Center for Strategic and
International Studies (CSIS) in Washington, aus der zwei Tage später
wenig überraschend die New York Times zitierte, tat Bolton jeden
Versuch, mit dem von ihm verhaßten "Regime" in Pjöngjang eine
Entnuklearisierung der koreanischen Halbinsel auszuhandeln, als "zum
Scheitern verurteilt" ab.

Unter schlechten Voraussetzungen also haben sich am 4. Oktober die
Unterhändler beider Seiten, angeführt von Stephen Biegun und Kim
Myong-gil, zu den ersten Gesprächen auf der Arbeitsebene seit Februar
getroffen. Nach nur einem Tag waren die Verhandlungen vorbei. Die
Nordkoreaner machten die Amerikaner dafür verantwortlich und
behaupteten, letztere wären "mit leeren Händen" gekommen und hätten
die "alte Position und Haltung" der Unnachgiebigkeit an den Tag
gelegt. Beim Gipfel in der Hauptstadt Vietnams sieben Monate zuvor
hatte Nordkorea eine komplette, unter internationaler Aufsicht
durchgeführte Demontage seiner Atombombenfabrik Yongbyon im Gegenzug
für eine Lockerung jener Sanktionen, die Pjöngjang den Export der
beiden Devisenbringer Kohle und Textilien verbietet und dadurch die
Volkswirtschaft des kommunistischen Landes schwer trifft, angeboten.
Im Vorfeld hatte Biegun sogar Entgegenkommen signalisiert. Daß eine
solche oder ähnliche Regelung trotz der Entlassung des Störenfrieds
Bolton offenbar nicht mehr möglich ist, enttäuscht und weist zugleich
auf veränderte, weniger günstige Rahmenbedingungen hin.

Mit seinem Zick-Zack-Kurs vor allem in der Iran- und Syrien-Politik
hat Trump in den vergangenen Monaten bei Freunden und Feinden
gleichermaßen erhebliche Zweifel an seinem außenpolitischen
Sachverstand und seinem diplomatischen Geschick aufkommen lassen.
Hinzu kommt, daß die außenpolitische Elite in Washington von Anfang
an dem trumpschen Ansatz einer Versöhnung mit Rußland und Nordkorea
feindlich gegenübergestanden hat. Während Trump vor allem den
Aufstieg Chinas bremsen will und deshalb einen schweren Handelskrieg
mit der Volksrepublik vom Zaun gebrochen hat, meinen die wichtigsten
Vertreter des amerikanischen Sicherheitsapparats, die USA hätten auf
allen Kontinenten gleich stark militärisch auftreten müssen.

Vor diesem Hintergrund hätte Trump größte Schwierigkeiten, einen Deal
mit Nordkorea gegenüber Politik und Medien im eigenen Land zu
verkaufen. Hinzu kommt, daß die Nordkoreaner ihrerseits nicht wissen,
wie lange der Republikaner noch im Amt bleibt, ob ihm die Wiederwahl
2020 gelingen wird und falls nicht, ob sich sein demokratischer
Nachfolger bzw. seine demokratische Nachfolgerin an die getroffenen
Vereinbarungen hält. 2002 hat die Regierung von Bush jun. das von der
Vorgängeradministration Bill Clintons ausgehandelte Framework
Agreement auf den Müllhaufen der Geschichte geworfen. 2005 hat das
Washingtoner Finanzministerium mit eigenen Sanktionen gegen Pjöngjang
eine umfassende Friedenseinigung bei den Sechser-Gesprächen in Peking,
an denen auch China, Japan, Rußland und Südkorea beteiligt waren,
torpediert. 2018 hat Trump das Atomabkommen Barack Obamas mit dem Iran
aufgekündigt und damit erheblich zum Ruf der USA als unzuverlässig
beigetragen.

Als Kim im Februar mit dem Zug nach Hanoi durch China fuhr, stand
seiner Reise ganz im Zeichen einer möglichen ökonomischen Öffnung
Nordkoreas. Immer wieder unterbrach er die lange Fahrt, um von
chinesischer Prominenz dieses oder jenes Wirtschaftsprojekt gezeigt
zu bekommen. Doch die monatelangen Proteste in Hongkong, hinter denen
die Regierung in Peking die verdeckte Hand der CIA vermutet, haben die
politische Großwetterlage in Ostasien verdüstert. Statt Aufforderungen
zur Kompromißbereitschaft aus Peking bekommen Kim und die Nordkoreaner
in letzter Zeit viel Lob dafür, die engsten Verbündeten Chinas zu
sein, mit denen zusammen die Volksrepublik 1950-1953 den Koreakrieg
gegen die USA ausgefochten hat und seitdem dem westlichen
Imperialismus die Stirn bietet. Nicht umsonst hat am 21. September
die Volksarmee bei der feierlichen Parade anläßlich des 70 Jahrestages
der Ausrufung der Volksrepublik ihre neuesten Interkontinentalraketen
und Hyperschallflugzeuge präsentiert.

Auch Nordkorea bleibt an der Aufrüstungsfront nicht untätig. Am 1.
Oktober haben die Nordkoreaner erfolgreich eine u-boot-gestützte
Mittelstreckenrakete getestet, die nuklearbestückt eine große Gefahr
für die Metropolen an der amerikanischen Westküste bildete. Gleich am
darauffolgenden Tag haben die USA mit dem Test einer eigenen
Interkontinentalrakete geantwortet, die von Kalifornien aus ein Ziel
bei den westpazifischen Marshall-Inseln traf. Am 22. Oktober nahmen
zwei B-52-Bomber der US-Luftwaffe, die mit Atombomben
bestückt werden können, vor der westjapanischen Küste an einem
gemeinsamen Manöver mit den Selbstverteidigungskräften Japans teil. Am
31. Oktober hat die nordkoreanische Armee vor der eigenen Ostküste
zwei landgestützte Kurzstreckenraketen getestet. Kim Jong-un hatte im
April erklärt, bis Ende dieses Jahres das von ihm 2018 verhängte
Moratorium für Atomtests und Testflüge von Langstreckenraketen
aufrechtzuerhalten, um den Friedensverhandlungen mit den USA eine
Chance zu geben. Derzeit sieht es nicht danach aus, als wäre die
Trump-Regierung imstande oder bereit, die angebotene Chance auf eine
Beilegung des Koreakonflikts zu ergreifen.

4. November 2019
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Rita Segato: "Machtausübung durch Gewalt ist Zeichen von 
Schwäche"
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Rita Laura Segato, Schriftstellerin, Anthropologin und 
feministische Aktivistin, wurde 1951 in Argentinien geboren und lebt
heute in Brasilia. Lionel S. Delgado sprach mit ihr über Feminismus
und Patriarchat.

(Santander, 27. Oktober 2019, ANRed.org) - Wir schlendern gemeinsam
durch Santander. Rita lädt mich auf ein Eis ein. Gutes Eis erkenne man
daran, dass es schnell schmilzt, erklärt sie uns: weniger Wasser und
Konservierungsstoffe, dafür cremigere Konsistenz. Alles an ihr sorgt
dafür, dass auch die Distanz zwischen uns schmilzt: ihr Akzent, ihr
Blick und was sie sagt. Mein Kollege Sergio macht für sie einen
kleinen Stadtrundgang und erzählt ihr von dem Großbrand 1941, der
weite Teile der Stadt beschädigte. Spekulationsgedanken und die
Klasseninteressen prägten den Wiederaufbau. Rita ist die ganze Zeit
neugierig-interessiert, hört aufmerksam zu und ist immer wieder
erstaunt.

Der Grund ihrer Reise nach Santander ist ihre Lehrveranstaltung zu
Diskriminierung und Gewalt an der Universidad Menéndez Pelayo. Ich
habe sehr gern daran teilgenommen. Ihre Lehrveranstaltungen brodeln
nur so vor Ideen, Konzepten und Bildern. Als gute Anthropologin hat
sie für alles Beispiele parat: Besitzkulte, Initiationsrituale,
klassische Mythen, Kunst, Politik, Krieg. Ihre Ideen sind massiv und
treffen wie gut platzierte Schläge.

 * 

Du sagst, deine Arbeit sei eigentlich eine Studie über
Männlichkeit. Vergewaltigung war in deinen Untersuchungen schon immer
ein zentrales Thema. Welche Beziehung besteht zwischen Männlichkeit
und Vergewaltigung?

Ich glaube, dass dem Tatbestand der Vergewaltigung ein Grundmuster der
herrschenden patriarchalen Ordnung innewohnt. Vergewaltigung ist kein
Verbrechen wie jedes andere. Das Bild des Mannes als hungriger Wolf,
der aus mangelnder Selbstkontrolle zum Vergewaltiger wird, oder als
Dieb, der Sex bei einer Frau stiehlt, trifft nicht wirklich zu.
Vergewaltigung sollte nicht als sexuelles Verbrechen betrachtet
werden, sondern als eines mit einer Botschaft, das sich des Sexuellen
bedient, um diese zu vermitteln. Genau gesagt sind es zwei
Botschaften: Eine richtet sich an die Frau und die andere an die
übrigen Männer.

An die Frau gerichtet, ist es eine moralische Unterweisung: Seit
Anbeginn der Zeit steht die Frau in dem Verdacht, verdorben zu sein;
Vergewaltigung ist die Strafe für ihren Ungehorsam. Gegenüber anderen
Männern liegt in der Vergewaltigung der Beweis der eigenen Potenz.
Männlichkeit braucht die Bestätigung der männlichen Dialogpartner, um
zu existieren, und dafür muss sie zur Schau gestellt werden. Der Fall
La Manada [eine Gruppenvergewaltigung während eines Volksfests in
Pamplona. Die fünf jungen Männer bezeichneten sich selbst als La
Manada, das Rudel. Anm. d. Übers.] ist sozusagen das Paradigma des
männlichen Dialogs. Die Gruppenhandlung folgt der patriarchalen
Ordnung, die bestimmt, dass nun ein Opfer gefunden werden muss, durch
das die Angreifer ihre Männlichkeit konstruieren können. In der
Vergewaltigung erweist sich die Männlichkeit jedoch als schwach, denn
sie konstituiert sich für die anderen Männer als gewaltvolle
Darstellung von Macht. Es ist ein verzweifeltes Ringen um Anerkennung.
Im Fall La Manada tritt das ganz deutlich zutage. Deshalb filmen sie
sich, deshalb leiten sie untereinander die Videos weiter. Es ist ein
narzisstisches männliches Vergnügen, das die Beteiligten wie die
Mitglieder einer Gilde eint. Und wer dazugehören will, muss sich in
den Augen der Anderen erst seinen Titel verdienen.
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Protestkundgebung nach dem milden Urteilsspruch für "La Manada" am 10.
Mai 2018
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Nach dem Fall La Manada gab es in Spanien 135 weitere Fälle von
Gruppenvergewaltigungen, 43 allein in diesem Jahr. Welche Erklärungen
gibt es für diese Epidemie?

Ich mag das Wort Epidemie in diesem Zusammenhang nicht. Eine Epidemie
verläuft automatisch, und das trifft hier nicht zu. Ich bevorzuge den
Begriff der Mimesis. Die Frage ist: Warum übt eine
Gruppenvergewaltigung diesen mimetischen Effekt aus? Vergewaltigung
baut auf einer Struktur auf, die vervielfältigt werden kann. Der Fall
La Manada vervielfältigt sich, denn neben aller Kritik und
Verurteilung funktioniert er doch in Form einer als Show inszenierten
Demonstration von Macht, und die steht für Männlichkeit, insbesondere
in den Augen der Jüngeren, die bisher ihre eigene Macht, ihre
Überlegenheit über das Leben noch nicht unter Beweis stellen konnten.
Das Nachahmenswerte liegt im Showeffekt, wobei die Machtdemonstration
der Gruppenvergewaltigung als Fest der Männlichkeit zelebriert wird.
Die Vergewaltiger werden in den Medien als potente Männer inszeniert,
insofern ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein Nachahmungseffekt
eintritt, recht groß. Ein erheblicher Teil der Verantwortung entfällt
also auf die Medien.

Und warum nehmen Gruppenvergewaltigungen gerade jetzt zu?

Die Zunahme von Vergewaltigungen hängt nicht zuletzt mit der
Prekarisierung des Lebens zusammen. Der Kreis derer, die die Welt
beherrschen, wird zusehends kleiner; entsprechend wird es immer
schwieriger, wirtschaftliche, moralische oder intellektuelle
Überlegenheit für sich zu behaupten. Die Prekarisierung wird als
Entmannung empfunden: Es gibt nichts mehr, worüber Männlichkeit
konstituiert werden kann. Das Mandat der Männlichkeit gebietet jedoch,
dass ein Mann sich irgendetwas zu eigen machen, Herrscher über
irgendetwas sein muss. Die Prekarisierung der männlichen Rolle stellt
seine Macht in Frage. Also bleibt nur noch die Gewalt in Form von
Krieg, Faustrecht oder Vergewaltigung, um die männliche Position zu
sichern. Verbrechen wie die Gruppenvergewaltigung sind Ausdruck einer
fortgeschrittenen Prekarisierung von Männlichkeit. Es ist daher
höchste Zeit, dass Männer ihr Mannsein neu definieren, um nicht länger
in dieser Welle von Gewalt gefangen zu bleiben.

Du gehst davon aus, dass der Mann für sich selbst undurchsichtig
bleibt. Männer reflektieren ihre Männlichkeit nicht. Was bedeutet das
für ihre Rolle in der Welt?

Ich habe über zehn Jahre mit Vergewaltigern gearbeitet. Dabei ist mir
klargeworden, dass der Akt der Vergewaltigung oft vom Täter selbst
nicht durchschaut wird. Die Mehrheit der Vergewaltiger versteht nicht,
was da passiert. Dadurch ist mir klargeworden, dass Männlichkeit für
sich selbst intransparent bleibt. Hinter vielen Verhaltensweisen von
Männern stehen weder Reflexion noch ein beschreibbares Bewusstsein. Um
sich von der Herabwürdigung zu erholen, folgt er einem automatisierten
Handlungsmuster. Von Herabwürdigung sind heutzutage alle betroffen,
Männer und Frauen. Frauen empfinden sie jedoch anders. Männer müssen
ihre Position wieder aufbauen, daher suchen sie nach Möglichkeiten,
ihre Macht zu demonstrieren. Man muss den Männern klarmachen, dass
Machtausübung durch Gewalt eine Form von Schwäche ist. Ein Mann, der
auf Gewalt zurückgreift, ist schwach. Was als Machtdemonstration
funktionieren soll, ist nichts anderes als die Demonstration der
eigenen Ohnmacht. Meiner Erfahrung nach dringt diese Botschaft durch
und wird sehr schnell verstanden, weil nämlich auch Männer intensives
Leid erleben. Die Art und Weise, wie Männlichkeit konstruiert wird,
muss sich ändern. Denn in dem Versuch, Macht durch Gewalt zu
konstituieren, schädigt und vernichtet der Mann sich selbst. Er tötet,
aber er selbst stirbt auch. Er nimmt Schaden und erreicht nie den
Zustand der Zufriedenheit.

Was bleibt als Ausweg?

Ich glaube, die Geschichte der Männlichkeit ist heute geprägt von den
Männern, die ihr eigenes Problem wahrnehmen und verstehen. Aber ich
glaube nicht, dass nun die Männer kommen müssen, um die Frauen zu
retten. Vielmehr sind es Frauen, die den Männern helfen zu verstehen,
wie sehr das Mandat der Männlichkeit ihnen schadet und wie sehr es in
ihrem eigenen Interesse wäre, neue Modelle von Männlichkeit zu
entwickeln. Ohne Zielmodell, das heißt, ohne festgelegte Idealform,
die erfüllt werden muss, denn diese birgt die Gefahr des Autoritären.
Deshalb muss man besonderes Augenmerk auf die Allerjüngsten legen. Ich
gehe in letzter Zeit viel in die weiterführenden Schulen. Viele Jungen
strengen sich enorm an, um nicht zu Machos zu werden. Ich glaube, das
ist ein guter Ansatz, damit sich ein neues Mandat der Männlichkeit
entwickeln kann.
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Schweigeminute zum Gedenken an die Opfer der jüngsten Femizide in
Madrid am 29. Mai 2017
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Das Konzept der Männlichkeit befindet sich im Umbruch. Wenn jedoch
Veränderung immer auch Krise bedeutet, so kann die Reaktion sich diese
Krise zunutze machen. Was denkst du über den männlichen Rückgriff auf
konservative Positionen?

Ich denke, viele Männer, die sich auf konservative Positionen
zurückziehen, unterstehen einer reaktionären Agenda, die sich darüber
bewusst ist, dass die Demontage des Mandats der Männlichkeit und der
patriarchalen Ordnung sämtliche Machtstrukturen gefährdet. Hier kommt
der Faschismus ins Spiel und macht sich den Backlash zu Eigen. Per
definitionem ist die Stimme der Faschisten die Stimme der
Verbitterten. Es gibt verschiedene Arten der Verbitterung. Viele
Menschen leiden darunter, nicht die verdiente Anerkennung oder den
verdienten Respekt erhalten zu haben. Faschismus ist eine Strategie.
Durch die Benennung eines gemeinsamen Feindes gelingt es ihm, eine
feste Riege Verbündeter zu schaffen. Faschismus ist eine Politik, die
sich am Feind ausrichtet. Jede Politik, die auf Verbitterung aufbaut,
fasst vor allem dann Fuß, wenn sich eine allgemeine Unzufriedenheit
ausbreitet und sucht dann nach einem gemeinsamen Feind. Migrant*innen
und Frauen im Allgemeinen eignen sich gut als Feindbild. Im neuen
Fundamentalismus wird die Frau wieder wahrgenommen wie zu Zeiten der
Hexenverfolgung. Dadurch wird ein politisches Patriarchat
wiederbelebt, das sich nach und nach religiöse Diskurse, moralische
Diskurse etc. einverleibt. Denn im Grunde geht es um eine politische
Herrschaftsordnung. Das Patriarchat funktioniert analog zur Ordnung
des Besitzes. Das Patriarchat besagt, dass die Frau unterworfen werden
muss, deshalb wird sie dämonisiert.

Der Feminismus zielt also direkt auf das Herz des Patriarchats, das
die Ordnung der Dinge aufrechterhält?

Genau! Und die Mächtigen wissen das. Sie haben kapiert, dass der
Feminismus, der keine eigenen Machtinteressen verfolgt, alles zum
Einsturz bringen kann. Deshalb muss man vorsichtig sein mit bestimmten
Arten von Feminismus, die ihrer Struktur nach patriarchal sind. Das
ist der Feminismus, der selbst nach der Macht greift.

Beziehst du dich auf den liberalen Feminismus?

Ja, aber nicht nur. Auch auf einige Formen des radikalen Feminismus.
Der Feminismus tendiert dazu, die Macht aufzulösen, indem er sie
umverteilt. Der Feminismus strebt einen gesellschaftlichen
Zusammenhalt an, bei dem Gegenseitigkeit im Vordergrund steht. Einige
Gruppen gehen jedoch von einer einzigen feministischen Wahrheit aus,
der sich alle anderen unterzuordnen haben. Diesen Versuch der
Hegemonialisierung finde ich schäbig. Denn einer der wesentlichen
Aspekte der feministischen Praxis ist, dass sie pragmatisch ist, nicht
hierarchisch und nicht prinzipienreiterisch. Die Feminisierung der
Politik ist eine schwierige Aufgabe, die so nicht funktioniert. Es
gibt Gruppen, die sich feministisch nennen, aber ihr Verhalten ist
patriarchal. Sie arbeiten auf Machtgewinnung hin, im patriarchalen
Sinne. Ich halte es mehr mit "Let it be", wie im Song der Beatles,
lassen wir zu, dass die Zeit ihre Wirkung tut, statt an einer Vision
festzuhalten, die uns den Weg vorgibt, den wir gehen müssen, weil das
Ziel klar definiert ist. Das geht für mich in Richtung Autoritarismus.

In Spanien konzentriert sich die Debatte über die verschiedenen
Formen des Feminismus auf die Rolle der Transfrauen, der
Sexarbeiter*innen und durch rassistische Denkmuster kategorisierte
Frauen*. Wie denkst du darüber?

Bei dieser Debatte geht es darum, ob Frauen mit anderen Körpern Teil
der Bewegung sein können. In Argentinien hat diese Frage die Ni Una
Menos-Bewegung stark mitgenommen, fast hätte der Konflikt sie
ernsthaft gefährdet, also die Position, dass nur Personen mit
weiblichem Körper dazugehören können. Dazu sage ich auch wieder: "Let
it be". Man muss den Dingen ihren Lauf lassen und sehen was passiert.
Wir können nicht vorhersehen, dass es schlecht ist, dass Menschen mit
anderem Körper sich in die feministische Bewegung einbringen. Warum
soll man da jetzt vorgreifen? Wir werden ja sehen, was passiert.

Wir dürfen nicht den Unterschied zwischen der MeToo-Bewegung und der
Bewegung Ni Una Menos in Argentinien vergessen. Die eine hat mit der
anderen nichts zu tun. MeToo ist viel kleiner, stärker an bestimmte
Umstände gebunden, hat eine andere Struktur und bezieht sich auf eine
bestimmte Staatsgeschichte. MeToo richtet sich an den Staat,
NiUnaMenos an die Gesellschaft. Sie erwartet nichts vom Staat und
bezieht sich auf gesellschaftliche Veränderung. Hat also nichts
miteinander zu tun. Die MeToo-Bewegung wurde von nordamerikanischen
Feministinnen initiiert. Diesen Feminismus bezeichne ich, mit einigen
wenigen Ausnahmen, als Pilgrim-Feminismus, den Feminismus der ersten
puritanischen Siedler. Es ist ein puritanischer Feminismus. Meine
Kinder sind in den USA zur Schule gegangen, und da stand an den
Wänden: "No Public Displays of Affection", keine öffentlichen
Zuneigungsbekundungen. Sowas möchte ich in meinem Leben auf keinen
Fall. Deshalb muss man unheimlich aufpassen mit der puritanischen
Doktrin. In Teilen der feministischen Bewegung herrscht ein großer
Irrtum vor. Die Verhandlung unserer Bedürfnisse an den Staat oder eine
andere Instanz abzutreten ist falsch. Jungen und Mädchen müssen
lernen, ihre Bedürfnisse im direkten Kontakt zu verhandeln. Ich kann
dir sagen: "Du gefällst mir", du kannst mir sagen: "Du gefällst mir"
und dann wird verhandelt, ohne irgendwelche Übergriffe.

Der Feminismus ist über einen langen Zeitraum aus einer Praxis von
hierarchiefreier Zusammenarbeit und konsequenter Pluralität
entstanden. Und dies gilt es zu erhalten, eine Bewegung ohne Führung,
ohne hegemoniale Struktur, der der Rest sich unterzuordnen hat. Wie
soll das einhergehen mit dem Verbot der Prostitution? Das wäre ein
ausgesprochen autoritärer Schritt. Ich glaube nicht, dass so etwas mit
der feministischen Bewegung vereinbar wäre. Die Politisierung der Frau
erfordert Loslassen, nicht verbieten, auch wenn Prostitution und
Bordelle wichtige Schulungsinstanzen männlicher Grausamkeit sind.
Männer gehen nicht allein ins Bordell, sondern zu mehreren, und es
geht ihnen auch nicht in erster Linie um den Zugriff auf den
weiblichen Körper, sondern darum, Männlichkeit zu zelebrieren, mit
anderen Männern zu paktieren etc. Insofern ist es ein
gesellschaftlicher Geschlechterkonflikt, der sich jedoch, wie ich
glaube, nicht durch Kriminalisierung lösen lässt. Menschenhandel ist
zum Beispiel illegal, wird aber trotzdem praktiziert. Das Verbot lädt
lediglich dazu ein, sich noch weiter in eine Grauzone zurückzuziehen.




[image: Bild: Archivos Medios Públicos EP via Flickr (CC BY-SA 2.0) [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]]

Frauen*demo zum 8. März 2017 in Quito
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Wie siehst du die Zukunft des Feminismus in den nächsten
Jahren?

Lange Zeit dachte ich, der Feminismus würde seine Ziele nicht
erreichen. Die Frauenmorde gingen weiter, Gewalt gegen Frauen nahm
immer weiter zu. Aber heute denke ich, dass wir ins Zentrum der
Reproduktion der Macht vorgedrungen sind: zur patriarchalen
Grundstruktur. Zum ersten Mal halte ich es für möglich, dass sich eine
neue Form der Politisierung bildet und wir eine neue gesellschaftliche
Ära erleben. Aber diese Entwicklung geht nicht vom Staat aus, sondern
von den Frauen. Sie schützen die Grundlage und bewahren die
Verbindungen. Und was ich deutlich machen will, ist, dass es dabei um
eine politische Praxis geht. Das Geflecht der feministischen Praxis
birgt die Ansätze einer neuen Politik. Die Frauen*demos sind nicht wie
die der Gewerkschaften, der politischen Parteien oder der männlichen
Bewegungen. Sie sind festlicher, strahlender, liebevoller. Hier
entstehen Freundschaften und körperliche Nähe. Das alles schafft
Verbindungen, auf denen das Leben basiert. Das wird nicht unbedingt
auf Anhieb deutlich, aber man muss diese Verbindungen fördern und
ihren politischen Gehalt wahrnehmen. Und die Reaktion derer, die uns
hassen, zeigt uns, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Die Gewalt,
mit der die gleichen von eh und je uns begegnen, ist das Maß, an dem
wir unsere Fortschritte erkennen.

Übersetzung: Lui Lüdicke
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FRAUEN/806: Kolumbien - Feministin & LGBTI-Aktivistin Claudia López wird Bogotás erste Bürgermeisterin (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Feministin & LGBTI-Aktivistin Claudia López wird Bogotás 
erste Bürgermeisterin



(Bogotá, 29. Oktober 2019, La Diaria) - "Gewonnen haben wir Frauen,
Mädchen und die Familien, die sich hart aus der Armut arbeiten, so wie
meine oder die Ihre. Bogotá hat nicht nur dafür gestimmt, dass sich in
den nächsten vier Jahren die Stadt verändert, sondern auch dafür, dass
diese Generation die gesamte Gesellschaft verändert", sagte die
ehemalige Senatorin Kolumbiens Claudia López in ihrer ersten Rede als
gewählte Bürgermeisterin von Bogotá. Bei den Kommunalwahlen am 27.
Oktober wurde das Mitglied der Mitte-Links-Partei Alianza Verde (Grüne
Allianz) mit einer Mehrheit gewählt. Sie bekam 35 Prozent der
Wahlstimmen, also etwa eine Million Stimmen. Damit gewann sie gegen
den parteiunabhängigen Kandidaten Carlos Fernando Galán, der mit 32
Prozent der Wahlstimmen unterlag, obwohl er die letzten Umfragen
angeführt hatte.

Der Wahlsieg von López ist ein historisches Ereignis, denn zum ersten
Mal wurde eine Frau ins Bürgermeisteramt der kolumbianischen
Hauptstadt gewählt. Bislang hatten Frauen, wenn überhaupt, nur das
vorläufige Amt inne. Mit der Wahl von López, die sich für sexuelle
Diversität einsetzt und offen lesbisch ist, betritt die
LGBTI-Community nun auch die politische Bühne Kolumbiens. Claudia
López, 49 Jahre alt, lebt seit vielen Jahren in einer Beziehung mit
der Senatorin Angélica Lozano, mit der sie sich vor ihrer Rede und
unter Applaus und Beifallsrufen küsste und damit ein seltenes Bild in
der politischen Szene Kolumbiens abgab.


López verspricht neue Politik in der Stadt

López versicherte, eine divers besetzte Regierung bilden zu wollen,
die daran arbeiten werde, die Stadt mit Hilfe einer
"Bürger*innenkultur" ("cultura ciudadana") in den nächsten vier Jahren
zu verändern. Die Bürger*innen von Bogotá hätten ihr ihre Stimmen
gegeben, "damit wir mit einer Bürger*innenkultur, einer qualitativ
hochwertigen Bildung und mehr Gleichheit den Machismo, Rassismus,
Klassizismus, die Homophobie und Fremdenfeindlichkeit bezwingen,
überwinden und verlernen", so López. Sie fügte hinzu, dass der Wandel
und der Abbau von Ungerechtigkeiten in Bogotá nicht aufzuhalten seien
und, dass dieser Wandel mit dem Aufbau einer offenen, partizipativen
und transparenten Regierung beginne, die versuchen werde, das
Vertrauen der Bürger*innen in die öffentlichen Institutionen
zurückzugewinnen. Die künftige Bürgermeisterin sagte, sie strebe eine
"Politik der sozialen Gerechtigkeit, der Liebe und der Anerkennung"
an.

Claudia López studierte Finanzwirtschaft und Internationale
Beziehungen an der kolumbianischen Externado-Universität (Universidad
Externado de Colombia) mit Hilfe eines Bildungskredits. Außerdem
schloss sie den Diplom-Studiengang Stadtmanagement an der
niederländischen Erasmus-Universität in Rotterdam ab und erwarb
darüber hinaus einen Mastertitel in Public Administration und Urban
Policy an der Columbia University in den USA. Im Juni 2019 erhielt sie
an der Northwestern University von Chicago ihren Doktortitel in
Politikwissenschaft.

Bekanntheit erlange López, als das kolumbianische Nachrichtenmagazin
Semana im Jahr 2006 eine Recherche von ihr veröffentlichte. In dieser
deckte López Verbindungen zwischen den paramilitärischen Gruppen
Autodefensas Unidas de Colombia (AUC) und der Politik auf. Sie löste
damit den sogenannten Parapolitik-Skandal aus. Auch wenn dutzende
Politiker*innen daraufhin verurteilt wurden, ist das Phänomen der
Parapolitk in Kolumbien weiterhin präsent. López bekam aufgrund ihrer
investigativen Arbeit Morddrohungen und verließ deshalb im Jahr 2013
für einige Monate das Land.


Die politische Laufbahn von Claudia López

Bereits im darauffolgenden Jahr kehrte sie jedoch nach Kolumbien
zurück, um politisch aktiv zu werden. 2014 wurde sie von der Partei
Alianza Verde zur Senatorin gewählt. Mit 81.045 Stimmen hatte sie den
größten Stimmenanteil in ihrer Partei erreicht. Im vergangenen Jahr
2018 war sie als Teil der Coalición Colombia (Koalition Kolumbien) -
ein Wahlbündnis zwischen der Mitte-Links-Partei Alianza Verde, der
linken Partei Polo Democrático Alternativo (Alternativer
Demokratischer Pol) und der Bürgerbewegung Compromiso Ciudadano
(Bürgerliches Engagment) - die Vizekandidatin des
Präsidentschaftskandidaten Sergio Fajardo. Fajardo und López belegten
hinter dem damals gewählten Präsidenten Iván Duque und dem
zweitplatzierten Kandidaten, dem Senator Gustavo Petro, den dritten
Platz.

Das Wahlergebnis motivierte López für eine neue Initiative. Sie
initiierte zusammen mit Lozano das Referendum über Maßnahmen zur
Korruptionsbekämpfung: Die kolumbianische Bevölkerung war am 30.
August 2018 dazu aufgerufen, über Antikorruptionsmaßnahmen
abzustimmen. Ziele der Initiative waren unter anderem die Senkung der
Gehälter von Parlamentarier*innen, höhere Strafen für Korruption und
eine Begrenzung von aufeinanderfolgenden Amtszeiten. Zwar stimmte die
Bevölkerung klar für die Antikorruptionsmaßnahmen, diese wurden
aufgrund der geringen Wahlbeteiligung jedoch gesetzlich nicht bindend
[1]. Ab dem 1. Januar 2020 wird Claudia López nun die erste Frau sein,
die die kolumbianische Hauptstadt Bogotá regiert.


Anmerkung:

[1] https://www.dw.com/de/referendum-gegen-korruption-in-kolumbien-gescheitert/a-45239078
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RENTE/734: Grundrente - Die Menschen müssen im Mittelpunkt stehen und nicht parteitaktische Winkelzüge (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 4. November 2019

Statement zur Grundrente

Die Menschen müssen im Mittelpunkt stehen und nicht parteitaktische
Winkelzüge



Berlin, 4. November 2019. "Mit Sorge sieht der Deutsche Caritasverband, wie
in den letzten Tagen die sozialpolitische Diskussion über die Gestaltung
der Grundrente zu einem parteitaktisch motivierten Gezänk wird.

Machtpolitische Ambitionen scheinen wichtiger zu sein als die Lösung einer
für viele Menschen im Alter existentiell bedrängenden Frage.

Menschen, die ein Leben lang ein niedriges Einkommen erzielt haben, in die
gesetzliche Rentenversicherung eingezahlt und für ihr Alter vorgesorgt
haben, müssen vor Altersarmut geschützt werden.

Ich erwarte von unseren Regierungsparteien, dass sie alles unternehmen, um
diesen Anspruch einzulösen. Die Menschen müssen im Mittelpunkt stehen und
nicht parteitaktische Winkelzüge."

Caritas-Präsident Prälat Dr. Peter Neher

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. November 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1891: ver.di und ING einigen sich auf jährliches Weiterbildungsbudget (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. November 2019

ver.di und ING einigen sich auf jährliches Weiterbildungsbudget



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die ING
haben sich auf einen Tarifabschluss für die rund 4.000 Beschäftigten bei
der ING geeinigt. Dieser sieht als Zukunftstarifvertrag erstmalig ein
individuelles jährliches Weiterbildungsbudget in Höhe von 500 Euro
vor, welches auch über mehrere Jahre angespart werden kann.

Der Abschluss, der eine Erweiterung und Erneuerung des 2017 mit
ver.di abgeschlossenen Zukunftstarifvertrages beispielsweise zu
Gesundheits- und Altersteilzeitregelungen bildet, beinhaltet weitere
Vereinbarungen zur Weiterbildung, eine Ausweitung des Anspruchs auf
Freistellungsphasen sowie Kinderbetreuungs- und
Pflegekostenzuschüsse. Damit konnte ein Zukunftstarifvertrag mit
exemplarischem Charakter für die gesamte Branche abgeschlossen
werden. Darüber hinaus wurden tarifliche Sonderzahlungen vereinbart.

ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christoph Schmitz, der den Abschluss
als zukunftsweisend und innovativ bewertet, betont: "Wir wollen das
Thema Weiterbildung fest verankern. Damit können wir den Wandel der
Bankenbranche positiv mitgestalten und Arbeitsplätze sichern."

ver.di-Verhandlungsführer Jan Duscheck weist darauf hin, dass das
tariflich vereinbarte Weiterbildungsbudget in dieser Form ein
Alleinstellungsmerkmal in der Branche sei. "Wir würden uns wünschen,
dass das in anderen Häusern Schule macht. Es tut sich auch in der
gesamten Branche etwas in dieser Richtung, aber nicht in dem Tempo
und in der Qualität." Die Tarifpartner hätten damit deutlich gemacht,
dass ein tragfähiges Geschäftsmodell und gute innovative
Arbeitsbedingungen kein Widerspruch sein müssen.

Die vereinbarten jährlichen Sonderzahlungen würden zu spürbaren
Verbesserungen beim Gehalt führen. Hierbei wurde eine verbindliche
"Nikolaus-Prämie" in Höhe von 2.250 Euro pro Kalenderjahr sowie eine
zusätzliche Sonderzahlung in Höhe von Dreiviertel eines
Monatsgehaltes festgelegt.

 * 
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STATISTIK/4386: 87 % der Tarifbeschäftigten erhalten 2019 Weihnachtsgeld (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 04.11.2019

87 % der Tarifbeschäftigten erhalten 2019 Weihnachtsgeld



WIESBADEN - Knapp 9 von 10 Tarifbeschäftigten in Deutschland (86,9 %)
erhalten im Jahr 2019 Weihnachtsgeld. Wie das Statistische Bundesamt
(Destatis) weiter mitteilt, beträgt deren durchschnittliches Weihnachtsgeld
2.632 Euro brutto. Das sind 1,9 % mehr als im Vorjahr. Im Durchschnitt
liegt das Weihnachtsgeld der Tarifbeschäftigten in Westdeutschland mit 2
644 Euro um 3,8 % höher als in Ostdeutschland mit 2 547 Euro.

Unter allen Branchen erhalten Tarifbeschäftigte im Bereich "Gewinnung von
Erdöl und Erdgas" im Jahr 2019 das höchste durchschnittliche
Weihnachtsgeld. Ebenfalls deutlich über dem Durchschnitt liegt das
tarifliche Weihnachtsgeld bei den Rundfunkveranstaltern mit 5.274 Euro
sowie im Bereich "Energieversorgung" mit 4.923 Euro. Das niedrigste
Weihnachtsgeld erhalten die Tarifbeschäftigten im Bereich "Vermittlung und
Überlassung von Arbeitskräften" mit durchschnittlich 318 Euro, gefolgt von
den Bereichen "Landwirtschaft, Jagd und damit verbundene Tätigkeiten" mit
492 Euro sowie "Wach- und Sicherheitsdienste sowie Detekteien" mit 510
Euro.


Methodischer Hinweis:

Die Auswertungen zum Weihnachtsgeld basieren auf den Lohn-, Gehalts- und
Entgelttarifverträgen, die auch zur regelmäßigen Berechnung der
Tarifindizes erfasst werden. Zum Weihnachtsgeld wurden dabei alle
zusätzlichen Jahressonderzahlungen gerechnet, die im November oder Dezember
ausgezahlt werden. Eine detaillierte Tabelle nach Gebietsstand und
Wirtschaftszweigen befinden sich im Themenbereich Tarifverdienste.

Eine Tabelle zu der Pressemitteilung befindet sich auf der Internetseite
des Statistischen Bundesamtes.
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STEUER/1300: Kritik an weiteren Grundsteuerlasten im Zuge des Klima-Steuerbegleitgesetzes (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 1. November 2019

Keine zusätzliche Substanzbesteuerung für landwirtschaftlich
genutzte Flächen

DBV kritisch zu weiteren Grundsteuerlasten im Zuge des Klima-Steuerbegleitgesetzes



Der Deutsche Bauernverband kritisiert Änderungen des
Grundsteuergesetzes für Gebiete mit Windenergieanlagen und für
baureife Grundstücke ("Grundsteuer C") vorgesehen. Dazu ist am Montag,
den 4. November eine Anhörung zum Gesetz zur Umsetzung des
Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht im Finanzausschuss des
Deutschen Bundestages angesetzt.

Dazu sagt der stellvertretende Generalsekretär des Deutschen
Bauernverbandes, Udo Hemmerling: "Wir befürchten neue steuerliche
Lasten die Landwirtschaft, weil dieser Vorschlag nicht zielgenau
ausgestaltet ist. Wir sehen die Möglichkeit der Gemeinden, in Gebieten
mit Windenergieanlagen eine höhere Grundsteuer für die land- und
forstwirtschaftlichen Flächen zu erheben, äußerst kritisch und lehnen
diese ab. Das Interesse der Kommunen nach einer angemessenen örtlichen
Beteiligung am wirtschaftlichen Erfolg von Windenergieanlagen ist
nachvollziehbar. Dies wird bereits über die Gewerbesteuer sowie über
Vertragslösungen umgesetzt. Wir wollen, dass die Akzeptanz für
Windenergie erhalten bleibt und verweisen darauf, dass in der vor
wenigen Wochen beschlossenen Grundsteuerrefom bereits ein gesonderter
Zuschlag für die Windenergiestandorte enthalten ist."

Die Einführung einer Grundsteuer C bewertet der Deutsche Bauernverband
ebenfalls kritisch. Dazu Udo Hemmerling: "Alle land- und
forstwirtschaftlich genutzten Flächen - auch wenn sie in bebaubarem
Innenbereich liegen oder ein Bebauungsplan für diese Flächen vorliegt -
 müssen gesetzlich von der Grundsteuer C ausgenommen werden."

Weitere Informationen zur Anhörung des Finanzausschusses:

https://www.bundestag.de/ausschuesse/a07/058-sitz--665428

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. November 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle
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UNTERNEHMEN/2795: Studie belegt Versagen der Wirtschaft beim Schutz der Menschenrechte (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 4. November 2019

Studie belegt Versagen der Wirtschaft beim Schutz der Menschenrechte

INKOTA fordert Einschreiten der Bundesregierung



Berlin - Keines der 20 größten deutschen Unternehmen erfüllt durchgängig
die UN-Vorgaben zu menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten. Zu diesem
Ergebnis kommt eine heute veröffentlichte Untersuchung des Business and
Human Rights Ressource Center (BHRRC). Es ist innerhalb der vergangenen
drei Wochen bereits die dritte Studie, die das Versagen der deutschen
Wirtschaft beim Schutz der Menschenrechte dokumentiert. Erst vor drei
Wochen hatte eine Studie Arbeitsrechtsverletzungen beim Teeanbau für den
deutschen Markt aufgedeckt. Vergangene Woche hat eine INKOTA-Studie für
Aufsehen gesorgt, die belegt, dass es Unternehmen der Schokoladenbranche
auch nach zwanzig Jahren nicht gelungen ist, ausbeuterische Kinderarbeit in
den Kakaoanbaugebieten zu beenden.

Johannes Schorling von der Entwicklungsorganisation INKOTA kommentiert:

"Diese Ergebnisse sind ein Armutszeugnis für die deutsche Wirtschaft. Dabei
geht es bei der heute veröffentlichten Studie sogar um diejenigen deutschen
Unternehmen mit den meisten Ressourcen. Wenn schon die größten Unternehmen
die Anforderungen an die Achtung der Menschenrechte nicht erfüllen, besteht
kein Grund zur Annahme, dass es bei den anderen Unternehmen besser
aussieht. Die Bundesregierung möchte aber, dass bis 2020 mindestens 50
Prozent der großen deutschen Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten die
Kernelemente menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten erfüllen. Die vielen
dokumentierten Fälle zeigen: Freiwillig werden die Unternehmen nicht
ausreichend für den Schutz der Menschenrechte sorgen. Deshalb brauchen wir
in Deutschland endlich ein Lieferkettengesetz. Die Bundesregierung sollte
unverzüglich gesetzlich tätig werden."


Weitere Informationen:

Achtung der Menschenrechte - Studie des BHRRC

https://www.business-humanrights.org/de/kurzbewertung-deutscher-unternehmen

Menschenrechtsverletzungen im Kakaoanbau - INKOTA-Studie

https://webshop.inkota.de/node/1590

Schwarzer Tee, weiße Weste - Oxfam-Studie

https://www.oxfam.de/system/files/oxfam_teestudie_schwarzer_tee_weisse_weste.pdf

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 4. November 2019
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UNTERNEHMEN/2794: Menschenrechtsschutz im Kakaoanbau - Studie belegt Scheitern freiwilliger Unternehmensinitiativen (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 31. Oktober 2019

Menschenrechtsschutz im Kakaoanbau: Studie belegt Scheitern freiwilliger
Unternehmensinitiativen

Die Bundesregierung muss ein Lieferkettengesetz auf den Weg bringen



Berlin/Bonn - Eine im Auftrag der Entwicklungsorganisation INKOTA verfasste
Studie belegt: Die Kakao- und Schokoladenindustrie setzt die UN-Vorgaben
zur Einhaltung menschenrechtlicher Sorgfaltspflicht in ihren Lieferketten
unzureichend um. Trotz freiwilliger Initiativen einiger Unternehmen gehören
ausbeuterische Kinderarbeit, bittere Armut und Arbeitsrechtsverletzungen
weiterhin zum Alltag im Kakaoanbau. INKOTA und SÜDWIND fordern deshalb von
der Bundesregierung ein Lieferkettengesetz, das Unternehmen verpflichtet,
menschenrechtliche Risiken zu identifizieren und Abhilfe zu schaffen.
Mehrere Konzerne, darunter Mondelez, Mars und Barry Callebaut, haben
öffentlich eingeräumt, dass eine politische Regulierung zur Beendigung von
Menschenrechtsverletzungen notwendig sei.

"In den vergangenen zwanzig Jahren haben Unternehmen der Kakao- und
Schokoladenindustrie wiederholt Regierungen in Europa und den USA davon
überzeugt, dass sich Menschenrechtsverletzungen durch freiwillige Maßnahmen
reduzieren ließen", sagt Studienautor Friedel Hütz-Adams vom 
SÜDWIND-Institut. "Heute ist offensichtlich, dass diese freiwilligen Initiativen
gescheitert sind." Zur Reduzierung von ausbeuterischer Kinderarbeit werden
zwar von einzelnen Unternehmen Projekte unterstützt. Diese erreichen aber
nur einen kleinen Teil der vom Kakaoanbau lebenden Familien.

Als Hauptursache von Kinderarbeit identifiziert Hütz-Adams in der Studie
die weit verbreitete Armut in den Kakaoanbauregionen. Die Anhebung der
Einkommen auf ein existenzsicherndes Niveau ist demnach eine Voraussetzung,
um Menschenrechtsverletzungen im Kakaoanbau zu beenden. Mit dem derzeitigen
Kakaopreis ist es für Bauern und Bäuer*innen in Westafrika aber nicht
möglich, ein existenzsicherndes Einkommen zu erzielen.

"Die Bundesregierung darf nicht länger dabei zusehen, wie täglich Kinder
auf Kakaoplantagen arbeiten, und sie darf nicht länger auf freiwillige
Initiativen vertrauen", ergänzt die INKOTA-Referentin für Wirtschaft und
Menschenrechte, Evelyn Bahn. "Wir brauchen ein Gesetz, das dazu führt, dass
Unternehmen ausreichend in den Menschenrechtsschutz investieren.
Menschenrechte dürfen nicht dem Konkurrenzkampf von Unternehmen zum Opfer
fallen."

Auf dem hart umkämpften Kakao- und Schokoladenmarkt scheuen viele
Unternehmen die notwendigen Investitionen, da sie einen Wettbewerbsnachteil
befürchten. Eine gesetzliche Regulierung zur Einhaltung von
Menschenrechten, die gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle schafft, wird
daher auch von einigen der großen Kakao- und Schokoladenunternehmen
unterstützt.

Untätige Regierungen und Zertifizierungen: Unternehmen dürfen sich
nicht dahinter verstecken

Bereits 2011 wurden vom UN-Menschenrechtsrat die Leitprinzipien für
Wirtschaft und Menschenrechte verabschiedet. Sie schreiben vor, was
Unternehmen tun müssen, um ihrer Sorgfaltspflicht nachzukommen. Darin ist
auch festgehalten, dass Unternehmen sich nicht hinter der Untätigkeit von
Regierungen verstecken dürfen, wenn es in ihren Lieferketten zu
Menschenrechtsverletzungen kommt. Hütz-Adams kritisiert in der Studie, dass
keines der Unternehmen der Kakao- und Schokoladenbranche bislang die von
der UN formulierten Vorgaben flächendeckend umgesetzt hat. Der größte Teil
der Unternehmen hat sich noch nicht einmal in einer Grundsatzerklärung zu
den Anforderungen der Vereinten Nationen verpflichtet. Die Studie zeigt
zudem, dass die Zertifizierung von Kakao durch Standards wie Fairtrade und
Rainforest Alliance kein Ersatz dafür sind, dass Unternehmen selbst
menschenrechtliche Risiken identifizieren und für Betroffene Abhilfe
schaffen.

Als Mitglieder im «Forum Nachhaltiger Kakao» fordern INKOTA und das
SÜDWIND-Institut, die Mitgliedschaft in dieser Multi-Stakeholder-Initiative
nach einer Übergangsfrist an die Umsetzung der menschenrechtlichen
Sorgfaltspflicht zu koppeln. Das «Forum Nachhaltiger Kakao» wurde vor
sieben Jahren von der Bundesregierung, der Schokoladenindustrie, dem
Einzelhandel und der Zivilgesellschaft gegründet. "Wir brauchen einen
grundlegenden Paradigmenwechsel, um die Missstände im Kakaosektor
anzugehen. Die Hoffnung, dass Menschenrechtsverletzungen im Kakaoanbau
allein durch Zertifizierung beendet werden, hat sich nicht erfüllt. Das
Forum Nachhaltiger Kakao muss sich in Zukunft daran messen lassen, ob die
Mitglieder ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachkommen. Die
Bundesregierung kann diesen Prozess mit einem Lieferkettengesetz
unterstützen," erklärt Evelyn Bahn.


Weitere Informationen:

Studie: Menschenrechtsverletzungen im Kakaoanbau. Warum wir ein
Lieferkettengesetz brauchen

https://webshop.inkota.de/node/1590

Themen- und Kampagnenseite zu fairer Schokolade: Make Chocolate Fair!

https://www.inkota.de/themen/welternaehrung-landwirtschaft/make-chocolate-fair/#c9375

Webseite zur Initiative Lieferkettengesetz

https://lieferkettengesetz.de/

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 31. Oktober 2019
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MELDUNG/087: Politik und Religion diskutierten über wachsenden Antisemitismus in Europa (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 04.11.2018

Politik und Religion diskutierten über wachsenden Antisemitismus in
Europa 

"Wir brauchen Zivilcourage in diesem Land"



Ein stärkeres gesellschaftliches Engagement und einen besseren Zusammenhalt
der Gesellschaft hat der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz,
Kardinal Reinhard Marx, anlässlich des wiedererstarkenden Antisemitismus in
Deutschland und Europa gefordert. Das sei eine gemeinsame Sorge von
Christen und Juden, die "sich niemals mehr voneinander trennen werden", so
Kardinal Marx auf einem Podium in Berlin gestern Abend (3. November 2019).
Bei der von der Deutschen Bischofskonferenz und der Orthodoxen
Rabbinerkonferenz Deutschlands durchgeführten Veranstaltung fragte der
Kardinal, wie künftig eine offene Gesellschaft aussehen könne. "Ich bin in
großer Sorge, weil ich unsere Gesellschaft erlebe, in der es immer mehr
'closed shops', Blogs und Ideologien von Menschen gibt, die sich nicht
belehren lassen, die sich in Verschwörungstheorien ergehen und rasch einen
Resonanzboden für dumpfe Parolen des Antisemitismus finden."

Der Präsident des Zentralrats der Juden in Deutschland, Dr. Josef Schuster,
erläuterte, dass die Ereignisse von Halle in den vergangenen Wochen an der
jüdischen Gemeinschaft gezehrt und zu Verunsicherung geführt hätten. Hier
sieht er auch künftig eine hohe Verantwortung bei den Sicherheitsbehörden.
In Deutschland sei es möglich geworden, Dinge - vor allem antisemitischer
Natur - auszusprechen, was es vor einigen Jahren so noch nicht gegeben
hätte. "Das ist ein Verschieben von roten Linien", so Schuster. Die vielen
Solidaritätsbekundungen seien ein hoffnungsvolles Zeichen gewesen. "Was wir
brauchen, ist sehr kostengünstig zu haben: Wir brauchen Zivilcourage eines
jeden Einzelnen. Zivilcourage kann unser Land verändern. Dann wäre eine
Menge erreicht."

Zur Zivilcourage gehört nach Auffassung von Rabbiner Julian-Chaim Soussan,
Beiratsmitglied der Orthodoxen Rabbinerkonferenz Deutschlands, vor allem
Bildung auf allen Ebenen. "Die Möglichkeit für geistige Brandstifter beim
Antisemitismus hat Formen angenommen, die niemand für möglich gehalten
hätte. Deshalb muss ein Konsens der gesellschaftlichen und politischen
Mitte gestärkt werden, eine Mitte, die sich auf Demokratie und Werte
verständigt", so Soussan. Weil Antisemitismus die "Qualität" habe, immer
und überall und zu jeder Zeit zu funktionieren, sei es Aufgabe der Erzieher
in den Bildungsbereichen hier zu antworten: "Es darf keine Bagatellisierung
von Antisemitismus in den Schulen geben. Deshalb brauchen wir ein
Miteinander, das Begegnung möglich macht, das Kennenlernen der jeweils
anderen Religion", forderte Soussan.

Diesen Aspekt griff der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Armin
Laschet auf: Es sei Empathie gefragt, um Kinder und Jugendliche zu
erreichen, auch um ihnen Erinnerungskultur zu vermitteln. Er erinnerte an
den Jugendaustausch der Bundesländer mit Yad Vashem in Jerusalem und eine
Reise mit muslimischen Jugendlichen nach Auschwitz. "Gerade dann, wenn die
Barbarei sich Bahn bricht, müssen wir junge Menschen gewinnen, die dagegen
aufstehen. Das ist eine Investition in die Zukunft", sagte Laschet.
Gleichzeitig warb er für ein Reden über Religion: "Religion muss im
öffentlichen Raum stattfinden, sonst wird es bald eine radikale
Säkularisierung geben. Wenn wir nicht mehr über Religion reden - und zwar
vom Kindergarten an -, dann wird man künftig religiöse Symbole nicht mehr
verstehen und das Reden über Religion noch schwieriger." Der
Antisemitismus, so Ministerpräsident Laschet, sei seit 1945 nie ganz
verschwunden. "Er war immer da, er hat sich nur unterschiedlich
artikuliert. Deshalb muss der Kampf gegen den Antisemitismus - überall in
Europa - in jeder Generation bei Null beginnen."

Diese Forderung bekräftige die Antisemitismusbeauftragte der Europäischen
Kommission, Katharina von Schnurbein: "Jede Generation sei verpflichtet, ja
wir alle müssen aufstehen, um jeder antisemitischen Hassrede zu
widersprechen. Die hochkomplexe Situation in Europa macht es notwendig,
sich auf gemeinsame Standards - auch in der Definition von Antisemitismus -
zu verständigen."

Kardinal Marx betonte den religiösen Aspekt, mit dem Antisemitismus häufig
argumentiere. "Da müssen wir uns als Christen kritisch fragen: Dürfen wir
das zulassen? Durch das Zweite Vatikanische Konzil ist mit der Erklärung
Nostra aetate viel erreicht worden. Manchmal bin ich aber überrascht, wie
viel Unwissen es in unseren eigenen Reihen beim Thema des Verhältnisses zu
den anderen Religionen gibt." In der Diskussion betonte Kardinal Marx, ob
nicht Aspekte des theologischen Verständnisses zwischen Christen und Juden
stärker in die Priester- und Rabbinerausbildung integriert werden müssten.
"Vielleicht ist jetzt die Zeit da, wo man sich in der Ausbildung austauscht
und besucht, um einander kennenzulernen. Antisemitismus ist ein Angriff auf
uns alle! Christen und Juden werden sich niemals mehr voneinander trennen.
Auch das muss in unseren Ausbildungsstätten deutlich werden. Wir brauchen
Begegnung und Sensibilität auf diesem Feld", so Kardinal Marx. Er erinnerte
an die jüdisch-christliche Tradition: "Wir können nicht Christen ohne die
Juden sein. Und ohne die jüdische Tradition des Alten Testamentes könnten
wir Jesus nicht begreifen. Das ist eine Selbstverständlichkeit unseres
eigenen Glaubens, die bei einigen offensichtlich noch nicht angekommen ist.
Wir, Juden und Christen, sind aneinander gebunden. Wir waren oft nicht gut
aneinander gebunden. Die Geschichte muss jetzt weitergehen: Wir sind
freundschaftlich und uns gegenseitig bereichernd verbunden. Das sollte bis
in die Pfarreien hinein deutlich werden", so Kardinal Marx.

An der Veranstaltung in der Katholischen Akademie Berlin nahmen mehr als
300 Gäste teil. Das ursprüngliche Thema "Ist Europa alt, müde und kraftlos
geworden" orientierte sich aufgrund der aktuellen Ereignisse stärker an der
Frage des Antisemitismus in Deutschland. Das Podium war die erste
gemeinsame Veranstaltung der Deutschen Bischofskonferenz und der Orthodoxen
Rabbinerkonferenz.
 *

Quelle:
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INTERNATIONAL/405: Brasilien - Amazonas-Wächter getötet, ein weiterer verletzt bei Angriff von Holzfällern (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 2. November 2019

Brasilien: Amazonas-Wächter getötet, ein weiterer verletzt bei Angriff
von Holzfällern



Ein Mitglied der indigene "Wächter Amazoniens" wurde bei einem Überfall von
Holzfällern erschossen und ein weiterer verwundet.

Paulo Paulino Guajajara, auch bekannt als Kwahu Tenetehar, wurde in den
Hals getroffen und starb im Wald. Seinem Begleiter, Tainaky Tenetehar,
wurde in den Rücken und Arm geschossen. Er konnte aber entkommen.

Die Wächter Amazoniens patrouillieren seit einigen Jahren ihr Territorium
im östlichen Amazonasgebiet, das von Holzfällern heimgesucht wird.
Unkontaktierte Mitglieder des indigenen Awá-Volkes leben ebenfalls in
diesem Gebiet.

Mindestens drei Wächter und viele ihrer Verwandten wurden in der
Vergangenheit getötet. Holzfäller und Siedler haben ihr Territorium,
bekannt als Arariboia, das heute die letzte Waldfläche in der Region ist,
ins Visier genommen.

Anfang dieses Jahres sagte Paulo Paulino zu Survival: "Es macht mich so
wütend, diese [Waldvernichtung] zu sehen! Diese Leute denken, sie können
hierher kommen, in unser Haus, und sich in unserem Wald bedienen? Nein. Wir
werden es nicht zulassen. Wir brechen nicht in ihre Häuser ein und rauben
sie aus, oder? Mein Blut kocht. Ich bin so wütend."

Sonia Guajajara, Leiterin von APIB, der Vereinigung der indigenen Völker
Brasiliens, sagte heute: "Es ist an der Zeit, diesen institutionalisierten
Völkermord zu stoppen! Hört auf, das Blutvergießen unseres Volkes zu
erlauben!" Verteter*innen von APIB bereisen derzeit Europa, um den
Rassismus und die völkermörderischen Übergriffe von Präsident Bolsonaro
aufzuzeigen.

Survival unterstützt die Wächter seit vielen Jahren.

Die Survival-Mitarbeiterin Sarah Shenker, die die Wächter bei einer ihrer
Operationen Anfang des Jahres begleitet hat, sagte heute: "Kwahu war trotz
der Risiken ganz der Verteidigung seines Waldes und seiner unkontaktierten
Verwandten verschrieben. Er war auch einer der bescheidensten Menschen, die
ich je getroffen habe. Er wusste, dass er mit seinem Leben bezahlen würde,
aber er sah keine Alternative, da die Behörden nichts taten, um den Wald zu
schützen und die Rechtsstaatlichkeit zu wahren."

"Dies ist die Realität für viele der indigenen Völker Brasiliens, und es
ist unter Präsident Bolsonaro noch viel schlimmer geworden. Er ermutigt die
Holzfäller und Landnehmer, nimmt den Hütern der Wälder ihren Schutz und
überlässt sie der Gnade schwer bewaffneter und rücksichtsloser
Holzfäller-Gangs. Aber die Wächter werden nicht aufgeben, und auch ihre
Verbündeten nicht. Wenn Präsident Bolsonaro glaubt, dass diese Art von
Brutalität gewinnen wird, irrt er sich sehr."


Survival International ist die globale Bewegung für indigene Völker.
Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr Land zu schützen
und ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

 * 

Quelle:
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INTERNATIONAL/404: Chile - Journalist*innen berichten über sexuelle Gewalt im Polizeigewahrsam (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile

Journalist*innen berichten über sexuelle Gewalt im Polizeigewahrsam
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(Montevideo, 28. Oktober 2019, comcosur/laizquerdadiario) - Erzwungene
Entkleidung, nackt Kniebeugen vorführen, Vergewaltigungsandrohungen,
Begrapschtwerden. Sexualisierte politische Gewalt während der
Massenproteste in Chile war kein Einzelfall und wurde in verschiedenen
Formen ausgeübt.

Estefani Carrasco, Journalistin der Zeitung La Estrella de Arica,
wurde am 23. Oktober zusammen mit ihren Kolleg*innen Patricia Torres
und Alfredo Sanhueza verhaftet. "Bevor sie uns in die Zelle steckten,
mussten wir uns ausziehen und Kniebeugen vorführen, um
sicherzustellen, dass wir nichts im Genitalbereich versteckt haben.
Wir wurden gegen 23 Uhr von zwei Polizisten festgenommen. Sie hatten
uns nach unserem Passierschein gefragt, der ist aber eigentlich nur
dazu da, dass man keine Strafe kriegt", berichtete sie in einem Video
[1] in den sozialen Netzwerken.


Die heftigste Protestwelle seit den 80er Jahren

Eine Woche, nachdem Schüler*innen und Student*innen aufgrund der
Preisanhebung im Nahverkehr zu Massenprotesten und dem Boykott der
öffentlichen Verkehrsmittel zur Hauptverkehrszeit aufgerufen hatten,
explodierte die Stimmung wie ein überhitzter Druckkessel. Die
aufgestaute Wut über den unternehmerischen Machtmissbrauch der letzten
30 Jahre entlud sich in der heftigsten Protestwelle seit den 80er
Jahren. Die Regierung reagierte mit harten Maßnahmen. Am 19. Oktober
erließ sie das Gesetz über die innere Sicherheit und verhängte eine
Ausgangssperre, die zunächst auf Santiago beschränkt war, in den
folgenden Tagen jedoch auf weitere elf Provinzen ausgedehnt wurde. Von
der nun folgenden verstärkten Militär- und Polizeigewalt waren vor
allem die ärmsten Sektoren der Gesellschaft und die Jugend betroffen.

Nach Angaben des Nationalen Menschenrechtsinstituts INDH [2] liegen
zwölf Klagen wegen sexualisierter politisch motivierter Gewalt vor,
die seit Beginn der Demonstrationen von Militärs und Polizisten verübt
wurden. In einem Fall wurde damit gedroht, die betroffene Person mit
einem Gewehr zu penetrieren. Das Institut ging bei einer ihrer
jüngsten Bilanzen von 2.840 Verhafteten aus, davon 305 Kinder und
Jugendliche sowie 492 Frauen*.


UNO-Kommission erwartet

Am 25. Oktober kamen der Leiter des Nationalen Menschenrechtsinstituts
Sergio Micco und der Vertreter des Südamerikabüros des
UN-Hochkommissariats für Menschenrechte im Sitz der Organisation in
Santiago zusammen, um den für gute drei Wochen angesetzten Aufenthalt
der UN-Mission vorzubereiten. Am 30. Oktober, zwei Tage später als
ursprünglich geplant, traf die Kommission in Chile ein.


Generalstreik bis zum Rücktritt der Regierung

Alejandra Decap, Sprecherin der feministischen Gruppe Pan y Rosas,
stimmte für die Fortsetzung der Massenproteste und des Generalstreiks:
"Weder der Gewerkschaftsverband CUT noch die anderen Parteien am
Runden Tisch haben sich für die Fortsetzung des Generalstreiks
ausgesprochen, aber das ist das, was wir tun müssen. Es kann nicht
sein, dass Militär und Polizei unseren Kampf für unsere Rechte, wie
für das Recht auf sichere, straffreie und kostenlose Abtreibung mit
sexualisierter Gewalt niederschlagen, während wir handlungsunfähig
bleiben. Wir müssen den Staat dazu bringen, dass der Ausnahmezustand
aufgehoben wird, und daher ist der Klassenkampf nun das Mittel der
Wahl", so Alejandra Decap.


Anmerkungen:

[1] https://twitter.com/i/status/1187710177715392512

[2] https://pbs.twimg.com/media/EILga3rWsAAYoHG.jpg:large


URL des Artikels:
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INTERNATIONAL/403: Landesweiter Ausnahmezustand in Chile - 13 Frauen* vermisst (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile

Landesweiter Ausnahmezustand: 13 Frauen* vermisst



(Montevideo, 28. Oktober 2019, comcosur/laizquerdadiario) - Nach
Angaben der Menschenrechtsinitiative Defensoría Jurídica der
Universidad de Chile in Santiago wurden eine Woche nach Beginn der
Massenproteste in Chile bereits 13 Frauen* vermisst. Das teilte die
von Student*innen, Dozent*innen und Rechtsanwält*innen gegründete
Initiative am 25. Oktober 2019 mit.

Deren vorläufige Bilanz fiel nach acht Tagen Ausnahmezustand
folgendermaßen aus: 20 Tote und 437 offiziell registrierte
Schussverletzungen. Es muss also davon ausgegangen werden, dass die
tatsächliche Anzahl weitaus höher liegt. Dazu kommen mehrere
irreparable Augenverletzungen, Folterungen und Misshandlungen und nun
auch das Verschwinden von Menschen. Die Menschenrechtsinitiative
Defensoría Jurídica veröffentlichte Fotos der Verschwundenen und
forderte die Bevölkerung auf, an der Aufklärung ihres Verbleibs
mitzuwirken.


URL des Artikels:
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SCHACH-SPHINX/07079: Wirkende auf dem Brett (SB)


Durch kühne Opfer pflegen

Den Sieg sie zu erstreben.

Oft nimmt den Preis entgegen

Wer vieles preisgegeben!

Diese vier Zeilen von J. Minckwitz sind dem heutigen Rätsel der Sphinx
wie auf den Leib geschneidert. Weiß, dessen positionelle Überlegenheit
auf eine taktische Lösung sann, nahm den Punkt f7 fest in seinen Blick
und grübelte sich eine Kombination zurecht, an deren Ende nicht der
Zuwachs an materiellen Vorteilen lag, vielmehr forderte er das Höchste
von seinem Angriff - die Gefangennahme oder das Matt des gegnerischen
Königs. Die Frage, die ihn nun beschäftigte und im Geiste umtrieb,
war, wieviel er preiszugeben hatte für den stolzen Preis.
Schachspieler sind Gestalter und Wirkende auf dem Brett; wenn die
gegnerische Position nicht den eigenen Wünschen entspricht, so zwingt
man ihr eine veränderte Gestalt auf. So etwas nennt man in
Schachkreisen Kombination, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07079: Wirkende auf dem Brett (SB)]



Belka - Baier

Doberlug 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Damenzug 1...Dc2-d1! kostete kein Menschenleben, nur eine Partie
ging für Weiß verloren, denn 2.Te1xe2 scheiterte zwangsläufig an
2...De1-h1+! 3.Te2-g2 Dh1-f1+ nebst Matt und 2.Kf3xe4 Dd1-d5# beendete
das Spiel sofort.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/556: Teilautonomes Fahren - Geteilte Kontrolle, geteilte Verantwortung? (idw)


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung - 31.10.2019

Teilautonomes Fahren: Geteilte Kontrolle, geteilte Verantwortung?



Wenn bei der Fahrt mit einem teilautonomen Fahrzeug sowohl der Mensch,
als auch die intelligente Technik Fehler machen, wer ist dann schuld an
einem Unfall? Ein Forschungsteam vom Max-Planck-Institut für
Bildungsforschung, dem Massachusetts Institute of Technology (MIT) und der
University of Exeter hat diese Frage fast 5.000 Menschen gestellt. Die
Befragten gaben die Schuld eher dem Menschen, als der intelligenten
Maschine. Die Ergebnisse der Studie sind im Journal Nature Human Behaviour
erschienen.

Autonome Autos, in denen Menschen nur noch Passagiere sind, sollen
effizienter, sicherer und bequemer sein. Weltweit arbeiten Unternehmen und
Wissenschaftler*innen an der intelligenten Mobilität der Zukunft. Doch
bevor der Mensch die Kontrolle über die Fahrzeuge komplett an intelligente
Maschinen abgibt, werden sich Mischformen herausbilden, in denen der
Mensch und das intelligente Fahrzeug gemeinsam fahren und gemeinsam
Entscheidungen treffen. In einigen Modellen ist der Mensch erster Fahrer
und steuert das Fahrzeug, während die intelligente Maschine als zweiter
Fahrer lediglich den Verkehr beobachtet und in Gefahrensituationen
eingreift. In anderen Modellen fährt das Fahrzeug bereits autonom, aber
der Mensch muss den Verkehr ständig überwachen und gegebenenfalls die
Kontrolle übernehmen.

Unternehmen testen solche teilautonomen Fahrzeuge bereits im echten
Verkehr, wobei es bereits zu ersten tödlichen Unfällen kam. "In unserer
Studie gehen wir der Frage nach, wer bei einem Unfall die Schuld trägt:
der Mensch oder die Maschine. Dies hat Auswirkungen auf die politischen
Maßnahmen, die zur Regulierung dieser Fahrzeuge erforderlich sind", sagt
Sydney Levine, Wissenschaftlerin am Media Lab des Massachusetts Institute
of Technology (MIT) und gemeinsam mit Edmond Awad von der University of
Exeter Erstautorin der Studie. Um herauszufinden, wie die Haltung der
Gesellschaft zu der Schuldfrage bei Unfällen von teilautonomen Fahrzeugen
ist, hat ein internationales Forscherteam vom Max-Planck-Institut für
Bildungsforschung, dem MIT, und der University of Exeter verschiedene
Szenarien entwickelt, in denen teilautonome Fahrzeuge in tödliche Unfälle
involviert waren. Diese Szenarien wurden insgesamt 5.000 Proband*innen
präsentiert.

In einigen Szenarien übernimmt der zweite Fahrer fälschlicherweise die
Kontrolle über das Fahrzeug und verursacht einen tödlichen Unfall. Die
Befragten gaben in diesen Fällen eindeutig dem zweiten Fahrer die Schuld -
egal ob er ein Mensch oder eine Maschine war. Aber was passiert, wenn
beide Fahrer einen Fehler machen? Das Fahrzeug steuert direkt auf einen
Fußgänger zu, aber weder der erste Fahrer, der das Fahrzeug steuert, noch
der zweite Fahrer, der Gefahrensituationen erkennen und verhindern soll,
bremsen rechtzeitig, sodass der Fußgänger tödlich verunglückt. In den
verschiedenen Szenarien wechselten die Rollen: Mal war der erste Fahrer
ein Mensch, mal der zweite, mal waren beide Fahrer Menschen oder beide
Maschinen. Die Ergebnisse der Studie zeigen: In Szenarien, in denen
Mensch und Maschine sich die Kontrolle über das Fahrzeug teilten und beide
einen Fehler machten, gaben die Befragten eher dem Menschen die Schuld an
dem Unfall - unabhängig davon, ob er der erste oder zweite Fahrer war.

Warum Menschen eher anderen Menschen die Schuld geben und nicht den
autonomen Fahrzeugen, ist eine offene Frage. Generell neigen Menschen
dazu, Ursachen für Ereignisse eher anderen Menschen zuzuschreiben, als dem
Zufall oder der Umwelt. Ein von künstlicher Intelligenz gesteuertes
Fahrzeug ist in unserer Vorstellung - bisher - kein eigenständiger Akteur,
der Handeln und frei entscheiden kann. Deshalb tendieren Menschen dazu,
Maschinen von der Schuld freizusprechen.

"Wir müssen die Verantwortungsfrage klären, andernfalls wird die
bestehende Unsicherheit die Weiterentwicklung und Akzeptanz von
selbstfahrenden Fahrzeugen erschweren. Unsere Studienergebnisse lassen
vermuten, dass die Öffentlichkeit und vielleicht auch Gerichte dazu
tendieren würden, die Technik und somit die Hersteller von der
Verantwortung freizusprechen. Die Politik sollte daher frühzeitig
Sicherheitsstandards für teilautonome Fahrzeuge vorgeben, um dies zu
korrigieren", sagt Iyad Rahwan, Direktor des Forschungsbereichs Mensch und
Maschine am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung.


Das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung wurde 1963 in Berlin
gegründet und ist als interdisziplinäre Forschungseinrichtung dem Studium
der menschlichen Entwicklung und Bildung gewidmet. Das Institut gehört zur
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., einer der
führenden Organisationen für Grundlagenforschung in Europa.

Originalpublikation:

Awad, E., Levine, S., Kleiman-Weiner, M., Dsouza, S., Tenenbaum, J. B.,
Shariff, A., ... Rahwan, I. (2019).

Drivers are blamed more than their automated cars when both make mistakes.

Nature Human Behaviour.

https://doi.org/10.1038/s41562-019-0762-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution654
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Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, 31.10.2019
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





INITIATIVE/458: Nachhaltiger Katzenschutz in Niedersachsen (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 4. November 2019

Nachhaltiger Katzenschutz in Niedersachsen

Deutscher Tierschutzbund unterstützt erneut Kastrations-Aktion



Auch in diesem Jahr findet durch die Initiative und Unterstützung des
Deutschen Tierschutzbundes und des Deutschen Tierschutzbundes
Landestierschutzverband Niedersachsen wieder eine landesweite
Katzenkastrations-Aktion in Niedersachsen statt. Ab heute können
Tierschutzvereine, Tierheime und Betreuer von Futterstellen erneut alle
Katzen, denen kein Besitzer zugeordnet werden kann, kostenlos von einem
Tierarzt kastrieren lassen. Die Katzen werden zusätzlich mit einem
Transponder gekennzeichnet und bei FINDEFIX, dem Haustierregister des
Deutschen Tierschutzbundes, registriert, um sie zukünftig identifizieren zu
können. Die Aktion läuft bis zum 20. Dezember.

"Etwa zwei Millionen Straßenkatzen gibt es in Deutschland, rund 200.000
sind es in Niedersachsen. Sie stammen von unkastrierten Freigänger-Katzen
aus Privathaushalten ab und müssen jeden Tag einen harten Kampf ums
Überleben führen", sagt Dieter Ruhnke, Vorsitzender des
Landestierschutz-verbandes Niedersachsen. "Nur die Kastration kann diesen
Teufelskreis durchbrechen und das Katzenleid beenden. Deshalb appellieren
wir auch an alle Katzenbesitzer, ihre Tiere kastrieren zu lassen." Thomas
Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes, ergänzt: "In
Niedersachsen haben bisher rund 350 Kommunen ein Kastrationsgebot erlassen
und gehen so mit gutem Beispiel voran. Gleichzeitig stehen Bund, Länder und
Kommunen aber auch in der finanziellen Pflicht. Dass das Land Niedersachsen
mit dem laufenden Katzenschutzprojekt diese Verantwortung wahrnimmt, ist
ein wichtiges und vorbildliches Zeichen."

Bereits zum dritten Mal seit dem Projektstart im Frühjahr 2018 führen
Tierschützer in Zusammenarbeit mit Tierärzteschaft, Land und Kommunen die
landesweiten Kastrationen durch. Etwa 5.200 Tiere konnten dadurch bisher
kastriert werden. Für die Kastrationsaktion in diesem Jahr stellen die
Landesregierung und die beteiligten Tierschutzorganisationen insgesamt
278.000 Euro bereit. Der Deutsche Tierschutzbund und sein Landesverband
Niedersachsen beteiligen sich mit jeweils 15.000 Euro. Um Katzen im
Aktionszeitraum kostenlos kastrieren zu lassen, müssen Katzenschützer sich
vorab als Teilnehmer anmelden und schriftlich bestätigen, dass es sich
nicht um in Privathaushalten lebende Tiere handelt. Nach der Kastration
werden die Tiere gekennzeichnet, registriert und wieder freigelassen.
Weitere Informationen und Voraussetzungen für die Teilnahme können auf den
Websites der niedersächsischen Tierärztekammer unter www.tknds.de und der
Landesbeauftragten für Tierschutz des Niedersächsischen Ministeriums für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz unter
www.ml.niedersachsen.de abgerufen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 4. November 2019
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MELDUNG/509: Tier des Jahres 2020 - der Maulwurf (DeWiSt)


Deutsche Wildtier Stiftung - 4. November 2019

Tier des Jahres 2020: Stollengräber aus Leidenschaft

Die Deutsche Wildtier Stiftung hat den Maulwurf zum Tier des Jahres
2020 ernannt



Schwarzer Pelz, walzenförmiger Körper, spitze Schnauze, kurzer
Schwanz, kleine Augen und breite Schaufeln: Der Maulwurf lässt sich
selten über Tage blicken. Dass er da war, verraten hoch aufgeworfene
Hügel frischer Erde. "Der Maulwurf ist ein genialer Stollengräber und
lebt vor allem unter Wiesen und Weiden sowie in unseren Gärten", sagt
Hilmar Freiherr von Münchhausen, Geschäftsführer der Deutschen
Wildtier Stiftung. "In den Städten leidet er unter der Versiegelung
des Bodens, denn Asphalt und Beton lassen sich nicht einfach
aufgraben. Auch von manch einem Gartenbesitzer, der seinen Rasen
bedroht sieht, wird ihm nachgestellt."

Die Deutsche Wildtier Stiftung ernennt den unter Naturschutz stehenden
und besonders geschützten Europäischen Maulwurf (Talpa europaea) zum
Tier des Jahres 2020, um auf den im Untergrund arbeitenden Nützling
aufmerksam zu machen. "Wir sollten den Maulwurf als unermüdlichen
Schädlingsvertilger und Mäusevertreiber viel mehr wert schätzen", sagt
Münchhausen.

Wo der Maulwurf lebt, ist das Bodenleben meist intakt. Maulwürfe
fressen Regenwürmer, Insekten, Larven und Schnecken. Wo Maulwürfe
leben, haben es Wühlmäuse schwer. Übrigens: Die Erde, die sie
aufwühlen und die von unten aus dem Erdreich stammt, ist zum Gärtnern
optimal: Sie ist unkraut- und wurzelfrei und in dem nährstoffreichen
Boden wachsen Pflanzen besonders gut. "Wer dem Maulwurf helfen will,
akzeptiert Maulwurfhaufen und setzt auf einen naturnahen Garten", so
Münchhausen.

Maulwürfe sind perfekt an ein Leben im Untergrund angepasst. Mit ihren
Sinneshaaren an der Schnauze können sie hervorragend tasten und
feinste Erderschütterungen spüren. Die lange Rüsselnase ist mit dem
für den Maulwurf typischen "Eimerschen Organ" ausgestattet, das
elektrische Reize wahrnimmt, die bei Muskelbewegungen von Beutetieren
entstehen. Zusätzlich hilft der Schwanz als "Blindenstock": Die
Schwanzlänge entspricht dem Tunnelradius und wird zum Abtasten der
Gänge eingesetzt. Mit seinem walzenförmigen Körper schiebt sich der
Maulwurf wie ein Bohrer durch die Erde. Sein Fell besitzt keinen
Strich. Deshalb kann der Maulwurf in engen Erdreich-Gängen auch
rückwärts laufen.

"Der Europäische Maulwurf ist nicht bedroht. Aber wegen seiner
ökologischen Funktion, seinen besonderen Eigenschaften und seiner
optimalen Anpassung an einen sehr speziellen Lebensraum verdient er
die Auszeichnung als Tier des Jahres", so der Geschäftsführer der
Deutschen Wildtier Stiftung. "Wir wollen mit dem Maulwurf auch
hervorheben, wie wichtig die Artenvielfalt unterhalb der Erdoberfläche
ist."

 * 

Quelle:

Deutsche Wildtier Stiftung

Pressemitteilung, 04.11.2019

Christoph-Probst-Weg 4, 20251 Hamburg
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/699: Aus einer spontanen Idee wurden 33 Jahre - Sonntagsspaziergänge an der NRW-Uranfabrik (AKU Gronau)


Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Mitglied im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Pressemitteilung, 04.11.2019

Aus einer spontanen Idee wurden 33 Jahre: Sonntagsspaziergänge an
der NRW-Uranfabrik



Rund 30 Mitglieder mehrerer Anti-Atomkraft- und Friedens-Initiativen
aus dem Münsterland, aus dem Weser-Ems-Bereich und aus Enschede (NL)
haben am Sonntag (3. November) am Jubiläums-Sonntagsspaziergang an der
bundesweit einzigen Urananreicherungsanlage (UAA) in Gronau (NRW)
teilgenommen. Damit begingen sie ein ganz besonderes Jubiläum: Schon
33 Jahre treffen sie sich ununterbrochen immer am ersten Sonntag im
Monat an der umstrittenen Atomfabrik, um ihrer Forderung nach
Stilllegung der Anlage Nachdruck zu verleihen. Der erste
Sonntagsspaziergang an der Urananreicherungsanlage fand als eher
spontane Idee Ende September 1986 im Rahmen einer Umweltwoche der
Stadt Gronau statt. 1986 hatte sich auch die Atomkatastrophe in
Tschernobyl ereignet. Im Okt. 1986 wurde kein Sonntagsspaziergang
durchgeführt und seit November 1986 hat bisher an jedem 1. Sonntag im
Monat ein Sonntagsspaziergang an der UA Gronau stattgefunden.

An dem Jubiläumsspaziergang beteiligten sich auch einige
Atomkraftgegner, die schon 1986 dabei waren. Sie zeigten sich
optimistisch, dass die Stilllegung der Urananreicherungsanlage in
absehbarer Zeit erfolgen wird. Erfreut zeigten sie sich darüber, dass
in den letzten Monaten immer wieder "junge Gesichter" für frischen
Wind beim Sonntagsspaziergang, aber auch bei anderen Aktivitäten gegen
die Uranfabrik, sorgten.

Betrieben wird die Gronauer Urananreicherungsanlage vom
Urenco-Konzern, dessen deutsche Anteile von den Energiekonzernen RWE
und E:ON gehalten werden.

Mit dem Jubiläumsspaziergang wurde die Forderung nach sofortiger
Stilllegung der Urananreicherungsanlagen in Gronau und Almelo (NL),
sowie aller Atomkraftwerke und Atomanlagen weltweit, bekräftigt.
Gleichzeitig richtete sich die Aktion gegen die Uran- und
Atommülltransporte, die mit dem Betrieb der AKW und Atomfabriken
verbunden sind.

Gronauer Sonntagsspaziergang:

Eine
der ältesten Protestaktionen der bundesweiten Anti-Atomkraft-Bewegung


Die monatlich stattfindenden Sonntagsspaziergänge an der Gronauer
Urananreicherungsanlage zählen zu den bundesweit ältesten und
kontinuierlichsten Protestaktionen der bundesweiten
Anti-Atomkraft-Bewegung. Und so werden sich traditionell am 1.
Dezember auch wieder Anti-Atomkraft-Initiativen zum
Nikolaus-Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage
treffen.

Unterstützt werden die Aktionen gegen die Urananreicherungsanlage
immer wieder u. a. vom Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, vom AKU
Schüttorf, von der Bürgerinitiative "Kein Atomüll in Ahaus", von der
Intitiative SOFA Münster (Sofortiger Atomausstieg), vom Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen, von Enschede voor vrede, von der
NRW-Landeskonferenz gegen Atomanlagen, vom Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), von der Deutschen
Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen und von der
DeutschenSektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges/Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW).

Weitere Informationen zum Themenkomplex Urenco und

Urananreicherungsanlagen:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

http://urantransport.de

http://www.enschedevoorvrede.nl

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.11.2019

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

weitergeleitet von:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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VERBAND/638: Stoppt den Artenverlust - NABU lud zum zweiten NRW-Naturschutztag nach Bonn (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 2. November 2019

NABU lud zum zweiten NRW-Naturschutztag nach Bonn

Naderer: Schutz der Biodiversität ist eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe / Zielgerichtete Fördermittel, besserer Schutz für
Naturschutzgebiete, eine Wende in der Agrarpolitik und die
Verantwortung jedes Einzelnen sind notwendig, um den weiteren
Artenverlust zu stoppen



Düsseldorf/Bonn - Unter dem Motto 'Stoppt den Artenverlust' lud der
NABU NRW am 2. November zum 2. NRW-Naturschutztag in das Zoologische
Forschungsmuseum Alexander Koenig nach Bonn. Rund 150 Teilnehmer
diskutierten mit Vertreterinnen und Vertretern des amtlichen und
ehrenamtlichen Naturschutzes, der Politik, der Wissenschaft sowie der
Zivilgesellschaft in NRW über Ideen, Projekte und zukunftsfähige
Strategien zum Erhalt der heimischen Artenvielfalt. "Ebenso wie der
Klimawandel und seine Bewältigung sei der Schutz der biologischen
Vielfalt eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe", sagte die
NABU-Landesvorsitzende Dr. Heide Naderer zur Eröffnung der Tagung.
Genauso wie die Landes- und Bundesregierung oder die EU sei jeder
Bürger gefordert, sich stärker als bisher dafür zu engagieren.

Gerade die nordrhein-westfälische Landesregierung setze aber derzeit
völlig falsche Signale. Ein Landesentwicklungsplan (LEP), der rein
ökonomische Interessen bedient, ein Landeshaushaltsentwurf für 2020,
der den Natur- und Umweltschutz faktisch demontiert und Regionalpläne,
die die Fehlentwicklung des LEP auf kommunaler Ebene fortschreiben.
"Es scheint schlicht am politischen Willen zu fehlen, mit dem Wissen
um die Bedrohung unserer Lebensgrundlagen gegenzusteuern. Der
derzeitige Schutz für Natur und Umwelt auf dem Papier reicht nicht
aus", so Naderer weiter. Hier werde der NABU sich weiter für
politische Rahmenbedingungen stark machen, die für ein
zukunftsweisendes, nachhaltiges NRW stehen. Die Landesregierung müsse
ihrer Verantwortung für den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen
endlich gerecht werden.

Fast 50 Prozent der NRW-Landesfläche wird landwirtschaftlich genutzt.
Ursprünglich eine der artenreichsten Lebensräume unserer
Kulturlandschaft, sind viele Arten der Feldflur stark zurückgegangen
und akut vom Aussterben bedroht. "Nur wenn es gelingt, zielgerichtet
Fördermittel mit einem besonderen Fokus auf Schutzgebiete und deren
Pufferzonen sowie einen landesweit funktionierenden Biotopverbund
einzusetzen, kann der Negativtrend gestoppt werden", sagte die
NABU-Landeschefin. Man müsse jetzt handeln

Auch im Siedlungsbereich bleibe genug zu tun. Kommunen aber auch
Bürger seien gefragt, sich stärker als bisher für den Erhalt der
Artenvielfalt einzusetzen. Besonders Städte hätten sich in den letzten
Jahrzehnten immer mehr zu Rückzugsorten für zahlreiche Tier- und
Pflanzenarten entwickelt. Um die Artenvielfalt hier zu erhalten, müsse
der Einsatz von Pestiziden in öffentlichen Grünanlagen und in privaten
Gärten verboten werden. Kommunen, Verbände, Unternehmen und Behörden
müssten Straßenränder, Böschungen und Gräben naturschonend pflegen,
und die `Gärten des Grauens` müssten in Neubaugebieten verboten
werden. In bereits bebauten Bereichen sollten unter anderem Anreize
für eine Entsiegelung der Flächen geschaffen werden. Auch die meisten
Gebäude selbst ließen sich unter Artenschutzaspekten optimieren.

Der NABU Nordrhein-Westfalen setzt mit dem diesjährigen
NRW-Naturschutztag seine 2018 gestartete Veranstaltungsreihe zu
wechselnden Schwerpunktthemen und in wechselnden Regionen
Nordrhein-Westfalens fort. Das ausführliche Programm der diesjährigen
Tagung ist unter 

https://nrw.nabu.de/NRW-Naturschutztag/ nachzulesen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 62/2019, 02.11.2019

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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MELDUNG/179: Frühwarnung - Physiker aus Gießen, Potsdam und Tel Aviv prognostizieren "El Niño" für 2020 (PIK)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 4. November 2019

Gemeinsame Pressemitteilung der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU)
und des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK)


Frühwarnung: Physiker aus Gießen, Potsdam und Tel Aviv prognostizieren
"El Niño" für 2020



Das folgenreiche Wetterphänomen "El Niño" könnte schon bald erneut in
der Pazifikregion auftreten. Forscher der Justus-Liebig-Universität
Gießen (JLU), des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK) und
der Bar-Ilan Universität in Ramat Gan, Israel, gehen gemeinsam davon
aus, dass es zum Jahresende 2020 wahrscheinlich wieder einen "El Niño"
geben wird. Die üblicherweise verwendeten Vorhersage-Modelle sehen
dafür noch keine Anzeichen. Die bahnbrechend frühzeitige Prognose
basiert auf einem von den Forschern entwickelten neuartigen
Algorithmus, der auf einer Netzwerk-Analyse der Lufttemperaturen im
Pazifikraum beruht und bereits die beiden letzten "El-Niño"-Ereignisse
mehr als ein Jahr im Voraus korrekt prognostizierte. Solche
langfristigen Vorhersagen können z.B. Bauern in Brasilien, Australien
oder Indien helfen, sich vorzubereiten und die Aussaat entsprechend
anzupassen.

"Die konventionellen Methoden sind nicht zu einer verlässlichen 'El
Niño'-Prognose mehr als sechs Monate im Voraus in der Lage. Mit
unserer Methode haben wir die bisherige Vorwarnzeit in etwa
verdoppelt", betont JLU-Physiker Prof. Dr. Armin Bunde, der gemeinsam
mit seinem ehemaligen Doktoranden Dr. Josef Ludescher die Entwicklung
des Algorithmus initiiert hatte. Prof. Dr. Hans Joachim Schellnhuber,
Direktor Emeritus des PIK, erklärt: "Diese geschickte Kombination aus
Messwerten und Mathematik ermöglicht uns einzigartige Einsichten - und
diese stellen wir den betroffenen Menschen zur Verfügung." Er weist
darauf hin, dass auch die neue Methode selbstverständlich keine
hundertprozentige Sicherheit bietet: "Die Wahrscheinlichkeit, dass 'El
Niño' 2020 kommt, liegt bei etwa 80 Prozent. Aber das ist ziemlich
signifikant."

Wahrscheinlichkeit liegt bei 80 Prozent

Josef Ludescher, der mittlerweile am PIK tätig ist, betont: "Auch das
Ausbleiben eines weiteren 'El Niño' in 2019 wurde von uns bereits Ende
letzten Jahres vorhergesagt. Erst seit Juli stimmen die offiziellen
Prognosen unserer Vorhersage zu." Das Team ist derzeit dabei, den
Algorithmus zu erweitern, um künftig auch Aussagen über die Stärke und
Länge des Wetterphänomens treffen zu können.

Mit einer Vorwarnzeit von bislang höchstens einem halben Jahr sind die
Menschen in den Tropen und Subtropen in unregelmäßigen Abständen um
die Weihnachtszeit herum schlecht vorbereitet mit den verheerenden
Folgen von "El Niño" (spanisch für "das Christkind") konfrontiert -
leere Fischernetze und sturzbachartige Regenfälle in Peru sowie
ausgedehnte Dürreperioden in Teilen Südamerikas, Indonesiens,
Australiens und Afrikas. Darüber hinaus kann es über dem indischen
Subkontinent zu einer Änderung des Monsunverlaufs und in Kalifornien
zu mehr Niederschlägen kommen.

Von Peru bis Australien: Leere Fischernetze, Dürren, Regenfluten


Die Forscher nutzen für ihre Untersuchungen ein Netzwerk aus
atmosphärischen Temperaturdaten im tropischen Pazifik, das aus 14
Gitterpunkten im äquatorialen "El Niño"-Kerngebiet und 193 Punkten im
Pazifikraum außerhalb dieses Kerngebietes besteht. Die Physiker hatten
herausgefunden, dass schon im Jahr vor dem Ausbruch eines "El Niño"
die Fernwirkung zwischen den Lufttemperaturen inner- und außerhalb des
Kerngebiets deutlich stärker wird. Insbesondere diesen Effekt nutzten
sie für die Optimierung ihres Prognose-Algorithmus.

Die Entdeckung der neuen Methode wurde erstmals im Sommer 2013 in
einem Artikel der renommierten "Proceedings of the National Academy of
Sciences" publiziert. Für die Untersuchungen standen den Forschern
zuverlässige Daten aus dem Zeitraum zwischen Anfang 1950 und Ende 2011
zur Verfügung. Der Zeitabschnitt zwischen 1950 und 1980 diente ihnen
als Lernphase für die Bestimmung der Alarmschwellen. Mithilfe dieses
Algorithmus konnten dann die "El Niño"-Ereignisse in der Zeit danach
prognostiziert und mit den tatsächlichen Ereignissen verglichen
werden. In 80 Prozent der Fälle war der Alarm korrekt und das "El
Niño"-Ereignis konnte zutreffend bereits im Jahr zuvor vorhergesagt
werden.

Artikel: 

Josef Ludescher, Armin Bunde, Shlomo Havlin, Hans Joachim Schellnhuber
(2019): Very early warning signal for El Niño in 2020 with a 4 in 5
likelihood. arXiv:1910.14642

Weblink zum Artikel: https://arxiv.org/abs/1910.14642

Wer wir sind: 

Das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK) ist eines der
weltweit führenden Institute in der Forschung zu globalem Wandel,
Klimawirkung und nachhaltiger Entwicklung. Natur- und
Sozialwissenschaftler erarbeiten hier interdisziplinäre Einsichten,
welche wiederum eine robuste Grundlage für Entscheidungen in Politik,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft darstellen. Das PIK ist ein Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft.

 * 

Quelle:

PIK-Pressemitteilung, 04.11.2019

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Internet: http://www.pik-potsdam.de

Twitter: @PIK_Klima
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KLIMA/724: Land unter - Fluchtdesaster ... (SB)




Die bisherigen Berechnungen zum globalen Meeresspiegelanstieg sind
viel zu konservativ. Bis 2050 werden voraussichtlich 300 Millionen
Menschen ihre Heimat verlieren, weil diese vom Meer überschwemmt
wird. Allein dieser Klimaeffekt, der nur einer von vielen ist, die in
den nächsten Jahren zeitgleich eintreten, wird insbesondere in
Südostasien Flüchtlingsströme riesigen Ausmaßes und in Folge davon
soziale Unruhen auslösen. Die "Fuck-you-Greta"-Fraktion mag
verbalaggressiv gegen die Unruhestifterin vorgehen, den Kopf in den
Sand stecken oder versuchen, die Warnungen der schwedischen
Klimaaktivistin und Initiatorin der weltweiten
Fridays-for-Future-Bewegung Greta Thunberg als Alarmismus abzutun,
das alles wird nichts nutzen. Die Entwicklungen in den Natursystemen
sind angelaufen, und von den sozioökonomischen Folgen werden auch
Wohlstandsregionen wie Deutschland betroffen sein.

Die Frage, wie viele Menschen vertrieben werden, wenn der
Meeresspiegel steigt, hängt von verschiedenen Faktoren ab, unter
anderem von der Geschwindigkeit des Anstiegs und der Höhe der
Küsten. Man sollte meinen, daß letzteres längst geklärt ist, aber das
trifft nicht zu. Die Höhe der Küsten wurde für viele Weltregionen
hauptsächlich per Radar ermittelt, was jedoch zu einer deutlichen
Überhöhung geführt hat. Das berichten Scott A. Kulp und Benjamin H.
Strauss von der Wissenschaftsorganisation Climate Central im
peer-reviewten Journal Nature Communications. [1]

Im 20. Jahrhundert ist der Meeresspiegel weltweit um 11 - 16
Zentimeter gestiegen. Gegen Ende dieses Jahrhunderts wird er selbst
dann noch um weitere 50 Zentimeter höher sein, sollte die Menschheit
ihre Treibhausgasemissionen drastisch reduzieren. Das tut sie
allerdings nicht, und so muß man zur Zeit davon ausgehen, daß der
Meeresspiegel im Jahr 2100 um mehr als zwei Meter höher liegt als
heute. Inselstaaten wie die Malediven, Marshall-Inseln, Tuvalu und
Kiribati werden im Meer versinken, auch weite Teile der heutigen
Landfläche Bangladeschs werden sich in Meeresboden verwandeln.

Das ist hinlänglich bekannt und vielfach beschrieben. Doch Climate
Central hat sich die Frage gestellt, wie viele Menschen davon
betroffen sind und ihre Heimat verlieren. Laut den Neuberechnungen
ist die zu erwartende Zahl der Flüchtenden dreimal so hoch, wie
bislang angenommen.

Die Küsten der Vereinigten Staaten, großer Gebiete Europas und
Australiens wurden relativ genau mittels des laserbasierten Systems
LIDAR ausgemessen. Für die meisten übrigen Küstenstreifen jedoch
liegen nur Daten des Radarsystems SRTM (Shuttle Radar Topography
Mission) vor. Die Radarstrahlen haben die Eigenschaft, daß sie von
der obersten Schicht der Vegetation sowie von den Hausdächern
reflektiert werden und nicht in jedem Fall die Oberfläche der Küsten
abbilden. Der Unterschied ist natürlich gravierend, denn dadurch
entsteht eine systematische Überhöhung. Das gilt vor allem für
Südostasien, wo sehr viele Menschen ihre Häuser unmittelbar an die
Küste gebaut haben. In flachen Küstengebieten könne ein einziges
außergewöhnlich hohes Gebäude zu einer Fehleinschätzung der
Küstenhöhe von 20 Metern führen, heißt es in der Studie.

Für die Frage, wie viele Menschen von Überschwemmungen bedroht sind,
ist es nicht entscheidend, wie hoch sie gebaut haben, sondern wie
weit über dem Meer die Basis ihrer Gebäude liegt. Die SRTM-Daten
zeigen ein geschöntes Bild. Sich darüber im klaren zu sein, ist
selbstverständlich wichtig für Regierungen und zukünftige Planungen.
Deshalb hat Climate Central das Programm CoastalDEM (Digital
Elevation Model) entwickelt, mit dem der systematische Fehler nicht
vollständig, aber weitgehend herausgerechnet werden kann und eine
größere Annäherung an die Realität erreicht wird.

Den Neuberechnungen zufolge wird bis zum Jahr 2050 eine Landfläche,
auf der heute 300 Mio. Menschen leben, von Überschwemmungen betroffen
sein. Bis Ende des Jahrhunderts wird das Land von 200 Mio. Menschen
dauerhaft unterhalb der Hochwasserlinie liegen - heute sind es 110
Mio. Menschen. Gegenwärtig werden die meisten von ihnen durch Deiche
oder andere Küstenschutzmaßnahmen vor dem Meer geschützt. Ob diese
Einrichtungen genügen, wenn das Wasser weiter steigt, ist fraglich.
Rund 75 Prozent von Überschwemmungen bedrohten Menschen leben in
China, Bangladesch, Indien, Vietnam, Indonesien und Thailand. Auch
Brasilien, Ägypten, Nigeria und das Vereinigte Königreich wird Land
ans Meer abgeben müssen, sollten keine Schutzmaßnahmen ergriffen
werden.

Alles in allem, so schreiben die Autoren von Climate Central, werden
am Ende dieses Jahrhunderts 640 Mio. Menschen entweder von
regelmäßigen oder dauerhaften Überschwemmungen betroffen sein. Dabei
haben die Autoren für die Annahme des Meeresspiegelanstiegs ein
mittleres Szenario gewählt. Das bedeutet, daß ihre Einschätzung sehr
konservativ ist, mehren sich doch gerade in den letzten Jahren die
Hinweise, daß das Meer schneller steigen könnte als gedacht. Das
liegt zum einen an den beträchtlichen Massenverlusten des
grönländischen Eispanzers, der in den letzten beiden Jahren besonders
hohen Temperaturen ausgesetzt war und an dessen Gletscherzungen
vergleichsweise warme Meeresströmungen angreifen, und zum anderen an
der Antarktis. Der westantarktische Eisschild hat möglicherweise
einen Kippunkt überschritten, so daß sein Verschwinden nicht mehr
gestoppt werden kann. Und das Eis der Ostantarktis galt bis vor
einigen Jahren noch als extrem stabil. Jüngere Untersuchungen zeigen
jedoch, daß auch dort stärkere Schmelzprozesse eingesetzt haben.

In den letzten zehn, fünfzehn Jahren hat sich der real gemessene
Meeresspiegelanstieg entlang der vom Weltklimarat angenommenen
Maximalwerte bewegt. Da hierzu noch größere Unsicherheiten in der
Forschung bestehen, haben sich die Forscher von Climate Central, wie
gesagt, für ein mittleres Szenario, fachsprachlich Representative
Concentration Pathway (RCP) 4.5 genannt, entschieden. Dieses
unterstellt, daß die Staatengemeinschaft das 2015 beschlossene
Übereinkommen von Paris einhält. Das ist ziemlich optimistisch, denn
nicht einmal die nationalen Zusagen aus jenem Übereinkommen genügen,
um die Vereinbarung, die globale Durchschnittstemperatur auf deutlich
unter zwei Grad, möglichst 1,5 Grad gegenüber der vorindustriellen
Zeit zu halten, zu erfüllen.

Doch selbst von jenen unzureichenden nationalen Zusagen sind viele
Staaten noch weit entfernt, so daß voraussichtlich im Laufe dieses
Jahrhunderts der Kampf um Ressourcen und Territorien sowohl zwischen
den Staaten als auch innerhalb der Staaten zugespitzt wird. Denn wenn
immer mehr Menschen auf einer immer kleineren Fläche leben müssen,
Siedlungs- und Bewirtschaftungsflächen verschwinden und die
Häufigkeit und Intensität von Naturkatastrophen (Dürren, Stürmen,
Hitzewellen, Überschwemmungen, etc.) anwachsen, so daß sich Hunger
und Mangelernährung ausbreiten, dürfte eine Abkehr von der bisher
bevorzugten Überlebensratio, bei der die eigenen Vorteile stets zu
Lasten des anderen errungen werden, schwerer fallen als unter den
heutigen gesellschaftlichen Verhältnissen.


Fußnote:

[1] https://www.nature.com/articles/s41467-019-12808-z

4. November 2019
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KINO/5746: Hanau - "Ich war noch niemals in New York" im Kino-Erzählcafé, 25.11.+02.12.19


Stadt Hanau

Musical "Ich war noch niemals in New York" im Kino-Erzählcafé 



Das Seniorenbüro der Stadt Hanau und der Kinocenter Kinopolis zeigen
am Montag, 25. November, um 15 Uhr den Film-Musical "Ich war noch
niemals in New York" mit Heike Makatsch, Moritz Bleibtreu, Katharina
Thalbach und anderen. Der Wiederholungs-Termin ist eine Woche später
am Montag, 2. Dezember, ebenfalls um 15 Uhr.

Für die Fernsehmoderatorin Lisa Wartberg (Heike Makatsch) ist ihr
Beruf das Wichtigste im Leben. Das ändert sich allerdings, als ihre
Mutter Maria (Katharina Thalbach) nach einem Unfall ihr Gedächtnis
verliert und plötzlich nur noch eines weiß: Sie war noch niemals in
New York! Kurzentschlossen flieht die resolute Dame aus dem
Krankenhaus und schmuggelt sich als blinde Passagierin an Bord eines
Kreuzfahrtschiffs, um die Stadt, die niemals schläft, endlich hautnah
zu erleben. Ihrer Tochter bleibt nichts Anderes übrig, als sich
gemeinsam mit ihrem Maskenbildner Fred (Michael Ostrowski) auf die
Suche nach ihrer Mutter zu machen - und wird tatsächlich fündig! Das
einzige Problem an der ganzen Sache: Das Schiff legt ab, bevor Lisa
und ihr Kompagnon Maria von Bord bekommen. Es beginnt eine chaotische
Reise quer über den Atlantik, auf der Lisa nicht nur Axel (Moritz
Bleibtreu) und dessen Sohn (Marlon Schramm) kennenlernt, auch ihre
Mutter macht eine aufregende Bekanntschaft.

Im Vorfeld des Films gibt es an beiden Terminen von 13.15 bis 14.30
Uhr im Foyer des Kinopolis neben Kaffee, Tee und Kuchen zu je einem
Euro auch Zeit für Gespräche und Kennenlernen. Die ehrenamtlichen
Kinolotsen und Kinolotsinnen vom Seniorenbüro sind vor Ort und stehen
zur Unterstützung und für Fragen zur Verfügung. Die ehrenamtliche 3-D-
Gruppe des Seniorenbüros präsentiert ihre diesjährigen Arbeiten am
Infotisch.

Kinokarten für fünf Euro das Stück gibt es ab sofort im Kinopolis
Hanau (Am Steinheimer Tor 17, 63450 Hanau). Die Kasse ist täglich ab
13 Uhr und am Wochenende ab 11 Uhr besetzt. Menschen mit
Gehbehinderung mit oder ohne Rollator oder im Rollstuhl
(Rollstuhlplätze) können sich Plätze in der barrierefreien "Reihe K"
reservieren lassen. Weitere Informationen zum Kino-Erzählcafé gibt es
auch im Seniorenbüro bei Karin Dunkel (Telefon 06181/66820-50) und bei
der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Ursula Lehmann (Telefon
06181/254897).

Nach diesem Film geht das Kino-Erzählcafé (Kooperation Kinopolis und
Seniorenbüro) in die Winterpause und kommt am 24. Februar 2020 wieder.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.10.19

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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